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G e s c h ic h t lic h e  E in le itu n g .

5 1. Bis zum J th re  1789 war die Verfassung Frankreichs eine monarchische, in der 
Spitze des Staates stand der König, dessen Macht beinahe unbeschränkt war. in vielen könig
lichen Erklärungen wurde der Grundsitz vertreten, daß die Souvcränetät der Pereon des 
Königs allein gehöre. Es ist zwar richtig, daß die Erlasse des Königs erst dann Geltung 
gewannen, wenn eie von den Gerichtshöfen, „Parlement?“ genannt, registriert worden, doch 
konnte der König, falls dio Parlamente sich weigerten, ein (Jesetz tu registrieren, sie dam 
durch ein .,lit de justice1' iköniglichc Parlamentesitzung) oder durch eine Je tt« *  de jussion“ 
(Kabmcisordre) zwingen. Es darf demnach wohl behauptet werden, daß in den Hinden des 
Königs sowohl die vollziehende wie die gesetzgebende Gewalt ruhten.

Das Volk war in drei Stände geteilt: den Klerus, den Adel, das heißt .diejenigen, die 
•ich nur die Mühe gegeben hatten, geboren zu werden“, und den dritten Stand, der .nichts 
war, alles werden sollte und etwas sein wollte“-

Die Abgaben an den Staat waren sehr bedeutend, und es war der minder bemittelte 
Stand, der „Tiere état“, der den größten Teil davon beiahlte. Vor allem gab es die „taille“, 
d. h. die direkte Grundsteuer, die auf dem dritten Stande allein lastete, dann die .capitation* 
oder Kopfsteuer, wovon der Klerus befreit war und die vom Adel nur teilweise bezahlt 
wurde, und schließlich die Einkommensteuer, die ein Zehntel de« Einkommens betrag und 
rnn allen gleich getragen werden mußte. Hierzu kamen noch die sehr zahlreichen indirekten 
Steuern, abgesehen sowohl von den verschiedenen feudalen Abgaben, zu denen der Bauer 
verpflichtet war, wie von der „Dirno“ (dem Zehnten', deren Ertrag dem Klenis zugute kam. 
Nichtbesser war die Lage der Stadtbewohner. Die Handelsfreiheit war durch innere Zölle und 
Abgaben eingeschränkt, gleich wie die Freiheit der Arbeit; in jedem Zweige bildeten die Meister 
mit ihren Gesellen und Lehrlingen eine geschlossene Zunft, und nur Mitglieder derselben durften 
das betreffende Handwerk ausfiben. Um als Lehrling aufgenommen zu werden, mußte man eine 
bedeutende Summe bezahlen; die Lehrlingszeit dauerte öfters sieben Jahre; eine lange Gesellen
zeit folgte, und die Erwerbung des Meistertitels war mit schweren Geldopfera und Ablegung 
einer Prüfung vor einer aus Meistern bestehenden Kommission verknöpft; dabei mußte ein 
sogenanntes Meisterstück ausgeführt werden. Die Söhne von Meistern erbten den Stand ihrer 
\ä ter, indem sie eine lächerlich leichte Prüfung zu beetehen hatten.

Ale Haupteinrichtung der Justiz funktionierten das Pariser Parlament und neben ihm 
noch zwölf Parlamente in der Provinz. Den Parlamenten untergeordnet waren in kleineren 
Städten die Präsidialgerichte „■ présidiaui )“, und dieVerwaltungsbeamten, dieBaillis und Sénéchaux, 
die eine gewisse gerichtliche Macht besaßen. Das Straf recht war außerordentlich streng, die 
Strafen geradezu barbarisch und oft dem Verbrechen gänzlich unangemessen. Außerdem ge
stattete das Gesetz die Folterung beim Verhör, um den Beschuldigten zum Geständnis zu 
zwingen, sogar um den bereits zum Tode Verurteilten zur Namensnennung seiner Komplizen 
zu bringen.

Persönliche Freiheit gab es überhaupt nicht, jeder konnte ohne jegliche Gerichtsver
handlung vom König oder seinen Ministem eingekerkert werden.

Ke schien unumgänglich, diese kunen Worte über das ancien régime zu sagen; sie sollen 
dazu beitragen, die Krisen in der Geschichte des französischen Verfaesungsrechts, die ein 
Jahrhundert dauerten, bevor sie zu dem jetzigen freiheitlichen Zustand führten, verständlicher 
zu machen.



Während der zweiten Hälfte dee XVIII. Jahrhundert» batten sich fortschrittliche Ideen 
mit einer ungeheuren Schnelligkeit in Frankreich verbreitet, vor allem dank der Sdirifteu 
von Philosophen, wie Montesquieu, Voltaire, Rousseau, Diderot und der sogenannten .écoro  
mistee“, die staatlichen Einrichtungen aber waren dieselben geblieben. Diese Diskrepanz 
»wischen den Einrichtungen und der öffentlichen Stimmung war es, die die Revolution her- 
beifübrte. Die Gencralstände waren seit dem Jahre 16U nicht mehr berufen worden; al« 
sic im Jahre iS9 zusammentraten, war ihn* wirkliche Aufgabe, eine V erfaseuLg auszuarbeiten, 
obwohl der Grand, der die Berufung der Versammlung Ы-stimmt hatte, die Notwendigkeit 
war, finanzielle Mißstinde zu ordnen. Am IT. Jnni ITS!) erklärten die Genera Istände eine 
Nationalversammlung (assemblée natiouale) zu sein, .die Sprecherin de* Volkswillens um an 
dem gemeinsamen Werke der nationalen Wiederheretellnng, der Auferstehung Frankreichs zu 
arbeiten“. Am 20. Juni schwuren die Abgeordneten im Ballspielhius (, serment du Jen de 
paame-) nicht auscinandenngchen, bevor Frankreich eine Verfassung eriangt habe.

Im folgenden werden wir eine Übersicht der Verfassungen geben, die bis zu der zur 
Zeit geltenden, im Jahre 1S75 eingeführten, in Frankreich aufeinander gefolgt sind.

§ 2. Ko.arehteehe Verfassen* vom 3 -1 4 . September 1791. -  Sofort nach Zusammen
tritt der Versammlung der (iene;alstände im Jahre lTftü entstand eine wichtige Frage. Sie 
betraf die Abstimmung. Sollte jeder Stand oder jeder Abgeordnete für sich stimmen? Der 
dritte Sund bestand auf der letzteren Art, denn es war klar, daß bei der Abstimmung der 
Stände im ganzen der Add und der Klerus eich zueammenfmden würden, am die Refonn- 
vorscblüge de* dritten Standes mit ihren zwei Stimmen gegen seine eine zu bekämpfen. Dagegen 
konnte der dritte Stand bei einem Abetimmungsniodus, bei welchem der einzelne Abgeordnete 
seine Stimme abgab, wohl auf den Sieg rechnen: die Zahl seiner Mitglieder war derjenigen 
der Mitglieder der beiden anderen Stände gleich, und es schien auch möglich, daß dieser oder 
jener aus den privilegierten Ständen ein Freund der Reformen sein könnte. Nach ziemlich 
langem Widerstand befahl der König am 27. Juni Kvi. daß jeder Abgeordnete einzeln zu 
stimmen hatte. In der berühmten Nacht vom 4. August legten der Adel und der Klenu ihre 
Privilegien nieder und verlangten in das allgemeine Recht eingcsehlossen zu werden Unter 
de»en ernannte die Nationalversammlung einen Ausschuß für die Ausarbatung einer Ver- 
fassong, die am 3. September 1T91 angenommen wurde. Am 13. gab der König geiae Zu
stimmung und am 14. wurde der feierliche Kid geleistet.

Diese Verfassung, die mit einer Erklärung der Menschenrechte anfing, setzte eine kon 
»tituüonellc Monarchie fest und trennte in scharfer Weise die gesetzgebende Gewalt von der 
vollziehenden.

Die gesetzgebende Gewalt wurde einer einzigen Kammer, der .Assemblée Nationale 
legislative', anvertraut, die aus 745 Mitgliedern bestand. Die Abgeordneten sollten bei einem 
beschrankten zweistufigen System auf zwei Jahre gewählt werdeu.

Nur die sogenannten „Aktivbürger durften wählon. Aktiv waren alle männlichen 
Franzosen die das fünfundzwanzigste Lebensjahr überschritten hatten, seit mindestens einem 
Jahre m ihrem Wohnorte ansassig und in die Linen der Nationalgarde eingetragen waren, 
eine direkte Steuer in der Hohe von einem dreitägigen Arbeitslohn zahlton, nicht zum dienenden 
Stande gehörten und den bürgerlichen Eid geleistet hatten.

Die Passivbürger genossen bloli ihre bürgerlichen und persönlichen Rwhte
Die Aktivbürger versammelten sich in sogenannten .assemblée* primaires- und wählten 

einen Mann für jedm Hundert: der Gewählte mutte über ein Einkommen in der Höhe de«

v e r fü g  * ArboiWa*e ,auf (W  “ I "  zweihundert (in den Städten)

n ! î ;gier,0n ,,icli1en Wähk’r u"d ibnen lag es ob, die Abgeordneten zur
Kammer zu wählen, sowie deren Stellvertreter (einen Stellvertreter für je drei Abgeordnete) 
Jeder akti\e Burger konnte Mitglied der gesetzgebenden Kammer werden

V ,™ ,,„ U P » , r a  folgendermaßju *  ,1™ «

211 Mahleu wurden auf Grund der Departcments-Einteilune des Land™ Гл „ мл
. ІМ„  лкдаы ,



249 waren von der Bevölkerung abhängig gemacht. Die Gesamtheit der Aktiv
bürger war in 249 Gnippen geteilt, und jedes Departement wählte so viele Abgeordnete, wie 
es solche Gruppen hatte.

244 standen im Zusammenhang mit der direkten Besteuerung. Da* Ergebnis der Be
steuerung wurde gleichfalls in 249 Teile geteilt und jedes Departement besafi das Recht, so 
viele Abgeordnete zu wühlen, wie es solche Teile zählte.

Die auf diese Weise beschickte Kammer besaß das Kecht der Initiative zur Gesetz
gebung; sie be*chloö über die Einnahmen und die Besteuerung; ihr kam es zu, nach Kennt
nisnahme der königlichen Vorschläge, über Krieg and Frieden zu entscheiden.

Die vollziehende Gewalt befand sich in den Händen des König«; die Königskrono wurde 
nach ihm seinem Erstgeborenen zuteil; der König besaß kein Recht der Initiative; er durfte 
seine Minister nicht unter den Abgeordneten wählen, dafür waren diese vor der Kammer auch 
nicht verantwortlich, sondern nur dem König gegenüber, der sie nach Gutdünken ernennen 
und entlassen kounte. Doch durften die Minister die Kammer besuchen nnd dort das Wort 
ergreifen.

Die gesetzgebende Gewalt der Kammer war durch das Vetorecht des Königs einge
schränkt Jedes Gesetz bedurfte, um gültig zu sein, der königlichen Zustimmung. Falls der 
König sein Veto einlegte, durfte ihm die Vorlage eret nach zwei Jahren wieder unterbreitet 
werden, gab er da wieder seine Znstimmnng nicht, so mußte nochmals zwei Jahre gewartet 
werden; danach trat das Gesetz in Kraft, selbst wenn der König in seinem Widerstand 
beharrte.

Wae die richterliche Gewalt in geht, so war sie scharf von der gesetzgebenden und der 
vollziehenden getrennt. Sie wurde umsonst von Richtern a us geübt, welche vom Volke auf eine 
gewisse Zeitdauer gewählt und vom König bestätigt werden mußten. Zivilrechtliche Sichen 
wurden von Amtsrichtern entschieden und strafrechtliche kamen vor ein Schwurgericht, ein 
Kassationshof überwachte die richtige Handhabung des Rechts durch Nichtigkeitserklärung 
der ungesetzlichen Entscheidungen. Schließlich existierte ein Oberster Gerichtshof, aas einer 
hohen Jury und den Mitgliedern des Kassatioushofs bestehend; seine Aufgabe war, die Ver
gehen der Minister und die staatsgefährlichen Verbrechen, über welche dio Kammer die Klage 
zu erbeben hatte, zu richten.

§ 5. Die Verfassung тот 34. Jnnl 1758. — Die „gesetzgebende Versammlung1 tagte 
weniger als ein Jahr. Zu :hren letzten Beschlüssen gehört die Amtsentsetzung des Königs und 
die Einberufung einer neuen Volksvertretung auf den 21. September, 171*2 der „Convention 
nationale*, welche nach dem System der Verfassung von 1791 gewählt wurde. Am ersten 
Гарс ihrer Tätigkeit stimmte der Konvent für die Vernichtung des Königtums und erklärte 
Frankreich für eine Republik.

Er führte den Prozeß gegen Ludwig XVI., welcher am 21. Januar 1793 hingerichtet wurde. 
Im Innen des Konvent wütete der Zwist zwischen den Parteien der Girondins und der 
Montagnards. Ein trauriges Denkmal der Zeit ist die Kommission der öffentlichen Wohl
fahrt (comité de salut publici geblieben, welcher es u. a. auch oblag, eine neue Verfassung 
ausznarbeiten ; Ih'rault de Sechelles war es, der diese am 24. Juni 1793 angenommene Ver
fassung redigierte.

Vor allem führte die neue Verfassung das allgemeine Wahlrecht ein und wurde selbst 
einem Referendum seitens des Volkes unterbreitet: das Ergebnis war eine starke Mehrheit, 
f’brigens wurde diese Verfassung niemais tatsächlich eingeführt.

Narb ihren Satzungen lag die gesetzgebende (Jewalt in den Händen einer jährlich zu 
erneuernden Kammer, deren Mitglieder aus allgemeinen und direkten Wahlen hervorgingen, 
je ein Abgeordneter auf Ooo Einwohner. Jeder Franzose, der das 21. Lebensjahr über
schritten hatte und seit eir.cn halben Jahrr ;r. seinem Wohnorte ansässig war, war wahlbe
rechtigt, bildete er doch einen Teil des .Souveräns- (des Yolksi.

Die gesetzgebende Gewalt äußerte sich entweder in Verordnungen idt'crétsi o<ier in Gesetzen. 
Die Verordnungen, die minder wichtige Gegenstände berührten, waren eo ipso rechtsgültig; die 
(»esetze dagegen, die eine größere Bedeutung hatten, sollten von den Bürgern selbst gebilligt 
werden. Sic wurden von der Kammer an alle französische Gemeinden versandt Falls im



Laufe der nächsten 40 Tige kein Einspruch seitens mindestens eines Zehntels der .aa&embk'es 
primairee1 von der Hälfte der Departements plus eins erhoben worden war, trat das Gesetz 
in Kraft Sonst sollten die ,.assemblée primaires^ selbst über die Frage entscheiden.

Die vollziehende Gewalt war einem Kollegium von 24 Mitgliedern anvertraut, die aas 
zweistufigen Wahlen hervorgingen. Die „assemblées primaire«* entsandten Wähler, welche 
eine gewisse Zahl von Kandidaten ernannten, und aus den letzteren wählte die gesetzgebende 
Kammer Î4 Minner. Dieses Kollegium (Conseil exécutif) war mit der allgemeinen Verwaltung 
und der Ausführung von (îesetzen und Verordnungen beauftragt ; außerdem ernannte es die 
Generäle, die Minister wie auch verschiedene höhere Beamte; ihm lag ce auch ob, deren 
Titigkeit unter eigner Verantwortlichkeit zu überwachen Jedes Jahr mußte die Hälfte de* 
„Сопміі exécutif1* erneuert werden.

Diese Verfassung, welche „den Zweck der Gesellschaft im Glücke der Gesamtheit* 
erblickte, erklärte „das Eigentum jede* Menschen für das Ergebnis seiner Arbeite Ee hieß 
auch, „die öffentliche Hilfe ist eine heilige Pflicht Die Gesellschaft ist verpflichtet, den 
unglücklichen Bürgern die Möglichkeit zu leben zu gewährleisten, indem sie ihnen Arbeit ver
schafft oder den zur Arbeit Unfähigen die Mittel zum Leben gibt“. Die Freiheit de* Wortes 
und da« Vereimmlungsrecht sollten gewährt werden.

Was die Organisation der Justiz betrifft, so sollte die bürgerliche Gerichtsbarkeit von 
jährlich zu wählenden Friedensrichtern und Schöffen ansgeübt werden. Der Kassationshof 
blieb bestehen, seine Mitglieder sollten auch jährlich gewählt werden. Die strafrechtlichen 
Sachen kamen vor das Schwurgericht, welches über Verbrechen und Strafen zu entscheiden 
hatte, aber erst nachdem die Anklage seitens eines anderen Geechworenenkollegiums erhoben 
worden war.

i  4. Directoriale Verfasseng то т  5 Frnetldor de« Jahres ПІ. — Ee wurde oben 
erwähnt, daß die Verfassung von 1793 niemals tatsächlich in Kraft getreten ist. In der Tat, 
nach dem Siege der Montagnards über die Girondine, herrschte in Frankreich die Schrcckens- 
zeit i Teneur) und das Land war der Tyrannei der Klubs, der Kommission der öffentlichen 
Wohlfahrt nnd der Pariser Kommune ausgeliefert. Nach der Stille, die der Schreckeoneit 
folgte, arbeitete der Konvent die Verfassung vom 5 Fructidor des Jah r«  III aus.

Diescfübrte wieder dasbesdiränktczweistufige Wahlrecht ein. Die ..assemblée*primaires“ 
bestanden nun aus den 21jährigen männlichen Franzosen, welche seit mindestens einem Jahre 
im Gebiete der Republik wohnten, nicht zum dienenden Stande gehörten und eine Steuer, 
deren Höhe aber nicht vom Vermögen des Betreffenden abhing, zahlten1).

Um in die Wahllisten eingetragen zu werden, mußte man lesen und schreiben können 
und irgend ein Handwerk erlernt haben.

Die Mitglieder der .assemblée* primaires'1 ernannten Wähler — einen auf zweihundert 
Bürger — welche die Abgeordneten für die gesetzgebenden Kammern zu wählen hatten; um 
Wähler werden zu können, maßte man 25 Jahre alt sein und als Eigentümer, Nießbraucher oder 
Pächter eine Habe топ bestimmter Höhe besitzen.

Die gesetzgebende Gewalt lag in den Händen zweier Kollegien: de* Rate der Fünf
hundert und de* Rats der Alten iConseil dee Anciens). Beide wurden jährlich durch par
tielle Wahlen ergänzt (zu je ein Dnttel und nach Los), so daß alle drei Jahre der persönliche 
Bestand ein neuer war.

Mitglieder de* Rates der Fünfhundert maßten das dreißigste und Mitglieder des Rates der 
Alten das vierzigste Lebensjahr überschritten haben.

Der Rat der Fünfhundert besaß das ausschließliche Recht. GesetzesantrSge zu machen, 
welche in drei Lesungen erörtert wurden; zwischen je zwei Lesungen durften nicht weniger 
als zehn Tage vergangen sein. Der Rat der Alten durfte dieee Anträge nur annehmen 
oder verwerfen, aber keine Änderungen vornehmen; erat nach seiner Zustimmung wurden 
sie zu Gesetzen.

li Jedermann, der nicht besteuert worden war, durfte sich cinstellen, um einen Betrag 
in der Hohe eines dreitägigen Arbeitslohns (auf dem Lande) freiwillig zu losten, wodurch 
er das Wahlrecht erlangte (§ 304 der Verfassung).



Dio vollziehende Gewalt war einem Direktorium von fünf Mitgliedern, vom gesetzgebenden 
Körper ernannt, anvertraut. Der Kat der Fünfhundert stellte in geheimer Abstimmnng eine 
Liste von fünfzig Kandidaten auf, ans denen der Kat der Alten, auch in ge
heimer Abstimmung, die fünf Direktoren wählte; die Mitglieder dee Direktoriums mußten 
mindestens vierzig Jahre aJt sein; alle Jahre schied einer sus. Das Direktorium war beratunge- 
fähig bei Anwesenheit von drei Mitgliedern ; es hatte die Minister zu ernennen. Weder die 
Direktoren noch die Minister durften den Kammern angehören oder deren Sitzungen bei
wohnen.

Pie Organisation der Justiz war folgende: in jedem Kreise wurde ein Friedensrichter 
sowie seine Beisitzer, auf zwei Jahre gewählt Ein Zivilstericht tagte in jedem Departement 
bestehend aus zwanzig Mitgliedern and fünf Beisitzern, auf fünf Jahre gewählt; die staatliche 
Gewalt vertrat ein Kommissar mit seinem Gehilfen. Sonderbarerweise sollte an keinen richtigen 
Kassationshof appelliert werden, sondera an eins der drei benachbarten Zivilgerichtc. Jeder 
dreißigjährige Bürger durfte zum Richter ernannt werden. An die Zivilgerichte wurde über 
die Entscheidungen von Schöffen-, Friedens- und Handelsgerichten appelliert.

Strafen bis za dreitägiger Baft oder entsprechender Geldbuße worden vom Friedens
richter verhängt; Gefängnisstrafe bis zu zwei Jahren von Amtsgerichten itribunaui correc
tionnels). Für die höheren Strafen und für Krirainalsachen bestanden die Anklagegerichte 
'„jury d’accusation“,i und die das Urteil füllenden Gerichte („jurys de jugement*), auf deren 
Entscheidungen die Schwurgerichte das Gesetz anwandten.

Der Kassationshof sollte die materielle und formelle Unantastbarkeit des Gesetzes über
wachen ; falls ein Gerichtshof ein mit dem kassierten übereinstimmendes Urteil fällte, so mußte 
ein besonderes Gesetz erlassen werden, um die Rechtsfrage defiuitiv zu lösen, ferner ver
nichtete der Kassationshof die Akte, welche eine Gewaltüberschreitung in sich schlossen Auch 
die Mitglieder des Kaseationshofes wurden von den Wlhlervereammlungen gewählt, und zwar 
so, daß jährlich der fünfte Teil des Bestandes durch partielle Wahlen ersetzt wurde.

Schließlich ist noch die Einrichtung des Obersten Gerichtshofs i Haute cour de justice; 
zu erwähnen, der aus fünf Richtern des Kassationshofs, zwei von dessen Mitgliedern, die die 
Anklage zu vertreten hatten und ans jährlich zu wählenden Geschworenen bestand. Dieser Ge
richtshof hatte über die Klagen gegen die Mitglieder der beiden Räte und gegen die Direk
toren zn entscheiden.

§ 5. K tnsnlamrfassang тот  22 frimaire des Jahres VIII. -  Die Verfassung vom 
Jahre III wurde durch Bonapartes Staatsatreich vom 16 Brumaire des Jahres VII (9. November 
’.799) aufgehoben ; danach führte ein „consulat provisoire", an welchem Bonaparte, Sieyèsund 
Roger Ducos teilnahmen, die Staatsgeschäfte, bis am 22 Frimaire dee Jahres VIII die betreffende 
Verfassung in Kraft trat.

An der Spitze der vollziehenden Gewalt wurde der Erste Konsul, Bonaparte, gestellt Er 
hatte die höheren Beamten aller Verwaltungen, die Mitglieder der Proviniial- und städtischen 
Behörden zu ernennen, sowie die Offiziere zur Sec und za I-ando, die Staatsrüto, die Bevoll
mächtigten im Auslande und sogar die Richter. Er leitete die diplomatischen und die Kriegs
geschäfte. Die beiden anderen Konsuln hatten nur eine beratende Stimme. Alle drei sollten 
die Gewalt zehn Jahre lang ausüben.

Bevor wir zur Betrachtung des gesetzgebenden Körpers übergehen, empfiehlt es sich 
das komplizierte Wahlrecht, wie es durch die Verfassung vom Jahre VIII eingeführt wurde, 
danulcgen. Alle französischen Bürger, die das 21. Lebensjahr vollendet hatten und seit einem 
Jahre im Gebiete der Republik ansässig waren, wurden in die Wahllisten eingetragen, außer 
denjenigen, die dem dienenden Stande angehörten. Diese Bürger wählten aus ihrer Mitte je 
einen Mann auf zehn Wahlberechtigte ; die auf diese Weise Gewählten ernannten wieder je 
einen auf zehn Mann; und dieser Wahlrrodus fand dann nochmals eine Wiederholung.

Die drei so gebildet™ Listen hießen „listes de notabilités“. Die erste war die „liste 
des notabilités communales“ ; aus ihr »Uten die Mitglieder der städtischen Behörden, die 
Bürgermeister und die Richter erster Instanz ausgesucht werden. Die zweite war die , liste 
des notabilités départementale«", eie stellte die Präfekten, die Richter zweiter Instanz und



die Mitglieder der Krcisrite. Die dritte war die .liste d.^ uotabilités nationale.«-; aus ihr 
stammten die Minister, die Richter am Kassationshofe, d:e Staatsräte und die Mitglieder des 
gesetzgebenden Körpere.

Die gesetzgebende Macht war unt«-r vier versoliii4i<*ne Kollegien geteilt : dag ,,Corps 
législatif“, das „Tribunat“, den Staatsrat und den „Sénat conservateur".

Die Regierung war es, die die Gesetzesanträge stellte und dem Staatsrat übergab, welcher 
.*ie erörterte und nötigenfalls Änderungen vorschlug. Drei Mitglieder des Stoatsrates hatten 
den Antrag vor den Kammern zu verteidigen. Zuerst kam er vor ein Tribun.it aus hundert 
Mitgliedern, wo er öffentlich erörtert und über ihn abgestimmt wurde. Darauf sollten drei 
Mitglieder des 1 ribunats den Entwurf vor den :, Corps législatif- verteidigen oder bekämpfen, 
je nach ihrer Überzeugung. Vor den dreihundert Mitgliedern des „Corps législatif“ fand eine 
Diskussion zwischen den drei Abgeordneten vom „Conseil d’Etat“ und den dreien vom Tri
bunat statt, danach hatte das Corps législatif über den Gesetzentwurf abzustimmen, ohne 
Änderungen vorschlagen zu dürfen oder an den Debatten teilzunehmen — die Kammer nannte 
man deshalb auch „Corps muet“, oder stummen Körper.

Der ,,Sénat conservateur*' hatte die Aufrechteriialtung der Gesetze zu überwachen; er 
entschied über die Amtshandlungen, die ihm als verfassungswidrig von der Regierung oder vom 
Tribunalt bezeichnet wurden.

Die Д erfissurg vom 22 Frimaire, von anderer, wichtigen Gesetzen unterstützt, gab Bona
parte die Möglichkeit, eine echte und rechte Diktatur auszuüben; doch suchte er diese in der 
Wirklichkeit wieder eingeführtc Monarchie unter republibnisohen AußcrlicLkciten zu verbergen 
De с neuen Beamten gab er Namen und Titel, die der römischen Republik entlehnt waren -  
sie hießen Konsuln, Senatoren, Tribunen. Präfekten. Diese Zweideutigkeit blieb teilweia noch, 
als ВопзраИе bereits Kaiser Napoleon war, fort bestellen; bis zum Jahre HO* trugen die 
französischen Geldstücke folgende Inschrift: -République Française; Napoléon empereur. Die 
\  erfassun? war durch einen Volksschluß plébiscite- angenommen worden, aber dabei hatte 
jeder Abstiuimende «ein Ja oder Nein mit Namensunterechrift in ein Register einzntragen — 
von irgend weither Freiheit bei der Wald konnte nicht mehr die Rede sein; das Ergebnis 
war 3111107 Stimmen gegen 1557.

5 6. Organischer Senalueeonsnlt то т  28 Floréal des Jahres XII. - Dieser „eenatus 
cnnscltc organique“ erklärte Napoléon Bonaparte Mr den Kaiser der Franzosen. Angenommen 
wurde er wieder durch einen Volksschluß.

Die Thronfolge sollte nach dem Rechte der Erstgeburt in der männlicher Nachkommen- 
sensit stattfinden.

Die eingesetzten Kollegien -waren:

1. Das Tribunat, dessen Mitglieder auf zehn Jahre ernannt und alle fünf Jahre auf die 
Hüfte erneuert wurden; es hatte die Gesetzesanträge zu prüfen und zwei seiner Mitglieder 
abznoranen, um den Entwurf vor dem Corps législatif zo verteidigen.

*• D“  Con*  llfeislÄtlf> da8 Daeh d «  Diskussion zwischen den Abgeordneten vom СомеіІ 
fl hiat und vom Tribunat abstimmen mußte.

3. Der Conseil d’État (Staaterat), der aus sechs Abteilungen bestand: für Gesetzgebung 
innere Angelegenheiten, Finanzen, Krieg, Marine, Handel.

? Гг&П, г \ , йСГ,?П der AusarbeitunS (ier ßceetzc nicht teilnahm -  er überwachte 
eie und durfte Wahlen fnr nichtig erklären, wenn er sie für verfassungswidrig hielt.

5. Die „Haute Cour impériale“ (Reichsgericht). Dieser Gerichtshof erkannte Ober Fälle

u b r ^ T  if*™  d0D KaiS€r °<jer dpD ^  Verletzung der Amtspflicht seitens der Richter 
oder höheren Beamten Minister, Staatsräte und Senatoren. Er bestand aus Staateriten Mit-

! L t ra 7  f ? ' 0. ^ паи)гсп Ш(1 hf>heren S on ten . Beim Reichsgericht konnte eine 
А I T  І  0 ötaatMnwiltscl'aft anhinjcilf gemacht werden, nachdem das Corps législatif 

er Senat, ein Minuter, oder eine Privatpereon die Klage dem Staatsanwalte eingereicht hatte

8 -  3Г г Г  ï “ *1® kre it* âhnlich wie ict2t in Frankreich organisiert
S ‘- »I« Charte C outiU tiooielle тот 4. Jnnl 1814. -  Nach der Abdankung Чапоім». i 

benef der Senat Ludwig den XVIIL auf den Thron. Dieser gab in einer Urkcndc L  4 Juni 
» и  о» р,гііте, и « с уЫ,т ч  ТшЫкЬ,. л „ £  Spiuc



wait stand der König: nur seine Minister waren verantwortlich; der König hatte das Er- 
nennungsrccht tu allen Ämtern : er war es, der Gesetze antrug, sanktionierte und öffentlich 
bekannt trachte; er gab die nötigen Anordnungen für die Ausführung der Gesetze und die 
Sicherheit des Staates. Nach seiner Wahl sollte ein Gesetzentwurf zuerst der einen oder der 
anderen Kammer vurgelegt werden; nur die Steuergesetze mußten znerst vor die Deputieten- 
kanimer kommen. Beide Kammern durften sich vereinigen, um den König zu bitter, (supplier! 
über diesen oder jenen Gegenstand ein Gesetz vorzuschlngen. Die gesetzgebende Gewalt 
ruhte in den Händen des Herrenhauses oder Senats („Chambre des I’airs) und der .Chambre dee 
députés1]. 'Abgeordnetenhaus.

Der Senat setzte sich auf folgende Art zusammen: der König verlieb die persönliche 
oder erbliche l’airswürde einer beliebigen Zahl von Personen, und ginzlieh nach Gutdünken 
— die einzige Bedingung war das Alter: ein Pair mußte das fünfundzwanzigste Jahr erreicht 
halten, r.m an den Sitzungen teilnehmen zu dürfen —, und das dreißigste um seine Stimme 
abzugeben. Die Prinzen von Geblüt waren eo ipso Pairs und durften mit 25 Jahren stimmen, 
abet an de:i Sitzungen nahmen fie nnr auf königlichen Befehl teil.

Die Abgeordnetenkammer giug aus sehr beschränkten, wenn auch direkten Wahlen henror. 
Die Abgeordneten wurden auf fünf Jahre gewählt, und jährlich ein Fünftel des Hauses erneuert. 
Um das aktive Wahlrecht zu besitzen, maßte man das Alter von 25 Jahren erreicht haben 
und eine direkte Steuer von ?0Q fr», zahlen -  auf dies Weise war das politische ІлЬсп ein 
Monopol der reichen Klassen geworden. Gewählt konnten mir Bürger werden, welche über 
vierzig Jahre alt waren und KWfl frs. Steuern jährlich bezahlten.

Der König berief die Kammer alle Jahre; er durfte sie auflfmen und binnen drei 
Monaten eine neue berufen. Die Sitzungen wäret» öffentlich; die Kammer hatte nicht das 
Hecht, ohne königliche Zustimmung Änderungen an den Gesetzen vorzunehmen; ihr wurden 
zuerst die Steuergesetze vorgelegt, die zu ihrer Gültigkeit der Annahme seitens de* Senats 
und der königlichen Sanktion bedurften.

Die Minister konnten den Kammern angehören, r.nd an den Sitzungen und Debatten 
teilnehmen.

Die Organisation der Justiz blieb wie eie unter dem Kaiserreich gewesen war, nur 
wurden die Richter vom König ernannt.

Die Verfassung vom Jahre 1S14 versprach die Aufrechterhaltung der öffentlichen und der 
persönlichen Freiheit, sowie die Freiheit der Presse (außer den im Interesse der öffentlichen 
Ruhe gebotenen Ausnahmen), die Verantwortlichkeit der Minister und dio Möglichkeit, sie 
vor der Pairskammer anzuklagen, die ünabsetzbarkeit der Richter ond die Unabhängigkeit 
der Justiz, endlich die ZulSssigkeit jedes Franzosen zu allen Ämtern und Würden.

Doch die Anfangsworte der „Charto Constitutionelle1, waren schon verletzend; „Von 
der göttlichen Vorsehung berufen“, hieß es dort, .um nach langer Abwesenheit die von traurigen 
Verirrungen gebrochene Kette der Zeiten wieder zu befestigen, bewilligen wir und oktroyieren 
hiermit“ usw. — die Gewährung der Vetfasesung sollte auf diese Weise wie eino freiwillige 
Großmut des Königs erscheinen, der das Recht bitte, sie zurückzunehmen oder zu indem. 
Außerdem wurde hervorgeboben, daß alle Autorität in der Person des Könige ruhe.

§ 8. Zoeatzakte n  der Y ertan n g  dee Kaiserreichs топ 22. April 1816. — Nach 
seiner Rückkehr von der Insel Elba nahm Napoleon in großen Zügen die liberalen Reformen 
des Jahres 1S14 an und veröffentlichte eine Verfassung, die unter dem Namen der Zueatxakte 
zu der Verfassung des Kaiserreichs bekannt ist

Dem Kaiser kam die vollziehende Gewalt zu ; die gesetzgebende übte er gemeinsam mit 
den beiden Kammern aus. Die eine, die „Chambre dee Pairs", bestand aus erblichen, vom Kaiser 
ernannten Mitgliedern, die mit Î1 Jahren an den Sitzungen teilnehmen und mit 25 stimmen 
durften, und nnr von der Kammer seihet gerichtet werden konnten ; die andere, die „Chambre 
des Représentants“, zählte 629 Mitglieder, alle fünf Jahre vom Volke gewählt; die Abgoordneteo 
mußten das 25. Lebensjahr überschritten haben.

1) E« wurden keine Wahlen im Jahre IS14 vorgenommen Das „Corps législatif“ dee 
Kaiserreichs setzte seine Sitzungen unter dem Namen der , Chambre des députés“ fort



Vor den Kammern wurde der Kaiser von den Ministern, die gleichzeitig Mitglieder 
derselben waren, von den Staatsministem und den Staatsrüten vertreten. Er besaß das Recht, 
die Abgeordnetenkammer anfznlösen und binnen sechs Monaten eine neue zu berufen.

Das Budget maßte jährlich votiert werden, und die Abgeordnetenkammer hatte die 
Priorität in dessen Beratung.

Die Justizbeamten waren unabsetzbar; die individuelle- und die Gewissensfreiheit war 
gewährt. Der Kaiser ernannte die Richter, die, aasgenommen die Friedens- und Handels
richter, unabsetzbar »ein tollten. Der oberste Gerichtshof wurde aufgehoben.

Diese Verfassung wurde mit 1 500000 Stimmen gegen 4206 angenommen. Übrigen» 
war ihre B aue äußeret kun, und nach den Hundert Tagen und der Niederlage von Waterloo, 
welcher die zweite Abdankung Napoleons folgte, wurde die Charte von 1S14 wieder in 
Kraft gesetzt

І  9. Die Chart« Coirthitionnelle тол  14. Aagust IS » . -  Die Verfassung vom Jahre 
1814 durfte von den Kammern in Einverständnis mit dem König revidiert werden; Karl X. 
beanspruchte das Recht, die Verfassung durch einfache Verordnungen zu ändern, und durrh 
einen derartigen Vereuch entfachte er die Revolution vom Jahre 1УЮ. Das bürgerliche König
tum stützte sich auf die sog. Charte Constitutioneile vom 14. August | S30. welche damit 
anfing, daß iie die Einleitung zur Verfassung vom Jahre 1S14 als „für die Würde des Volke« 
»erletzend, indem sie den Franzosen Rechte zu oktroyieren vorgab, welche ihnen in der Wirk
lichkeit längst gehörten “, vernichtete. Die neue Verfassung war kein „Geschenk“' seiten» der 
Monarchie, sondern ein feierlicher Vertrag zwischen dem Volke und dem Königtum; der 
König Loois Philippe I. legte einen Eid, die Verfassung zu achten, ab.

Das Wahlgesetz vom 22. Februar 1S31 setzte den Zensus von 3oo aof 20>t Franken Steuer 
herab; außerdem erhielten die sogenannten „capacités“, d. h. die Mitglieder der Akademie, 
die Ante, die Rechtsanwälte, die Professoren, das Stimmrecht bei einer Besteuerung von 
100 fr*. Das aktive Wahlrecht besaßen, wie früher diejenigen, welche das 25. Lebensjahr 
rorückgelegt hatten; um das passive zu erlangen, mußte man 5»0 frs. direkte Steuern zahlen; 
die Stimmabgabe war direkt, die Abgeordneten bekamen keine Diäten.

Am 2i. August 1S31 änderte ein neues Gesetz die Bestimmungen betreffend die Pairs- 
wllrde, welche dadurch anflrörte, erblich zu sein.

_ 5 10. Republikanische Verfassung топ 4 N m m ber IMS. -  Trotz ihrer verhältois-
mäßig liberalen Tendenz sicherte doch die Verfassung vom Jahre 1830 das Wahlrecht vornehm
lich den reichen Klassen und ließ den armen wenig übrig. Die oppositionelle Bewegung fand 
immer mehr Anhänger, bis endlich die allgemeine Unzufriedenheit, die »ich hauptsächlich auf 
die Wahlrechtsfragen bezog, zu der Revolution des Jahres 1S4S führte. Nach der Ab
dankung von Louis Philippe erklärte eine provisorische Regierung die Kammern für aufgelöst

Г * ™ ? " *  fUr еІПе RePublik‘ 8ie eine konstituierende Versammlung, welche au» 
0 Mitgliedern, au» direkten und allgemeinen Wahlen hervorgegangen, bestand; jeder 21 jährige 

Franzose, der »eit mht Monaten seßhaft war, durfte wählen. Die Wahlen fanden am 23. Apnl 
»tttt und am 4. Mai proklamierten die versammelten Abgeordneten endgültig die Republik.

• л о “ 8un* vom ♦•November 1848 führte das allgemeine und geheime Wahlrecht 
n»t der Stimmabgabe nach einer Liste (suffrage au scrutin de liste) ein. Wähler war jeder 
21 jahnge nicht vorbestrafte Franzose; mit 2i Jahren konnte man gewählt werden.

Die gesetzgebende Gewalt war einer Kammer aus 75» für drei Jahre gewählten Ab
geordneten anvertraut; die Gesetzesvortagen wurdea dieser Kammer von einem von ihr er
wählten Staatsrat unterbreitet; kein besoldeter Beamte durfte Mitglied des Hauses werden

Die vollziehende Gewalt wurde von einem aus allgemeinen, direkten und geheimen 
Wahlen hervorgegangenen Präsidenten der Republik ausgeübt, dessen Amtstätigkeit auf vier

“ » m  Â C  Z l  “u "  и ™ '" " "  * "™ °u n d  dmftt c m  таг  Ja k »  u tb

“ ä x s t ' kMt“ • -  «- • -



Die Organisarion der Juetiz wurde nicht geändert; ernannt wurden dio Richter durch 
den Präsidenten; eie waren aJle unabsetzbar, mit Aumahme der Friedensrichter.

Der Oberete Gerichtshof (Hante Cour de justice) bestand aus 1 . fünf jährlich vom 
Kassationsbof aus seiner Mitte gewählten Richtern und 2. aus 56 Geschworenen, die nach 
einer Liste der .conseiller* généraux' (Prifekturbeamtcnl, je einer auf jedes Departement, 
durch das Loe bestimmt wurden. Dem Obersten Gerichtshöfe unterlagen die Staateverbrechen 
und die Amtsdelikte de« Präsidenten der Republik und der Minister.

Der Wahlmodus hinsichtlich des Präsidenten batte ernste Debatten hervorgemfen. 
Jules Grévy hatte anstatt der allgemeinen direkten Wahl eine Ernennung durch die National
versammlung vorgescblagen : nicht obne Grund fürchtete er, daß irgend ein Ehrgeiziger, sich 
auf die Volkstümlichkeit seiner Wahl stützend, versuchen würde, die Regierungsform um- 
lustünen. Doch entschloß eich die Nationalversammlung für erstere Art. Zum Präsidenten 
wurde Louis Napoléon Bonaparte, welcher nach dem Tode des Herzogs von Reichstädt die
Ansprüche der Familie Napoleons geerbt hatte, erwählt.

Am 27. Mai 1849 löste sich die konstituierende Versammlung auf und die .assemblé«
législative* trat zusammen. Am 2. Dezember 1851 erließ I/mis Napoleon eine Proklamation,
wonach die „assemblée législative“ als aufgelöst erkürt wurde; das französische Volk sollte 
vom M. bis zum 22. Dezember sich in Гот i tien versammeln, um eine neue Verfassung, 
welche die Aratsdauer des Präsidenten auf zehn Jahre festaetzte, anxunchmen oder zu ver
werfen. Das Ergebnis des Volkaschlussee war eine ungeheuere Majorität für die neue Ver
fassung, welche am 14. Januar 1652 promulgiert wurde.

i  11. Verfassung vom 14. J a iu a r  1852. — Diese Verfassung verlieh dem Presidenten 
die vollziehende Gewalt auf zehn Jahre. Er war nur dem Volke gegenüber verantwortlich und 
durfte immer an das Volk appellieren. Ihm allein gehörte die Initiative in der Gesetzgebung, 
das Recht Ober Krieg und Frieden und der Oberbefehl über Heer und Hotte; die Minister 
konnte nur er wählen und sie waren nicht der Kammer, sondern dem Präsidenten gegenüber 
verantwortlich.

Die drei großen Kollegien des Staates waren;
1. Der Staatsrat (Conseil d’Etat), bestehend aus 40—50 vom Präsidenten ernannten 

Mitgliedern, die auch vom Präsidenten abberufen werden konnten ; seine Aufgabe 
war es, unter der Leitung der Regierung Gesetze und Verordnungen zu redigieren 
und Amtsdelikte zu richten.

2. Die gesetzgebende Kammer Corps législatif). Die Abgeordneten gingen aus all
gemeinen und direkten, aber nicht geheimen Wahlen hervor, je ein Abgeordneter auf 
35000 Wähler. Die Kandidaten wurden von der Regierung offiziell vorgcechlagen 
und empfohlen. Die Kammer beriet über die Vorlagen, betreffend neue Gesetze und 
neue Steuern. Amendements durften nur nach deren Annahme durch den Senat er
örtert werden.

3. Der Senat Seine 150 Mitglieder waren die Kardinale, die Marschälle. die Admiräle 
und die vom Präsidenten ernannten Senatoren. Alljährlich setzte dieser sogar den 
Bestand des Senatsbureaus zusammen. Die Senatssitzungen waren der Öffentlichkeit 
nicht zugänglich; die Tätigkeit des Senats äußerte sich in der Genehmigung der 
vom Corps législatif durchgeführten Gesetze.

Eigentlich fehlte dem Prinzeo-Prisidenten zum Kaiser bloß der Titel; dieser wurde 
ihm auch durch einen Senatuskonsult 21. November bis 2. Dezember 1852) verliehen und das 
Kaiserreich wurde zugunsten des Louis Napoléon Bonaparte, welcher unter dem Namen 
Napoléon III. herrschte, wieder aufgerichtet Diese Wiederherstellung wurde durch einen 
Volksschluß (plébiscite) gebilligt.

Die Verfassung vom Jahre 1852 wurde einigemale im Sinne einer immer absoluter 
werdenden Monarchie umgefindert. Unter dem Einfluß der Volksmeinung verschaffte sich 
dagegen nach dem Jahre 1S60 eine Tendenz zum Iiberalismus Geltung. Die wichtigsten 
liberalen Reformen verwirklichte der Senatuskonsult vom 8. September 1S69 : die gesetzgebende 
Kammer erhielt das mit dem Kaiecr gemeinschaftliche Recht der Initiative; der Senat durfte sich 
der Durchfühpmg eines Gesetzes widersetzen oder dessen Neuberatung verlangen; seine



Sitzungen wurden wieder öffentlich. Die gesetzgebende Kammer erhielt das Hecht, ihr Bureau 
selbst zinsammenzusetzen, uüd die Kammern konnten nunmehr die Regierung interpellieren 
und motivierte Tagesordnungen annehmen. Aber nach wie vor waren dip Minister nur von 
dem Kaiser abhängig.

Doch setzte die öffentliche Meinung die Bildung eines parlamentarischen Ministerium* 
(2. Januar IST«) und den Senatuskonsult vom 20. April bis 21. Mai 1ST0 durch 'l

§ 12. Verfassung тот 21. Mal 1Ь70. Diese Verfassung führte das parlamentarische 
Kegime und die ^ erantwortlicbkeit des Ministeriums, wenn auch unvollkommen, wieder ein; 
am S. Mai 1S70 hatte das Kaiserreich seine Zuflucht zu einem zweideutigen an dis Volk ge
richteten Antrag genommen: durch einen Volksschluß sollte die Frage entsrhinlen werden: 
,ob da« französische Volk die liberalen Verfassungsänderungen seit dem Jahre lbfiO billigt 
und den Senatuskonsult vom 20. April 1870 genehmigt*. War das Ergebnis des Plebiszits 
ein Ja, so schien somit auch dem Kaiserreich ein Vertrauensvotum entgegengebracht zu sein; 
äußerte sich die öffentliche Meinung gegen das Kaiserreich, so schien sie auch die liberalen 
Reformen zu verwerfen. Das Resultat der Abstimmung waren 7.Ш434 „Ja“, 15ß0 709 „Nein* 
und 112 97 5 l i w  Zettel. Das war der letzte Sieg des Kaiserreichs.

Nach den Bestimmungen der Verfassung vom 21. Mai 1870 durften die Minister Mit
glieder des Senats oder der gesetzgebenden Kammer sein ; sie b ildete  einen Ministerrat unter Vor
sitz des Kaiser» und trugen eine gemeinsame politische Verantwortung. Das Staatsoberhaupt da
gegen b.ieb nach wie vor nur dem Volke verantwortlich. Die Mitglieder beider Kammern, 
gemeinschaftlich mit der Regierung, erhielten das Hecht der Initiative zu neuen Gesetzen.

Diese Verfassung nahm am 4. September ivio, am Tage der Proklaraiening der Repu
blik nach der schweren Niederlage bei Sedan ein jähes F.nde; die Pariser Abgeordneten 
bildeten die provisorische Regierung der Nationalen Verteidigung iDéfense Nationale).

g 13. Yerfassungtgesetze der Jahre 1S71 bis 1S75. -  Am 13. Februar 1871 ver
sammelte sich Nationalversammlung. Am 8. Februar war sie nach den Bestimmungen der 
Wabliechtsordnung vom Jahre iS49, welche das „Gouvernement do la Défense Nationale* 
wieder in Kraft gesetzt hatte, also durch allgemeine direkte Abstimmung, gewählt worden. 
Die „Regierung der Nationalen Verteidigung- war nur ein Notbehelf nach dem Fall des 
Kaiserreichs gewesen und löste sich auf, sooald die Nationalversammlung zusammengetreten 
war. Die Hauptaufgabe der Nationalversammlung war die Schließung des Friedens, gemäß 
den Bestimmungen des Waffenstillstandes vom 2S. Januar 1871, welche „den Zweck verfolgte, 
der Regierung der Nationalen Vereidigung“ die Möglichkeit zu geben, eine frei gewählte 
Nationalversammlung zu berufen, welche die Frage zu entscheiden hätte, ob der Krieg 
weitergeführt werden sollte oder unter welchen Bedingungen Frieden geschlossen werden 
konnte« fJonmal officiel 29. Januar 1871). Obwohl die Nationalversammlung keinen direkten 
Auftrag dazu erhalten hatte, übte sie da* konstituierende Recht aus1); in Ermangelung anderer 
Staatsorgane war sie aber de iure und de facto berechtigt e» zu tun.

Die Nationalversammlung übertrug die vollziehende Gewalt am 17. Februar auf Tbiere, 
welcher in Î7 Departements gewählt worden war. Anstatt Präsident der Republik hieß er Ober
haupt der exekutiven Gewalt (chef du pouvoir exécutif de la République). Er besaß das Ernennung- 
recht der Minister und führte den Vorsitz im Ministerium, sonst aber regierte er unter der Autorität 
der Nahonalvenanmlung nnd war auch dieser direkt verantwortlich; Übrigens behielt er sein 
.landat ^A bgeordneter und durfte nach wie vor das Wort in der Versammlung ergreifen.

1) Am 21. Mai wurde dieser Senatuskonsult promulgiert 

,  и J *  ZnuWiC<!Crbolten Malen crklàrte die Nationalversammlung, dies« Recht beanspruchen 
T  V0”  17 Fe,bruar ,b7l: "die ^ a b -e is a m m iu n g  als Vertreterin der 

О! . *  “  notwcndie- >*ѵог übcr die Verfassung von Frankreich
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* nden Rechts, als Attributs der ihr zukommenden Sou veränetät“ .. Gesetz vom 13 März 1878 •



Die auf diese Weise organisierte vollziehende Gewalt befand sich in einer sehr prekären 
Lage, ihr fehlte jegliche Stabilität ; da« Gwete vom 31. August 1S71 änderte in einigen Be
ziehungen diesen Zustand; Thiers erhielt den Titel ein.«Präsidenten der Republik; obwohl 
die Nationalversammlung ihn für unabsetzbar zu erklären sich weigerte, sicherte «io ihm 
dorh eir.e Amtsdauer bis zu ihrer eigenen Auflösung zu. .Der Präsident der Republik ist vor 
der Versammlung verantwortlich1*, hieß es im § 3 des Gesetzes vom 31. August 1*71; seine 
Verantwortlichkeit war aber mit derjenigen ries Ministeriums nicht verbunden; dessen Fall 
verursachte in keiner Weise seinen eigenen. Im § 2 führte das neue Gesetz die Verantwort
lichkeit des Ministeriums in folgender Weise ein: .Das Ministerium sowie jeder Minister sind 
vor der Versammlung verantwortlich. Jede I'nterechrift des Präsidenten der Republik muß von 
einem Minister gegengezeichnet werden*.

Dem Präsidenten wurden einige Prärogativen gewährt, welche später in die Verfassung 
von l&7.r> übertragen wurden. „Der Präsident der Republik promulgiert die Gesetze sobald 
ihm dieselben vom Vorsitzenden der Nationalversammlung mitgeteilt werden: er sichert und 
überwscht die Ausführung der Gesetze; sein Sitz ist in dem Orte, wo die Versammlung 
tagt; er hat das Recht, die Minister zu ernennen und zu entlassen“ (§ 2). Der Präsident 
konnte die Aufmerksamkeit des Hauses so oft in Anspruch nehmen, wie eres für nötig hielt, 
maßte aber den Vorsitzenden zuerst von seiner Altsicht in Kenntnis setzen.

Dieses Gesetz, welches den Präsidenten durch die Nationalversammlung bevormunden 
ließ und seioen Einfluß als Redner einzuschränken suchte, war ein Ergebnis des Kampf« 
zwischen der parlamentarischen Mehrheit, die die Monarchie wieder emzuführen bestrebt war, 
und Thiers, der die endgültige Etablierung einer republikanischen Regierung zum Zweck hatte.

Ein charakteristischer Zug, der durch das Gesotz vom 31. Auçust eingeführteu Regierung 
war die getrennte Verantwortlichkeit des Präsidenten und des Ministeriums vor der National
versammlung; de facto war letztere mehr nominell, denn d;e Verantwortlichkeit des Präsi
denten enthielt auch diejenige der Minister. Hin Resultat dieses Systems war es, da3 öfters 
Konflikte zwischen dem Präsidenten, welcher eine eigene Politik durchsetzen wollte, und der 
Nationalversammlung entstanden — die Versammlung konnte sieb aber nicht leicht ent
schließen durch ein Mißtrauensvotum Thiers zu stürzen, Thiers, der Frankreich in der Zeit 
seines Unglücks so würdig and so vornehm repräsentiert hatte.

Dureh eine Note vom 13. November Ь72 forderte der Präsident die Versammlung auf, 
die Verfassung weiter auszubauen und zu stärken; die Antwort darauf war das Gesetz vom 
13. März lb 'i ,  von einer Kommission aus dreißig Mitgliedern ausgearbeitet

G esetz vom 18. M Irz 1S7S (G cse ti d e r  D reißig). Nach den Bestimmungen de* 
§ 1 konnte nunmehr der Präsident mit der Versammlung nur durch Noten in Verbindung 
treten: -Der Präsident der Republik hat an die Versammlung Noten zu richten, welche, mit 
Ausnahme derjenigen, die die Session eröffnet, von der Tribüne herab von einem der 
Minister verlesen werden“. Freilich durften Ausnahmen gemacht werden, namen'Jieh bei der 
Diskussion neuer Gesetze: .Der Präsident wird bei der Diskussion neuer Gesetze von der 
Versammlung gehört, falls er es für notig hält und sie davon durch eine Note benachrichtigt 
Die Erörterung der Frage, an der der Präsident teilnehmen will, wird nach Empfang einer 
Note unterbrochen, und er wird am nächsten Tage gehört, falls kein spezielles Votum ihm 
am selben Tage das Wort erteilt Nach seiner Rede wird die Sitzung geschlossen und die Ver
handlung der betreffenden Frage wird nur in der folgenden Sitzung weitergeführt Die Dis
kussion wird nicht im Beisein des Präsidenten fortgesetzt". Man hoffte auf diese Weise, 
indem mit dem Präsidenten in seiner Gegenwart nicht gestritten werden konnte, Konflikte 
zu vermeiden.

Über dio Interpellationen wurden folgende Bestimmungen angenommen: Die Interpella
tionen dürfen nnr an die Minister, keinesfalls an den Präsidenten der Republik gerichtet 
werden; falls dio Interpellationen oder die an die Nationalversammlung gerichteten Petitionen 
die äußeren Angelegenheiten betreffen, hat der Präsident der Republik das Recht das Wort 
zur Antwort zu verlangen; berühren dagegen die Interpellationen oder Petitionen innere An
gelegenheiten, so antworten nur die betreffenden Minister. Sollte aber das Ministerium der 
Ansicht sein, daü die angeregten Fragen die allgemeine Politik der Regierung betreffen und



somit auch die Verantwortlichkeit des Präsidenten anf da* Spiel setzen, und wirf die>e 
Meinung vor dem Beginn der Diskussion der Versammlung durch den Vizepräsidenten de« 
Ministeriums mitgeteilt, so kann der Präsident das Recht, gehört zu werden, nach den Be
stimmungen des § 1 beanspruchen. -  Nach der Rede des Vizepräsidenten des Ministeriums 
«.•tat die Versammlung den Tag der Diskussion fest" i§ 4).

Der § 2 dee neuen Gesetzes gewährte dem Präsidenten der Republik eine Art Veto über 
die endgültige Annahme der Gesetze: .D er Präsident der Republik promulgiert die als 
dringend anerkannten Gesetze binnen dreier Tage und die übrigen binnen eines Monate nach 
der Abstimmung in der Versammlung. -  Falls es sich um ein Gesetz handelt, welches nicht 
obligatorisch drei Lesungen za bestehen hat, so eteht dem Präsidenten eine dreitägige Frist 
zur Verfügung, um durch eine motivierte Note eine Neuaufnahme der Diskussion zn verlangen. 
— Handeh es sich um ein Gesetz, bei welchem drei l a n g e n  statt/in den müssen, so hat der 
Präsident das Rocht, nach der zweiten Lesung zu beantragen, daß die dritte erst nach einer 
zweimonatigen Frist auf die Tagesordnung gesetzt wird*.

Schließlich bestimmte das (Jesetz, daß die Nationalversammlung nicht auseinandergehen 
dürfe, bevor folgende drei Fragen entschieden seien: d и Organisation und die Übertragung 
der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt, der Bestand und die Funktionen einer zweiten 
Kammer, und das Wahlrecht. Die Regierung wurde aufgefordert, Geeetzesentwürfe über 
diese Fragen emzurcicben, und Thiers arbeitete darauf Entwürfe aus, die ein republikanisches 
Regime erstrebten; die Folge war eine von 32" Abgeordneten Unterzeichnete, die allgemeine 
Politik der Regierung betreffende Interpellation. Thiere antwortete darauf, sich auf das ihm 
durch das Gesetz vom 13. Mire 1S73 gewährte Recht stützend. Eine Tagesordnung, die 
den Präsidenten aufforderte, „eine entschieden konservative Richtung in der Politik durch 
zusetzen“, wurde mit 360 Stimmen gegen 344 angenommen. Darauf reichte Thiers sofort 
seinen Abschied ein und am selbeo Tage erwählte die Nationalversammlung den Marecliall 
von Mac-Mahon zum Präsidenten der Republik (24. Mai :S73 i.

Die Mehrheit der Versammlung suchte eine Wiederherstellung der Monarchie zugunsten 
d «  Grafen von Cbambord (an dewen Seite auch die Prinzen von Orléans sich stellten), zu 
erzielen. An der berühmten Frage der dreifarbigen Nationalfabne scheiterte dieser Versuch

d" R4mb№ “ ™'k "nd dic s*"*™ -“ «'"« ii.
, r .л0Ш 20\ X ov em b fr IMS- -  Dieses Gesetz führte die siebenjährige Amts-
dauer des I nmdenten ein: ,J)ie exekutive Gewalt wird hiermit auf sieben Jahre vom Tage 
der Promulgierung ab dem MarschaJI von Mac-Mahon, Herzog von Magenta, anvertraut- di2e 
Gewalt » .rd  unter dem 1  .tel des Präsidenten der Republik, und unter den jetzigen B e d in g te n , 

ш ic erfassungsgesetie etwaige Änderungen hierin schaffen ausgeübt“ (§ 1)
5. 2 lautet folgendermaßen : „binnen dreier Tage nach der Promulgierung dieses Go-

Г *  Wird Г 6 “ Г  8Ue dreißig Mit* liedem IDm Zwecke der Prüfung der Ver- 
Г Г Т Т  ! Tr?lt7'aD* hci R e im e r  Abstimmung gewählt“. D ie« Kommission 

n T *  Ш „  ,mraer Boch 80f eine Wiederherstellung der Monarchie

23 ЛЫІ1S-4 ті^?-*Г?г-Ѵ011 РбГІеГ' diê Ш>РиЫІк l'ndpÜltiK anzuerk('n"«’. wurde am23. Juli lb .4 m it314 Stmimen gegen 330 abgelebnt. Dasselbe Schicksal traf am 29 Januar 1S75

d ^ W o Z ’̂ l  f t t T  DSmliChen SiDne V0“ и Ь о " І,уе vor^ hl^  worden war und dees« \\ ortlaut wie folgt lautete: „§ Die Regierung der Republik besteht aus zwei
Kammern und dem Präsidenten*. Am nächsten Tage (30. Januari wurde von Wallon ein
A nx .g  gebracht, der, ohne prinzipielle Fragen zu berühren, .«me republikanische Regiemnes-
form implicite anerkannte: „Der Präsident der Republik wird bei absolnter L h ï  ,
Senat und vom Abgeordnetenhaus, die zusammen die Assemblée Nationale bilden auf'sieben

t; еГ Ы  WMir KeWählt Werden,)- Di« «  * и Г и і №  i  Ï  
Summen angenommen. Man sagt manchmal leichthin, daß die Republik in F rm L -ü f н »

___________________ nur den ^« b ^o d n e  des Präsidenten betraf, und die Frage, ob die

1) Dieses Amendement ist §2 des Verfawungsgeeebes vom 25. Februar 1875 geworden.



Präsidentschaft persönlich sein würde oder nicht, nicht berührte. Außerdem ist zu bemerken, 
daß der Antrag Wallon, der zum § 2 de« späteren Verfassung* projektes wurde, in dritter 
Losung mit 41,4 gegen 248 Stimmen (24. Februar I875i nnd da» Projekt im ganzen mit 425 
gegen 254 Stimmen (25. Febr.) angenommen wurde.

Im Gegensatz zu den meisten früheren Verfassungen, besteht diejenige vom Jahre 1875 
nicht aus einem  Teit, sondern aus drei Gesetzen:

1. Gesetz vom 24. Februar 1875. betreffend die Organisation dee Senats.
2. Gesetz vom 25. Februar 1875 betreffend die Organisation der öffentlichen Gewalten.
3. Gesea vom 16. Juli 1875 betreffend die Beziehungen der öffentlichen Gewalten 

untereinander.
Diese Verfassung enthält keinerlei Erklärung oder theoretischen Teil; sie bestimmt nur 

über das Nötigste; weder die individuellen Rechte noch die richterliche Gewalt finden bei ihr 
Erwähnung.

Die Verfassung vom Jahre 1875 hat bereite zwei Revisionen erlitten, in den Jahren 
1479 und 1S841».

1. Das Gesetz vom 21. Juni 1S79 hat die Verfassung insoweit geändert, als der Sitz 
der Regierung verlegt wurde: narb dem § 9 des Verfassungsgesetzes vom Î5. Februar 1575 
befand er sich in Versailles, am 22. Februar 1S79 wurde bestimmt, daß nunmehr die beiden 
Kammern in Paris tagen und der Präsident daselbst residieren müsse.

2. Das Gesetz vom 14. August 1884 wandelte die §§ 1 und 7 des Gesetzes vom 
2.1. Februar 1875, die die Organisation des Senats betrafen, von Verfassung«- za gewöhn
lichen Gesetzen um, was zur Folge hatte, daß der Bestand des Senats geändert werden konnte.

Außerdem hat er den § 5 des Gesetzes vom 25. Februar 1875, die Auflösung der 
Abgeordnetenkammer betreffend, geändert.

Das Gesetz vom 14. August 18S4 bat außerdem der Verfassung zwei neue Paragraphen 
hinzngeffigt. Der eine lautet, daß die Bestimmungen über die republikanisch? Regierungs- 
form nicht revidiert werden dürfen, der andere verbietet Präsidecten der Republik ans Mit
gliedern von Famiiicn, die in Frankreich geherrscht haben, zn wählen.

Schließlich wurde damals der letzte Absatz des § I des Gesetzes vom 16. Juli 1875, 
wodurch öffentliche Gebete am ersten Sonntag nach Eröffnung der Session in allen Kirchen 
abgehalten werden sollten, annnlliert.

Im Laufe des vorliegenden Werkes werden wir in allen Einzelheiten die Verfass ongB- 
gesetze vom Jahre 1875, welche, unter Zusatz der Abänderungen der Jahre 1979 und 1884, 
Frankreich zur Zeit regieren, untersuchen.

Il S. im Anhang den Wortlaut der Verfaesungsgcsetze.



I. Buch. 1. Kapitel. Grundlagen de* Staats; allgemeiner Charakter der Verfassung. § 14.

E r s te s  B uch.

Die Verfassung.
Kapitel I.

G rundlagen des Staate; a llgem einer Charakter der Verfassung.

§ 1 4 .  A llgem ein es. Es muß vor allem darauf hingewiesen weiden, daß 
die Verfassnngsgesetze vom Jahre 1875 in der Form gewöhnlicher Gesetze 
von der Nationalversammlung angenommen worden sind. Ihr konstitutioneller 
Charakter kam erst während der Diskussionen, welche in den Kommissionen 
stattfanden, zur Geltung. Übrigens kommt die konstitutionelle E igenart dieser 
G esetze lediglich darin zum Ausdruck, daß sie nur durch eine besondere Prozedur 
aufgehoben oder geändert werden können: zuerst muß jede der Kammern in 
besonderer Sitzung ihre E inw illigung dazu geben; darauf vereinen sich die 
beiden um als Assemblée Nationale über diese Frage zu entscheiden.

Das politische Charakteristikum (1er Verfassung vom Jahre 1875 besteht 
darin, daß sie eine republikanische Konstitution ist, von einer Versammlung 
angenommen, deren Mehrheit, im großen und ganzen monarchisch 
gesinnt war, aber eine Monarchie nicht einfuhren konnte. Sie bildet ein 
Kompromiß und ist ebenso von republikanischem wie von monarchischem  
Geiste durchweht: die republikanische Tradition in ihr äußert sich in der 
f  orm der Regierung, die monarchische in der Unverantwortlichkeit des Staats
oberhauptes. dem Zweikammersj’stem usw.

E s ist auch bemerkenswert, daß die Verfassung vom Jahre l$ 7 :>. im 
Gegensatz zu ihren Vorgängerinnen, keinerlei Rechte oder Freiheiten erklärt 
oder garantiert. Sie enthält kein Wort über den abstrakten, philosophischen 
Teil des öffentlichen Rechts. Sie äußert, sich nur rein sachlich über die 
Organisation und die Funktionen der öffentlichen Ämter; auch in dieser B e
ziehung wäre eine größere Redseligkeit wünschenswert. Einige Punkte, wie 
z. B. die Notwendigkeit, jährlich das Rudget anzunehmen, die Unabsetzbarkeit

h a t t e n  T k “ 'г " ,  r erden *аГ n id lt erWähnl; die früheren E rfassungen  hatten darüber Erklärungen abgegeben. Man könnte liier sogar die Frage
ä ^ h l b ' A  .d‘' . ' trf“ssune  ™ “ Jallre ' « 5  früheren in jeder H insicht 
oto m l Г m “  K hw ei*Mul * « * • •  « to e  es explicite a « u s,,rechen?
gib “ , f l  t  V T  ‘ ЫГ " elche iW ЬЬ*g . aut (ten I,;xt früherer Verfassungen zu berufen?



Die Antwort ist nicht so einfach. In den früheren Verfassungen von 
Frankreich findet sich eine Kategorie von Bestimmungen, welche zweifelsohne 
durch die Einführung jeder nenen Verfassung, namentlich derjenigen vom 
Jahre 1875. aufgehoben werden, nämlich über die Form der Regierung, 
die Organisation der öffentlichen Ämter und deren Beziehungen untereinander. 
Es ist ohne weiteres ersichtlich, daß eine neue Konstitution, welche die Re
gierungsform ändert, die öffentlichen Ämter neu organisiert, in allen diesen 
Punkten die früheren Bestimmungen aufhebt. Aber neben den Bestimmungen, 
die ein gewisses politisches Regime betreffen und mit jedem neuen Regime 
verschwinden, finden wir auch solche vorhanden, welche in Kraft bleiben 
können, da sie mit der neuen politischen Organisation nicht unvereinbar sind, 
so zum Beispiel gew isse Prinzipien des Zivil- und des Verwaltungsrechts, 
welche ebensowohl unter einer republikanischen wie unter einer monarchischen 
Regierungsform gelten können.

Um es kurz zu fassen: will man Auskunft über die politische Form 
des französischen Staats haben, so geben die Verfassungsgesetze vom Jahre 
1875 die Antwort darauf; will man die Frage allgemeiner untersuchen und 
sich eine Meinung über die, Gesamtheit, des französischen öffentlichen Rechte 
bilden, so müssen die Prinzipien in Betracht gezogen werden, welche früher 
proklamiert und in der Konstitution vom Jahre 1875 nicht ausdrücklich wieder
holt wurden.

Hin entscheidendes Merkmal der französischen Regierung ist deren 
Zentralisation: diese Eigenschaft hat sich nicht geändert seit der Zeit der 
endgültigen Befestigung des „ancien régime“ (im XVII. und XVIII. Jahrh.) bis zu 
unseren Tagen: gleichviel ob sich Frankreich unter einer Regierung im Zeichen 
des göttlichen Rechts befand, oder ob deren Organisation ausschließlich auf 
der Volkssouveränetät beruhte oder ob die Theorien des göttlichen Rechts 
durch die Volksvertretung gem äßigt waren, nie ist eine Andeutung von 
Föderalismus in den französischen Gesetzen zu finden. Immer war die 
zentrale Gewalt, sei sie monarchisch oder republikanisch gewesen, allmächtig; 
niemals war sie von den lokalen Behörden abhängig, die ihr, im Gegenteil, 
immer untergeordnet gewesen sind.

Die Prinzipien, die die Grundlagen des Verfassungsrechts der französischen 
Republik bilden, können in fünf Gruppen eingeteilt werden, nämlich:

1. Das Prinzip der Volkssouveränetat
2. Das Prinzip der Teilung der Gewalten.
3. Das Zweikammersystem der Volksvertretung
i. Die Verantwortlichkeit der Regierung.
f>. Der parlamentarische Charakter der Regierung.

Diese verschiedenen Prinzipien haben nicht alle einen und denselben 
Ursprung: die ersten zw ei sind hauptsächlich von den Philosophen des 
XV III. Jahrhunderts hervorgehoben worden, wogegen die letzten drei das Er
gebnis der progressiven Entwicklung englischer Einrichtungen sind.



I. Die Yolkesouveränetät.

§ 15. Dtus P r in z ip  d er  Y o lk sso u r erä n e tä t bedeutet, daß alle Ge
w alt des Staates ihren Ursprung im Volke hat. D ieses Prinzip wurde im 
ХѴГП. Jahrhundert von J e a n - J a c q u e s  R o u s s e a u  in seinem Contrat Social 
dargelegt und entwickelt. Seiner Meinung nach hätten die Menschen zuerst 
im Naturzustände (état de nature) gelebt '), wobei ein jeder seine 
volle Freiheit genoß und von keiner A utorität abhängig war. Später, um 
dieser Sachlage ein Ende zu bereiten, schlossen sie nach allgemeiner Verein
barung einen Vertrag, den „contrat social“, wodurch eine den persönlichen 
W illen übergeordnete Autorität geschaffen wurde. Die Souveränetät besteht 
aus der Summe aller individuellen Freiheiten, und jedem Menschen kommt 
ein T eil der Souveränetät zu.

D ie Theorie des sozialen Vertrags ist längst überwunden; in der Tat, 
es ist unmöglich, irgend einen Beleg für einen derartigen historischen Vorgang  
zu finden. R o u s se a u  selbst betrachtete den „contrat social1 nicht als 
geschichtliches \  orkommim, sondern als notw endige Quelle jeglicher öffent
lichen Gewalt. Andererseits setät diese Theorie die Existenz des natürlichen 
Xustandes vor dem gesellschaftlichen, sowie eine absolute Unabhängigkeit des 
Individuums voraus; ein derartiger Zustand hat aber niemals existiert, nirgends 
ist der Mensch im natürlichen Zustande zu finden, immer ur.d überall läßt 
sich eine gew isse gesellschaftliche Organisation in wenn auch sehr primitive 
Groppen. Stämme oder Familien, feststellen.

Wie dem auch sei, die R o u s se a u  sehe Theorie, welche das Prinzip der 
\o lk ssouveräoetät proklamierte, fand im X VIII. Jahrhundert einen bedeutenden 
W iderhall, besonders im Gegensatz zn der veralteten spiritualistischen Theorie 
vom göttlichen Ursprung der Autorität, wonach Gott, welcher den Menschen 
zum Zweck des gesellschaftlichen Lehens geschaffen, gleichzeitig die 
Souveränetät. ohne die keine Gesellschaft funktionieren kann, etabliert hätte. 
Die einen meinten, daß Gott die Souveränetät direkt dem erwählten oder 
erblichen Staatsoberhaupt übertragen hätte, wie die Theorie der Monarchie 
von Gottes Gnaden behauptete; die anderen erklärten, rdaß Gott die 
Souveränetät dem Volke überwiesen, welches sie dem Fürsten anvertraut 
hätte: potestas a Deo per populum.

Die Theorie der Volkssouveränetät. w ie sie in R o u s s e a u s  Werk dar
gestellt ist, fand um so mehr Beifall, als sie das Individuum für moralisch 
frei, w rnunftig und verantwortlich erklärte. Diese Ideen, die jetzt ganz 
natürlich erscheinen, waren während der Herrschaft der absoluten Monarchie 
»ehr gew agt; es war ihnen aber Vorbehalten. Erfolg zu finden, deshalb darf
man R o u s s e a u  als einen der w ichtigsten Vorläufer der französischen Re
volution betrachten.

Seit dem Jahre 1789 haben alle französischen Verfassungen das Prinzip 
d e M  olkssouveränetät anerkannt und erklärt, außer deijenigen vom Jahre

worden' « 1 war'aber R 0™ ^®turzU8t*D(1 ™  bereit* v„n H obbes und Locke goschaffen 
ы  aber R o u ssea u , welcher eie popularisierte.



lSl-J, welche die königliche Autorität von der Gnade Gottes ableitet, und der 
Konstitution vom Jahre І87Г). welche keine förmliche Erklärung dieses Prinzips 
enthalt, aber dasselbe implicite anerkennt, da sie alle Einrichtungen auf Grand 
«Ь-s allgemeinen Wahlrechts einnihren läßt. Die Erklärung der Menschen- 
und Bürgerrechte, welche die Verfassung vom Jahre 1791 einleitete, formulierte 
die Idee der Volkssouveränetät in folgender Weise: rDas Prinzip jeglicher 
Souveränetat wohnt nur dem Volke inne. Keine Körperschaft und kein 
Individuum kann ohne dessen Auftrag irgendwelche Autorität ausüben“. 
§ 10 dieser Verfassung hieß: .D ie  Souveränetät ist einzig, unteilbar, unver
äußerlich und unverjährbar. sie erehört dem Volke.“ In der Konstitution vom 
Jahre IS b  hieß es: „Die Souverknetät gehört der Gesamtheit der französischen 
Biirtrer. S:e ist unveräußerlich und unverjährbar. Kein Individuum und kein 
Teil des Volkes kann sie für sich beanspruchen. Alle öffentlichen Gewalten 
haben ihren Ursprung im Volke. Sie sind nicht erblich“ (§ 1).

W ir haben gesehen, daß die Volkssouveränetät auf keinem sozialen Ver
trag — diese Fiktion muß zuriiekgewiesen werden — beruht. Wo sind aber 
deren Wurzeln zu suchen? Im gesunden Menschenverstände: da die öffent
liche Gewalt nur im Interesse aller Individuen, die das Volk bilden, besteht, 
so ist es vernünftig, daß die, betreffenden Angelegenheiten von allen Inter
essenten entschieden werden, und zwar nach dem Gesetze der Majorität. 
Andererseits besitzt eine Einrichtung, um sich durchzusetzen und zu dauern, 
nur zwei Mittel: entweder die Gewalt, weiche nur in außergewöhnlichen 
Fällen zuir. Ziele führt, und jedenfalls nur auf eine Zeitlang, oder die öffent
liche Meinung. Dieses letzte Mittel ist das einzige Kriterium der Wirklichkeit, 
denn um auf eine sichere Weise den allgemeinen Willen zu erfahren, muß 
man alle Menschen an der öffentlichen Gewalt teilnehmen lassen.

§ 1(5. F o r tse tzu n g . Das Prinzip der Volkssouveränetät verlangt not
wendig das politische Wahlrecht, welches eine Funktion der Souveränetät, 
durch das \  olk ausgeübt, ist. D ieses W ahlrecht muß sehr weit gefaßt werden, 
und zurzwt existiert in Frankreich das allgemeine Wahlrecht. Das Kecht 
zu wählen kann wie ein natürliches und notwendiges Attribut der mensch
lichen Persönlichkeit betrachtet werden, außerdem ist es fiir das Individuum 
eine Garantie der Freiheit und ein W erkzeug des Fortschritts, denn es laßt 
jeden an der Regierung des Staats teilnehmen. Der Ausdruck: „allgemeines 
W ahlrecht“ ist nicht ganz genau, er scheint zu sagen, daß, wie im 
R o u sse a u sc h e n  System, weder die Krauen, noch die Minderjährigen, noch die 
Inw ürdigen von dessen Ausübung ausgeschlossen sind. Es ist aber klar, daß 
gewisse Eigenschaften dazu notwendig sind, und daß gewisse Einschränkungen 
nicht umgangen werden können; zurzeit besitzen das Wahlrecht n ic h t:

1. Die F rauen1), und wie es scheint, nicht ohne Grund; einige möchten

I; Das Gesetz vom V. Januar l4^  hat den Krauen das Wahlrecht für die Handels
gerichte gewährt. Sie scheinen es aber nicht eifrig zu benutzen; die Zahl der von ihnen ab
gegebenen Stimmen ist sehr beschränkt. Das Gesetz vom IS. März 1Я)" hat außerdrm den Frauen 
das Wahlrecht zu den ungenannten „conseiis de prod' hommes“ '(iewerbegeiichten) gewährt nml 
das Gesetz von-, 15. November ISO* hat ihnen die Wählbarkeit für dieselben Gerichte verliehen.



lrt 1. Huch. l.Kipitei. (ті:ніІа(Г(чміі>> StnaLsiallsemeiiier Charakter der V.*rf.\s«iii!_- 5 |г,

ihnen da» politische Wahlrecht gewahren. W ir werden hier nicht dit.* Er
widerungen, die den Feministen gemacht werden können, im Einzelnen er
örtern; es genüge hier zu erwähnen, daß seit Jahrhunlerten  der Beruf der 
Frauen sich nicht in der Öffentlichkeit, sondern am häuslichen Herd abgespielt 
hat, und daß es schädlich wäre, sie von ihren sozialen Pflichten abzulenken.

2. Die Minderjährigen; die Ausübung des W ahlrechts verlangt eine 
gewisse Keife, und die Altersgrenze von 21 Jahren scheint vernünftig gewählt 
zu sein.

3. Diejenigen, die keinen gesetzlichen W ohnort besitzen (von mindestens 
sechsmonatiger Dauer, nach den jetzigen Restimmungen), d. h. die Land
streicher und Nomaden.

4j D ie I nwürdigen, d. li. diejenigen. die wegen gew isser Verbrechen vor
bestraft sind.

5) D ie Soldaten jeden Ranges und jeder W affengattung, sowohl des 
Heeres wie der Marine. Solange sie aktiv sind und ihre Funktionen ausüben, 
dürfen sie nicht stimmen1). Diese Maßregel ist sehr rationell, denn das Heer 
maß jenseits von den politischen Kämpfen bleiben.

Nachdem wir festgestellt haben, welchen Personen das W ahlrecht zu
kommt, wollen wir einige sich aus dem Begriffe Volkssouveränetät und dem 
politischen W ahlrecht ergebende Folgerungen näher betrachten:

a) Bei der W ahl der Volksvertretung darf jedes W ahlkollegium nur 
als Teil des gesamten W ahlkörpers fungieren (denn es wäre materiell unmög
lich ein einziges Wahlkollegium zu bilden um alle Abgeordneten des Landes 
za wählen). Die Organisation der W ahlkollegien aus gleichartigen Elementen 
nach gleichen Prinzipien ermöglicht die Teilung der Volkssouveränetät ohne 
Änderung ihres Inhalts. Deswegen schließt das Prinzip der Volkssouveräne- 
tä t die Interessenvertretung beim politischen W ahlrecht aus; dieses Ver
tretungssystem. welches in der Gruppierung der W ähler nach deren Beruf 
besieht, hat viele Schattenseiten. Vor allem wäre es außerordentlich 
schwierig die verschiedenen Interessen in einer klaren und präzisen W eise 
zu gruppieren, und dann würde eine derartige Organisation zu einer voll
ständigen Unterordnung der Individuen der sie umfassenden Gruppe führen, 
was zur Folge den Kampf der verschiedenen Gruppen untereinander haben 
wurde, und die Indiv.duen ihrerseits könnten nur noch an ihre engeren 
Inte:essen, anstatt der allgemeinen, denken.

b) Die Bev»lkeru.igszahl ist die Basis, auf der sich die Y ertret.ng auf. 
baut. Jeder W anlbeurlc ernennt eine Zabi von Abgeordneten, die dem Ver- 
haUnis semer Bevölkerung zu der Gesamtheit des WablkOraers entspricht-

"iCht ШГ die 'V illlM ' “ Jer" a *le Einwohner des Bezirks 
gezählt -  dem Prinzip jem iß , wonach die Souveränem  dem ganzen Volk 
mch. dem Wahlk,ir„er allein, m new oh .t. Doch kSnnte es s c h i e n  al ob

h  « « •  »  » - t  gegangen « r e ,  i e .n  hier
erden .o ,a r  die b remden m itgezählt die der Nation in keiner W eise angehören.

1) \ о т  .tu. November IST.i, § 2.



г) Di»-Volk Vertreter erhalten ihr Mandat von dem Volk ein seiner C.esamt- 
heit. und nicht bloß von dem Wahikörper. der sie ernannt hat. Bereits in der 
Verfassung vom .lahre 179t hieß es: rI)ic Vertreter irgendeines Departements 
sind Vertreter der ganzen Nation, nnd nicht des Departements, und sie können 
keine Spezialmandate erhalten“. Daraus fo lg t daß ein Abgeordneter nicht 
Beauftragter seiner W ähler sein kann. Und doch sucht in unseren Tagen 
eine gewisse Partei das Prinzip der imperativen Mandate durchzuführen 
welches darin besteht daß der Abgeordnete seinen Wühlern, oder richtiger 
seinem Wahlkomitee, verspricht, in einem im voraus bestimmten Sinne über 
diese und jene Fragen zu stimmen. I'm dieses Verfahren zu bekräftigen, gibt 
er sein Wort, bei dem ersten Befehl seiner Auftraggeber seinen Abschied 
einzuivichen, ja. oft händigt er ihnen sein unterschriebenes Abschiedsgesuch 
ein! Eine derartige Auffassung ist dem Prinzip der Volkssouveränetät voll
ständig entgegengesetzt. Der Abgeordnete ist kein Beauftragter, er ist ein 
Volksvertreter. D ie den Volksvertretern gestellten Aufgaben müssen einer 
sorgfältigen Prüfung unterzogen werden; die Entscheidung kann durch ver
schiedene Verhältnisse beeinflußt werden und darf keinesfalls im voraus be
stimmt sein. Vor allem aber vertritt der Abgeordnete nicht den Bezirk, 
der ihn gewählt hat, sondern das ganze Volk; er genießt das Vertrauen 
derselben und ihm liegt es ob, deren Interessen nach bestem W issen und 
Gewissen zu verteidigen, ohne durch irgend ein Mandat seiner W ähler ge
bunden zu sein.

§ 13 des „organischen Gesetzes" vom 30. November 1875 bestim m t1) 
ausdrücklich, daß ,,jedes imperative Mandat nichtig ist.“ Dasselbe g ilt für 
die Senatswahlen ; in der Tat, § 27 des „organischen Gesetzes4* vom 2. August 
1875 bestimmt, daß die Wahlformalitäten für beide Kammern gleich sein müssen, 
insofern sie  der speziellen Procedur einer jeden nicht widersprechen.

Alles in allem beruht die ganze Organisation des französischen Staats 
zweifelsohne auf dem Prinzip der Volkssouveränetät, Alle öffentlichen Macht
befugnisse werden direkt oder indirekt vom Volke verliehen; d irek t wie 
der Abgeordnetenkammer, indirekt, wie dem Senat und dem Präsidenten der 
Republik. Schließlich ist jeder Volksvertreter dem V dke verantwortlich, 
dessen W ille sich nach Ablauf der Mandate äußert Während deren Dauer 
wirkt die öffentliche Meinung durch weniger direkte Mittel, die im Lande 
des allgemeinen W ahlrechts doch wirksam sind, auf die Volksvertreter. Die 
Presse, die öffentlichen Versammlungen sind in diesem Sinne sehr wertvolle 
Mittel und Wege.

Folglich ist das Volk der Souverän und iegliche Macht muß in seinem  
Namen ausgeübt werden, es ist aber im Auge zu behalten, daß es sich dabei 
um keine eigentliche Volksregierung handelt, auch nicht, wenn die Frage  
Verfassungsänderungen betrifft Nicht das Volk, einzig dessen Vertreter sind 
dazu berufen.

1) Über die Wahl der Abgeordneten zur Kammer.



II. Die Teilung der Gewalten.

§ 17. D as P r in z ip  der T e ilu n g  d er  G ew alten  he>teht darin, daß 
dit. \(,ischiedenen Staatsgew alten unter die von einander unabhängigen 
Organe verteilt werden müssen. Die Erklärung der Mrnschen- ui:d Bürger
rechte betrachtete dieses Prinzip als außerordentlich wichtig: J e d e  Gesell
schaft, in welcher die Rechte nicht garantiert oder die Gewalten nicht geteilt 
sind, hat keine Verfassung”, hieß es da im § 10.

Auch diese lheorie stammt aus dem achtzehnten Jahrhundert; Montes
quieu kommt deren Vaterschaft zu, obwohl bereits vor ihm Locke einen Plan 
zur Teilung der Gewalten entw ickelt hatte. Montesquieu unterschied drei 
verschiedene Arten von Gewalten: die gesetzgebende, die vollziehende und die 
richterliche: „in jedem Staate", sagte er „sind drei Arten von Gewalten vor
handen. die gesetzgebende Gewalt, die Gewalt, welche jene Angelegenheiten 
auszufuhren hat, die zum Völkerrecht gehören, und schließlich diejenige 
Gewalt welche die vom bürgerlichen Rechte abhängigen Sachen auszuiühren 
hat. In Ausubang der ersten von diesen dreien erläßt der Fürst oder der 
Magistrat dauernde oder zeitliche Gesetze, oder er verbessert oder hebt bereits 
vorhandene auf. In Ausübung der zweiten entscheidet er über Krieg und 
Frieden, sendet und empfängt Gesandte, sichert die Ordnung und verhütet In
vasionen Indem er die dritte ausübt, straft er Verbrechen oder entscheidet 
Streitfälle unter Privatpersonen. Diese letztere heißt richterliche Gewalt 
und die zw eite einfach vollziehende Gewalt des Staats" (Esprit des lois, XI. «1.

Außerhalb der Revolutionszeiten oder kritischen Perioden, ist diese 
Auffassung der Teilung der Gewalten in Frankreich immer traditionell 
gewesen аь Gesetz vom Jahre 1875 hat sie definitiv bestätigt. Worauf 
beruht aber dieses Prinzip? Darauf, daß in keinem Staate die politische 
Freiheit ohne diese Teilung bestehen kann. Die Gründe dafür gibt 
Montesquieu: ..Ist die gesetzgebende mit der vollziehenden Gewalt in einer 

erson oder m einem Körper vereinigt, so ist die Freiheit gefährdet, weil 
man immer befürchten kann, daß der Monarch oder der Senat tyrannische

Budi XI K ap8y i ^ lrd’ Um Sie tyrannisch durchzuführen“ (Esprit des lois

e s l - , i ^ af e *dltV geSefZ?ebPnde rait der richterlichen Gewalt vereint, so gäbe 
e. keim, festen Gesetze mehr: der Richter, der zur gleichen Zeit Gesetzgeber

eine W f c l T i  abtWeichen oder *  naçh ( ût(lunken ändern, das wäre
retenue'' k r  V Um " Geffol,nhpitsrec,lt- ^  heißt zu der .justice
w t H i e  r i ï t n? f  ' p  Und, dem ”dr0it de diSp?nSe“ (I)W t i o n s r e c h t ) ;  ware die richterliche G ewalt mit der vollziehenden vereint so hätte rW
Richter tyrannische Rechte, und da seine Interessen öfters im Spiele sein

da! G« „  bald i„ diesem b , d  in je„e»  S i n l

Die Teilung der Gewalten schließt derartige Gefahren «n«. q„«k а л.
f  t ш  Montesquieu die Gründe: J e d e r  Mach habe i de -t V  î  Gewa t  zu іпіВЬгяп<>і,а„ •• л • , ыицпаоеП(іе i>t \ersucht sein

» « r a u c h e n , er wurde zu wert gehen, ftnde er keine Schranken..



damit èr diese .Möglichkeit nicht habe, muß es in den Verhältnissen liegen, 
daß eine Gewalt die andere begrenzt" (Esprit des Lois. XL 6 .

Buchstäblich soll man aber die Theorie der Teilung der Gewalten nicht 
nehmen, sie muß im Prinzip existieren, kann aber nicht absolut durchgeführt 
werden. Die Gewalten müssen sich kombinieren, untereinander sozusagen 
verwachsen sein. Wären sie scharf geschieden, so würde der normale Gang 
der öffentlichen Angelegenheiten darunter leiden: sind zum Beispiel die 
Träger der vollziehenden Gewalt vollständig von der gesetzgebenden unab
hängig, (dieses System ist ve:>cliiedenemale von fninzö»ischen Verfassungen 
proklamiert worden., so laben die Rechte der Bürger keine Garantie mehr, 
die gesetzgebende Gewalt v-rliert das Recht einer oft nützlichen Kontrolle 
der \  erwa.tungsakte. und cs werden ständige Konflikte der beiden Ge
w alten ermöglicht. Geht man noch weiter und entscheidet., daß die 
Verwaltungsakte der richterlichen Kompetenz nicht unterliegen, so gefährdet 
man die Rechte der Bürger im allerhöchsten Maße —, deren .Schutz 
die Teilung der Gewalten gerade bezweckt —, indem man ihnen die 
Möglichkeit gegen willkürliche Handlungen an die Justiz zu appellieren 
nimmt. Derartige Zustände haben in Frankreich einigemale geherrscht, 
und heute noch leidet unser öffentliches Recht unter diesem Mangel, der 
zwar geschwächt, aber noch nicht verschwunden ist. Hs sei aber hier 
bemerkt, daß die \erw altungsgerichte. welche über administrative Delikte 
zu entscheiden haben, ihre l nparteilichkeit bewiesen haben, und daß die 
Bürger nicht zu fürchten brauchen, daß ihre Rechte da weniger als bei den 
anderen Gerichtshöfen geachtet werden.

Obwohl es richtig erscheint, daß die Kompetenz der ordentlichen Ge
richte gegenüber administrativen Handlungen keine unbeschränkte ist. so 
kann es doch nicht für berechtigt gelten, wenn das Gesetz vom ?.— 14. Oktober 
1790 und § 75 der Verfassung vom Jahre VIII bestimmten, daß Amtsdelikte nur 
nach Beschluß des Staatsrats zur gerichtlichen Verantwortung gezogen werden 
konnten. Dieses System machte die Verwaltung gleichzeitig zum Interessenten und 
zum Richter und gab den Bürgern keinen Schutz gegen administrative Willkür.

Die „Regierung der nationalen Verteidigung' hat auch, nach Auf
deckung vieler Mißbrauche, am 19. September 1S70 den § 75 der Verfassung 
vom Jahre \  III, sowie alle übrigen Maßregeln, die das Verfahren wegen Amts
delikte gegen Beamte hinderten, aufgehoben.

Leider wird dieser Erlaß in folgender Weise angewandt: Handelt es sich 
um ein persönliches Vergehen des Beamten, so kann ohne weiteres ein Ver
fahren gegen ihn eingeleitet werden; meint die Verwaltung dagegen, daß 
die Sache an der Funktion liegt und daß die Verwaltung selbst verantwortlich 
ist. so kann sie behaupten, daß die richterliche Gewalt nicht zuständig ist und 
die Angelegenheit vor d a s ,.Tribunal des Conflits" (Kompetenzkonfliktshof) bringen 
(näheres im Kapitel über die Organisation der Justiz). Dieser Gerichtshof ent
scheidet dann über die Meinungsverschiedenheit der beiden Gewalten. Man 
könnte beinahe sagen: früher war die Autorisation des Staatsrats nötig, jetzt 
diejenige des „Tribunal des Conflits4.



§ IS. F o r tse tzu n g . — Ks ist viel über die Frage s t r i t t e n  werden, 
ob man die Iheorie der drei Gewalten in der Form, die ihr Monteijui^u ge
geben hat, anerkennen müsse, nämlich ob es crci verschiedene Gewalten  
gäbe —  die gesetzgebende, die vollziehende und die richterliche — oder ob 
nur zwei scharf geschiedene Gewalten vorhanden seien: die gesetzgebende 
und die vollziehende, und die richterliche als ein Teil der letzteren betiachtet 
werden kann.

Theorie der drei Gewalten.
Gewöhnlich berufen sich die Anhänger dieser Theorie erstens auf die 

Autorität von Montesquieu, dessen Anschauungen wir oben ausführlich dar
legten, und zweitens auf die Verfassungen der .Talire 1701 und 1743, welche 
die d iitte  Gewalt, die richterliche, anerkannten und die. wie es heißt, den 
späteren Verfassungen zum Vorbild dient«! : außerdem heben sie hervor, daß 
wenn die lichterliche Gewalt nur als ein Teil der vollziehenden autgrfaUt werden 
sollte, das alte Prinzip des IranzöMschen Hechts, die Theorie der ..justice 
retenue“ iKabinetsjiwiz), wonach die Richter als einfache Delegierte der 
Regierung fungierten, wieder zur Geltung kommen müßte: es ist ohne weiteres 
ersichtlich, dab dieses Prinzip ein ausgesprochen monarchisches, mit der Freiheit 
unvereinbares ist, und daß es den Machthabern die Möglichkeit gibt, l'rteile  
selbst -zu fiiüen cder die Entscheidungen der Richter aufzuheben.

Theorie der zwei Gewalten.
Diese Theorie betrachtet die richterliche G ewalt als einen Teil der 

vollziehenden.  ̂ Sie behauptet, daß es außer der Gesetzgebung und der Aus
führung der Gesetze kein D rittes geben kann: die Interpretierung der Ge
setze im Streitfall** ist nur ein nn  wendiger Teil von deren Ausführung als 
ganzes. Die Anhänger der Dreigewaltentheorie erwidern darauf, daß es nicht, 
richtig sei. die Interpretierung der Gesetze als eine bloße Einzelheit der Aus
führung aufzufassen. Seihst wenn der Streit de facto erst nach Beginn der 
Ausfuhrung anhebt, geht de iure das T'rteil der Ausführung voraus. Ks kann 
sich nur um die Frage handeln, ob das Gesetz anzuwenden ist oder nicht, 
ob die exekutive G ewalt eingreifen soll oder nicht, und es ist klar, daß letztere  
nicht berufen ist. in einer Frage zu entscheiden, in welcher sie selbst inter
essiert ist '). Außerdem darf nicht außer acht, gelassen werden, daß in vielen 

a len der Richter nicht nur das Gesetz anzuwenden, sondern auch mit Ge
rechtigkeit zu urteilen hat. l ’nd als letztes Argument wird das oben er
wähnte, von der .Justice retenue“, hervorgebracht.J

E inige Antoren verweisen noch auf das g-rolie praktische I n t e l « #  
welches die hrage der Zwei- »der Dreigewaltentheorie hauptsächlich bei der

" Г  ,die, DrelgC" lten ,,ie»rie *  vollständig unver
einbar mit der brneiinnn? dnrcli die Regierung, da sie die richterli.-he Ge-

alt »'s unmittelbare Äußerung der Volkssouveränetät betrachtet- die Richter 
V*  »“ t  « *  «• "ährend revolutionärer Perioden

-) E » m e i n , hlment» de droit constitutionnel français et «“oirparé.



geschieht. von der Regierung gewählt werden: und es ist nicht schwer, die 
Wahl der Richter durch das Volk zu kritisieren: die Magistratur wäre sicher
lich von der ausführenden Gewalt, aber nicht von dem Wahlkörper unab
hängig. falls sie auf eine zw eite Wahl Ansprüche erhebt: außerdem bliebe zn 
befürchten, daß die Wählenden sich von persönlichen bedenken leiten lassen 
und ungeeignete Kandidaten ernennen würden, selbst wenn gewisse pro
fessionelle Einschränkungen vorgeschrieben wären.

Aber in der W irklichkeit ur.d in der öffentlichen Meinung ist die strenge 
l ’nterscheidung zwischen der Drei- und der Zweizewaltentheorie rein dok
trinär. ln  der Tat. die Anhänger der Dreisrewalter.theorie sind selbst gegen 
das m a n n h a fte  System d*r Uicirei wähl und behaupten, daß es kein Wider
sprach s>'i. wenn die Inhaber der einen Gewalt durch Inhaber einer anderen 
ernannt wvrden. selbst wenn letztere nicht direkt aus Volkswahlen hervor
gegangen seien: weshalb erkenne man der gesetzgebenden Gewalt das Hecht 
zu. das Oberhaupt der vollziehenden zu w ählen, wenn man eejren den Brauch 
sei. daß Träger der exekutiven Gewalt Träger der richterlichen in ihre 
Funktionen einsetzen? Der Präsident der Republik, einmal von der gesetz- 
gelin d en  Gewalt erwählt, ist von ihr vollkommen unabhängig, weshalb sollte 
es mit Richtern anders sein? Die einzige Forderung der Theorie von der 
Teilung der Gewalten ist tatsachlich die. daß die verschiedenen Gewalten von
einander unabhängig sein sollen : die Selbständigkeit, der richterlichen Ge
walt ist genügend dadurch gesichert, daß die Richter unabsetzbar sind, weder 
die exekutive noch die gesetzgebende Gewalt haben irgendwelche Macht über 
sie; sie können nicht ihres Amtes entsetzt, ja nicht einmal srerüjrt werden 
ohne Beschlußfassung des Kassationshofes, welcher als höchste Instanz der 
Rechtsprechung fungiert.

§ 19. F o lgeru n gen  aus der T eilu n g  der gesetzgeb en d en  und der  
v o llz ieh en d en  G ew alt. — E s ist ohne weiteres ersichtlich, daß eine absolute 
Teilung der Gewalten nicht existiert; einige Milderungen müssen sogar in das 
Prinzip selbst gebracht werden, sonst würden die Beziehungen derGewalten unter
einander. welche koordinierte Handlungen erst ermöglichen, ausgeschlossen sein.

Aus der Teilung der vollziehenden und der iresetzgebenden Gewalt folgt 
mit Notwendigkeit, daß erstere

1. durch Verordnungen Gesetze weder interpretieren, noch ändern, noch 
aufheben kann;

Q. daß sie durch Verordnungen über Angelegenheiten, welche zu ihrer Er
ledigung einer gesetzlichen Regelung bedürfen, nicht entscheiden kann, 
namentlich nicht über Strafen und Steuern.

Folgende Abschwächungen mußten natürlicherweise, durch das parlamen
tarische Regime in das Prinzip der Gewaltenteilung gebracht werden.

Einerseits nimmt die vollziehende Gewalt an der Schaffung der Gesetze 
Anteil: ihr kommt, sowie den beiden Kammern, das Recht der Initiative zu 
'Gesetz vom 25. Februar IS75, § 3); außerdem darf das Staatsoberhaupt von 
den Kammern eine zw eite Verhandlung über gewisse Vorlagen verlangen, was 
nicht abgeschlagen werden kann (Gesetz vom Ifl.— 18. Juli 1875, § 7).
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Andererseits übt die gesetzgebende Gewalt einen g ew i»e ii Kiniiuli auf 
die vollziehende aus: Durch Fragen und Interpellationen kcntrulürrt че 
die Regierung, uud nach den Kegeln der pu litivlien Verantwortlichkeit zw ingt 
ein feindliches \o tu m  das Ministerium zum Rücktritt.

Hier sei auf einen Fingritf der vollziehenden (.ew alt in die Sphäre d.*r 
gesetzgebenden l.ingewiesen: die vollziehende Gewalt hat das Recht, m kubmiai-n 
Angelegenheiten Gesetze zu erlassen, ui.d zw ar tur die Kobnien Martini.iU.*. 
Guadeloujie und Réunion nur zur Regelung ganz bestimmter Fragen iSenatus
konsult \o in  X Mai 1854. § 6), für die übrigen Kolonien im allgemeinen ^  h  
desselben Senatusconsults).

$ 20. F o lgen  d er  T e iln u g  d er  g e se tzg eb en d e n  von  d er  r ich ter lieh en  
G ew alt. — Das Prinzip der Teilung dieser beiden Gewalten tritt bereits klar 
zutage im Gesetze, vom iß.— 24. August lTüo. in welchem es hieß: ..Die 
Gerichtshöfe können weder direkt noch indirekt an der Gesetzgebung tril- 
nehmen, sie dürfen ebensowenig, bei Strafe der Amtseiitsetzung. die Ausführung 
der vom Corps législatif angenommenen und vom König sanktionierten Ver
ordnungen verhindern oder verzögern:* Ungefähr in denselben Ausdrücken 
äußerten sich darüber die Verfassungen vom Jahre 1791 und vom Jahre ІІГ: 

„Die Richter*, hieß es in der letzteren, „dürfen keine Verordnungen erlassen 
oder sich in die T ätigkeit der gesetzgebenden G ewalt einmischen; sie dürfen 
auch nicht die Ausführung von irgend einem (Jesetz verhindern oder ver 
zögern.“ Die Verfassung vom Jahre ls7 5  hat sich über dieses Prinzip nicht 
näher ausgesprochen, und es dadurch schweigend anerkannt.

Die Folgen der Teilung der gesetzgebenden von der richterlichen Ge
walt sind:

1. Daß die richterliche G ewalt die Entscheidungen der gesetzgebenden  
zu respektieren hat, sie darf sie nicht aufheben oder ändern, kritisieren 
oder diskutieren;

2. dali es den Hichtern verb»» ist in allgemeiner und oblicaloriscl.er 
orn. Uber die ihnen vorgebrachten Angelegenheiten Urteile abzugeben" (в r,

des Cede civil). ^
Offenbar hatte diese Bestimmung die Gepflogenheiten der Parlamente 

des ancien régime dabei im Auge: deren Urteile bildeten eine Art zweiter 
Gesetzgebung, die im Bereich der sie veröffentlichenden Gerichtshöfe Ge<et/es-

w alt führte ; ^  richttrlichen mit der v e r g e b e n d e n  Ge-

3 daß die Gerichtshöfe kein Recht haben, die Ausführung eines Gesetzes 
nntei dem \orw and, daß es verfassungswidrig sei. zu verhindern.

A u sn a h m e : Der Senat, der bei dieser G elegenheit als Oberster Gericht«- 

walt te ih  ,ammt П1 dre‘ Fiillen аП der Ausübun* der richterlichen Ge-

, J '  B*i.Ieinem v «^ahren wegen Hochverrat, das gegen den Präsidenten 
der Republik einge'.eitet wird; rasicenten

ihres 2A m u s ; 'r № " М Ш б Г  "'egea Verbred,M1 in A w b u n *



3. bei der Anklage am h von Privatpersonen, wenn es sich am ein Attentat 
gegen dit Si< herheil ties Staates handelt.

In den beiden ersten Fällen kann die Anklage von der Abgeordneten
kammer erhoben werden.

Kndlich kann man auch in dem den Kammern zuerkannten Recht der 
Amnestie ein Eingreifen der gesetzgebenden Gewalt in die Sphäre der richter
lichen erblicken, sowie auch in dem Recht der Kammern die Gültigkeit der 
Mandate der Abgeordneten zu prüfen. Zweifelsohne sollte diese Prüfung eher 
in das Bereich der richterlichen Befugnisse gehören. denn es handelt sich 
oft um Fragen der Natinna.iüit und der Wahlbeteiligung, überhaupt um vein 
Gesetz geregt-lie W aliiM  m;.i:i;tttn. Außerdem wäre es von Vorteil, wenn die 
Prüfung c.t-r Mandate von Gi-riclttsiiöien vorgenommen würde, weil dann nur 
prinzipielle Standpunkte in Betracht kommen würden, während unter den 
jetzigen Verhältnissen die Anerkennung eines Abgeordneten allzuoft von seiner 
Zugehörigkeit zur Mehrheitspartei abhängig ist.; ein derartiges Vorgehen ist 
für die Kammern um so leichter, ais sie ihre Entscheidungen nicht zu moti
vieren brauchen, was bei Gerichtshöfen gewiß nicht der Kall sein würde.

§ 21. F olgen  der T eilu n g  »1er rich terlich en  von der v o llz ieh en d en  
(Jew alt. — Pas Gesetz vom 1 6 .-2 4 . August 179«) bestimmte, daß „die richter
lichen Funktionen von den administrativen verschieden seien und immer da
von getrennt bleiben müßten. Bei Strafe der Amtsentsetzung dürfen die 
Richter in keiner Weise die Tätigkeit der Verwaltungsbehörden stören oder 
die Verw&ltungsbeaniten wegen ihrer Amtshandlungen zur Verantwortung 
ziehen.“ Die Verfassung vom Jahre 1*75 enthält keine Andeutung dieses 
Prinzips, welches ausdrücklich von dem § 127 Abs. 2 des französischen Straf
gesetzbuchs sanktioniert ist; die betreffende Stelle lautet: „Mit Amtsentsetzung 
werden diejenigen Richter, Staatsanwälte und Gerichtsbeamte bestraft, welche 
die Grenze ihrer Befugnisse insofern überschritten haben, als sie sich in die 
Angelegenheiten der Verwaltung einmischten, indem sie entweder über diese 
Angelegenheiten Verordnungen erließen, oder die Ausführung der von der 
Verwaltung erteilten Befehle verhinderten, oder indem sie die Verwaltungs- 
beamten zur Verantwortung wegen ihrer Amtshandlungen gezogen und, trotzdem 
inzwischen auf die Inrichtigkeit dieses Vorgehens hingewiesen worden sei, 
doch auf ihren Entscheidungen beharren.“

Aus der Teilung der richterlichen von der vollziehenden Gewalt geht not
wendig hervor, daß den Gerichtshöfen die Kompetenz für die Entscheidung 
von die Verwaltungstätigkeit betreffenden Klagen fehlt, sie können die Akte 
der Verwaltungsbehörden weder interpretieren, noch ändern, noch aufheben.

Dagegen darf auch ihrerseits die exekutive Gewalt in das Bereich der 
richterlichen nicht eingreifen. Sie darf die Tätigkeit der Gerichtshöfe weder 
kontrollieren noch tadeln, noch diesen Befehle erteilen. § 131 des Straf
gesetzbuches bestimmt, daß „Verwaltungsbeamte, welche sich in gerichtliche 
Angelegenheiten eingemischt haben, indem sie es übernommen haben, Ent
scheidungen darüber zu fällen und trotz des Protestes der einen oder beider 
Parteien ihr Urteil vor demjenigen der höheren Instanz durchsetzen wollen



mit Geldstrafe von mindestens lfi und höchstens 150 frs. bestraft werden.“ 
Außerdem sind derartig* gesetzwidrige U rteile n ichtig

III. Das Zweikammersystem der Volksvertretung.
§ 22 Las Z w eik am m ersystem . — Die Führung der Regierungsgescliiilte 

durch das Volk selbst wäre bei einem großen Volk undenkbar; abgesehen 
von der materiellen Unmöglichkeit eines derartigen Systems, dcr.ke mau nur 
an die Gefahren, welche die wichtigsten Angelegenheiten bei einer indiszipli
nierten und leicht veränderlichen Masse laufen würden: aus diesen Gründen 
ist anstatt einer direkten Regierung durch das Volk eine indirekte, durch die 
vom Volke zu erwählenden Vertreter, eingeführt worden.

Fast bei allen modernen Nationen, welche ein* Volksvertretung haben, 
ist dieselbe unter zwei Kammern geteilt; dieses ist auch das in Frankreich 
herrschende System : „Die gesetzgebende G ewalt wird von zwei Kollegien -  
der (ham bre des Députés und dem Senat — ausgeiibt". heißt es in § 1. Abs. 1,
des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar lsTö.

Doch hat dieses System nicht immer in Frankreich geherrscht: mehrere 
Male hat das Einkammersystem bestanden. Am 10. September 17S9 beschloß 
die konstituierende Versammlung, daß eine einzige gesetzgebende Kammer 
(Assemblée Législative) berufen werden sollte. und die gleiche H«stimmnng 
findet sich in der Verfassung vom Jahre 1791: zu dieser Zeit befürchtete man 
die Einrichtung eines Oberhauses, aus Angst davor, daß der Adel darin eine, 
vorherrschende und den Reformen feindliche Stellung einnähme. Auch das 
Gesetz vom io. August 1792. durch welches die Convention Nationale einberufen 
Tuirde, erkennt nur eine gesetzgebende Kammer, ebenso wie die Verfassung vom
• ahre l , ‘i3. wie das Gesetz vom 14. Frimaire des Jahres П, welches die revo
lutionäre Regierung einlührte. und wie die Verfassung vom Jahre 1S4S: in den
• a »ren 18/1 bis bT fi übte eine einzige Kammer die gesetzgebende Gewalt aus.

Das Zweikammersystem wurde zuerst durch die Verfassung vom Jahre III 
und dann durch die königlichen Verfassungen eingefuhrt; zurzeit herrscht es 
Mit dem Jahre 1876. Es sei hier darauf hingewiesen, daß in Frankreich das 
Einkammersystem während kritischer oder unglücklicher Perioden bestand- in 
ruhigen Zeiten existierten immer zwei Kammern. ’

Im Jahre 18<5 wurde viel über die Frage des Ein- oder Zweikammer
systems gestritten; auch jetzt noch erheben sich öfters Diskussionen darüber- 
die Anhänger der Gesetzgebung durch eine einzige Kammer bringen gewöhn
lich folgende Gründe vor: °

1. Das Gesetz, behaupten sie, ist der Ausdruck des Volkswillens- die 
W ä n e t a t  ist aber einzig, und deshalb ist nicht zu ersehen, warum die 
gesetzgebende Gewalt zwei Kollegien anvertraut werden kann: sind sie einig
zu d L  Т Л П lhnen überflüssig; sind sie ps abtr nicht, so kommt man 

“ e *en ReSultat6; daß der y olkewille zwei entgegengesetzte 
uc 'e erhalt, was denselben unter Umständen vernichten kann

tr e tu n g T J  ̂ і Г і Т Г ^  GeWiß ?ІМ “  кеІПе andere P°litisch* VeN  ? U d,e der '  olkssouver&netät, aber die einzige notwendige Folgerung



daraus is:, daß beide Kollegien in dem Volkswillen ihren Ursprung haben 
müssen. I «as Vorhandensein zweier Kammern kann den Ausdruck des Volks
willens nicht gefährden: wohl wird manchmal der Einklanar der beiden etwas 
schwierig herbeizuführen sein, .gelingt er at>er. so ist das Resultat ein desto 
besseres, das Gesetz um so vollkommener.

2. Das Zweikammersystem verzögert den Gang der Gesetzgebung, öfters 
sind mehrere legislative, Perioden notwendig, um ein Gesetz durchzuführen, 
und selbst eine schwache Mehrheit ist imstande die Annahme eines Gesetzes 
zu verhindern. Hier wird des öfteren das Stuart-Millsche Argument zitiert: 
Hesreht der gesetzgebend-1 K'r.rper aus einem einzigen Kollegium von *>00 Mitr 
gliederi':, so ы  eine Mehrheit von :w i Stimmen erforneiii-h, um die Annahme 
eines Gesetze;- unmöglich zu machen: besteht er aus zwei Kammern, so ge
nügen dazu 151 Stimmen, oder sogar weniger, wenn beide Hauser nicht die 
gleiche Zahl von Mitgliedern haben. Dadurch werden aber die Prinzipien der 
Demokratie und der Volksvertretung gefährdet.

Die Anhänger des Zweikammersystems antworten darauf: Gewiß wäre 
dieses Argument stichhaltig, wenn die 600 Abgeordneten aus den gleichen 
W ahlen hervorgegangen wären, in diesem Falle hätte deren Teilung in zwei 
Gruppen keinen Zweck, obwohl auch hier eingewencet werden kann, daß ein 
Gesetz, welches nicht eine große Mehrheit für sich hat. dem Volkswilk-n nicht 
entsprich*. Aber das ganze Argument verliert seinen Wert, falls die eine 
Kammer andere soziale Elemente vertritt als die zweite.

X Die Möglichkeit von Konflikten unter beiden Kammern ist immer zu 
befürchten, die eine könnte ein Gesetz annehmen und die andere sich dem 
widersetzen; unter solchen Zuständen müßte das Staatsinteresse leiden.

Die Antwort ist: Es ist wahr, daß das Verfassungsgesetz vom Jahre 1S75 
kein formelles Mittel, einen derartigen Konflikt zu lösen, gibt. Aber de facto 
existiert immer die Möglichkeit, im Falle der Uneinigkeit beider Kammern zu 
einer Verständigung zu kommen, vor allem indem die Vertreter verschiedener 
Gruppen der beider Hauser ein Übereinkommen treffen. Und selbst, falls aus
nahmsweise eine Verständigung nicht zustande kommen sollte, so hat der 
Präsident der Republik jederzeit die Möglichkeit, mit Einwilligung des Senats 
die Abgeordnetenkammer aufzulösen; hei den Neuwahlen kann das Volk dem 
Senat sein Einverständnis oder seine Mißbilligung ausdrücken.

Die Anhänger des Zweikammersystems können, außer den obenerwähnten 
Gründen, — wie es uns scheint, mit gutem Rechte — noch mit folgenden 
Argumenten ihren Standpunkt verteidigen:

1. Eine einzige Kammer hat zu viel Macht, alle anderen öffentlichen Ge
walten hangen zu sehr von ihr ab, ihr fehlt jede Kontrolle und jedes Gegen
gewicht, sie muß zur Alleinherrschaft über die Regierung streben: Man denke 
an die Tyrannei und den Despotismus der Volksvertretungen in der Revolutions
zeit; dagegen bietet das Zweikammersystem die Gewähr einer gegenseitigen  
Kontrolle, eines ständigen Gegengewichts. Eine einzige Kammer würde außer
dem allzuoft in Konflikt mit der Regierung geraten, schon durch ihr Streben 
zur Alleinherrschaft; beim Zweikammersystem müssen die Konflikte mit der
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exekutiven Gewalt seltener werden oder wenigstens leichter zu lösen м.-in. 
Im Falle eines Konfliktes zwischen der einen Kammer und der K -ginnn::. 
kann die andere eine mäßigende oder sogar vermittelnde Rulle spielen; k«nniit 
es aber zu einem Konflikt zwischen beiden Kair.niern einerseits und dn Re
gierung andererseits, so müssen die zwei das Volk repräsentierenden Ver
sammlungen notwendig den Sieg davontragen. oder, im Falle die Abgeordnet hi- 
kammer doch aufgelöst wird, gibt das Volk seine Entscheidung.

2. Bei dem Zweikammersystem sind unüberlegte Abstimmungen weniger 
gefährlich; Läßt sich eine Kammer durch leidenschaftliche Stimmungen zu der 
Annahme eines unangebrachten oder unausführbaren Gesetzes verleiten, so 
kann die andere, welche Zeit zu überlegen hatte, ihre Einw illigung dazu ver
weigern. Die Erörterung der wichtigeren Fragen durch zwei Versammlungen 
ist unumgänglich notwendig, denn sie ermöglicht eine gründliche Untersuchung 
und schließt unüberlegte Entscheidungen aus. 5

§ 23. F olgen  ans dem  Z w eik am m ersystem . -  Damit der Senat 
keine, sozusagen zw eite Besetzung der Deputiertenkammer werde, haben die 
Verfassungsgesetze vom Jahre 1S75 folgende Unterschiede zwischen beiden 
Häusern eingerührt (diese Unterschiede sollten außerdem aus dem Senat eine 
ruhigere und mehr besonnene Versammlung als die Kammer machen':

1. Die Zahl der Senatoren ist unabänderlich, dagegen hängt diejenige 
der Abgeordneten von dem Wahlreglement und wächst mit den, Wachstum der 
Bevölkerung; sie ist größer als die Zahl der Senatoren.

2. Die Abgeordneten werden durch allgemeine direkte, die Senatoren durch 
indirekte Wahl gewählt.

3. Die an die W ählbarkeit geknüpften Bedingungen sind für die Kammer 
weniger streng als für den Senat.

•1. Die Kammer wird auf vier Jahre, der Senat dagegen auf neun Jahre 
gewählt.

5. Die Kammer wird als ganzes neugewählt.; der Senat alle drei Jahre 
zu je  einem Drittel erneuert.

Das Gesetz vom Jahre 1875 gibt der Kammer ungefähr die gleichen 
unktionen wie dem Senat, doch bestehen einige Unterschiede. Als besondere 

Funktionen der Abgeordnetenkammer sind zu betrachten: das Recht im vor
liegenden Palle ein E rfahren  gegen den Präsidenten der Republik ein
zuleiten ) und das Recht die Finanzgesetze zuerst zu lesen und darüber ab- 
zustimmen-).

Die speziellen Funktionen des Senats sind; seine Einw illigung zu der 
Auflösung der Deputiertenkammer zu geben oder zu verw eigern’ ) und
Gericht zu halten über das Staatsoberhaupt, die Minister und aber jede

nvatperson, die gegen die Sicherheit des Staates konspiriert hat
»ih ^  letf € * 0І?е aUS dem Zweikamn»«*ystem  ist diejenige, daß die- 

-eiben Grunde, welche das Bestehen zweier Kammern wünschenswert er-

l! ' • 16- Juli 1ST,. § 12. 2) Verfasaunpigeeetz v. 2 1  Fetr 1*75 s ц
3) Vcrfawnngagcsctz vom 25. Febr. 1075. § 5. ’ *
*  V erfassung*^*  vom 24. Febr. 1S75, §9, und vom 16. Juli 1*75. § 12.



scheinen lassen. auch für die Gleichheit deren Machtbefugnisse sprechen. Nur 
in diesem Kall kann der Senat einen mäßigenden Einfluß auf die Kammer 
ausiibon. I>ie Verfassung vom Jahre 1S75 nahm diesen Punkt implicite an. 
Nur die F rape über die Annahme der Finanzgesetze hat Schwierigkeiten ver
ursacht. § s  des Verfassungsgesetzes vom 24. Februar 1S75 lautet folgender
maßen: r Dem Senat kommt wie der Abgeordnetenkammer die Initiative und 
die Bestimmung der Gesetze zu. Doch müssen die Finanzgesetze zuerst der 
letzteren vorgelegt und von ihr angenommen werden“. Einige Schriftsteller 
behaupten — und sogar im Parlament wurde über diesen Punkt gestritten — 
daß demnach der Senat einig** IVile des Budgets oder selbst das ganze Budget 
verwerfen kann, alter daß es ihm unmöglich sei, ein anderes Budget an- 
ziinehmeii. «nier die Annahme des von der Regierung vorgelegten und von 
der Kammer verworfenen durchzusetzen. Das Gesetz verweigere ihm die 
Initiative in Finanzsachen und die Annahme eines von der Kammer ab- 
gelehnten Budgets würde die Möglichkeit einer derartigen Initiative bedeuten. 
Diese Ansicht ist aber nicht allgemein zur Geltung gekommen, weil sie der 
Tradition und den Vorarbeiten fiir die Verfassungsgesetze vom Jahre 1S7;> 
widerspri?ht. Ein solches System könnte gewichtige Folgen hervorrufen: der 
Senat, in Ermangelung des Rechts der Initiative, könnte das Budget im ganzen 
ablehnen, wenn er einen Teil davon für richtig häit und diesen Teil verworfen 
sieht: es ist klar, was für eine Verzögerung im Gange der Gesetzgebung das 
Ergebnis sein würde. Gewöhnlich stimmt man darin ül>erein, daß der be
treffende Paragraph nnr über die Ordnung in Finanzprojekten bestimmt, und 
daß der Abgeordnetenkammer bloß die zeitliche Priorität in diesem Punkte 
zukomtnt.

IV. Die Verantwortlichkeit der Regierang.

§ 24. Das Prinzip der Volkssouveränetät verlangt eigentlich volle Ver
antwortlichkeit aller Träger der öffentlichen Gewalt, sowohl der Beamten wie 
der Volksvertreter: in der Verfassung vom Jahre 1ST  ̂ hieß es: rI)ie gesell
schaftliche Sicherheit kann nur durch die ausdrückliche gesetzliche Be
stimmung der politischen Machtbefugnisse und die volle Verantwortlichkeit 
aller Beamten garantiert, werden“. Trotzdem hat die Verfassung vom Jahre 
1875 folgende drei Punkte angenommen:

1. Das Staatsoberhaupt ist nicht verantwortlich (§ 5, Abs. 2 des Ver
fassungsgesetzes vom 20. Februar 1875 bestimmt: „Der Präsident der Repu
blik ist nur im Falle des Hochverrats verantwortlich1*).

2. Die Minister tragen persönliche Verantwortung.
3. Infolge der Unverantwortlichkeit des Präsidenten und der Be

stimmungen über die ministerielle Verantwortlichkeit, muß jede Verordnung 
des Präsidenten durch einen Minister, der auf diese Weise die Verantwortung 
übernimmt, gegengezeichnet werden.

A uf die Einzelheiten dieser drei Punkte soll weiterhin ausführlich ein
gegangen werden, hier sei es nur kure bemerkt, daß die Unverantwortlichkeit 
des Präsidenten durch die Unmöglichkeit, ihn und die Minister gleichzeitig
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für verantwortlich zu erklären gerechtfertigt erscheint. In der Tat. ist das 
Staatsoberhaupt verantw ortlich, so müssen seine Entschlüsse selbständig ge

fallt werden, und dieses würde das Ende der parlamentarischen Regierung be
deuten. Außerdem würde die Verantwortlichkeit des Staatsoberhauptes schwere 
Folgen herbeifuhren: nicht ohne Grund wird über den Mangel an Stabilität 
der Ministerien gek la g t aber die gleiche Lage der Präsidentschaft wäre für 
den geordneten Gang der öffentlichen und administrativen Angelegenheiten w eit 
verderblicher!

V. Die parlamentarische Regierung.

§ 25. Das Charakteristikum einer parlamentarischen Regierung liegt in 
der Verantwortlichkeit der Minister; die darin ihren Ausdruck findet^ daß ein 
Mißtrauensvotum des Parlaments das Ministerium nötigt, seinen Abschied zu 
nehmen. Kraft seiner rnvfrantwortlichke.it hat der Präsident der Republik 
keinen direkten Einfluß auf den Gang der Regierungsgeschäfte, die durch vom 
Staatsoberhaupt ernannte und den Kammern verantwortliche Minister ge
führt werden; das Prinzip der Verantwortlichkeit hat zur Folge, daß die 
Minister derjenigen Partei angehören, welche die Mehrheit im Parlament hat; 
außerdem, obwohl dieses nicht obligatorisch ist, werden die Minister aus den 
Mitgliedern des Parlam ents gewählt. Sie sind unabhängig sowohl dem Präsi
denten gegenüber, der ihnen seine Ansichten nicht aufzwingen kann, wie dem 
Parlamente, durch welches sie zu keiner Maßnahme gezwungen werden können: 
stets bleibt ihnen der Ausweg einer Demission offen. „Die Unabhängigkeit der 
Minister ist die Bedingung ihrer Verantwortlichkeit'* (Message présidentiel vom 
14. Dezember 1877).

Summa summaruro läßt das parlamentarische Regime keine absolute 
Teilung der vollziehenden von der gesetzgebenden Gewalt zu. imHegenteil. sie 
müssen einander bis zu einem gewissen Grade durchdringen, damit eine har
monische Zusammenwirkung in der Führung der öffentlichen Angelegenheiten  
erzielt werde.

Das parlamentarische Regime hat seinen Ursprung in England; die voll
kommene Parteienorganisation ermöglicht dort seine normale Funktionierung.

Dagegen hat in Frankreich keine der Verfassungen der Revolutionszeit 
diese Art der Regierung eingeführt, denn die absolute Herrschaft behielten 
die Theorien Montesquieus, die strengste Teilung der Gewalten forderten. 
NVohl hieß es in der Verfassung vom Jahre VIII. daß „keine Verordnung der 
Regierung ohne Interschrift eines Ministers gelten könne" i§ 55); in Er
mangelung eines ausdrücklichen Verbots, durften die Minister Mitglieder des 
Tribunats und des Corps législatif sein, trotzdem waren sie nur Agenten der 
vollziehenden Gewalt, die als solche keine Beziehung zu den Kammern hatten 
und denen die Möglichkeit fehlte, dort ihre Ansichten zu verteidigen.

Erst die Verfassung vom Jahre 1814 führte das parlamentarische Regime in 
rankreich ein, doch gab sie ihm keine detaillierte Organisation: „die Mi

nister . hieß es. „dürfen Mitglieder der Pairs- und Deputierten-Kammer sein, 
sie genießen das Recht, den Sitzungen beider Kammern beizuwohnen und gehört
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zu werden" (§ Г) I). Sit- erkannte auch dem König das Kecht zu, die Abge- 
ordneten-Kanimer aufzulösen. mit der Verpflichtung, eine neue binnen dreier 
Monate zu berufen (§ ;><)). Aber über die. politische Verantwortlichkeit der 
Minister sagte sie kein W ort Und doch war e.s das parlamentarische Regime, 
welches ungeachtet vieler Mängel sich durch die Praxis entwickelt hatte und 
unter Ludwig XV III funktionierte. Die Verfassung vom Jahre 1S30 änderte 
an derjenigen vom Jahre 1S14 in dieser Hinsicht gar nichts, trotzdem herrschte 
unter Louis Philippe eine vollkommene Form der parlamentarischen Regierung.

Die V erfas^ng vom Jahre h h  organisierte ein gemischtes und wenig 
präzises System: einige Restimmungeu scheinen das parlamentarische Regime 
zu begünstigen, andere dagegen es auszuschließen. So durften z. Б. die Mi
nister Mitglieder der Assemblée Nationale sein, deren Sitzungen beiwohnen 
und dort das Wort ergreifen, welches ihnen erteil: werden mußte, so oft eie 
es verlangten (§ 6fi); außerdem mußten „alle Akte des Präsidenten der Repu
blik, außer denen, durch welche er Minister ernannte oder ihres Amtes ent
setzte. von einem Minister kontrasigniert werden“ (§ 67); andererseits aber 
war der Präsident für alle seine Maßnahmen verantwortlich. § 6S bestimmte: 
„der Präsident der Republik, die Minister, sowie alle Träger der öffentlichen 
Autorität sind, jeder in den ihn betreffenden Angelegenheiten, für alle Maß
nahmen der Regierung uud Verwaltung verantwortlich“. Derartige Undeutlich
keiten ließen die Frage aufkomiuen, ob die Verantwortlichkeit der Minister 
eine straf- und zivilrechtliche oder eine politische war. und ob ein Miß
trauensvotum der Kammer das Ministerium zum Rücktritt veranlassen mußte.

Mit der W iederherstellung des Kaiserreichs im Jahre 1852 verschwindet 
die parlamentarische Regierung gänzlich; doch unter dem Druck der öffent
lichen Meinung mußten bereits seit dem Jahre iStJO einige Grundzüge des 
parlamentarischen Regimes wieder eingeführt werden, und die Verfassung vom 
21. Mai 1870 zeigte die größte Nachgiebigkeit in dieser Richtung, doch war 
ihre eisrene Lebensdauer äußerst kurz -  nur bis zum Sturz des Kaiserreichs 
am 4. September 1870.

Als die Assemblée Nationale im Februar 1S71 zusammentrat, führte sie 
als provisorische Regierung die Republik m it dem parlamentarischen Regime 
ein, was durch die Verfassung vom Jahre 1875 ausdrücklich anerkannt und 
präzisiert wurde.

Dieses System hat viele. Gegner, die behaupten, daß es die Rolle des 
Staatsoberhauptes gänzlich unbedeutend erscheinen läßt. Es ist aber ein Irr
tum. denn die Rolle des Staatsoberhauptes ist sehr wichtig und vor allem 
sehr schwierig, sie verlangt von ihrem Träger die größte Umsicht, Unpartei
lichkeit und einen ungeheuren Scharfsinn. Der Präsident muß durch Über
zeugung aut die Minister wirken können: da er alle Maßnahmen der voll
ziehenden Gewalt unterzeichnen muß, so ist es nicht nur sein Recht, sondern auch 
seine Pflicht, falls er eine von ihnen unrichtig findet, seine Gründe gegen sie 
vorzubringen: er soll einen vermittelnden, mäßigenden Einfluß austiben, keines
falls der Vertreter einer Partei sein.

Die Gegner des parlamentarischen Regimes behaupten ferner, daß die



M inister genötigt sind, deu M ehrheitsparteien Konzessionen zu madien und 
s0?ar in Kompromisse, die den Charakter von Gegenleistungen manchmal an
nehmen, eiuzuw illigeo. Natürlich sind solche Fälle möglich und wahrschein
lich und haben stattfinden können, sie sind aber nicht eine Folge, sondern 
eine Krankheit des parlamentarischen Regimes, die Schuld tragen nur die 
politischen Sitten.

Der gew ichtigste Vorwurf, den man bis jetzt gegen das parlamentarische 
Regime hat erheben können, ist der Stabilitätsmangel der Ministerien: es ist 
nicht zu leugnen, daß während einer gewissen Periode die Kabinette allzuoft 
— zum Schaden der öffentlichen Angelegenheiten — gew echselt haben. Um 
diesem Übel zu helfen sind verschiedene Mittel in Vorschlag gebracht: unter 
anderem hat man daran gedacht, die ministerielle Solidarität teilweise auf
zuheben; einige Zweige der Regierung, wie z .B . Heer und Flotte, verlangen 
eine bedeutende Zeitspanne für die Durchführung einheitlicher Pläno: es wäre 
ratsam, sagen einige Politiker, die betreftVnden Minister von der allgemeinen 
Solidarität des Kabinetts auszuschließen und ihren Rücktritt nur im Falle 
eines speziell gegen sie gerichteten Mißtrauensvotums als notwendig zu be
trachten; wie könnte man sie aber dazu zwingen, ihre Ämter zu behalten, 
wenn sie sich durch ein allgem eines Mißtrauensvotum veranlaßt glauben,’ 
ihren Abschied einzureichenV D ie beste Lösung wäre die Rückkehr zu den 
echten Prinzipien des parlamentarischen Regimes, zu der Bildung einer festen 
und homogenen Mehrheit und einer gut disziplinierten Minderheit. Übrigens 
berechtigt die Tatsache, daß in den letzten Jahren die Ministerien sich be
deutend länger haben halten können, zu den besten Hoffnungen für die Zu
kunft. Die ehrliche Durchführung des traditionellen parlamentarischen Re
gimes b ietet große Vorzüge, indem sie die vw ch ied en en  Gewalten koordi
niert und der Möglichkeit von Konflikten vorbeugt; sind diese aber un
vermeidlich. so liegt die. Garantie ihrer einfachsten Lösung in der Verant-

Kammer ^  de‘‘ Ш гіш* dw  I)eP ^ rt™-

Z w e i t e s  K a p ite l .

D a s  f r a n z ö s i s c h e  Volk.

§ 26 S taatsan geh örigk eit and N atu ra lisa tio n . -  Der Code Civil 
erkennt als franzosen an:

I. Jedes Individuum, welches in Frankreich oder im Auslande als Kind 
eines f  п ш о и і  gehör™ wird. Außereheliche Kinder, deren Herkunft »ährend  
ihrer M m derjahnske» rre m lh g  oder gerichtlich anerkannt worden ist nehmen

t  Ä hr * kei' deS V" "  ^  M“,t№ “ • J* ~ M em d г" Г ,
wurde “ œ t V0" der еіПе" Wler der Г « *  erbracht

wenn d t f w / ™ ! ! - ' ! *  ?ebore,№ Ы ігі,|ш ш І' *enn  seine Eltern oder 
ПП die Staatsangehörigkeit seiner Eltern unbekannt ist.



S. Jedos in 1-rankreich von Ausländern geborene Individuum, falls eins 
seiner Kltern selbst in Frankreich geboren ist. Dabei muß bemerkt werden, 
daü das Kin I de iure Franzose wird, falls es der Vater ist, welcher in Frank
reich gebt.reu wurde, ist es die Mutter, so bleibt das Kind Franzose, wenn 
es іш Jahre nach seiner Volljährigkeit die französische Staatsangehörigkeit 
nicht ablehnt.

4. Jedes in Frankreich vrn Ausländem geborene Individuum, welches zur 
Zeit seiner Volljährigkeit in Frankreich wohnhaft ist. Doch steht es ihm frei, 
im Jahre nach seiner Volljährigkeit ''wie sie nach französischem Gesetze be
stimmt wird; die französische Staatsangehörigkeit, abzulehnen, falls es eine
von seiner Regierung Unterzeichnete Erklärung, daß es die Nationalität seiner 
Litern behalten hat, vorlegen kann '). sowie eventuell den Beweis, daß es seiner 
Militärpflicht nach den Gesetzen seines Landes genügt hat (außer den in den 
Verträgen vorgesehenen Ausnahmen)2).

§ 9 des Code Civil (Gesetz vom 22. Juli 1893) fügt hinzu, daß jedes in 
Frankreich топ Ausländern geborene Individuum, falls es zur Zeit seiner Voll
jährigkeit dort nicht wohnhaft ist, bis zum Ablauf seines zweiundzwanzigsten 
Lebensjahres die Möglichkeit hat, sich als Franzose zu erklären und, falls es 
im darauffolgenden Jahre seinen Wohnort dort erwählt, die, Anerkennung seiner 
französischen Staatsangehörigkeit zu erlangen; die betreffende Erklärung wird 
in die Register des Justizministeriums eingetragen und wird, sollte der Er
klärende sich in Frankreich in der vorgeschriebenen Zeit nicht niedergelassen 
haben, nichtig.

Schließlich wird die französische Staatsangehörigkeit noch durch Natura
lisation erworben, das heißt durch eine von der öffentlichen Gewalt vorge- 
uommene Handlung, welche einem Ausländer die Eigenschaft als französischer 
Bürger ver le ih t3).

I) Diese Erklärung wird den übrigen Akten beigelegt.

2i Ditse Bestimmungen ergeben sich aus dem § 6 des code civil, wie er durch die
fiewtre vom 26. Juni 1SS9 und vom 22. Juli 1Ь93 geändert wurde.

3) l'ntor dem Ancien ltégimc konnten die „aubains*, d. h. die Ausländer, das Bürger
recht durch königliche Gnade erhalten, vermittelst sogenannter «lettres de naturalité“ und 
.lettres de déclaration de naturalité*. Diese Briefe konnten individuell oder kollektiv sein, 
eine ganze Gruppe von Personen betreffen, — z. В. verlieh Heinrich IV. das französische 
Bürgerrecht allen Personen, w elche in den vlümischen „atelier? de tapisserie* gearbeitet hatten. 
Die individuellen „lettres de naturalité* konnten gegen eine den Verhältnissen dee Ausländen 
entsprechende Geldsumme erworben werden. Die „lettres de déclaration de naturalité* wurden 
Personen erteilt, die aus Ländern stammten, auf welche Frankreich gewisse Ansprüche erhob, 
wie z. B. Savoyen, das Mailänder Herzogtum usw.; auch Franzosen, welche nach so langer 
Abweeenhe.t, daß sie auf ihre französischen Bürgerrechte zu verachten schienen, nach Frank
reich zurück kamen. Die „lettre* de déclaration de naturalité", im Gegensatz zu den „lettres 
do naturalité' hatten anch rückwirkende Kraft

Das Gesetz vom 2. Mai 17fJ0 verlieh das Bürgerrecht an im Au«lande geborene und in 
Frankreich wit fünf Jahren wohnhafte Ausländer, welche den bürgerlichen Eid (seraent 
civique) geleistet hatten, falls sie Immobilien erworben oder eine Handelsniederlassung ge
gründet oder eine Fransösin geheiratet hatten. Diese Bestimmung blieb längere Zeit in 
Kraft, mit einigen Änderungen betreffend die Dauer der Niederlassung, so z. B. verlangt«



Das Gesetz vom 26. Juni 1 SSO '§ \  Abs. 5 Code Civil) enthäk folgende 
Bestimmungen über die Naturalisation von Ausländern. Sie wird gestattet:

1. Ausländem , welche durch ein Dekret die Genehmigung; zn ihrer Nieder
lassung in Frankreich erhalten haben; die Naturalisation kann aber nur nach 
drei Jahren ununterbrochenen Aufenthalts in Frankreich, vom Tage der E in
tragung des Gesuchs in die Register des Justizministeriums, gew ühlt werden.

2. Ausländern, welche den ununterbrochenen Aufenthalt wahrend zehn 
Jahren in Frankreich beweisen können. Der Aufenthalt in einem fremden 
Lande zw ecks Ausführung eines von der französischen Regierung gegebenen  
Auftrags wird dem Aufenthalt in Frankreich selbst gleichgestellt.

3. Ausländer, welche Frankreich große Dienste geleistet haben, ein Jahr 
nach ihrer Niederlassung; als solche Dienste werden betrachtet: D ie Betätigung  
hervorragender Talente, die Einführung neuer Industrien oder neuer E nt
deckungen, die Gründung bedeutender industrieller oder landwirtschaftlicher 
Unternehmungen, die Zugehörigkeit zum M ilitärdienste in den Kolonien oder 
in unter dem französischen Protektorate stehenden Ländern.

4. Ausländern, welche eine Französin geheiratet haben, ein Jahr nach der 
Genehmigung ihrer Niederlassung.

Über die Persönlichkeit des betreffenden Ausländers werden Erkundigungen 
eingezogen, und bei günstiger Auskunft wird ihm die Naturalisation durch 
einen besonderen Erlaß gewährt.

Die rechtliche Stellung der Familie des Naturalisierten wird durch § 12 
des Code Civil geregelt (Gesetz vom 2ti Juni 1SS9).

Die Ehefrau eines um die Naturalisation sich bewerbenden Ausländers, sowie 
seine majorennen Kinder, können, wenn sie ein Gesuch in diesem Sinne ein
reichen. die Eigenschaft als französische Bürger durch denselben Erlaß wie 
das Familienhaupt anstandslos erhalten.

Die minderjährigen Kinder des Naturalisierten werden durch die Naturali
sation ihres Vaters Franzosen; es stellt ihnen frei im Jahre nach ihrer Voll
jährigkeit diese Eigenschaft ausdrücklich abzulehnen !).

Das Gesetz vom 26. Juni 1389 (§ 17 dea Code Civil) enthält folgende Re
stimmungen über den Verlust des französischen Bürgerrechts:

1. Jeder im Auslande naturalisierte Franzose oder jeder, der auf sein 
Gesuch hin. ein fremdes Bürgerrecht erwirbt, verliert das französische. Falls 
er seiner Militärpflicht im activen Heeresdienst in Frankreich noch nicht genügt 
hat, so entledigt ihn seiner Eigenschaft als Franzose nur die ausdrückliche 
Genehmigung der französischen Regierung. Außerdem verlieren diese Kigen- 
schafi:

der kaiserliche Erlall vom IT. Man іям  eine zehnjährige Dauer und die Verleihung einer 
>ttTe de naturalisation*. F.s kann behauptet werden, daß dieser Erlaß bis zum Gesetz vom 

1Sb9 der Gesetzgebung in betreff «1er Naturalisation gebliebtu ist.

h In Algerien bestehen besondere Bestimmungen über die Naturalisation. Die betref
fenden Auslinder müssen da* e inundzw anzig  Lebensjahr ubenebritten uud mindestens drei

^  j- к ^ ПеП Kewohnt baben- Eine besondere Bewilligung zur Niederlassung ist nicht 
erforderlich ihenatabeschluB vom 14. Jnli lSß.S und Gesetz vom 2b. Juni 1^9).



2. Franzosen, die im Tahre nach ihrer Volljährigkeit, falls das Gesetz 
ihnen die Wahl frei ließ, das französische Bürgerrecht abgelehnt haben.

3. Franzcsen. die ein öffentliches Amt in einem fremden .'Staate angenommen 
und behalten haben, trotzdem die französische Regierung sie aufgefordert 
hat. es niederzulegen.

4. Franzosen, die ohne Erlaubnis ihrer Regierung in dem Heere einer 
fremden Macht dienen; trotzdem bleiben die strafrechtlichen Bestimmungen 
gegen sie in Kraft, falls sie ihrer Militärpflicht in Frankreich nicht genügt 
haben. Selbstverständlich ist hier die Rede vom Dienste nur in einem regu
lären fremden Heere.

f>. Jeder Franzose, welcher Sklaven besitzt oder verkauft (Verordnung vom 
27. April ІЫЬ. § b .

6. Jede Französin, welche einen Ausländer heiratet falls die Gesetze des Landes 
ihres Ehemannes ihr dessen Staatsangehörigkeit gewähren (§ 19 des Code Civil;.

Gewisse Erleichterungen werden der französischen Frau, welche durch 
ihre Verheiratung Ausländerin geworden ist, gewährt, am ihr zu gestatten, 
die französische Nationalität wiederzuerhalten: im Falle der Auflösung ihrer 
Ehe durch Tod oder Scheidung, kann sie durch ein Gesuch das französische 
Bürgerrecht wieder erwerben, falls sie in Frankreich wohnhaft ist, oder dort
hin zurückkehrt mit der Absicht sich da niederzulassen Diese Bestimmung 
trifft aber nur W itwen und geschiedene Frauen und ein Erlaß des Präsi
denten der Republik ist dazu erforderlich.

Das Gesetz ist viel strenger für den Franzosen, der sein Bürgerrecht 
durch Dienst in einem fremden Heere verwirkt hat: nur nach besonderer Er
laubnis darf er Frankreich wieder betreten und muß alle Formalitäten, die 
ein Ausländer zur Erlanguug der Naturalisation braucht, erfüllen, um das 
französische Bürgerrecht wieder zu erhalten2).

Die Franzosen, welche unter anderen Bedingungen, als die obengenannten, 
ihre Eigenschaft als solche verloren haben, können sie wiedererwerben, falls 
sie in Frankreich wohnhaft sind und die Erlaubnis dazu („décret de réintégration“) 
erhalten. Derselbe Erlaß kann der Ehefrau und den majorennen Kindern 
des Betreffenden, falls sie ein Gesuch in diesem Sinne einreichen, das franzö
sische Bürgerrecht verleihen.

Die minderjährigen Kinder werden als Franzosen anerkannt, falls sie im 
ersten Jahre nach ihrer Volljährigkeit es nicht ablehnen5).

W ir k u n g e n  d e r  N a t u r a l i s a t io n .  Der naturalisierte Ausländer erhält 
die gleichen Rechte, und die gleichen Pflichten wie ein Franzose; privatrecht
lich betrachtet, genießt er alle den Franzosen zukommenden Zivil-, Familien- 
und Eigentumsrechte. Der Ausländer, dessen Gesuch um Niederlassung be
bewilligt worden ist, genießt sogar die bürgerlichen Rechte eines Franzosen 
noch vor seiner Naturalisation, sobald ihm diese Bewilligung erteilt wird. 
(8 13 des Code Civil).

1) 5 19 des code civil iGeeetz vom 2ü. Juni 1SMH. — 2i § 21 des code civil iGcseu 
vom 2fi. Juni 1S89). — 3) § ls de# code civil ;G«*ctz vom 26. Juui 1S89).



W as die politischen Rechte betrifft, so erhält der naturalisierte Ausländer 
das aktive W ahlrecht sofort aber eine kleine und, w ie es scheint, ganz ge 
rechtfertigte Einschränkung besteht in bezug auf seine W ählbarkeit: .er  wird 

n s t  zt-hnJahre nach seiner Naturalisation wiihibar. falls kein besonderes Ge
setz diese Frist verkürzt1,1!.

Das Gesetz vom 15. Juli 1SS9 über die Aushebung bestimmt, daß die 
naturalisierten Ausländer gleich nach der Erhaltung des französischen Bürger
rechts in die ersten Aushebungslisten i „tableau de recensement de la première 
classe formée après leur changement de nationalité“) eingetragen werden, aus
genommen den F all, wo sie wegen vorgerückten A lters oder Krankheit nicht 
imstande sind, der W ehrpflicht zu genügen.

II.
§ 27. Die Stellung der Ausländer in Frankreich. Alb' die Rechte, 

welche von den Franzosen genossen werden, könnten in drei Kategorien ge
te ilt werden:

1. Die politischen Rechte, welche in der Anteilnahme an der Funktio
nierung der öffentlichen G ew alt durch das aktive und das passive Wahlrecht 
zu den administrativen und gesetzgebenden Ämtern bestehen. E s scheint 
somit gerechtfertigt, daß diese Rechte nur den Franzosen zukommen sollen.

2. D ie bürgerlichen Rechte.
3. Die öffentlichen Rechte, auch individuelle genannt, welche im Vereins

und Versammlungsrecht, Gewissens- und individueller oder persönlicher Frei
heit g ip feln2).

Gibt es unter den beiden letzten Kategorien Rechte, deren Ausübung 
Fremden untersagt ist?  Hs gibt einige, sozusagen natürliche Recht«, 
welche die Vernunft gebietet. Ausländern sowohl wie Einheimischen zuzu
erkennen, weil sie mit der menschlichen Natur eng zusammengekniipft sind. 
Bevor wir zur Betrachtung der jetzigen, sehr liberalen Gesetzgebung, welche 
Franzosen und Ausländern beinahe die gleichen bürgerlichen und öffentlichen 
Rechte verleiht, übergehen, wollen wir einen kurzen Überblick über die Stellung  
der Fremden unter dem Ancien Régime werfen.

Dam als durfte der Ausländer oder ..aubain“ keine Französin ohne Ein- 
w illigungd es Königs heiraten, andernfalls mußte er eine schwere Strafe zahlen; 
aber selbst nach der Einwilligung war er gezwungen, ein sogenanntes „droit 
de formariage“ zu zahlen; übrigens war diese Gepflogenheit mit dem X V I.Jah r
hundert in einigen Provinzen geschwunden. Der „aubain“ durfte weder Vor
mund noch Mündel sein; er mußte die Kaution iudicatum solvi leisten. Es 
war den Fremden wohl erlaubt, bewegliche und unbewegliche Güter zu be
sitzen und über sie bei Lebzeiten zu verfugen, aber Transaktioneu im Todes
fälle waren ihnen verboten; die „aubains>l durften keine Güter vererben oder 
durch Erbschaft erhalten: diese kamen dem König zu, diesen l ’sns nannte 
man „droit d’aubaine“. Seit dem XVI. Jahrhundert treten einige Milderungen 
in dieser Hinsicht ein: So durften die Ausländer ihre Güter ihren legitimen

П § S de« Gesetze» vom 26. Juni 1659. -  2) S. unten: .individuelle Rechte“.



Kindern, die in Frankreich geboren und nach den damals herrschenden G e
setzen Franzosen waren, als Erbschaft überlassen. In einigen Provinzen und 
einigen Städten wurde das „droit d’ aubaine" aufgehoben; im Todesfälle durfte 
dort der „aubain“ seine Güter fremden Erben überlassen; an die Stelle des 
ursprünglichen „droit, d’aubaine1' trat ein „droit de détraction'1, wonach die 
königliche Gewalt einen Betrag, welcher von einem Zwanzigstel bis zu einem 
Fünftel von der Erbschaft variierte, erhob. Andere Verträge hoben das 
„droit d’ aubaine“ für Untertanen eines Staats auf, welcher sich seinerseits 
verpflichtete, dieses Recht gegen Franzosen, die auf seinem Territorium wohnten, 
nicht auszuüben, auch für fremde Kaufleut« und Industrielle wurde es auf
gehoben.

Die Revolution konnte die Überbleibsel des „droit d'aubaine** nicht be
stehen lassen und die „Assemblée Constituante“ vernichtete es endgültig. Dieses 
geschah durch die Verordnung vom 6. August 17Ш), welche den damaligen Sitten  
gemäß, mit philosophischen Betrachtungen anhub: ,,Üie Assemblée Nationale 
meint, daß das „droit d1 aubaine1* den Prinzipien der Brüderlichkeit, welche 
alle Völker, ohne Unterschied von Land und Regierung einigen soll, wider
spricht; daß dieses aus den Zeiten der Barbarei stammende Recht bei einem  
Volke, welches seine Verfassung auf den Menschen- und Bürgerrechten ge
gründet hat, ausgemerzt werden soll; und daß das freie Frankreich allen 
Erdenvölkern offen sein muß, damit sie dort, unter einer freiheitlichen R e
gierung, die heiligen und unantastbaren Rechte der Menschheit genießen, des
halb dekretiert sie: Die Rechte der ..aubaine“ und der „détraction“ werden 
auf immer aufgehoben.“

Die Verordnung vom S. April 1791 gestattet Ausländern Franzosen zu be
erben: „Ausländer, auch solche, welche außerhalb des Königreichs wohnhaft 
sind, dürfen in Frankreich den Nachlaß ihrer Verwandten, selbst wenn diese 
französische Bürger sind, in Empfang nehmen; sie dürfen darüber in jeder 
durch die Gesetze gestatteten Weise verfügen“. (§ 3).

Wollen wir je tzt zu der Betrachtung der gegenwärtigen I>age der Aus
länder in Frankreich übergehen; § 11 des code civil bestimmt darüber: 
„Ausländer genießen in Frankreich dieselben bürgerlichen Rechte, welche in 
der Ileim at der betreffenden Fremden den Franzosen durch Verträge gesichert 
werden.“ Aus diesem Text wird gefolgert, daß der Ausländer in Frankreich 
diejenigen privaten Rechte genießt, welche ihm nicht gesetzlich abgesprochen 
sind, und daß er auch die, nur den Franzosen zuerkannten Rechte für sich 
in Anspruch nehmen darf, falls er sein Anliegen durch gewisse Klauseln eines 
internationalen Vertrags begründen kann, oder falls er durch einen Erlaß das 
Recht der Niederlassung in Frankreich erhalten hat.

Auf Grund dieser Theorie wird das französische Familienrecht auf den 
Ausländer angewendet: Er darf in Frankreich die Ehe schließen, und falls 
kein Widerspruch zwischen dem Recht seiner Heimat und dem französischen 
in dieser Hinsicht vorhanden ist, kann er die französischen Rechte genießen; 
so z. B. kommt ihm die Nutznießung der Habe seiner minderjährigen Kinder, 
gemäß dem § 384 des code civil zu, weil kein französisches Gesetz



ihm das Recht dazn abspricht. Aus demselben Grunde können wir behaupten, 
daß er in ? rankreich an Kindesstatt annehmen uml angenommen werden kann.

W as das Eigentumsrecht betrifft, so ist es ein Naturrecht. ein durch
aus individuelles Recht, und es wird jedem Ausländer ohne weiteres zu
erkannt; übrigens enthalt § 3 des code civil eine Bestimmung darüber: 
,,Die unbeweglichen Güter, auch die Ausländern gehörenden, stehen unter dem 
französischen Gesetz* (§ 2j. So z. B. dürfen die Ausländer ebensowohl wie 
Franzosen Hypotheken aut ihre Güter aufnehmen.

Es wird kein Unterschied zwischen Franzosen und Ausländern in bezug 
auf persönliche Eigentumsrechte gemacht. § 14 und 15 des code civil geben er
schöpfende Auskunft über diese Frage 'j. Auch die geistigen Eigentumsrechte des 
Ausländers werden genau w ie diejenigen des Franzosen geschützt, gemäß der 
\erordnung vom 31. März 1852, welche über die literarischen und künstlerischen 
Rechte statuiert und auf § 425 und folg. des code pénal für die Bestrafung 
unberechtigter Ausgaben fremder W erke in Frankreich, sowie der Versendung 
und Verbreitung dieser Ausgaben, verweist. § 425 des code pénal lautet 
folgendermaßen: „Jegliche den Gesetzen und Bestimmungen über geistiges 
Eigentum widersprechende Ausgabe von Schriften, musikalischen Komposi
tionen, Zeichnungen, Bildern oder anderen W erken, im ganzen oder teil
weise gedruckt oder graviert, wird als Nachahmung betrachtet, und die Nach
ahmung ist ein D elik t“ *).

D ie industriellen und kommerziellen Rechte der Ausländer werden 
ebenso tatkräftig geschützt, so z. B. bestimmt § 27 des G esetzes vom 5. Juli 
1S44, daß Ausländer Patente für Erfindungen in Frankreich erhalten dürfen. 
\  erlangt jedoch der Ausländer, der Inhaber eines Erfinderpatents ist, die 
Beschlagnahme der von ihm als Nachahmung betrachteten Gegenstände, so 
muß er eine Sicherheit stellen, wozu der Eingeborene nicht verpflichtet is t

In bezug aut Erbschaften. Nachlässe und Schenkungen werden die Aus
länder mit dem Gesetz vom 14. Juli 1SI9. welches die §§ 726 und 912 des 
code c iv il3) aufgehoben hat, den Franzosen im Prinzip gleichgestellt; der erste

I H  14 dea code civil: „Ausländer, auch solche, die in Frankreich nicht wnhrh.fr

ihre Güter Franzosen zn hinterlassen.



ParaGraph dieses Gesetzes bestimmte, daß die Ausländer das Recht hätten, 
in ganz Frankreich auf dieselbe Weise wie die Eingeborenen Güter zu 
erben, zu erhalteu und über sie zn verfugen. Im Falle aber, wo Franzosen 
und Au>lander Miterben an Gütern sind, die sich teils in Frankreich und teils 
im Auslande befinden, gewährt das französische Gesetz den Franzosen seinen 
Schutz, falls sie vom Erbrechte an den ausländischen Gütern ausgeschlossen 
sind. § 2  lautet: ..Im Falle der Teilung eines Nachlasses unter französischen 
und ausländischen Erben erhalten erstere einen Teil der in Frankreich be
findlichen Güter, welcher demjenigen Teile, wovon sie durch ausländische 
•jesetze ausgeschlossen sind, im Werte gleichkommt."

C a u t io  iu d ic a tu m  s o lv i .  Der Ausländer, welcher in Frankreich 
als Klager vor Gericht tritt, ist verpflichtet eine Kaution „iudicatum solvi“ 
zu stellen; schließlich ist es bloß eine Garantie dem französischen Beklagten  
gegenüber für den Fall, daß der Kläger die Sache verlieren und die Gerichte
kosten bezahlen sollte — besitzt der Kläger keine Immobilien in Frankreich, 
so wäre das Urteil ohne diese Sicherheitsleistung ganz illusorisch. § IG des 
code, civil lautet: „In jedem Falle wo ein Ausländer als Kläger erscheint, 
muß er eine Kaution für die eventuellen Gerichtskosten und Schadensersatz 
stellen, ausgenommen wenn er in Frankreich Immobilien von einem genügenden 
W erte um diese Zahlung zu bestreiten besitzt.'1

§ 166 der Zivilprozeßordnung bestimmt seinerseits, daß „alle Ausländer, 
welche als Haupt- oder Nebenkläger auftreten, auf Verlangen des Beklagten  
eine Kaution für die eventuelle Zahlung von Gerichtskosten und Schadensersatz 
sofort stellen müssen, erst später können Ausnahmen gemacht werden.“

Aus den oben angeführten Texten folgt, daß nnr ausländische Kläger 
die Cautio iudicatum solvi stellen müssen, und daß ausländische Beklagt« 
nicht berechtigt sind, sie von einem ebenfalls ausländischen Kläger zu ver
langen: ferner, daß diese Kaution, gemäß der Bestimmung des § 16 des code 
civil, in jedem Falle vor jedem Gericht zu stellen ist. „Dasjenige Gericht, 
welches die Stellung der Kaution verlangt, bestimmt, auch deren Höhe. Der 
Kläger, welcher beweisen kann, daß seine in Frankreich befindlichen Güter 
die eventuelle Zahlung sichern, wird von der Stellung der Kaution befreit 
(§ 167 der Zivilprozeßordnung).

Hier muß bemerkt werden, daß einige Verträge die Untertanen einiger 
Staaten von der Cautio iudicatum solvi befreien.

Schließlich ist eine gewisse Benachteiligung der Ausländer in der Regel 
..actor sequitur forum rei“ in den Bestimmungen des oben angeführten § 14 
des code civil zu ersehen.

A u s lä n d e r ,  d e r e n  N ie d e r la s s u n g  g e n e h m ig t  w ird .
§ 13 des code civil bestimmt, daß „die in Frankreich durch die Regie

rung zur Niederlassung zugelassenen Ausländer alle bürgerlichen Rechte g e 
nießen.“ Daraus folgt, daß ihnen sogar Rechte zukommen, welche anderen 
Fremden, die sich nicht niedergelassen haben, abgehen. D ie Regel actor 
sequitur fornm rei wird für sie in Anwendung gebracht, und sie dürfen sogar 
zur Niederlassung nicht zugelassene Ausländer vor französische Gerichte



zitieren; falls sie als Kläger vor Bericht treten, sind sie nicht verpachtet die 
Cautio iudicatum solvi zu stellen ').

H ier sei bemerkt, daß alle den zur Niederlassung zugela^enen Frem
den gewährten Privilegien aufgehoben werden, falls die Betreffenden vor Ab
lauf von fünf Jahren nach der Genehmigung ihrer Niederlassung nicht um 
ihre Naturalisation nachgesucht haben oder dieselbe ihnen verweigert wird.

F r e m d e n p o l i z e i .  Die Staatssicherheit gibt den Verwaltungsbehörden 
ein Aufsichtsrecht über Ausländer. G egenw ärtig müssen alle Fremden, die be
absichtigen, sich in Frankreich niederzulassen oder sich dort längere Zeit auf- 
zuhalten, die Formalitäten, welche durch die Verordnung vom 2. Oktober lSSS 
vorgeschrieben sind, erfüllen. Jeder von diesen Ausländern muß binnen vierzehn 
Tagen nach seiner Ankunft in der betreffenden Gemeinde folgende Krklärungen 
beim Bürgermeisteramt („mairie") abgeben:

1. Seinen Namen und Vornamen, sowie diejenigen von Vater und 
Mutter;

2. seine Staatsangehörigkeit ;
3 Ort uud Zeit seiner Geburt;
4. seinen letzten Wohnort;
5. seinen Beruf oder seine Existenzm ittel;
6. den Namen, das Alter und die Staatsangehörigkeit seiner Khefrau und 

seiner minderjährigen Kinder, falls sie sich bei ihm befinden.
Er muß sich ausweisen können und Belege für seine Erklärungen Vor

bringen. In Paris geschieht diese Erklärung bei der „Préfecture de Police“ 
(Polizeipräsidium). Die Übertretungen werden durch einfache Polizeistrafen  
geahndet; andererseits kann jederzeit der Minister des Inneren einen Ausländer 
polizeilich ausw eisen2).

Eine ähnliche Erklärung wird dem Gesetz vom 9. April 1593 gemäß 
von ausländischen Arbeitern und deren Arbeitgebern ver langt3).

Das Recht des Ministers des Inneren einen Ausländer auszuweisen und 
bis zur Grenze begleiten zu lassen, ist ein Diskretionsrecht; er darf sogar 
einen Ausländer, dessen Niederlassung genehmigt worden ist, auf diese Art 
ausweisen. Doch ist im letzteren Falle die Ausweisung bloß zeitlich und muß 
aufgehoben werden, falls die Genehmigung zur Niederlassung binnen zweier 
Monate nicht durch einen vom Staatsrat genehmigten Erlaß entzogen"wird.

In den Grenzdepartements besitzt der Präfekt das Ausweisungsrecht.

t i Vor dem Gesetz vom 22. Juli IS67, welches die Schuldhaft aufgehoben hat, hatten

a L S T S !  ?,nT ^ al '1'1  d »  L ä n d e r n  nicht zckamen: letztere u n t e r e n  immer
der Schuldhaft für zivile oder Handeliwehuldcn im Betrage von mehr als 150 Franken Dageetn 
trtl dictes Zwangsmittel Franzosen und zur Xiederlaunng zugelanene Fremde nur ш nützlich  
ѵоАогкевеЬепеп FUlcn, nnd zwar für Schulden in einer Mindesthöhe von 300 Franken für zivile

t h l l ?  î " î ?  ' Г ' “ “ ' “ '"- k » «  * r  Gerichttbof T h  ™  Ï
Verhandlung die Haft über die anderen Fremden verhängen

2' (feet* vom 8. Dezember IS« . § 7. -  s. S. unten: Freiheit der Arbeit.



Z w e ite s  B nch .

Von den höehsten Staatsorganen.

Erster Abschni t t  

Von der vollziehenden G ew alt  

E r s t e s  K a p i t e l  

D er Präsident der Republik.

I. Die Wahl des Präsidenten der Republik.

§ 28 W ahl durch dio beiden zur N ation alversam m lun g verein ten  
K am m ern. ..Der Präsident der Republik wird durch absolute Mehrheit der 
Stimmen des Senats und der Deputiertenkammer, zur Nationalversammlung 
vereint, gewählt“ 1).

Die Verfassung vom Jahre 1875 hat ein anderes Verfahren als dasjenige 
der Verfassung vom Jahre 184S angenommen: damals warde der Präsident 
nicht durch den gesetzgebenden Körper ernannt, sondern er ging aus all
gemeinen direkten Wahlen hervor. Rei einem derartigen System könnte der 
Erwählte des ganzen Volkes, sich auf die große Zahl der von ihm erhaltenen 
Stimmen stützend, eine allzugroQe Autorität genießen und in die ^ rsuchu ng  
kommen, seine Macht zu mißbrauchen. Dieses war auch der Fall im Jahre 1848; 
Louis Napoleon, durch allgemeine Volkswahlen zum Präsidenten der Republik 
erhoben, zögerte nicht lange seinen Staatsstreich am 2. Dezember 1851 aus- 
zuflihren.

Das Präsidium der zum Zwecke der Wahl des Präsidenten der Republik 
zusammengetretenen Nationalversammlung besteht von rechtswegen ans dem 
Vorsitzenden, den Vizepräsidenten und den Sekretären des Senats.

Der Präsident der Republik soll von der Nationalversammlung bei abso
luter Stimmenmehrheit gew ählt werden. Nur die tatsächlich abgegebenen 
Stimmen kommen in Betracht, folglich dürfen die leeren oder nichtigen Stimm
zettel nicht berücksichtigt werden. Die Wahlen finden statt ohne vorher

1) Verfaeeungegeeetz vom 25. Februar 1S75. § 2.



gehende Diskussion, denn die National Versammlung wird lediglich als W ahl
kollegium zusammenberufVn: jegliche Beanstandung der Kandidatur, jegliche 
Redè 1st verboten.

Hierbei muß bemerkt werden daß. da die Zahl der Senatoren beinahe 
nm die Hälfte geringer als die der Deputierten ist. die Wahl des Präsidenten 
der Republik sich tatsächlich in den Händen der letzteren befindet. Diese Un
gleich heit in der Stellung der beiden Kammern wird dnreh die Tatsache 
kompensiert, daß der Präsident für seine E rw ählung dem Senat sozusagen 
garnieht verpflichtet ist, nnd da er mit dessen Zustimmung das Recht der 
Auflösung der Abgeordnetenkammer besitzt, so kann er im gegebenen Falle  
mit größerer moralischer Unabhängigkeit handeln.

Die Nationalversammlung wird in den folgenden Fällen zur Erwählung 
des Präsidenten der Republik berufen:

1. Normalerweise dauern die Machtbefugnisse des Präsidenten der Repu
blik sieben Jahre. In diesem Falle „müssen wenigstens einen .Monat vor 
dem gesetzlichen Ablaut der pnisidentiellen Machtbefugnisse die beiden 
Kammern, zur .N&tionaheraammlong vereint, zusammentreten, um die Wahl 
des neuen Präsidenten vorznnehmen •). F alls keine offizielle Berufung erfolgt 
findet diese Versammlung mit voller gesetzlichen Gültigkeit am fünfzehnten 
Tage vor dem Ablauf der Präsidentschaft sta tt“ 2).

A uf diese W eise wird die vollziehende G ewalt ununterbrochen ausgeübt 
D ie Berufung der Nationalversammlung, welche mindestens einen Monat vor 
dem Ablaufe der Machtbefugnisse zusammentreten soll, erfolgt durch den sein 
Amt noch ausübenden Präsidenten. F alls diese Form alität nicht erfüllt wird, 
tritt die \  ersammlung de iure vierzehn Tage vor Ablauf der präsidentiellen 
Amtsdauer zusammen, de facto geschieht es aber auf die Berufung des P rä
sidenten des Senats hin, der auch Tag und Stunde bestimmt.

2. Die Machtbefugnisse des Präsidenten der Republik können vor A b 
lauf des septennats wegen Todesfalls, freiwilligen A bschieds3) oder anderer 
jrunde anfhoren. In diesem F alle treten beide Kammern von Rechts we*en 

sofort zusammen. T ag und Stunde der Versammlung werden vom Präsidenten 
des benats angegeben.

Im Falle wo ein Präsident der Republik vor dem Obersten Gerichtshof 
als Angeklagter zu erscheinen hätte, k înnte die Präsidentschaft erst nach dessen 
e\en tueller \erurteilu ng frei werden. Es wäre unmöglich vor diesem Zeit
punkt einen anderen Präsidenten zu ernennen, obwohl der frühere in seiner 
Eigenschaft als A ngeklagter seine Funktionen nicht mehr ausüben dürfte

i h J V T  d? \  ,VOrhin angeführteQ Fällen ~  t o  Todes, des freiwilligen  
Abschieds der Anklage -  tritt notwendigerweise eine Unterbrechung in der
A u J b u n g d er  präsidentiellen Machtbefugnisse ein; die vollziehende G ewalt wird 

P r b i d ^ T o i î "  ,W5 t ?  ,"°IZWCi f f  dDer die Volle R^Kche Zelt -ährende,г iMiaenucoalt vorgekommen: bei (Jtfvv und Loubet
Î) \  ertaeeungegeeetz vom 16 Joli 1875. § я

w .  d« - ‘T  Kir  At"c h i e d "»» «“ « * «  в-ы Mmem, in wcichcm er dieec Tatsache zu deren Kenntoi» bringt



für diese Zeit dem Minist errat anvertraut1). (Gesetz vom 25. Febr. 1S75, § 7, 
Abs. 2,). Eigentlich trifft die Verfassung keine Bestimmungen für den Fall 
der Anklage des Präsidenten vor dem Obersten Gerichtshof, aber um nach 
d.-r Analogie zu urteilen, scheint es, als ob auch dann der Ministerrat die 
vollziehende Gewalt ausüben sollte.

E s soll hier noch folgende Eventualität erörtert werden: Die Präsident
schaft wird zu einem Zeitpunkt frei, wo die Deputiertenkauimer aufgelöst 
ist. In diesem F alle ist es unmöglich einen neuen Präsidenten sofort zu 
wählen, da die Nationalversammlung nicht konstituiert werden kanr.; der Senat 
mu(! zusammentreten, und die Wahlkollegien in der kürzesten Frist berufen 
werden. D en  Ministerrat wird die vollziehende Gewalt provisorisch anver
traut. der Senat soll sich damit begnügen, ihn zu überwachen, ohne jegliche 
gesetzgeberische Tätigkeit zu entfalten.

§ 29. Von der A m M a n er . — Der Präsident der Republik wird für 
sieben Jahre ernannt2). Im F alle des Todes oder der Verabschiedung eines 
Präsidenten wird sein Nachfolger nicht nnr f tr  die bis lum  Septennat übrig- 
b’.eibende Zeit, sondern für neue volle sieben Jahre gewählt.

Stirbt dagegen ein Abgeordneter oder ein Senator oder tritt er vor Ablauf 
seines Mandats zurück, so nimmt sein Nachfolger nur für die übrigbleibende 
Zeit seine Stelle ein.

Der Präsident der Republik darf wieder gew ählt werden, sogar un
mittelbar nach Ablaut seiner Machtbefugnisse. Es wird keine Unterbrechung 
verlangt, wie dieses bei manchen Verfassungen der Fall ist.

§ 30. W ählbarkeit. — In kom patib ilität. — Die Verfassung vom Jahre 
Ы 8  bestimmte, daß nur Kandidaten, welche als Franzosen geboren waren 
und das dreißigste Jahr überschritten hatten, zum Präsidenten der Republik 
gewählt werden konnten. Außerdem durfte nach Ablauf von seinen Macht
befugnissen weder der zur selben Zeit, wie er amtierende Vize-Präsident, noch 
irgend ein Verwandter oder Verschwägerter (bis zum sechsten Grade} des 
zurücktretenden Präsidenten gew ählt werden.

Die Verfassung vom Jahre 1S75 dagegen trifft keine ksonderen Be
stimmungen über die Wählbarkeit zum Präsidenten der Republik. Folglich 
genügt es, im Besitze der bürgerlichen und politischen Rechte zu sein und 
das einundzwanzigste Jahr überschritten zu haben, um zum Präsidenten der 
Republik gewählt werden zu können.

Einige Schriftsteller (nämlich die Herren Esmein und Weiß) meinen — 
wie uns scheint, mit vollem Rechte — daß das Schweigen des Verfassungs- 
textes vom Jahre 1875 die W ählbarkeit eines in Frankreich naturalisierten 
Franzosen zum Präsidenten der Republik zuläßt; dabei berufen sie sich auf 
den § U des Gesetzes vom 16. Juni 1SS9, dessen Wortlaut heißt: ,,Der natu
ralisierte Ausländer genießt alle dem französischen Bürger zukommenden 
bürgerlichen und politischen Rechte. Dennoch erwirkt er erst zehn Jahre

I) Nidi den Bestimmungen der Verfassung vom Jahre ls48 sollte ein Ѵіло-Prâsident, 
zu derselben Zelt wie der Präsident der Republik gewählt, während dieser Zeit die volliieheflde 
Gewah ausüben. — 2'. VerfassuDgegeietz vom 25. Februar ls"5, § 2.



nach dem Xaturalisationsdekret die W ählbarkeit zu den gesetzgebenden  
Kammern, falls kein spezielles Gesetz diese Frist verkürzt.-' Diese Kin- 
schränkung, behaupten die obengenannten .'Schriftsteller, bezieht sich nur aut 
die Wahl zu den gesetzgebenden Kammern, und kann nicht auf die W ähl
barkeit zur Präsidentschaft der Republik erw eitert werden.

Das Gesetz vom 1 1. August 1SS4 bat den Mitgliedern derjenigen Familien, 
welche in Frankreich jemals geherrscht haben, die Wählbarkeit zur Präsident
schaft abgesprochen ; es verwehrt ihnen selbst den Zutritt zum französischen 
Gebiet. E s lautet folgendermaßen:

1. Der Zutritt zum Gebiet der Republik wird und bleibt den Häuptern 
derjenigen Familien, welche jemals in Frankreich geherrscht haben, verboten ; 
ebenso deren direkten Erben 'im Erstgeburtsrechtj.

2. Der Regierung bleibt es Vorbehalten, auch anderen Mitgliedern dieser 
Fam ilien den Zutritt zum Territorium zu versagen. Das Veibot erfolgt durch 
einen Erlaß des Präsidenten der Republik, welcher in dem Ministerrat be
schlossen wird.

3. Diejenigen, welche sich trotz dieses Verbots in Frankreich, in Algerien  
oder in den Kolonien aufhalten sollten, werden m it Haft von zwei bis zu fünf 
Jahren bestraft und nach Verbüßung derselben bis an die Grenze befördert.

4. Mitglieder von Familien, welche jemals in Frankreich geherrscht 
haben, dürfen weder im Heer noch in der Marine dienen, sie werden von 
allen öffentlichen Ämtern und Wahlmandaten ausgeschlossen.

Die Verfassung vom Jahre 1875 hat keine Inkom patibilität zwischen den 
präsidentiellen Funktionen und denen eines Abgeordneten oder eines Senatoren 
eingefiihrt. Dennoch hat bisher jedes Mitglied der Kammern, zum Präsidenten 
erwählt, sein Mandat niedergelegt.

§ 31. Gehalt des Präsidenten der Republik. — baut der Ver
fassung vom Jahre IS44 erreichte der Gehalt des Präsidenten sechsmalhundert- 
tausend Franken jährlich ; infolgedessen hätte die von der Verfassung bestimmte 
Summe nicht von der gesetzgebenden G ew alt geändert werden können; d ie
selbe hätte sich damit begnügen müssen, den G ehalt jahraus jahrein im g inzen  
zu bewilligen; nur ein neues Verfassangsgesetz hätte die Höhe desselben ver
größern oder vermindern können.

Die Verfassung vom Jahre 1875 dagegen enthält keine Bestimmungen 
bezüglich der Höhe des präsidentiellen Gehaltes; er wird durch das alljährliche 
Budgetgesetz festgesetzt, somit ist er veränderlich. Das Budgetgesetz vom 
16. September 1871 hat diese Summe auf sechsmalhunderttausend Franken 
bestimmt, seitdem sind keine Änderungen eingetreten. Außerdem aber erhält 
jährlich der Präsident der Republik eine gewisse Summe für Repräsentations
und Reisekosten ; im Jahre 1873 betrug sie dreimalhunderttausend Franken seit 
em Jahre 1876 ist sie aber bis auf sechsmalhunderttausend Franken erhöht 
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§ 32. (ifwtzfebf'riiM-hp Funktionen: Regulierung der Geschäfte der Kammern. 45

II. Funktionen des Präsidenten der Republik.

Der Präsident der Republik übt zweierlei Funktionen aus: Die einen 
beziehen sich auf die gesetzgebende, die anderen auf die vollziehende Gewalt.

$ 32. Gesetzgeberisehe Funktionen. A. Regulierung der Geschäfte 
der Kammern:

1. Der Präsident der Republik beruft die Kammern. Um aber die gesetz
gebende Gewalt vor jedem Übergriff seitens der vollziehenden zu schützen, 
sichert die Verfassung den Kammern eine, alljährliche fünfmonatige Session 
zu. sowie das Recht, ihre Berufung zu verlangen und selbst unter gewissen 
Bedingungen von Reclus wegen zusammenzutreten, wenn die Verhältnisse, außer 
d~r gewöhnlicher. Session, einer Prüfung durch, die Volksvertreter bedürfen. 
Im Prinzip kommt also das Recht die Kammern zu berufen dem Präsidenten 
der Republik zu. das Verfassungsgesetz vom 16. Juli 1875 bestimmt, aber in 
seinem ersten Paragraphen: rDer Senat und die Depntiertenkammer treten 
alljährlich am zw eiten Januardienstag zusammen, falls keine frühere Berufung 
seitens des Präsidenten der Republik erfolgt"')•

Außer zu einer gewöhnlichen Session besitzt der Präsident der Republik 
das Recht die Kammern zu einer außerordentlichen Session zu berufen, sobald 
er es für nötig hält. Er ist „verpflichtet es zu tun, falls er während der par
lamentarischen Ferien von der absoluten Mehrheit jeder Kammer darum er
sucht wird“ 2).

Neben dem Recht der Berufung kommt dem Präsidenten der Republik 
auch das Recht der Vertagung (bei den ordnungsmäßigen Sessionen) zu; auch 
hier hat die Verfassung der Macht des Präsidenten Grenzen gesteckt: Die 
Vertagung darf weder länger als einen Monat dauern noch mehr als zweimal 
während einer und derselben Session stattfinden. Es sei hier gleich bemerkt, 
daß die Zeit, auf welche der Präsident der Republik die Sitzungen der Kammern 
vertagt, nicht in die fünf Monate der ordentlichen Session miteingerechnet wird.

Während der seitens des Präsidenten verhängten Vertagung darf die ab
solute Mehrheit der Kammern nicht von den Bestimmungen des § 2 des Ver
fassungsgesetzes vom 16. Juli 1875 Gebrauch machen, um die Berufung zu 
erwirken.

I) Das Yerfassungsgesetz vom lfi. Juli 1S'5 enthielt im letzten Absatz de* § 1 folgende 
Bestimmung: ,.Am Sonntag nach Eröffnung der Session werden öffentliche Gottesdienste in 
den Kirchen und Tempeln abgehalten, um Gottes Hilfe für die Arbeiten der Kammern zo 
erflehen“. Sie wurde durch das Gesetz vom 14. August 1884, welches die Verfassung vom 
Jahre 1ST5 teilweise revidiert hat, aufgehoben.

2i Verfassungsgesetz vom 16. Juli 1&75, § !. - -  Noch ;n einem Falle treten die Kammern 
de iure zusammen; dieser Fall wird von dem Gesetz vom 3. April 18TS über den Relagerungv 
m tand  vorgesehen. Der Belagerungszustand kann nur durch cm besonderes Gesetz erklärt 
werden, wenn es sich om den Krieg oder um einen bewaffneten Aufstand handelt. 5 2 des 
Gesetzes vom 3. April lb"8 bestimmt, dal), wenn diese unmittelbare Gefabr während der 
Ferien droht, der Präsident der Republik mit Genehmigung des Ministerrats, den Belagerungs
zustand erkliren kann, aber dann versammeln sich die Kammern von Recht« wegen binnen 
zweier Tage.



D ie Kammern selbst können ihre Sitzungen beliebig vertagen. aber diese 
Zeit wird in die fünf Monate der ordentlichen Session eingerechnet.

Das Recht die Sessionen der Kammern zu schließen kommr auch dem 
Präsidenten der Republik zu *).

W ir haben gesehen, daß der Präsident der Republik die Kammern be
ruft. er darf aber nicht die eine berufen, während die andere nicht tagt; 
beide Kammern müssen ihre Sessionen gleichzeitig halten. (S. unten: „den 
beiden Kammern gemeinsame Regeln1*).

2 Der Präsident der Republik hat das Recht mit Genehmigung des 
Senats die Deputiertenkammer aufzulösen *). Dieses Anflösungsrecht ist viel 
angefeindet worden: Es wurde behauptet, daß es dem Prinzip der Voiks- 
souver&netät, dem Prinzip dat-Teilung der Gewalten und den Vollmachten des 
Mandats widerspräche:

a) Dem Prinzip der Volkssouveränetät. weil es die Vertreter des Volks 
von ihren Funktionen abzuhalten gestattet. In W irklichkeit aber bedeutet 
die Auflösung kein Attentat auf die V olkvouveninetät, weil sie doch neue 
Wahlen zur frolge hat; das Volk wird in die Lage gesetzt, seiner Meinung 
über die Frage, welche die Auflösung hervorgerufen hat, Ausdruck zu тег- 
leihen, es wird die Entscheidung über den Konflikt zu fällen haben, indem 
es den btandpunkt der Kammer annimmt oder ihn ablehnt.

b) Dem Prinzip der Teilung der G ewalten, weil infolge der Trennung der 
vollziehenden von der gesetzgebenden Gewalt, es dem Haupt der ersteren nicht 
gestattet werden sollte, seinen W illen den Vertretern des letzteren auf- 
znzwingen. Es ist ein Leichtes, darauf zu erwidern, daß diese Vollmacht des

ll Verfaaeungsgesetz vom Ifi. Juli 1575, § 2.
2) Während der Kevolutionsperiode, die dem Ancien Régime folgte, iö«ten sich in 

Frankreich fünf Versammlungen freiwillig auf. Das Aufkwungsrecht erschien 7,un eretonmale 
in dem Senatuskonsult vom 1« Thermidor des Jahres X (4. August 1M'2), wodurch dem 
Senat da» Recht gewährt wurde, das Tribunat und da« Corps Législatif aufznlöeen. Die Verfassung 
vom Jahre 1314 über trug es auf den König; der ,Acte additionnel* vom 22. April 1815 auf den
К411АГ itttrl V       I _ L______  i • I < ■ . . .. - V r — —„v . . „»*» ».m. а р ш  aui u u i

Kaiser, und die Verfassung vom Jahre 1S80 wiederum au' den König. Die Verfassung vom 
Jahre ISIS gewahrte dem Präsidenten der Republik nicht das Recht, die Assemblée lta s-
іоМГЛ . AIM  A. . *1 « ■ I _

Aufnahme ihrer Tätigkeit zu ermöglichen.



Präsidenten der Republik die gegenseitige Unabhängigkeit der beiden Ge
walten im Gegenteil sichert, indem sie die unantastbare Selbständigkeit 
der vollziehenden Gewalt garantiert. Außerdem ermöglicht sie die Harmonie 
unter len öffentlichen Gewalten und kann der Leistungsunfähigkeit einer 
Kammer, die keine ausgebildete Majorität besitzt, ein Ende setzen.

с Den Vollmachten des Mandats, weil der Präsident der Republik, der 
durch die beiden Kammern erwählt und dadurch deren Mandatar 1st, das 
Recht nicht besitzen sollte, einen seiner Mandanten seines Amts zu entsetzen. 
Auch diese Ansicht trifft nicht zu, weil der Präsident wohl durch die 
Kammern erwählt wird, aber nicht deren Mandatar ist. Vom Augenblick seiner 
Erwählung ab vertritt er dem Parlamente gegenüber eine unabhängige Gewalt.

Dennoch hängt die Ausübung des Auflösungsrechts nicht vom Willen 
des Präsidenten allein ab: Um die Auflösung zu bewerkstelligen bedarf er der 
Zustimmung des Senats (Verfassungsgesetz vom *25. Februar 1875, § 5). Diese 
Bestimmung dürfte sich von Nutzen erweisen, im Falle wo ein Präsident der 
Republik zu autoritär wäre; es wäre auch za wünacheo, daß im Falle wo 
die Verhältnisse die Auflösung der Abgeordnetenkammer nötig erscheinen 
ließen, der Präsident sich durch eine weise und gemäßigte Versammlung unter
stützt fühlen sollte.

Nach Auflösung der Deputiertenkammer hat der Präsident der Republik 
die Wahlkollegien zu versammeln, um zur Wahl einer neuen Kammer zu 
schreiteu. Zu diesem Zweck gewährte § 5 des Verfassungsgesetzes vom 
25. Februar 157Г) eine dreimonatliche Frist; die Fassung dieses Textes war 
wenig präzis und sogar zweideutig. Als der Marschall von Mac-Mahon am 
16. Mai IS77 die Kammer aufgelöst hatte, meinten die einen, daß die Wahlen 
binnen dreier Monate zu erfolgen hätten, während die anderen, darunter die 
Regierung, behaupteten, daß das Gesetz eingehalten wäre, falls die Verord
nung bezüglich der Berufung der Wahlkollegieu in dieser Frist erschiene, die 
Wahlen könnten später stattfinden; tatsächlich versammelten sich auch die 
Wahlkollegien später als drei Monate nach der Auflösung.

Um künftighin etwaige Streitigkeiten über diesen Punkt unmöglich zu 
machen, erklärt das Gesetz vom 14. August 1SS4 in seinem ersten Paragraphen, 
daß im Falle der Auflösung der Deputiertenkammer durch den Präsidenten 
der Republik „die Wahlkollegien sich binnen einer Frist von zwei Monaten 
zu versammeln hätten und daß die Kammer spätestens zehn Tage nach statt
gefundenen Wahlen ihre Sitzungen eröffnen solle/1 Bis jetzt hat dieses Gesetz 
noch keine Anwendung gefunden.

Obige Erörterungen beziehen sich auf Fälle von gesetzlicher Auflösung; 
das Gesetz vom 15. Februar 1S72 hat auch den Fall von widergesetzlicher 
Auflösung vorgesehen und (unter solchen Umständenj außerordentliche Voll
macht den „Conseils Généraux14 (Departementräteni erteilt:

„§ 1. Im Falle daß die Assemblée Nationale oder die sie später ersetzen
den gesetzgebenden Körperschaften widerrechtlich aufgelöst oder sich zu ver
sammeln gehindert werden seilten, haben die Conseils Généraux sofort, ohne 
jegliche Berufung, in der Hauptstadt jedes Departements zusammenzutreten.



Sie können auch einen anderen Punkt innerhalb des Departemens für 
ihre Sitzungen wählen, falls der gewöhnliche Ort ihrer Tagung ihnen nicht 
die genügenden Garantien für die Freiheit ihrer Beratungen zu bieten scheint.

Die Beschlüsse der Conseils Généraux haben Gültigkeit nur insofern die 
Mehrheit der Versammlung den Tagungen beiwohnt.

§ 2. Die Conseils Généraux haben für die Aufrechterhaltung der öffent
lichen Ruhe und Sicherheit bis zu dem Zeitpunkt zu sorgen, wo die Ver
sammlung, von der die Rede im § з sein wird, sich für gesetzlich konsti
tuiert erklärt

§ 3. Eine Versammlung, für welche jeder Conseil général je zwei Mit
glieder bei geheimer Abstimmung zu wählen hat, tritt an dem Ort zusammen, 
wo die Mitglieder der gesetzlichen Regierung und diejenigen Abgeordneten, 
die der Gewalt entronnen sind, weilen.

Diese Delegiertenversammlung wird nur im Falle, daß mindestens die 
Hälfte der Departements vertreten ist, als gesetzlich konstituiert betrachtet

§ 4. Der Versammlung kommt die Pflicht zu, fur ganz Frankreich die 
notwendigen Maßnahmen behufs Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zu 
treffen, vor allem aber für die Wiederherstellung der Selbständigkeit und der 
Rechte der Assemblée Nationale Sorge zu tragen.

Provisorisch hat sie die Geschäfte der Landesverwaltung zu führeu.
§ 5. Die \ ersammlung soll sich auflösen, sobald die Assemblée Nationale 

durch Zusammentreffen der Mehrheit ihrer Mitglieder auf irgend einem Punkte 
des französischen Territoriums sich rekonstituiert haben wird.

Erfolgt diese Rekonstituierung nicht im Laufe eines Monats nach der 
Auflösung, so soll die Delegiertenversammlung einen Aufruf an das Volk behufs 
allgemeiner Wahlen erlassen.

Die Vollmachten der Delegiertenversammlung erlöschen am Tage der 
Konstituierung der neuen Assemblée Nationale.

§ 6- Die Beschlüsse der Delegiertenversammlung müssen, bei Vermeidung 
dei Bestrafung als Amtsvergehen, von allen Beamten, Angestellten der Obrig
keit und Befehlshabern der Staatsgewalt ausgeführt werden.“

Die Verfassung vom Jahre 1875. welche keine speziellen Bestimmungen 
für den Fall einer widergesetzlichen Auflösung getroffen hat, hat das Gesetz 
vom 15. Februar 1872 in Kraft gelassen. Eine gewisse Skepsis scheint aber 
m bezug auf die Resultate dieses Beschlusses berechtigt zu sein: Es ist mög
lich und sogar wahrscheinlich, daß im Falle, daß ein Staatsstreich stattfinden 
sollte, auch die Conseils Généraux manu militari gehindert werden würden, 
sich zu versammeln und die ihnen vom Gesetz gewährten Befugnisse aaszuüben.

§ 33. Gesetzgeberische Funktionen. B. Gesetzgeberische Tätig
keit (Ausarbeitung der Gesetze).

Vom Standpunkte der Gesetzgebung kommen dem Präsidenten der Re
publik zweierlei Rechte zu:

fü а- '  о Г beSitZt daS Recht der Initiative für die gewöhnlichen Gesetze und 
r die Revision der Verfassungsgesetze -  beides in Gemeinschaft mit den 

mern ; er übt dieses Recht aus, indem die betreffenden Gesetzprojekte in



seinem Namen durch die Minister an das Bureau der Deputiertenkammer 
oder des .Senats eingereicht werden'); die Finanzvorlagen sollen dabei zuerst 
der Depu:iertenkammer vorgelegt werden (Verfassungsgesetz vom 24. Februar 
lSTj. 55 s. Abs. 2). Die Kammern sind verpflichtet die von der Regierung ein- 
gercichter. Gesetzesprojekte in jedem Falle zu prüfen und eine Diskussion darüber 
zu eröffnen.

2. \or Ablauf der für die Veröffentlichung’ festgesetzten Frist kann der 
Präsident der Republik durch ein motivierte? Gesuch eine zweite Beratung 
des Gesetzesprojekts von den Kammern verlangen: diesem Gesuche 1st unbe- 
ding' I'olge zu g e b e n 2 . Das motivierte Schreiben wird von einem Minister 
gegeiij^zHchnet ur.d auf der Tribüne verlesen. Die zweite Beratung geschieht 
in dei üblichen ^ eise, d. li. sie findet gemäß dem Berichte einer von jeder 
Kammer ernannten Kommission statt. Reharren die Kammern auf ihrem Be
schluß. so hat der Präsident der Republik das Gesetz nach Ablauf der üblichen 
Frist zu veröffentlichen.

Eine zweite Beratung kann nur für gewöhnliche Gesetze verlangt 
werden, dieses \  erfahren ist unzulässig bei Revisionsbeschlüssen und -Gesetzen, 
wie aus dem Wortlaut des § 7 des Verfassungsgesetzes vom 16. Ju!i 1875, 
wo nur von gewöhnlichen Gesetzen die Rede ist, deutlich hervorgeht.

Was die Revisionsgesetze betrifft, so wäre es eo ipso unmöglich, daß 
deren zweite Beratung von dem Staatsoberhaupt beantragt werden sollte: In 
der Tat, sobald die aus den beiden Kammern bestehende Nationalversammlung 
ein die \  erfassung mehr oder mincer änderndes Revisionsgesetz angenommen 
hat, ist ihr \W k  vollendet, und die Kammern sind verpflichtet sich aufzulösen. 
Da nun die Nationalversammlung nicht mehr vorhanden ist, so ist der Präsident 
der Republik außerstande ein Schreiben an sie zu richten. Das einzige 
Mittel, welches ihm übrig bliebe, wäre sein Recht der Initiative zu benutzen 
und jede Kammer für sich zu ersuchen, über die Frage zu diskutieren, ob 
eine neue Revision nicht ratsam erschiene (s. unten: Revision der Verfassung).

Seitdem die Verfassung vom Jahre 1875 in Kraft getreten ist, hat noch 
kein Präsident der Republik von seinem Rechte, die zweite Beratung eines 
neuen (gewöhnlichen) Gesetzes zu verlangen, Gebrauch gemacht*).

§ 34. Funktionen des Präsidenten der Republik тот Standpunkte 
der Exekutive. 1. Promulgation (Ausfertigung) der Gesetze. — 1. Der 
Präsident der Republik promulgiert die von den Kammern angenommenen 
Gesetze; durch die Promulgation verleiht er ihnen rechtsbindende Kraft; nur 
durch die Promulgation erhält ein Gesetz Gültigkeit

1) Verfassungsgesetz v. 25 .Febr. 1S7S. § 3 und s. -  2 ; Verfassungegeeetz v. 16.Ju li 1875,57.
3) W ahrscheinlich wird ein derartiger Fall a;;ch niemals stattfinden. In  der T a t, der 

P räsident der Republik kann diese« R ccht nur mit E inverständnis des M in iste rium  ansüben; 
da« letztere muß »ich aber der Annahme de« betreffenden Gesetzes» in den Kamm ern w id e r  
setzen, falls es ihm unangebracht erscheint; w ird das P ro jek t trotzdem angenom m en, so soll 
da« M inisterium dem issionieren und dam it verliert es die M öglichkeit, den Präsidenten der 
Republik  um die B eantragung einer zweiten Beratung zu bitten. Da« neue M inisterium be
steh t natürlicherw eise aus den M itgliedern der M ajorität, welche das Gesetz angenommen hat, 
und fm det keinen A nlaß , eine N euberatung zu wünschen.



Das Verfassungsgesetz vom 25. Febrnar 1ST5 erklärte in sein-m * :t, 
daß ,.der Präsident der Republik die Gesetze nach deren Annahme dun-h die 
Kammern zn promulgieren hat“ ; das Verfassungsgosetz vcm Hi. Лuli 1̂ 75 
drückt sich präziser aus: „Der Präsident der Republik hat die (iesei/.e im 
Laufe von einem Monat nach deren Übergabe in endgültiger Fornu an die 
Regierung zu promulgieren. Er ist verpflichtet es binnen dreier Таге zu tun. 
falls durch eine spezielle Abstimmung die betreffenden (й-setze v< n den beiden 
Kammern für dringend erklärt werden.“ ;§ 7) 'i. Die Übergabe geschieht 
durch den Vorsitzenden derjenigen Kammer, welche das betreffende Gesetz 
als zweite angenommen hat.

Was würde geschehen, falls der Präsident der .Republik seiuer Pflicht 
ein Gesetz auszufertigen, nicht nachkäme? Der Kall ist in den Verfassungs
gesetzen nicht vorgesehen worden, aber offenbar bietet die ministeriell- 
Verantwortlichkeit genügende Garantien für diese Kvontualita' -’).

Die Promulgation verleiht dem Gesetze rechtsgültige Kraft, aber damit 
dieses zur Anwendung gelange, muü der Verkündigungsbefehl veröffentlicht 
worden sein. Die betreffenden Dekrete erscheinen in dem ..Journal Officiel 
de la République Française”, das in dieser Beziehung an Stelle des ..Bulletin 
des Ivois“ getreten ist (übrigens besteht „das Bulletin des Lois-' noch immer: 
falls die Promulgation irgend eines Gesetzes nicht durch das ...Journal Officiel- 
stattfindet, so genügt auch deren Veröffentlichung im „Bulletin“, um das lu
treffende Gesetz in Kraft treten zu lassen). Danach wird das Gesetz als bekannt 
betrachtet und dessen Anwendung obligatorisch, und zwar in Paris einen vollen 
Tag nach der Veröffentlichung, und in jedem Arrondissement einen vollen Tag 
nachdem die Nummer des .,Journal Officiel“ mit dem betreffenden Wortlaut 
in der Hauptstadt des Arrondissement angelangt ist (Verordnung vom
5. November 1470. § 1 und 2\  Jedem Minister liegt es ob. für die Ver
öffentlichung der in sein Ressort fallenden Akten im ..Journal Officiel" Sorge 
zu tragen; außerdem hat der Garde des sceaux (Justizminister) die Veröffent
lichungen im ..Bulletin des Lois“ zu veranlassen.

Summa summarum sind zwei Bedingungen -  die Promulgation und die 
Veröffentlichung zu erfüllen, damit ein Gesetz rechtsverbindliche Kraft erhalte.

Über die Promulgation der die Kolonien betreffenden Gesetze und Verord
nungen enthält § 3 des Dekrets vom 25. Januar 1S53 spezielle Bestimmungen. 
In den jeweiligen Hauptstädten wirken die Gesetze und Verordnungen obli
gatorisch von dem Tage ihrer Veröffentlichung in dem lokalen offiziellen Blatte 
an; für die anderen Ortschaften werden je nach der Entfernung gemessene

T Ï T ” ? Г  f0lRt: Л,СТ Und die I>eP«iertPnkammPr
Гп Г і І Ѵ т г  Г Г ~  Î  PUblik ргопш1^ еп  da» Gesetz d«u>n W ortlau t

l  ~  ; b' * * , n “ ete’ durch d e n S e n a t und die D eputiertenkam m er
beraten und ingenom m en, soll al« S ta m m e t *  befo lg t w erden. E r l a ß t ,  am “ . Ver
ordnung  vom  fi. A pril 1УІ6, } H.  am . . .  . «ver

durch d l ' p r U i ^ r i  7  І З - Г  ' T  е ,к В " С « —  « »  - Г »  k ™ «  I W « *  durch den Präsidenten der Republik m der vorgeschricbenen Frist stattfindet so m c ln c l i t  ч е
durch den Präsidenten der A aem b lée  N ationale“ . *



Fristen festgesetzt ; in den kolonialen Niederlassungen, wo weder Druckereien, 
noch offizielle Zeitungen vorhanden sind, haben die Gouverneure und Kom
mandanten iiher die Art der Promnlgation zu entscheiden.

§ 3.Y Ausführung «1er Gesetze. — 2. Der Präsident der Republik 
sichert und überwacht die Ausführung der Gesetze (Verfassungsgesetz vom 
25. Februar 187Г», § 3, Abs. l). Zu diesem Zwecke genießt er ein sogenannte« 
„pouvoir réglementaire1' (Reglementierungsbefugnis\ welches er durch „décrets 
générai!" ' Verordnungen ausiibt. Ähnlich den Gesetzen, betreffen diese Ver
ordnungen das allgemeine Interesse, sie reglementieren die künftige Anwendung 
der Gesetze und sind für alle Bürger obligatorisch; Zuwiderhandelnde unter
ließen einer Polizeistmfr falls keine Bestimmungen behufs einer anderen 
Art voi Bestrafung vorhanden sind.

Kin ..décret réglementaire" (AnsführungsVorschrift) unterscheidet sich von 
einem Gesetz insofern, als dieses eine prinzipielle Bedeutung hat und jenes 
über Einzelheiten der Anwendung entscheidet; ein Dekret kann weder über eine 
Straft* )der eine Steuer bestimmen noch ein Gesetz Ändern.

Die. Rcglementiernngsbefugnis des Präsidenten der Republik ist in zweierlei 
Hinsichten zweckmäßig: Einerseits erleichtert sie die Aufgaben der legislativen 
Gewalt, indem sie ihr gestattet, nur die wichtigeren Prinzipien in die Gesetze 
einzuführen; andererseits gibt sie die Möglichkeit, falls bei der Anwendung 
dieser Prinzipien praktische Schwierigkeiten sich erheben, die Art ihrer Aus
führung zu ändern, ohne die Gesetzgebung in Anspruch nehmen zu müssen.

§ 3fi. Begnadigungsrecht. - 3. Der Präsident der Republik besitzt 
das Begnadigungsrecht § 3 des Verfassungsgesetzes vom 2-r>. Kebruar 1 ̂ 7f» 
erklärt, daß der Präsident ,,das Recht der Begnadigung besitzt: die Amnestie 
kann nur durch ein Gesetz gewährt werden**'̂ .

InderTat. zwischen der Begnadigung und der Amnestie existiert ein großer 
Unterschied. Die Amnestie, welche eine Äußerung der legislativen Gewalt

1) Strafgesetzbuch iCode pénal). § 471, Ab? 15 ;Buße von 1 bis 5 Frs.i.
2) U nter dem  ancien r/g im e gehörte dm  Begnadigungsrecht dem Monarchen ; w ährend 

der Itevolutiongpcriode gew ährten die aufeinander folgenden repräsentativen Körperschaften 
zahlreiche A m nestien für politische Verbrechen. D er Setatuskonsult vom lf>. Therm idor de« 
Jah res  X (11. A ugust isn*2> verlieh das Hecht der Begnadigung dem Krsten K onsul: zuerst 
sollte aber dieser die Meinung des Obersten Richters (grr.nd ju g e .  zw eier Minister, zw eier 
Senatoren, zw eier S taa tsräte und zweier R ichter des Kftssationshofes einholen. Seit dem 
24. A pril 1ЧЧ durfte  de r K aiser die Amnestie durch einfache D ekrete gew ahren. Die V erfassung 
vom Jah re  1S14 sprach nur vom Begnadigungsrechte dee K önigs; dennoch gew ährte eine 
königliche V erordnung vom IS. J a n u a r  IS !5 eine Am nestie. D er „acte additionnel1' vom 
22. April 1>I5 verlieh dem K aiser das Recht d e r Begnadigung oder Amnestie. U rner der 
Ju lim onatrh ie  w urden politische A m nestien sow ohl durch königliche V erordnungen wie durch 
Gesetze gew ährt. Die Verfaseuog vnm Jah re  1 4 $  erklärte, daß A mnestien nur auf dem W ege 
der Gesetzgebung stattfinden könn ten : das B egnadigungsrecht gew ährte sie dem Präsidenten der 
R epublik, wclcher aber den — übrigens rein konsultativen — Rat des .Conseil <i'F.tat“ einhole» 
m ußte. A ußerdem  w urde festgesetzt, daß der P räsident der Republik, die M inister und du; 
von der „H aute Cour de Ju stice1- verurteilten Personen nur durch die Assomblfe N ationale 
begnadig t w e rten  kfinnten. U nter dem Kaiserreich hatte der K aiser beide Rechte, zu begna
digen und zu am nestieren. Die d r i r e  Republik reservierte das Recht der Amnestie der legis
lativen G ew alt



ist, hebt nicht nur die Strafe sondern auch die Verurteilung auf; sie stellt 
sogar das eingeleitete Verfahren ein. Sie ist eine generelle' Maßnahme die 
eine, gewisse Kategorie von Delikten betrifft, und zwar hauptsächlich politisch»*. 
Militär- und fiskalische Delikte; öfters dient sie auch zur Beruhigung eines 
durch Parteikärapfe zerwühlten Landes. *

Die Begnadigung dagegen ist ein Akt der vollziehenden Gewalt; sie ist 
individuell und bewirkt bloß die Aufhebung der Strafe oder eines Teils der Strafe: 
die Verurteilung bleibt indessen bestehen und wird bei Rezidiv- und Aus
weisungsfallen in Betracht gezogen: sie hebt den mit der Verurteilung ver
bundenen Verlust des \\  ahlreebts nicht auf. Das Begnadigungsrecht laßt sich 
von drei Standpunkten aus rechtfertigen: a) Der Fall ist nicht unmöglich, 
daß in toi ge eines Irrtums Unschuldige verurteilt werden können: noch vor 
der Revision des Prozesses giebt die Begnadigung die Möglichkeit wenigsten* 
einen Teil des Unrechts, was die Strafe betrifft, gutzumaHien: h) da gewisse 
mildernde Umstände von dem Gesetze nicht vorgesehen wurden sind, kann 
in manchen Fällen die anerkannte Strafe zu schwer im Vergleich zu dem 
begangenen Verbrechen oder Vergehen sein; hier scheint die Anwendung des 
Begnadigungsrechts ebenfalls angebracht zu sein; c) die Begnadigung kann die 
Strafe der Verurteilten, die sich durch ihr gutes Benehmen bemerkbar machen 
Verkürzen (das Gesetz vom 14. August ISS5. welches die bedingte Entladung 
eingefiibrt hat, macht diesen Fall der Bepadigung weniger häutig).

Die Handhabung des Begnadigungsrechts unterliegt einer bestimmten 
Prozedur, die durch eine Abteilung des Justizministeriums (..Direction des 
affaires criminelles et des grâces“) ausgeführt wird. Der Präsident der Republik 
entscheidet im Einverständnis mit einer speziellen „Commission des grâces“. Da 
die Begnadigung auch von dem Justi/.minister unterzeichnet werden muß «o 
ist das Ministerium mit. verantwortlich.

Da die Verfassung vom Jahre 1S75. im Gegensatz zu einigen früheren

) L T n nr? ' . T ' “"“ , BtStiramUn*fn iiber die B e i g e n *  der vom 
Obersten Gerichtshof Verurteilten enthält, so ist dieses Schweigen in dem
unne gedeutet worden, daß sich das Begnadigungsrecht des Präsidenten der 
Republik auch auf diese Personen erstreckt; in der Tat, der Wortlaut dw 
«treffenden Gesetzes ist in allgemeinen Ausdrücken gehalten und führt keine 

Kategorien von Verurteilten an.
Die Amnestie kann, wie gesagt, nur durch ein Gesetz gewährt werden • 

aber genau wie bei einem anderen Gesetz kann die Initiative entweder von
ergriffrasi der Kepubhk oder von einem Mitglied einer der Kammern 
ergriffen werden

, j  37- Verf®pn*srecht über die bewaffnete Macht'). Der Präsident 
er Republik verfügt über die Militärgewalt. Die Verfassung v. J. \ m

î erfü?t Öber (iifl Mi,itär?ewa!t ohne deren Oberbefehl je 
реыіп ich übernehmen zu dürfen- (§ 50). Dagegen stellt die Verfassung 

• keine formellen Hindernisse einem derartigen Vorhaben entgegen.

II V e r f t t s a n ^ p w tz  vom 25. F eb n ia r 1ST5, § 3



Im Lande selbst verfugt der Präsident über das Heer nur dem Gesetz gemäß 
und un. dessen Ausführung- zu sichern.

§ US. Ernennung zu zivilen und militärischen Ämtern. „DerPräsident 
der Republik ernennt alle Militär- und zivile Würdenträger und Beamten"1). 
Dennoch ist dieses Recht weder so absolut n)ch so exklusiv wie das Wort 
ae.s Gesetzes es erscheinen läßt.

Tatsächlich genießt der Präsident folgende Machtbefugnisse: ..je nach
dem die betreffenden Ämter vakant werden, ernennt der Präsident der Republik, 
im Einverständnis mit dem Ministerrat, die Staatsräte (conseillers d’Etat eil 
service ordinaire;"; tolglich ist dieses Recht nicht ganz exklusiv. Für verschiedene 
andere Ämter genügt laut dem Gesetze die ministerielle Genehmigung allein; 
bei der Besetzung einiger Ämter schließlich wird das Verfügungsrecht des 
Präsidenten durch spezielle Bedingungen, woran die Ernennung gebunden ist. 
beschränkt, z. B. durch die von gewissen Körperschaften aufgestellte 
Kandidatur, oder durch die Ergebnisse bestimmter Wettbewerbe.

Vor dem Gesetz vo:n 9. Dezember 19i)5, die Trennung von Staat und 
Kirche betreffend, war es der Präsident der Republik, der laut den §§4 und 5 
des Konkordats die Bischöfe zu ihren Sitzen ernannte, wonach sie die kanonische 
Institution vom heiligen Stuhl erhielten 'über die jetzige Ordnung siehe unten 
Gewissensfreiheit).

Neben dem Ernennungsrecht besitzt der Präsident der Republik das
jenige der Absetzung; dieses Recht ist aber durch vielfache Ausnahmen be
schränkt. so sind die Richter gänzlich unabsetzbar, und die Staatsräte können 
nur durch ein vom Ministern!: genehmigtes Dekret ihres Amts entsetzt werden.

§ 39. Ausländische Beziehungen. D-r Präsident der Republik steht 
an der Spitze der Beziehungen zum Ausland. ,,I)ie Gesandten und die Bot
schafter der Mächte werden bei dem Präsidenten der Republik akkreditiert2/ 1. 
Nach ihrem Eintreffen in Frankreich haben sie ihm ihre Beglaubigungs
schreiben und bei ihrer Abreise die Abberufungsbefehle einzureichen. Außer
dem kommt dem Staatsoberhaupte das Recht z:i, den mit der diplomatischen 
Vertretung der fremden Regierung Betrauten seine Genehmigung zu erteilen 
oder zu verweigern.

„Der Präsident der Republik schließt und ratifiziert die Staats vertrage.
Er teilt deren Inhalt den Kammern, sobald das Staatsinteresse und die Staats
sicherheit es erlauben, mit. Aber erst nach deren Annahme durch die beiden 
Kammern erhalten diejenigen Verträge Gültigkeit, die sich auf Krieg und 
Frieden, auf den Handel, auf die Staatsfinanzen, auf die Stellung der Personen 
und Güter französischer Bürger im Auslande, beziehen"1.!.

Der Präsident leitet die Verhandlungen bezüglich der Staatsverträge, 
wenn nicht persönlich, so durch bei den fremden Mächten akkreditierte diplo
matische Agenten; nach Abschluß der Verträge liegt es ihm ob. dieselben zu 
ratifizieren, d. h. sie zu confirmieren und ihnen Gültigkeit zu verleihen. Für

1) Idem. § 4. — 2i Verfaesungsgeeetz vom 25. Februar IST,'), § ,4. Yerfa*sunge-
gesetz vom 16. J u li 1875, § s».



den Pall, dali ein Vertrag den Kammern unterbreitet werden soll, ist keine 
h ist festgesetzt, während welcher er ratifiziert werden muß --  aufgrund 
dessen kann die Behauptung aufgestellt werden, daß der Präsident der 
Republik die I* ormalitàt nach Belieben zu verzögern vermag. Was die 
Vertrage betrifft, die ohne Genehmigung der Kammern abgeschlossen und 
ratifiziert werden können, so darf der Präsident, falls sie nur keine Staats
ausgaben verursachen und die Finanzen somit nicht berühren, sie mit Rück
sicht auf die Staatssicherheit und das Staatsintere.sse geheimhalten — es 
geschieht nämlich öfters mit Bündnisverträgen.

In der parlamentarischen Praxis ist es Sitte geworden, daß die Pro- 
tektoratsverträge I'iankreichs mit den kleinen afrikanischen Fürstentümern 
keiner Sanktion seitens der Kammer bedürfen: sie können einfach durch das 
Staatsoberhaupt ratifiziert werden. Zum Beispiel nahm am 2S. November 
1S91 die Deputiertenkammer folgende Resolution an:

„Das Haus beschließt , daß die am :<o. Oktober Ь90 mit Dahomey 
getroffene Einigung einer Ratifikation auf legislativem Wege nicht benötigt, 
und überläßt es der Regierung, diesem Akte die für die Interessen Frankreichs 
am Beninseben Meerbusen geeignetste Sanktion zu erteilen."

Wird ein Vertrag den Kammern unterbreitet, so dürfen sie ihn nur als 
ganzes annehmen oder ablehnen, ändern können sie ihn nicht. F,s ist deiiuoch 
zulässig, daß sie bei der Ablehnung die Meinung aussprechen, neue Ver
handlungen sollten in einer bestimmten Richtung eingeleitet weiden: die 
Regierung behält aber ihre Freiheit der Handlungen und ihr Hecht der 
Initiative.

§ S des Verfassungsgesetzes vom 16. Juli 1875 lügt hinzu: ..Keine 
Abtretung, kein Austausch, keine Einverleibung eines Teils des Territoriums 
kann anders als auf legislativem Wege stattflndeii1'. Infolge der hohen 
nationalen Bedeutung solcher Akte besitzt der Präsident der Republik nicht 
die genügenden Machtbefugnisse um sie allein zu ratifizieren.

§40. Kriegserklärung. -  Der Präsident der Republik darf nicht 
ohne die vorherige Zustimmung der beiden Kammern den Krieg erklären 
(Verfassungsgesetz vom 25. Februar 1S75. § 3. Abs. 5)'j.

1) D ie konstitu ierende Versamm lung hatte  durch ih r D ekret vom  22. Mai 1792 d ie A usübung 
<!m  Entscheidungrechts ü:u-r K rieg und Frieden ganz genau regularisiert Im Prinzip gehörte 
ilirae» Recht m .r den. gesam ten Volk, und der K rieg bedurfte, um erk lärt w erden za können, einee 
nach einem formellen A n trag e  seitens des König* beschlossenen D ekrets des „C orps législatif", 
welches dann nochm als durch den  K önig sank tion iert w erden m ußte. — ln  der V erfassung 
\<mi 5. f ru c t id o r  des J a h r «  111 hieß es: „D er K rieg  kann  n u r durch ein vom „Corps législatif“ 
nach dein formellen A n trag  des „D irectoire ex é cu tif ' erlassene» D ekret beschlossen w erden1'. — 
D ie \  erfassung vom 22. Frim aire des Jah res  VIII verlangte fü r K riegserk lärungen den gleichen 

eg  des A ntrags, der D iskussion und der A nnahm e w ie für die Gesetze. — I n te r  der 
R estauration  w urde das Recht d e r K riegserk lärung dem K önig  verliehen. -  Nach den 
Bestim m ungen der Verfassung vom  Ja h re  IM S gehö rte  d ie n *  R echt dem Präsidenten  der 

cpublik aber nu r mit G enehm igung der N ationalversam m lung. Das W ort „consentem ent“ , 
p è c h e s  da vorkom m t, is t schärfer als das in der je tzigen  V erfassung g e b ra u c h te ,.assentim ent". 
“  er at, eine derartige Zustim m ung kann auch durch das Resultat eines einfachen Votums



Es ist von der allergrößten Wichtigkeit. daß in einer so gewichtigen 
Frage völlige Einigkeit unter der vollziehenden und der gesetzgebenden Gewalt 
herrsche. l)ie Initiative in dieser Beziehung kommt natürlicherweise dem 
S’.aatsdhei iiaupte zu, da keine Funktionen es ihm eher gestatten die jütische 
und m litärische Lage des Landes zu übersehen; kraft seines Verfügungsrechts 
über das Heer kann er noch vor der Kriegserklärung ohne parlamentarische 
Zustimmung gewisse Änderungen in den Positionen der Truppen, gewisse 
Konzentrationen der Militärkraft anordnen. — Die Verfassung macht keine 
formell« Unterscheidung zwischen Kriegserklärung und Kriegszustand, doch 
hat sich diese Unterscheidung in der Praxis durchgesetzt; so sind zum 
Beispiel die Expeditionen nach Turns, nach Tonkin. Dahomey ur.d Madagascar 
"line die vorher eingeh-lte Zustimmung der Kammern unternommen worden; 
erst später sind diese aufgefordert worden, die für die bereits angefangenen 
Militäroperationen nötigen Kredit Vorlagen anzunehmen, was sie übrigens auch 
getan haben, indem sie durch das Resultat ihrer Abstimmung ihr Einver
ständnis mit den Handlungen der Regierung ausdrückten.

§41. Kegierungsakto des Präsidenten der Republik. - Die 
Regiernngsakte des Präsidenten der Republik heißen Dekrete, außer den
jenigen, durch welche er mit den Kammern in Verbindung tritt, und die 
„messages'* genannt werden. Die Dekrete können in zwei große Kategorien 
geteilt werden: die allgemeinen oder eine Ausfiihrungsvorsehrift enthaltenden 
Dekrete, (décrets généraux ou réglementaires) und die speziellen oder indi
viduellen.

1. Die allgemeinen oder eine Ausfuhrungsvorsclirift enthaltenden Dekrete, 
sogenannte „décrets réglementaires".

Sie sind dazu bestimmt, die Anwendung der Gesetze in den Einzel
heiten zu regulieren, und werden selbst in zwei Klassen geteilt:

a) Die eigentlichen Ausführungsvorschriften, die vom Präsidenten der 
Republik kraft des ihm vom § 3 des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar 1S75'j 
anvertrauten Reglementierungsrechts erlassen werden. In diesen Fällen 
braucht die Meinung des Staatsrats nicht vorher eingeholt zu werden.

b) Die verwaltungsrechtlichen Dekrete, („décrets portant règlement 
d’administration publique“), welche vom Präsidenten der Republik auf Grand 
des Wortlauts eines Gesetzes erlassen werden. Hier ist die Meinung des 
versammelten Staatsrats erforderlich, und durch die Formel: „nach eingeholtem 
Rat des Conseil d’Etat“ wird darauf hingewiesen, daß dieser Forderung 
Rechnung getragen worden ist; übrigens braucht dieser Rat nicht durchaus 
befolgt zu werden.

Es ist von verschiedener Seit« behauptet worden, daß die verwaltungs- 
rechtlichen Dekrete sozusagen in Vertretung der legislativen Gewalt erlassen 
werden, und daß sie eine Art sekundärer Gesetzgebung darstellen. Diese

a u ^ e d riie k t w erden, z B. kann die A nnahm e eine« K rffänzunpkredit* аіь schweigende*, 
fo rm o ll«  E invere tindn is g edeu te t werden. U nter dem t  w eiten Kaiserreich w ar e» der Kaiser, 
der З ін т К п е к  und Frieden entschied.

!■ Vcrjtl. oben: Funktionen dee P räsidenten der Republik vom S tandpunkt der E xekutive.



Meinung ist aber schon deswegen unrichtig, weil die Kammern iib t-r і і й  
gesetzgebende Gewalt kein Verfiigungsreclit besitzen: sie selbst haben den 
Auftrag sie auszuüben erhalten, dürfen ihn aber auf niemand übertragen 
Indem sie es dem Präsidenten der Republik überlassen die Einzelheiten eines 
Gesetzes durch ein verwaltungsrechtliehes Dekret zu organisieren, geben sie 
ihm einfach die Gelegenheit, das ihm von der Verfassung zuerkann:e Recht 
der Reglementierung auszuüben; das Ergebnis ist, daß diese sonst den gewöhn- 
liehen Regiementen gleichen Verwaltungsreglemente durch keine S t r a f e  oder 
Geldbuße sanctionirt werden können.

2. Spezielle oder individuelle Dekrete.
Diese Dekrete beziehen sich auf bestimmte Personen oder specielle 

Gegenstände; auch sie zerfallen in zwei Kategorien:
a) Die Regierungsdekrete (décrets gouvernementaux), welche Sou veränetäts- 

akte betreffen;
b) Die Verwaltungsdekreie (décrets administratifs), die Veiwaltungs- 

angelegenheiten regulieren.
Vom Standpunkte der Form aus teilen sich die speziellen Dekrete in

a) einfache, welche auf Antrag eines oder mehrerer Minister nach ein- 
geholtem Rat des „Conseil d’Etat“, und in b) solche, die in der Form 
von Regiementen der öffentlichen Verwaltung erlassen werden.

Über die Bvrufunsî getjen die Akte des Präsidenten der Republik. 
— Auf welche Weise können Privatpersonen gegen die Ausfülirungsvor- 
schriften des Präsidenten der Republik, welche sie für unberechtigt halten 
Berufung einlegen? Hierfür sind zwei Wege vorhanden: erstens kann die 
Aufhebung ungesetzlicher Regiemente beim Staatsrat beantragt werden, 
laut dem Gesetze vom 21. Mai 1S72, wonach rder Conseil d’Etat über Be- 
rufungen in streitigen Verwaltungssachen und über Aufhebungsklagen in 
Fällen von Übertretung von Befugnissen seitens der Behörden als letzte 
Instanz entscheidet“. Zweitens können, im Falle wo die, Angelegenheit vor 
(jericht kommen sollte, die Richter das fragliche Reglement auf seine Gesetz
lichkeit hin prüfen nnd dessen Anwendung ablehnen — § 471. Ziffer 15 des 
code pénal verhängt eine Geldstrafe von einem bis fünf Franken für „Über
tretungen g e se tz lich er  Verfügungen der Verwaltungsbehörden“.

Die Regierungsdekrete (décrets gouvernementaux ï dürfen nicht an- 
gefochten werden, der einzige Weg ist, den Präsidenten der Republik selbst 
mit einem diesbezüglichen Gesuch anzugehen, er allein vermag sie aufzulieben. 
Die Verwaltungsdekrete (décrets administratifs! können vor d«m Staatsrat 
angefochten und von ihm wegen Inkompetenz, Machtüberschreitung oder 
Verletzung eines Rechts annulliert werden.

§ 42. Verantwortlichkeit des Präsidenten der Republik. Im 
Prinzip ist der Präsident der Republik unverantwortlich, wenigstens 
vom politischen Standpunkt aus ’V Dieses ist eine Folge des pariamen-

1) D agegen bestim m te diu V erfassung v. J . 184‘> in  ihrem  § fiS: der P räsiden t der 
Republik, d ie  V ertreter und A genten der öffentlichen A u to ritä t sind, jeder in seinem Hessort, 
fü r alle H andlungen d e r R egierung und der V erw altung verantw ortlich  ".



tarischen Regimes, denn jede Verfügung des Präsidenten muß von einem 
Minister mitunterzeichnet werden, und für diese Unterschrift ist das 
Ministerium den Kammern gegenüber verantwortlich. Die politische Ver
antwortlichkeit des Präsidenten der Republik würde seine .Stellung eben
sowenig stabil wie diejenige des Präsidenten des Ministerrats machen; 
außerdem müßten die politische Verantwortlichkeit und die Aufrecht
erhaltung des Septennats sich gegenseitig ausschließen: da-s Septennat hätte 
keine Bedeutung mehr und der Präsident der Kepublik wäre verpflichtet auf 
Grund eines Parlamentsvotums seinen Abschied zu nehmen. Die Verfassung 
v. J. 1S75 hat nur einen Fall von präsidentieller Verantwortlichkeit vor
gesehen: ,,1'er Präsident der Kepublik ist nur im Falle von Hochverrat 
verantwi rtlii h“ ',i: dem Senat in seiner Funktion als Oberster Gerichtshof 
kommt das Recht zu, über den lYäsidenten Gerichtstag zu halten und der 
Deputiertenkammer dasjenige, die Anklage zu führen5), (s. unten: Haute Cour 
de Justice).

Unter ..Hochverrat* wird verstanden, daß der Präsident die Gesetze oder 
die Verfassung verletzt oder Frankreich zugunsten eines fremden lindes 
verraten hat: kein Text der Verfassung oder des Code Pénal enthält eine 
nähere Bestimmung des Worts ..Hochverrat"; im Streitfälle müßte der Senat 
die Entscheidung fällen. Trotzdem wären die Schwierigkeiten, namentlich 
bei der Verhängung der Strafe, nicht beseitigt.

Eir.ige Schriftsteller sind der Ansicht, daß der Senat absolute Kompetenz 
nicht nur bei der Feststellung des den Hochverrat bildenden Tatbestandes 
besitzt, sondern auch bei der Zuerkennung der Strafe.

Dagegen meinen andere, sich auf die Prinzipien des Strafrechts stützend3), 
daß der Senat nur in dem Falle ein Strafurteil fällen könnte, wenn in den 
als Hochverrat bezeichnten Tatsachen sich die Elemente eines vom Straf
gesetzbuch vorgesehenen Delikts finden ließen.

Schließlich wird auch vielfach der Standpunkt vertreten, daß der Senat 
in seiner Eigenschaft als Oberster Gerichtshof keine strafrechtliche Ver
urteilung, sondern blos eine politische zu verhängen hätte, und daß er folglich
den Präsidenten der Kepublik nur seines Amts entheben könnte.

Bisher ist diese Frage rein theoretisch geblieben, es ist kein Anlaß 
gewesen. § 6 des Gesetze? vom 25. Februar 1S75 ar.zuwenden.

Es sei hier bemerkt, daß die politische Unverantwortlichkeit des 
Präsidenten der Republik seine moralische Verantwortlichkeit keineswegs 
beeinträchtigt; reicht ihm ein Minister ein Dekret zur Unterschrift ein, 
so kann er seine Bedenken Vorbringen, falls er es für nötig hält, und er besitzt 
die Möglichkeit von seinem Amt zurückzutreten, um nicht zu unterzeichnen.

Seine Unterschrift darf er aber nicht verweigern, denn in diesem Falle

tl VerfaM unfpgesetz vom 25. Februar 1S75, § fi, Abs. 2.
2) VerfasaunRsgesetJ’. vom lfi. Ju li 1ST5, § 12, Abs, 1.
Я) Code pénal, § 4: ..Allo Ü bertretungen, Vergehen und Verbreehon können nu r m it 

S trafen geahndet w erden, welche vor dem Begehen dieser D elikte bereite vom G esetz fest
gesetzt w aren-*.



müßte das Ministerium demissionieren; wenn nun die Kammer die Politik 
dieses Ministeriums billigt, so sähe sich der Präsident genötigt, zuruck- 
zutreten, und das Resultat wäre das nämliche. Gewöhnlich aber genügt 
die Androhung einer präsidentiellen Kri.se, um das Ministerium und selbst das 
Parlament zu warnen.

V\as die eventuellen Verstöße des Präsidenten geiren das ^e\v »hnliclie 
Recht betriflt, so sind sie strafbar, können aber nur vom Senat, i:i seiner 
Eigenschaft als Oberster Gerichtshof, auf einen Antrag seitens der Deputierten- 
kammer hiu, gerichtet werden.

§ 13. Beleidigungen des Präsidenten der Republik. -  Beleidigungen 
des Präsidenten der Republick (Verleumdung. Beleidigung und Beschimpfung), 
werden nach § 2<; des Preßsresettses vom 20. Juli ISM geahndet. Die Strafe 
ist 3 Monate bis 1 Jahr Haft und 100 bis ЗОО0 frs. Geldbuße, oder Haft und 
Geldbuße einzeln. Die Beleidigung kann statt finden:

Г)игсЬ ^eden. КцЛ* 0^ '- Drohungen, die in öffentlichen Lokalen 
oder Versammlungen ausgestoßen werden:

2. durch Schriften und Drucksachen, die in öffentlichen Lokalen oder 
Versammlungen verkauft verteilt, zum Kauf angeboten oder ausgestellt 
werden; *

3. durch Plakate und Zettel, die zur Schau gestellt werden i§ 23 ;
4. durch Zeichnungen. Gravüren. Gemälde, Embleme und Bilder̂  die 

verkauft, verteilt oder ausgestellt werden (§ 28.)

Die Attentate auf das Leben und die Person des Präsidenten der 
Kepublik werden seit der Einführung der dritten Republik nach gewöhnlichem 
Rechte geahndet.

Zweites Kapitel.

D ie M inister.

Das Staatsoberhaupt regiert und führt die öffentlichen Geschäfte durch 
ermittelung der Minister. In dem französischen konstitutionellen System, 

das auf dem parlamentarischen Regime und der Ministerverantwortung bê  
gründet ist, spielen sie eine hervorragende Rolle. sei zuerst die 
Organisation des Ministeriums behandelt, dann die Funktionen der Minister 
und deren Verantwortlichkeit.

I. Organisation der Ministerien.

§ 44. (loschäftseinteilung. — Unter „département ministériel“ wird die 
'jesamtheit der Geschäfte verstanden, die in das Ressort jedes Ministei-s fallen

Die Verfassung v. J. 1848 bestimmte, daß neue Ministerien nur auf 
dem \\  ege der Gesetzgebung geschaffen werden könnten. Dagegen enthält 
die Verfassung v. ,J. 1875 keine Angaben darüber, welche Bedingungen zu 

lesem Zweck erfüllt werden müssen. In praxi ist es der Präsident 
er Republik, welcher die Einrichtung eines neuen Ministeriums durch 

ein Dekret verfügt, unter der Bedingung, daß die Kammern später



den zu diesem Zweck notwendigen Kredit bewilligen: es ist eine Folgerung 
aus dem präsidcnt іНІнті Hechte, zu allen Ämtern za ernennen — dieses Kecht 
schließt in sich dasjenige. Ämter unter cbiger Bedingung zu schaffen. Doch 
schränkt kein Gesetz das Kecht der legislativen Gewalt, neue Ministerien zu 
schaffen, ein: so wurde die Koloniaiverwaltung am 2(1. März 1S94 durch ein 
Gesetz vom Handelsministerium getrennt und in ein selbständiges Ministerium 
verw andelt11.

Pas Arbeitsministeriur.i wurde im Oktober 1900 duich ein Dekret ge
schaffen; der Wortlaut des betreffenden Dekrets war wie folgt:

$ I. Ks wird ein Ministerium der Arbeit und der sozialen Fürsorge 
geschaffen.

§ 2. In das Ressort dieses Ministeriums fallen folgende Geschäfte des 
bisherigen Ministeriums des Handels, der Industrie und der Arbeit:

1. Die Verwaltung der Arbeitsangelegenheiten, ausgenommen das 
..('imité consultatif des arts et manufactures“ (Kunst- und Gewerbekonimission, 
die gefährlichen, gesundheitsschädlichen und unbequemen Einrichtungen, das 
Dynamit und andere Expbsionstoffe.

2. Die Verwaltung der Versicherung und der sozialen Fürsorge (ordent
liches Budget des Ministeriums für Handel und Industrie, Kapitel 23 bis 33, 
35 und 36). die Verwaltung des Genossenschaftswesens i mutualité', '.ordent
liches Budget des Ministeriums des Innern Kapitel 14 bis 19 b).

:i. Die Geschäfte des Ministeriums für öffentliche Arbeiten betreffend die 
Anwendung der Gesetze und Verordnungen über die Arbeit in den Bergwerken. 
.Schachten und die FiirsorgemaOnahmen für Bergarbeiter (ordentliches Budget 
des Ministeriums für öffentliche Arbeiten, 3, 4ft, 41, 51).

§ 3. Der Präsident de» Ministerrats, Minister des Innern, wird mit der 
Ausführung dieses Dekrets beauftragt“ 2).

Die Verteilung der Geschäfte unter den verschiedenen Ministerien
unterliegt des öfteren Änderungen; augenblicklich existiren zwölf Ministerien,
und zwar wie folgt:

1. Ministerium des Innern (und Präsidentschaft des Ministerrats).
2. Kriegsministerium.
3. Marineministerium
4. Ministerium der Justiz und des Kultus
5. Ministerium des Volksunterrichts
6. Finanzministerium
7. Ministerium der öffentlichen Arbeiten
3. Handelsministerium
9. Landwirtschaftsministe.rium

1) Die verm ittelst D ekrete  entstandenen Ministerien können auch durch D ekrete ge
schlossen w erden ; dagegen darf das M inisterium der Kolonien, da es durch ein Gesetz ge
w iaffen  w orden ist, nur durch ein anderes Gesetz abgesebafft werden.

2i ln  A nbe trach t de r Mete zunehmenden W ichtigkeit der A rbeiterfrage, ist es intéressant 
gew esen, den T e x t des Referats, auf G rund dessen dic*e* D ekret erlassen w urde, in extenso 
an/uführen . S iebe A nhang. S) März 190t).



10. Ministerium der Arbeit und der Hygiene
11. Ministerium der Kolonien
12. Ministerium des Äußeren

Außerdem fungieren vier l'nterstaatssekietäre: der inner» Angelegen
heiten, der schönen Künste, des Kriegs- und des Post- und TVlegiaplienwes*ns.

Jeder Minister hat eine Anzahl seiner Agenten um sich, die sein so
genanntes „Kabinett* bilden; das Kabinett besteht aus dem .('lief de cabinet•, 
den .chefs adjoints* und den „attachés au cabinet“, letztere sind die ofriziell--n 
Sekretäre des Ministers.

Der ministerielle Gehalt wird alljährlich durch das Budgetgesetz fest
gesetzt: augenblicklich erreicht er, kraft des $ 26 des Gesetzes vom 19. Sep
tember IS71. sechzigtausend Francs.

§ 15. Ernennung und Entlassung der Minister. — Die Verfassung 
v. J. 1S-1S bestimmte ausdrücklich: ,,der Präsident der Kepublik ernennt die 
Minister und entläßt sie“ (§ 61). Die Verfassnng v. J. i\73 spricht von 
keiner derartigen Prärogative; es werden aber die allgemeinen Prinzipien 
der französischen Gesetzgebung angewendet und der Präsident der Kepublik 
trägt infolgedessen die Sorge lur die Besetzung der Ministerposten.

Früher machte sich die jetzt beinahe nicht mehr vertretene Ansicht 
geltend, daß die "Wahl der Minister durch den Präsidenten eine Äußerung 
seines Hechts wäre, die Ausübung der vollziehenden Gewalt auf andere 
Personen zu übertragen; eines besonderen Ausdrucks bedürfe dieses Recht 
nicht, da es sich aus der Tradition herleiten ließe und da vor allem der 
Präsident der Republik ja selber ein Delegierter des Souveräns sei.

Darauf wurde mit voller Berechtigung geantwortet, daft die Machtbefug
nisse der Minister zugleich mit denjenigen des Präsidenten ablaufen müßten, 
wenn die Minister in Wirklichkeit seine Mandatare wären: dennoch be
halten sie nicht nur ihre Funktionen (bei dem Ableben oder der Demission 
des Präsidenten der Republik;, sondern ihnen wird sogar provisorisch die 
Ausübung der vollziehenden Gewalt anvertraut.

Nach einer anderen ziemlich allgemein anerkannten Meinung, ernennt 
der Präsident die Minister einfach kraft des ihm durch § :} des Verfassungs
gesetzes vom 25. Februar 1575 verliehenen Rechts, .alle zivilen und mili
tärischen Ämter zu besetzen:*

Es werden keine besonderen Anforderungen für die Ernennung zum
Minister gestellt: die Kandidaten müssen nur französische Bürger und
majorenn sein; sie können Mitglieder des Parlaments sein oder nicht. Unter
den Funktionen eines Ministers und denen eines Deputierten oder Senators
besteht keine Inkompatibilität, sodaß ein zum Minister ernanntes Mitglied des
Senats oder der Deputiertenkammer sein Mandat nicht niederzulegen braucht
— dies wird aas dem Gesetz vom 30. November 1875, § ц Abs. 2. welches
die Abgeordneten von einer nochmaligen Erwählung im Falle ihrer Ernennung
zum i mister befreit, gefolgert ; diese Bestimmung läßt sich ebensowohl auf 
die Senatoren anwenden.



F> ist ständiger 1 sus geworden, daß der Präsident der Kepublik sich 
damit beguiigt den Präsidenten des Ministerrats zu bestimmen und ihn mit 
der Formierung des Kabinetts beauftragt. Der auf diese Weise erwählte 
Präsident des Ministerrats (Président du Conseil) sucht seine Mitarbeiter 
für die verschiedenen Portefeuilles unter den Häupten der Mehrheitsparteien 
oder vielmehr unter den Männern, die die meisten Chancen, eine Mehrheit in 
den Kammern um sich zu sammeln, besitzen, denn es gibt in Frankreich 
keine geschlossene und homogene Mehrheit mit anerkannten Leadern. Ist das 
Kabinett formiert, so überläßt es der Ministerpräsident dem Präsidenten der 
Republik die Ernennungen zu unterzeichnen, und dieser erläßt das nötige 
Dekret.

Der Priisident der Republik hätte kein Recht einen Minister ohne die 
Kontrasignatur eines andereren verantwortlichen Ministers zu ernennen. Wenn 
das gesamte Ministerium zurücktritt, so unterzeichnet der demissionierende 
Ministerpräsident oder der Justizminister (garde des sceaux) die Ernennung 
des neuen Ministerpräsidenten, welcher dann die Ernennung seiner Mitarbeiter 
unterzeichnet.

Der Präsident der Republik besitzt auch das Recht die Minister zu 
entlassen. Nur ein einziges Mal ist von diesem Recht Gebrauch gemacht 
worden, nämlich vom Marschall Mac-Mahon, als er am 16. Mai 1877. um die 
Deputiertenkammer aufzulösen, das Ministerium Jules Simon entließ, und 
Herrn von Broglie mit der Formierung eines neuen Kabinetts beauftragte, 
dessen Aufgabe es sein sollte, neue Wahlen zu veranstalten. Übrigens wurde 
dieser Fall als ein Staatsstreich betrachtet; in der Tat kann unter dem 
parlamentarischen Regime das Staatsoberhaupt die Minister ihres Amtes 
nicht entheben, solange die Mehrheit im Parlament auf ihrer Seite steht 
Es wäre die Entlassung nur solcher Minister denkbar, die trotz wiederholter 
Mißtrauensvota des Parlaments die Gewalt zu behalten suchen würden, oder 
eines Ministers, der infolge schwerer Verfehlungen von seinen Kollegen miß
billigt werden würde.

Doch sei hier bemerkt daß es bei der Wahl eines neuen Präsidenten 
der Republik für die fungierenden Minister Brauch ist. ihre Demission dem 
Erwählten zu überreichen, damit er frei in der Auswahl seiner Mitarbeiter sei.

§ 46 Conseil des ministres und Conseil de cabinet. — Unter 
..Conseil des Ministres“ wird der Rat der Minister unter Vorsitz des Präsi
denten der Republik verstanden ; letzterer kann an der Diskussion teilnehmen, 
darf aber seinen Willen den verantwortlichen Ministern nicht aufdräügen. 
Gewöhnlich tritt der Ministerrat zweimal wöchentlich zusammen: in diesen 
Sitzungen pflegen die Beziehungen zu den Kammern und die politische 
Stellungnahme des Ministeriums erörtert zu werden; außerdem erstatten da 
die Minister Bericht über die in ihre respektiven Ressorts fällenden Geschäfte.

Gewisse Entschlüsse können nur nach der Erörterung des betreffenden 
Geschäfts im Ministerrat gefaßt werden: in diesem Falle muß das diesbe
zügliche Dekret mit den Worten: „nach eingeholtem Rat des Conseil des 
Ministres“ anfangen (Je conseil des ministres entendu"!.



Die Verfassung v.J. 187.") gewährt dem Ministerrat einige spezielle Betiiïtiiss»*:
1. Nur durch ein im Ministerrat beschlossenes Dekret kann der Senat 

zwecks Leitung des Verfahrens in Sachen eines Attentats auf die Sicherheit 
des Staates als Oberster Gerichtshof constituiert werden. (Verfassungsgesetz 
vom 16. Juli 1S75, § 12).

2. Ernennungen und Amtsenthebungen von .Staatsräten im ordentlichen 
Dienst müssen in derselben Form stattfinden ■Venassungsgesetz vom 
25. Februar 1575, § 1 )

3. Wird die Präsidentschaft der Kepublik vakant, so übt der Minister
rat zeitweilig die vollziehende Gewalt aus; die in dieser Zeit erlassenen 
Dekrete werden vom Ministerpräsidenten unterzeichnet und vom betreffenden 
Minister kontrasigniert.

Außerdem darf, gemäß § 13 des Gesetzes vom 5. April 1S81. „ein 
Conseil Municipal (Gemeinderat) nur durch ein motiviertes Dekret des Prä
sidenten der Republik aufgelöst werden, welches im Ministerrat beschlossen 
und im , Journal Officiel“ veröffentlicht werden soll“.

Das Gesetz vom 22. Juni 1SS5 i'.ntersagl den Häuptern der Familien, 
die jemals in Frankreich geherrscht haben, und deren direkten Erben den 
Zutritt zum französischen Territorium. § 2 desselben Gesetzes fügt hinzu, 
daß das nämliche Verbot auch auf die anderen Mitglieder jener Familien, 
durch ein Jm Ministern! vom Präsidenten der Republik beschlossenes Dekret“ 
erstreckt, werden kann.

Der «Conseil de Cabinet4, welcher auch der Ministerrat ist. unter
scheidet sich vom Ministerrat dadurch, daß der Vorsitz darin nicht vom 
Präsidenten der Republik, sondern vom Ministerpräsidenten geführt wird. 
Es werden im „Conseil de Cabinet“ die Vorlagen und Maßnahmen vorbereitet, 
die im „Conseil des Ministres“ endgültig beschlossen werden: auch werden 
da die laufenden Geschäfte erledigt: es dürfen aber keine definitiven und 
offiziellen Beschlüsse im Kabinetsrat gefaßt- werden.

§ 17. Die I'nterstaatssekretare. Die Minister dürfen als Mitarbeiter 
Cnterstaatssekretäre cooptieren. die sie entweder bei den gesamten Geschäften 
des Ministeriums unterstützen oder ein bestimmtes Ressort zu verwalten haben1).

Die Unterstaatssekretärämter wurden während der Restauration durch 
die Verordnung vom Mai 1S16 geschaffen. Diese Verordnung hatte 
folgenden Wortlaut: _§ 1. I nterstaatssekretäre, von Uns ernannt, werden 
Unseren Ministern — Staatssekretären beigegeben, wenn letztere es für das 
Wohl Unserer Geschäfte nötig finden.

6 2. Die Unterstaatssekretäre werden mit der Führung derjenigen 
Teile der allgemeinen Verwaltung und Korrespondenz betraut, die Unsere 
Staatssekretäre ihnen in ihren respektiven Ressorts überweisen“.

1) Ke sei hier w iederholt, daß ея je tz t v ie r I.’n t« rstaatssekretârâm ter g ib t, nämlich beim 
inirterium de* Innern, beim K riegsroinisterium , un d  je eine« für die Schönen K ünste und 

ur aa Pust- und Telegraphenwcsen. D er U nterstaatsaekretär fü r P ostand  T rlegnphonw esen
*om M inisterium der Öffentlichen A rbeiten , derjenige fü r Schöne K ünste vom Mini

sterium des ^ I b u u tc r r ic h t a  ab.



Sie spielten keine Ko.lt! in der Politik und durtten keineswegs 
die Minister in den Kammern vertreten; dagegen genossen sie unter der 
Julimonarchie dieses Privilegium und waren berechtigte Mitglieder des 
Kabinets; unter der zweiten Republik verloren sie dieses Recht; wahrend des 
Kaiserreichs wurde das Amt der l'nterstaat.ssekretäre überhaupt nicht besetzt,

Ks wurde von der dritten Republik neu geschaffen. Das Gesetz vom 
2a. April 1S72 bestimmte, daß Mitglieder der Assemblée Nationale zu Minister
und l nterstaatssekretärämtern ernannt werden könnten, und daß aus der 
Annahme dieser bezahlten Stellen ihnen keine Verpflichtung erwachse, das 
Abgeordnetenmandat niederaulegen1).

Das \ erfassuiigsgeseiz vom Jahre 1S75 sprach sich über das Institut der 
1 nterstaatssekretäre nicht aus, Jas Gesetz vom 3o. November 1S7 5 -) aber 
(über die Abgeordnetenwahlen) bestimmt: .diejenigen Abgeordneten, welche 
zu Ministern oder Unterstaatssekretären ernannt werden, sind nicht ver
pflichtet ihre Kandidatur nochmals aufzustellen8.

Ks ist der Präsident der Republik, welcher die Unterstaatssekretäre 
ernennt und sie ihres Amtes enthebt; sie sind den Kammern gegenüber ver
antwortlich, obschon die Verfassung es nicht ausdrücklich verlangt; in praxi 
haben die vom Parlamente mißbilligten Unterstaatssekretare stets ihre 
Demission eingereicht, ohne den Sturz des gesamten Ministeriums nach sich 
zu ziehen. —

II. Funktionen der Minister.
§ IS. Akte der Minister. — Ohne die vollziehende Gewalt, die dem 

Gesetze nach dem Präsidenten der Republik gehört, de iure zu besitzen, üben 
dennoch die Minister dieselbe de facto aus. Ihnen liegt es ob, die Maßnahmen, 
über welche die präsidentiellen Dekrete verfügen, auszuarbeiten ; sie müssen 
die erwähnten Dekrete unterzeichnen, um ihnen gesetzliche Gültigkeit zu ver
leihen'1); indem sie dadurch allein die Verantwortlichkeit übernehmen, setzen 
sie diejenige des Präsidenten der Republik aus dem Spiele. Jeder Minister 
hat die Akten, die in sein Ressort fallen, zu kontrasignieren; außerdem Nt 
die Unterschrift des Finanzministers überall erforderlich, wo es sich um die 
Zahl oder die Honorierung der Staatsbeamten, oder um eine Änderung im 
System der staatlichen Pensionierung handelt (Finanzgesetz vom 25. Februar 
1001, § 55).

Die Minister üben die Verwaltung der öffentlichen und politischen 
Geschäfte, durch ihre Untergebenen entweder auf dem Wege der Autorität 
aus, indem sie individuelle Instruktionen oder Zirkulare erlassen, oder auf 
dem Koritrollwege, indem sie die Tätigkeit der Beamten prüfen, und ihre 
Handlungen — je nachdem — billigen, ändern oder aufheben.

Im Verkehr mit Privatpersonen ergreifen die Minister den Weg der

lj  Der G ehalt der l ’nteretaatM ckretäre wird von keinem allgemeinen G tse tïe  feetçe- 
etcllt, Rondem alljährlich bei der Budgetdebatte bestimmt. E r variiert von zw anzig- Ы* 
dreißijrtausend Kranken. 2i § 11, Abe. 2.

3i Vcrfa»UDR*ge»et2 vom 25. Februar IS '5 , § S, A be. 6.



sogenannten „arrêtés ministériels" :Ministerialverfügungen), die immer speziell 
und individuell sind und die Bedeutung einer imperativen Vorschrift haben: die 
Gesetze und Bestimmungen, auf Grund deren sie beschlossen sind, müssen immer 
dabei angegeben werden. Gegen die „arrêtés ministériels“ kann jederzeit Be
schwerde wegen Verletzung eines Rechts bei dem Staatsrat eingelegt werden.

Haben die Minister das Recht, dit1 „arrêtés'' allgemein zu gestalten? 
Auf diese Krage muß mit „Nein“ geantwortet werden; das Recht, allgemeine 
Vorschriften zwecks Ausführung der Gesetze zu erlassen, besitzen nur der 
Präsident der Republik (für ganz Frankreich), die Präfekten und die Bürger
meister („roaires“) für das betreffende Departement bezw. die Gemeinde. An 
der Reglementierungsgewalt nehmen die Minister nur durch die Beantragung 
und die Gegenzeichnung der Dekrete Anteil.

Eine weitere. Funktion der Minister bestellt in ihrem Vermittelungsamte 
zwischen dem Staatsoberhaupt und- der gesetzgebenden Gewalt, denn der 
Präsident der Republik darf das Wort im Parlament nicht ergreifen.

Einige Zeit wurde sehr lebhaft über die Frage gestritten, ob die Minister 
auch richterliche Funktionen ausüben ; die bejahende Ansicht, auf deren Seite 
manche Reditsurteile standen, ist jetzt so gut wie aufgegeben ’). Dieser 
Theorie zufolge war der Minister Richter in Verwaltungsangelegenheiten und 
ihm sollten die fraglichen Sachen vor dem Staatsrat vorgetragen werden; 
zur Verteidigung dieses Standpunktes wurden folgende Argumente vorgebracht: 
dem Gesetz vom '21. April — 25. Mai 1701 gemäli sollten der König und die 
Minister, zum Rat versammelt, über verwaltungsrechtliche Streitfragen ent
scheiden; als danach durch die Verfassung des Jahres III der Ministerrat 
aufgehoben wurde, kam logischerweise jedem Minister die iuristische Kompetenz 
in seinem Ressort zu. soweit sie ihm nicht ausdrücklich entzogen worden war.

Diese Ansicht aber, welche im Jahre III, wo die Verwaltungsgerichte 
noch nicht verhanden waren, ihre Begründung haben mochte, ist jetzt nicht 
mehr haltbar; der Erlaß vom 5. Nivôse d. J. VIII hat außerdem deutlich 
genug bestimmt: „der Staatsrat hat über die streitigen Fragen die zuvor der 
Kompetenz der Minister unterlagen, die Entscheidung zu fallen. Nach den 
letzten rechtskräftigen Entscheidungen des Staatsrats kommen ihm allein die 
richterlichen Funktionen in Verwaltungssachen zu, und den Ministern wird 
jede derartige Zuständigkeit abgesprochen.

Nur ausnahmsweise und auf Grund von speziellen Bestimmungen können 
die Minister in gewissen Fällen entscheiden, nämlich über die Wahlen von 
Mitgliedern des „Conseil supérieur de l’Instruction publique“ «Oberste Unter- 
richtskommission) und der Akademischen Senate2;, über die Wahlen der 
Mitglieder der departementalen Unterrichtsräte3); vor dem Gesetze vom 
9. Dezember 1905 über die Trennung von Staat und Kirche gehörte ihnen 
dieses Recht in bezug auf die Wahlen der Mitglieder der israelitischen Kon
sistorien (consistoires israélites), der Mitglieder der presbyterianischen Räte

!) 'e r g l .  über d ie  richterlichen F unktionen der M inister und d ie  W iderlegung dieeer 
□eicht: B a r t h é l é m y ,  „Cours élém entaire de  d ro it a d m in is tra tif /1

2i D ekret \o m  lfi. März 1SS0, § 12 und 13. -  3) D ek re t vom  12. Novem ber ічнв, § 12.



und der Konsistorien der reformierten Gemeinden (conseils presbytéraux et 
consistoires de Г Eglise Réformée).

§ 19. Verkehr der Minister mit den Kammern. — „Die Minister 
haben freien Zutritt zu den beiden Kammern und haben das Recht daselbst 
gehört zu werden, so oft sie es verlangen1* >)■ Dieses Recht ist allgemein und 
davon unabhängig, ob die betreffenden Minister Mitglieder des Parlaments 
sind oder nicht; im ersteren Falle behalten sie sogar das Recht, an den Ab
stimmungen in der Kammer, zu der sie gehören, teilzunehmen.

Vor einigen Jahren wurde vielfach über die Frage gestritten, ob auch 
die l'merstaatssekretäre den Zutritt zu den beiden Kammern hätten. Dem 
Worte des Gesetzes nach, welches ihrer nicht erwähnt, müßte mit Nein ge
antwortet werden, aber in praxi hat sich die entgegengesetzte Ansicht durch
gesetzt; in der Tat das Unterstaatssekretäramt würde beinahe unnütz werden, 
falls sie in dieser Hinsicht nicht dieselben Rechte wie die Minister besäßen.

Die Geschäftsordnungen der beiden Kammern befreien die Minister von 
der Verpflichtung, nur wenn die Reihe an sie kommt das Wort zu ergreifen; 
im Gegenteil, sie erhalten es sobald sie es verlangen; sie dürfen sogar nach 
dem Antrag auf Schluß der Debatte reden.

Gewöhnlich treten die Minister im Parlament hervor, um die von der
Regierung beantragten Gesetzentwürfe zu verteidigen; sie können sich dabei 
von speziellen, durch présidentielle Dekrete ernannten Kommissären, unter
stützen lassen2); es werden in solchen Fälleu sachverständige Männer ge
wählt, die bei den Debatten bezüglich bestimmter Projekte die Minister, welche 
sehr oft nur politisch kompetent sind, leiten können; bei den Budgetdebatten 
zum Beispiel sind es meistens die Abteilungsvorsteher der verschiedenen
Ministerien welche als Regierungskommissäre auftreten; dabei sind sie zur
Verteidigung bestimmter Gesetzesprojekte bevollmächtigt, keineswegs aber für 
das ganze in Frage kommende Gebiet.

Die Minister treten weiter im Parlament hervor, um anf die ihnen ge
stellten Fragen (qnestions) and Interpellationen zu antworten.

Eine Frage (qnestion) ist ein Gesuch um Auskunft über eine Handlang 
der Regierung überhaupt, oder eines bestimmten Zweigs der Staatsverwaltung, 
welches von einem Parlamentsmitglied an einen Minister gerichtet wird. Nach 
der Antwort des Ministers darf derjenige, welcher die Frage gestellt hat, das 
Wort zum zweiten mal ergreifen, darauf wird die Debatte geschlossen. Kein 
anderes Mitglied der Kammer hat das Recht, einzugreifen, es ist keine dies
bezügliche Tagesordnung vorhanden und es folgt keine Abstimmung nach den 
Erklärungen des Ministers.

Eine Frage darf an einen Minister nur dann gerichtet werden, wenn er 
rechtzeitig davon in Kenntnis gesetzt worden ist und seine Einwilligung dazu 
gegeben hat; er ist es, welcher die Sitzung, in der die Frage znr Diskussion 
kommt, bestimmt. Die Geschäftsordnungen der Kammern verlangen, daß die



Fragen nur zn Anfang oder am Ende der Sitzungen zur Verhandlung kommen; 
diese Bestimmung sucht eine Beeinträchtigung der parlamentarischen Arbeit 
zu vermeiden.

Auf schriftliches Ersuchen eines ihrer Mitglieder oder auf Verlangen des 
betreffenden Ministers kann die Kammer über die Umwandlung einer Frage 
in eine Interpellation verfügen.

Die Interpellation unterscheidet sich wesentlich von der Frage und sie ist 
es, die die politische Verantwortlichkeit des Ministeriums ins Spiel bringt. Sie 
bezweckt eine parlamentarische Debatte über die allgemeine Politik der Re
gierung oder über eine bestimmte Maßnahme derselben. Das Interpellations
recht ist in der Verfassung nicht ausdrücklich erwähnt, aber seiner Folgen 
und Ergebnisse wegen ist es ein notwendiger Bestandteil des parlamentarischen 
Régime; seine rechtliche Begründung und seine Handhabung ist in den Ge
schäftsordnungen des Senats und der Deputiertenkammer enthalten.

Jedes Verlangen nach einer Interpellation muß schriftlich gefaßt und dem 
Vorsitzenden der Kammer, welcher dessen Inhalt dem Haus mitteilt, über
reicht werden; es ist zulässig, daß eine von ihrem Urheber aufgegebene Inter
pellation durch ein anderes Mitglied derselben Kammer vertreten wird. Das 
Haus bestimmt den Zeitpunkt der Verhandlung über die betreffende Inter
pellation. Falls die äußere Politik berührt wird, darf die Debatte auf 
unbestimmte Zeit in die Länge gezogen werden: Гп der Tat, es kann im In
teresse des Landes liegen, daß die äußeren Angelegenheiten nicht znr unge
legenen Zeit erörtert werden. Handelt es sich dagegen um innere Angelegen
heiten, so darf die Debatte nicht länger als auf einen Monat vertagt werden. 
Dennoch 1st es vorgekommen, daß gewisse Interpellationen erst ein Jahr nach 
ihrer Formulierung zur Diskussion gelangten; eine derartige Tatsache hat 
auf folgende Weise stattnnden können: Infolge der großen Anzahl der im 
Bureau der Kammer eingereichten Interpe’.lationsgesuche. wovon der größte 
Teil unnütz oder für die Minister belästigend war, hat die Deputierten
kammer einigemale die Zahl der Wochentage an denen diese Fragen zur 
Diskussion kommen dürften, beschränkt; es wurde sogar gelegentlich bestimmt, 
daß nur ein Tag in der Woche für die Interpellationen frei bleiben sollte — 
auf diese Weise häufen sich die betreffenden Gesuche und einige können erst 
ein Jahr nach ihrer Einreichung zur Erörterung gelangen. Übrigens bleibt 
es jeder der Kammern überlassen, die sofortige Debatte über eine ernste und 
wichtige Interpellation anzuordnen, oder sie auf einen nahen Zeitpunkt zu 
verlegen.

Nach Eröffnung der Diskussion darf jedes Mitglied des Hauses daran 
teilnehmen; die Debatte wird durch Übergang zur Tagesordnung geschlossen; 
die Kammer erklärt dadurch, daß sie zur Erörterung der anderen auf der 
Tagesordnung stehenden Geschäfte übergeht. Der Übergang kann einfach 
oder motiviert sein. Er kt einfach, falls das Haus ohne jegliches „in Anbe
tracht dessen“ (..considérant“) die Tagung fortsetzt: motiviert ist er. falls die 
. einung der Versammlung über den erörterten Gegenstand angegeben wird. 
Ist sie mit der Politik der Regierung einverstanden, so bringt sie ein Ver



trauensvotum zustande; ist sie dieser dagegen feindlich gesinnt, so enthält der 
Übergang zur Tagesordnung den Ausdruck des Mißtrauens oder des Tadels, 
worauf der Sturz des ganzen Ministeriums oder auch nur des einen Ministers, 
gegen welchen die Interpellation gerichtet war, erfolgt.

Zuerst wird über den einfachen Übergang zur Tagesordnung abgestimmt. 
Wird er abgelehnt, so werden die anderen Vorschläge der Reihe nach zur 
Abstimmung gebracht, falls kein besonderer Antrag bezüglich der Priorität- eines 
bestimmten Vorschlags vorliegt. Übrigens geschieht es öfters, daß die Re
gierung die Erklärung abgibt, sie könne sich nur mit diesem oder jenem 
Übergang zur Tagesordnung zufrieden geben.

§ 50. Verantwortlichkeit der Minister. — Die Verantwortlichkeit 
der Minister kann vom dreifachen Standpunkte betrachtet werden: Sie äußert 
sich in politischer, strafrechtlicher und ziviler Hinsicht.

a) Die politische Verantwortlichkeit besteht in der Notwendigkeit, in 
welcher sich die Minister befinden, ihren Abschied zu nehmen, sobald das Par
lament ihnen gegenüber ein Mißtrauensvotum ausspricht; eingeführt wurde 
diese Sachlage durch die Verfassung selbst, in der es heißt: „Die Minister 
sind den Kammern gegenüber verantwortlich, und zwar müssen sie sich in 
Sachen der allgemeinen Politik der Regierung solidarisch, und für ihre selb
ständigen Handlungen individuell verantworten“ 1!.

Manchmal ist es ziemlich schwierig zu entscheiden, ob die Verantwort
lichkeit solidarisch oder individuell sein soll, das heißt ob die in Frage, kommen
den Handlungen zu der allgemeinen Regierungspolitik gehören oder nicht; in 
praxi wird diese Schwierigkeit dadurch gelöst, daß der Ministerpräsident 
die Verantwortlichkeit des gesamten Ministeriums aufs Spiel setzt und diejenige 
des betreffenden Ministers deckt, indem er die Vertrauensfrage stellt ; dadurch 
erklärt er, daß er sich zurückziehen wird, falls seine Ansicht nicht durchdringt.

Die Minister sind nicht nur für ihre eigenen Handlungen politisch verant
wortlich, sondern auch für diejenigen des Präsidenten der Republik, to der Tat, 
§ 3 des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar 1875 bestimmt, daß Jede Ver
fügung des Präsidenten der Republik von einem der Minister gegengezeiclmet 
werden muß.“ Diese Forderung bezieht sich auf alle Dekrete und auf alle 
Schreiben '„messages“) des Präsidenten der Republik.

Es ist viel über die Frage gestritten worden, ob die Minister auch dem 
Senat gegenüber verantwortlich seien und ob sie nach einem feindlichen Votum 
dieser Versammlung ihr Amt niederlegen müßten.

Nach der Meinung einiger Schriftsteller kann der Senat die Minister 
nicht stür/en; dabei wird auf England hingewiesen, wo das parlamentarische 
Regime am reinsten vertreten ist und wo das House of Commons allein das 
Ministerium zu stürzen vermag: außerdem, heben die Anhänger dieser Ansicht 
hervor, würde durch Anerkennung dieses Rechts dem Senat eine ungeheuere 
Macht verliehen, denn, sich auf seine Unauflösbarkeit stützend, könnte er 
die Auflösung der Deputiertenkammer in der Hand haben.

'.I Verfaseungegeeetz vom 25. Februar 1875, § 6.



Es wird aber auch vielfach die entgegengesetzte Meinung vertreten 
wonach der Senat ebensogut wie die Abgeordnetenkammer einen Minister oder 
ein Ministerium zu stürzen vermag. Mit völliger Berechtigung wird dabei 
der Wortlaot des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar t Ъ7Г» (§ 6) zitiert, 
worin es heißt: „Die Minister tragen den Kammern gegenüber eine solidarische 
Verantwortlichkeit.“ Diese Bestimmung ist ausdrücklich und allgemein ge
halten, sie macht keinerlei Unterscheidung zwischen den ITäusern; folglich 
wird die Verantwortlichkeit dem Senat sowohl wie der Deputiertenkammer 
gegenüber eingeffihrt und anerkannt Diese Lösung der Frage ist überaus 
logisch, denn da beide Kammern aus Volkswahlen — die eine bei allgemeiner, 
die andere bei indirekter Abstimmung — hervorgegangen sind, so müssen sie 
auch beide dieselben Vorrecht« genießen.

In der Praxis ist die Frage im Jahre 1896 entstanden. Das Ministerium 
Bourgeois, wegen der Frage der Einkommensteuer vom Senat getadelt, wollte 
sich nicht zurückziehen und versuchte trotz der feindlichen Stimmung des 
einen Hauses an der Regierung zu bleiben. Einige Zeit später wurde es dennoch 
dadurch zum Rücktritt gezwungen, daß der Senat die Bewilligung des Kredits 
für die Madagaskar-Expedition ablehnte. Seitdem hat sich jedesmal ein Mini
sterium vor dem Mißtrauensvotum des Senats zurückgezogen.

Nimmt ein Ministerium, auf dessen Seite nur die Minderheit im Parla
mente steht , seinen Abschied, so muß es denselben dem Präsidenten der Re
publik einreichen, denn nur dieser hat das Recht, ihn anzunehmen. Die 
Kammern haben ihn weder zu ratifizieren noch darüber zu beschließen. —

b) Die Verantwortlichkeit der Minister kann auch stra frech tlich  sein  
Darüber bestimmt § 2 des Verfassungsgesetzes vom 16. Juli 1875: „Die Minister 
können durch die Deputiertenkammer wegen Delikte bei der Ausübung ihres 
Amts verklagt werden: in solchem Falle fungiert der Senat als zuständiger 
Gerichtshof;*

Dieser Text ist verschiedentlich gedeutet worden. Die einen vertreten 
die Ansicht daß die Minister nur dann verklagt werden könnten, wenn sie 
bei der Ausübung ihrer Funktionen eine vom Strafgesetzbuch vorgesehene 
Handlung begangen hätten; andere dagegen meinten, daß die Minister auch 
dann eine strafrechtliche Verantwortung trügen, wenn sie, ohne gegen das 
Strafgesetzbuch zu verstoßen, ihre Amtsgewalt mißbraucht hätten, zum 
Beispiel auf ruinöse Finanzoperationen oder nachteilige Verträge eingegangen 
wären, usw. —

Bei dieser Interpretation müßte der Senat nicht nur den Tatbestand dee 
Delikts, sondern anch die zu verhängende Strafe bestimmen. Die Anhänger 
dieses Standpunkts behaupten, daß er die englischen Traditionen für sich habe, 
und daß er auch in Frankreich, nämlich beim Prozeß gegen die Minister von 
Karl X., angewandt worden ist. —

Dieser Prozeß etand aber im Widerspruch mit den gesetzlichen Vor
schriften: „Die Depntiertenkammer“, hieß es in der Verfassung vom Jahre 1814, 
„hat das Recht die Minister anzuklagen und sie vor die Pairekammer 
zu zitieren, welche allein das Recht sie zn richten besitzt“ (§ 45j im ( 56



wurde aber hinzugefügt: .,Die Anklage darf ausschließlich wegen Hochverrats 
oder Bestechlichkeit erholen werden; es werden demnächst Gesetze veröffent
licht. welche die Art dieser Vergehen und deren Bestrafung näher bezeichnen 
werden.11 Nun erschienen die so verkündeten Gesetze niemals; trotzdem wurde 
dit*. Anklage erhoben, und zwar auf Grund eines einfachen Antrags seitens 
eines Mitglieds der Abgeordnetenkammer. Der Antrag wurde einer speziellen 
Kommission überwiesen, welcher die Kammer alle Rechte der Untersuchungs
richter und der „Chambres du C-onseil“ ■ Ratskommissionen', übertragen hatte. 
Die Kommission erließ Vorladungen, die in Haftbefehle umgewandelt wurden 
unterzog viele Zeugen einem ausführlichen Verhör und sammelte allerlei 
Materialien, die die Anklage bekräftigen konnten; darauf reichte sie der Kammer 
ein Projekt ein. dessen Zweck die Einleitung des Verfahrens gegen die gewesenen 
Minister Karls des X.. welche die Ordonnanzen vom 25. Juli 1830 unterzeichnet 
hatten, war ; die inkriminierten Handlungen waren: 1. Überschreitung der Amts
befugnisse, 2. Versuch die Gesetze des Königreichs gewalttätig zu ändern
3. Verschwörung gegen die Sicherheit des Staates und I. Aufreizung zum 
Bürgerkrieg, alles Delikte, ..die durch § 56 der Verfassung vom Jahre 18;-I und 
§§ 9i. Ю9, 110, 123 und 125 des Strafgesetzbuchs vorgesehen“ waren. 
(Nach dem oben Krwähnten ist es klar, daß die, Berufung auf die Verfassung 
unbegründet war). Der Antrag der Kommission wurde angenommen und am
29. September 1830 wählte die Deputiertenkammer aus ihrer Mitte drei Be
vollmächtigte mit dem Auftrag, die Anklage vor der Pairskammer, als Oberster 
Gerichtshof fungierend, zu vertreten.

Darauf setzte sich die Pairskammer in Tätigkeit; vor allem sorgte sie 
für ihre innere Organisation, dann wählte sie ein Bureau und beauftragte 
eine eigens dazu ernannte Kommission mit der Prüfung des Untersuchungs
materials und mit der Durchführung des Verfahrens --  woraus zu schließen 
war, daß sie den von der Deputiertenkammer angenommenen Beschluß als eine 
gesetzliche Anklage betrachtete. Soweit es möglich war, hielt sich der Gerichts
hof bei den Verhandlungen streng an den von der Strafprozeßordnung 
vorgeschriebenen Weg; dennoch ließ sie. keine Vertretung der Zivilklage zu. 
Das Urteil der .,Oour des Pairs“ wurde am 21. Dezember gefallt. Nach der 
Aufzählung der den früheren Ministern zur Last gelegten Delikte (Ver- 
fassimgsbruch, Aufreizung zum Bürgerkriege usw.) wurde in der Begründung 
des Urteils folgendermaßen fortgefahren: „In Anbetracht dessen, daß die er
wähnten Handlungen den Bestand des Verbrechens des Hochverrats, vom § 56 
der Verfassung v. J. 1SM vorgesehen, bilden“ . . . .; die Minister wurden 
somit des Hochverrats für schuldig erklärt. Da kein Gesetz die dafür ange
messene Strafe verhängt hatte, wählte der Gerichtshof unter den vom 
Strafgesetzbuch erwähnten diejenige der ewigen Verbannung (déportation perpé
tuelle), als affliktiv und entehrend: und da ihr außerhalb des französischen 
Territoriums (auf dem europäischen Kontinent) kein Ort für die Verbannung 
geeignet schien, änderte sie diese Strafe in diejenige der ewigen Haft, ließ 
aber alle die Konsequenzen der Deportation bestehen, nämlich den Verlust 
aller Titel, Ämter und Würden, sowie auch den bürgerlichen Tod.



Wie es auch um die beiden Interpretationen des § 2 des Verfas>ungs- 
gesetzes vom 16. Juli Ib75 bestellt sein mag, es ist seitdem kein Anlaß zu der 
praktischen Lösung dieser Frage dagewesen.

Wenn es sich nicht mehr um ein Delikt beider Ausübung1 desMinisteramts. 
sondern um einen gemeinen Verstoß gegen die Strafgesetze handelt, so kaun 
eine neue Frage entstellen, nämlich die: Welche Prozedur ist zu befolgen?

Sind die gewöhnlichen Gerichte in der Lage, den Prozeß zu führen oder 
ist der Senat allein zuständig, über eine von der Deputiertenkammer er
hobene Anklage zu urteilen, und zwar in den vom § 12 des Verfassungs
gesetzes vom 16. Juli 1S75 vorgeschriebenen Formen? Es darf behauptet werden, 
daß beide Lösungen der Frage ihre Richtigkeit haben. In gewöhnlichen Straf
sachen können die Minister auch von der Staatsanwaltschaft vor gewöhnlichen 
Gerichten verfolgt werden, der Senat hat dabei keine ausschließlichen Hechte 
-  dieses scheint eine Folgerung aus dem § 12 selbst zu sein, wonach die An
klage gegen die Minister von der Deputiertenkammer erhoben werden 
kann; in diesem Falle freilich ist der Ser.at der einzig zuständige Gerichtshof.

c) Die zivile, d. h. pekuniäre, Verantwortlichkeit der Minister kommt dann 
in Frage, wenn sie durch eine ungesetzliche oder ungehörige Handlung die 
Interessen von Privatpersonen verletzt haben; in solchem Falle käme § 13b2 
des „Code Civil“ zur Anwendung, dessen Wortlaut ist: .Jede menschliche 
Handlung, wonach einem anderen Schaden zugefügt wird, verpflichtet den
jenigen, durch dessen Verschuldung sie eingetreten, zum Schadensersatz“. Diese 
Bestimmung ist allgemein gehalten und bezieht sich auf Beamte sowohl wie 
auf Privatpersonen. Ks ist ohne weiteres ersichtlich, daß bei Beamten eine 
persönliche Verschuldung bei der Ausübung ihres Amts erst nachgewiesen 
werden soll ’.i; denn ist die betreffende Handlung, wie es meistens der Fall 
sein dürfte, eine venvaltungsrechtliche Maßnahme, so kann die verletzte Privat
person nur die Aufhebung der Verfügung bei einem Verwaltungsgericht be
antragen -  ein anderer Ausgang wäre in Anbetracht der Theorie der ad
ministrativen Handlungen und der Teilung der vollziehenden und der richter
lichen Gewalten nicht zulässig.

Kann ein Minister dem Staat gegenüber für zivilrechtlich verantwortlich 
erklärt werden? Eine bejahende Antwort scheint angebracht zu sein, es wäre 
aber schwierig das fiir die Austragung der Sache zuständige Gericht zu finden, 
^or einigen Jahren ist diese Frage in der Deputiertenkammer tatsächlich 
erörtert worden

1 ' Nach dem Gesetz vom 27. A pril 1791 § M wax d ie  E rlaubnis de« Corps I ig ü l a t i f  
erforderlich, um einen Minister zivilrechtlich verfolgen zu köunen : .K e in  ak tiv er oder g e 
w esener M inister darf ohne ein D ek ie t des Corps lé g is la tif , w onach bestä tig t w ird , daß 
G rund zn d e r A nklage vorhanden ist, zur R echenschaft w egen seiner A m tshandlungen g e 
zogen w erden. Ist aber ein derartiges D ekret erlassen, so können d ie  Bürger die ih re In te r
n e n  durch diese H andlungen für verletzt halten, ge*en den betreffenden Minister au f Schadens- 
i- 'sau  k lagen“. - Ähnliche Bcstimmuugen finden sich im G esetz vom  10. V endém iaire des 
J a  [§ i:* un(I H l, und in der V erfassung vom J a h re  IMS.

2, Die folgenden Einzelheiten sind dem Buche von E u g . P i e r r e ,  .T ra i t f  de droit 
po îtique, électoral et pa rlem en ta ire , entnom m en.



Im Jahre 1875 hatte ein Minister für Öffentliche Arbeiten der Assem
blé*; Nationale erklärt, daß eine Summe von 2500ШШ Franken für die Aus
führung bestimmter Arbeiten ausreichen wüide. Der Kredit in dieser Höhe 
war bewilligt wordeu, spater ergab sich aber, daß die Ausgaben 1126601)01rs. 
anstatt 2500001) betragen würden. Am 19. liai 187S ersuchte die Regierung 
die Kammer uni die Bewilligung eines Krgänzungskredits; die Budget
kommission fand, daß der Minister seine persönliche Verantwortung aufs Spiel 
gesetzt hatte, und unterbreitete der Kammer folgenden Resolutionsentwurf: 
„Die Deputiertenkammer fordert den Minister für öffentliche Arbeiten sowie 
den Finanzminister auf, Erkundigungen einzuziehen. um die Frage entscheiden 
zu können, ob die im Laufe des vorliegenden Reiichts festgestellten Tatsachen 
nicht die Anwendung des § 6 des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar 1875 
und der sich auf das Mandat beziehenden Paragraphen des code civil er
heischen“ ')• Am 22. Januar 1881 wurde dieser Antrag angenommen. Am 
2S. Juli 1SS1 nahm die Kammer folgende neue Resolution an: , In Anbetracht 
des § 6 des VerfässungsgeseLzes vom 25. Februar 1S75 und der §§ 13S2, 1383 
und 1!)92 des code civil, fordert die De|utiertenkaminer die Regierung auf, 
eine Schadeiisersatzklage gegen den früheren Minister für Öffentliche. Arbeiten 
Caillaux zu erheben und zwar auf Grund der im Budgetbericht für das Jahr 
1880 (eingegangen am 7. Februar 1SS0) erwähnten Tatsachen, sowie derjenigen, 
welche in der Regierungsenquete, die der Kammer in der Sitzung vom 30 Mai 
1SS1 mitgeteilt wurde, enthalten sind“.

Am 4. Mai 1SS2 wurde die Regierung über die Folgen der Resolution 
vom 28. Juli 1S81 befragt; der Justizminister erwiderte, indem er das Prinzip 
der zivilen Verantwortlichkeit der Minister dem Staat gegenüber anerkannte, 
daß es beinahe unmöglich sei, eine zuständige Gerichtsstelle zu findeu: „Im 
§ 6 des Verfassungsgesetzes,* so führte er aus, ..handelt es sich um eine rein 
politische 'S erantwortlichkeit, die durch eine Tagesordnung und manchesmal
durch einen Ministeriumssturz erledigt wird  Aus diesem Paragraph ist
es äußerst schwierig Aufklärung über die rechtliche Begründung des einzu
leitenden Verfahrens zu erhalten. Trotzdem will ich keineswegs die völlige 
Berechtigung des Prinzips selbst anzweifeln. Meiner Meinung nach ist der 
Grundsatz unanfechtbar, daß. wenn ein Minister bei der Ausübung seiner 
Funktion einen schwerwiegenden Fehler begangen hat, er dem allgemeinen 
Zivilrecht gemäß für verantwortlich erklärt werden soll“. Darauf bewies er, 
daß weder die Gerichtsbarkeit des Senats, noch diejenige der gewöhnlichen 
Gerichtshöfe, noch die verwaltungsreohtliche in dieser Frage zuständig wären: 
rDie Jurisdiktion des Senats allein könnte hier berechtigt erscheinen, sie 
würde keinen Konflikt zwischen der gesetzgebenden und der richterlichen Ge
walt hervorrufen. Es besteben aber scharfe Bestimmungen, die es der Depu- 
tiertenkammer nur dann gestatten, vor dem Senat die Anklage zu erheben, wenn 
es sich um Verbrechen handelt —  Ich gehe zu der Frage der Zuständigkeit

I) Ks »ei hier der betreffende Text angeführt: .D en  Kamm ern gegenüber tragen die 
M inister eine solidarische V erantw ortung fü r die allgemeine Politik  der K egierong, und  eine 
individuelle für ihre persönlichen A m tshandlungen“.



der Verwaltungsgerichte über. Ist es zulässig vor der „Cour de* Comptes" 
(Rechnungskammer) eine Klage auf Schadensersatz gegen einen Minister, das 
heißt gegen einen Regierenden („ordonnateur ;̂, zu erheben? Nein,den Regierenden 
gegenüber besitzt die Rechnungskammer nur das Hecht der Kontrolle, welches 
sie durch Bemerkungen („observations“) und öffentliche Berichte ausübt, - Ks 
könnte mir entgegnet werden, daß die Sache vor den .Staatsrat gehört; dabei 
müßte aber die Begründung, worauf sich das Recht des Staats, zur Verant
wortung zu ziehen, stützt, übersehen werden — darüber läßt § 1992 des Code 
Civil keinen Zweifel1). Ist denn der Staatsrat dazu berufen, über die 
Verantwortlichkeit in Sachen des gewöhnlichen ZivilrecliLs zu entscheiden? 
Gewiß nicht, und vielleicht am wenigsten im vorliegenden Kalle, wo es sich 
nm Regierungshandlungen, um Verwaltunpsmaßnalimen handelt. . . .  Gehen 
wir zur Betrachtung der zivilen Rechtssprechung über. Freilich lassen wil
deren Prinzipien beiseite, denken wir nicht an das Verhältnis der Grundsätze 
des öffentlichen Rechts zu denen des zivilen, so mag uns diese Lisung der 
Frage als berechtigt erscheinen. Der Charakter der uns interessierenden 
Sache soll aber nicht außer Acht gelassen werden; vor allem ist sie eine 
Regierungshandlung. In der Tat, was wird Herrn Caillaux zur Last gelegt? 
Die Abgeordnetenkammer dadurch irregeführt zu haben, daß er eine ungenau«; 
Darstellung der Tatsachen gegeben und durch seine Rede sie bekräftigt hatte. 
Ев ist unzweifelhaft, daß er dabei das der vollziehenden Gewalt zukommende 
Recht der Initiative ausgeübt hat. Sie können unmöglich verlangeu, daß die 
Gerichte über eine nicht aus einer gewöhnlichen, nicht aus einer einfachen 
administrativen Handlung, sondern aus einer Betätigung der Regierung her
vorgehende Verantwortlichkeit entscheiden! Damit wäre das Prinzip der 
Teilung der Gewalten selber umgestürzt!

 ̂Durch den § 13 des Gesetzes des Jahres 1790 und durch das Gesetz vom
24. Fructidor des Jahres III wird es den Gerichten verboten, über Verwaltungs- 
und Regierungshandlungen zu urteilen, falls diese von einem Beamten vor
schriftsmäßig and in Ausübung seiner Funktionen begangen worden sind*.

Der Minister fügte hinzu, daß seiner Meinung nach ein besonderes Ge
setz betreffend die Handhabung der ministeriellen Verantwortlichkeit erforder
lich sei. Dennoch nahm die Kammer einen Übergang zur Tagesordnung an 
wonach sie „auf der Resolution vom 28. Juli 1881 verharrte“. Als die Frage 
über die Erledigung des Budgets für das Jahr 1875 endgültig entschieden 
werden sollte, stimmte die Kammer am 1. Juni I88G für folgende Resolution: 
„Die Deputiertenkammer verharrt auf den bereits zweimal angenommenen 
Resolutionen vom 28. Juli 1881 und vom 4. Mai 18S2 und ersucht die Regierung 
eine Schadensersatzklage gegen den früheren Minister für Öffentliche Arbeiten 
Caillaux zu erheben“. -

Was den Senat betrifft, so stellte sich dieser, als die Frage der Er
ledigung des Budgets für das Jahr 1875 vor ihn kam, auf den Standpunkt,

auch r '  \  WA lsiu tet. folKen(l<™ »Cen: ,D c r  M a a d a u r  ist a icb t n u r für den dolus, sondern
ur 1е H andlungen entstandenen Irrtüm er verantw ortlich*!



daß gemäß § 6 des Verfassungsgesetzes vom 25. Februar 1875, die pekuniäre 
Verantwortlichkeit eines Ministers wegen einer von ihm in Ausübung seines 
Amts begangenen Fehlers nicht verlangt werden könne, denn „besagter Para
graph bezweckt eine rein politische Verantwortlichkeit*. Der Senat vermochte 
nicht die zur Austragung des Streits zuständige Gerichtsstelle zu nennen und 
beschränkte sich darauf, „die Aufmerksamkeit der Regierung auf die Un
zulänglichkeit der vorhandenen Bestimmungen über die ministerielle Verant
wortlichkeit zu lenken* (5. .Tuli 1SS7).

Die Gesetzgebung ist seitdem in dieser Hinsicht nicht vervollständigt 
worden und die Frage bleibt bis jetzt offen.

Z w e ite r  A b sch n itt.

Von der gesetzgebenden  Gewalt.

§ 51. Nach der Verfassung vom Jahre 1S'5 wird die gesetzgebende 
Gewalt durch zwei Körperschaften, die „Chambre dee Députés“ (Abgeordneten
kammer) und den Senat, ausgeübt (§ 1 des Verfassungsgesetzes vom 
23. Februar 1875).

Es sollen im folgenden die Organisation der Kammern, deren Funktionen, 
deren Geschäftsordnung und der Modus der Ausarbeitung der Gesetze dar
gelegt werden.

E r s t e s  K a p ite l .

Organisation der Kammern.

I Die „Chambre des Députés“.

5 52. Persönlicher Bestand der ^Chambre dos Députée“. Dem Gesetz 
vom 13. Februar 18S9 nach kommt je ein Abgeordneter auf einen Verwal
tungskreis („arrondissement administratifs, in Paris und Lyon je einer auf 
einen Stadtkreis („arrondissement municipal .̂ In den Kreisen mit mehr denn 
100 000 Einwohnern (gleichviel ob Wähler oder nicht, Franzosen oder Aus
länder) kommt noch ein Abgeordneter auf je НЮ(НЮ (oder Teil von 100000) 
Einwohner.

Besitzt ein Kreis Anspruch auf mehrere Abgeordnete, so wird er dem 
Gesetze nach in so viele Bezirke geteilt, als Abgeordnete zu wählen sind; dieses 
Bezirke heißen „circonscriptions électorales“ i Wahlkreise). Das Wahlgesetz setzt 
die Zahl der „circonscriptions électorales“ fest, indem es die Bewegung der 
Bevölkerung im Auge behält. Das Gesetz vom 30. November 1875 bestimmte 
die Zahl der Abgeordneten auf 533, dasjenige vom 28. Juli 1881 auf 555, 
vom 16. Juni 1885 auf 584, vom 13. Februar 1SS9 (welches die Wahlen nach 
„arrondissements“ (Verwaltungskreisen) wieder eingeführt hat) auf 576, vom
22. Juli 1693 auf 581, und vom 30. März 1902 auf 591.



§ 53. Wahl modus. Die Abgeordneten gehen aus allgemeinen Wahlen 
henor1). Was den Walilmodus betrifft, so bat dieser einigeinale gewechselt. 
Dem Dekret vom 21. Januar l*»7l gemäß geschehen die Wahlen lach de- 
partementaien Listen: durch das „organische Gesetz1' vom 3n. November 1S75 

wurde dieses Erfahren geändert, und die Wahlni fanden nunnielir t.ach ein
zelnen Namen für jedes Arrondissement („scrutin uninominal") statt ; das Ge
setz vom IG. Juni 1SS5 führte die departenientaleii Listen nochmals ein, 
schließlich setzte das Gesetz vom 13. l'ebruar l s s 9  die „scrutins d’arron- 
dissemenf wieder in Kraft1).

Bei der Wahl nach Listen wird jedes Departement als elektorale Fein
heit betiachtet; jeder \\ähle,r hat auf seinem Zettel so viele Namen zu ver
zeichnen. wie die Zahl der im Departement zu wählenden Abgeordneten 
beträgt.

Bei dem jetzt üblichen Wahlmodus („scrutin uninominal“) gilt das 
Arrondissement als Kinheit, und da auf jedes Arrondissement ein Ab
geordneter kommt, so darf jeder Wähler nur für je einen Kandidaten stimmen.

Zugunsten der Wahl nach Listen wird gewöhnlich hervorgehoben, daß 
dieser Modus den Anteil jedes Bürgers an der Volkssouveränetät erweitert, 
indem er ihm gestattet, an der Wahl mehrerer Abgeordneten mitzuwirken ; 
daß er den Wählern die Möglichkeit gibt sich nicht mit persönlichen oder 
lokalen Fragen, sondern mit allgemeineren Interessen zu befassen; daß da die 
W ähler weniger in der Lage sind, alle Kandidaten persönlich zu kennen, das 
politische Programm den Ausschlag geben muß; schließlich daß der administra
tive oder Regierungsdruck und der pekuniäre Druck gewisser Kandidaten sich 
viel weniger auf einem größeren Raum durchsetzen kann.

Die Verteidiger des „scrutin uninominal“ behaupten demgegenüber, daß 
bei den Wahlen nach Arrondissements der Wähler mit größerer Sachkenntnis 
vorgehen kann, denn er ist besser über den Kandidaten orientiert — bei den 
Listenwahlen dagegen sind ihm die meisten Kandidaten unbekannt, in den 
häufigsten Fällen stimmt er für eine von einem Wahlkomitee ausgearbeitete 
Wahlliste, an deren Spitze ein bekannter Name steht (oft .Bugsierkandidat“ 
genannt), und im Gefolge dieses Namens kommen die unbegabten oder un
bekannten Kandidaten dann durch.

Außerdem ist der „scrutin uninominal“ ein wenig kompliziertes und all
gemein \erständliches System; freilich sind Druck und Bestechung dabei eher 
zu befürchten, aber die Prüfung der Mandate durch die Kammern ist ein 
sicheres und genügendes Kontrollmittel.

1) V erfa«unp> £csru  vom 25. F eb ruar 1S15, § 1, A bs. Î.
_ 2) Seit diesem G esc tr sind w iederholte  Male A n träg e  in d e r K am m er vo rgeb rich t und

erö rte rt w orden, deren Zwecke rceistens d ie  W iedereinführung der W ahllisten w ar; einige 
gingen so g ar so weit, d ie  p ro p o rtio n a le  V ertretung  d e r M inoritäten zu verlangen, denn, be- 

M inori,3t 801 in cin iPcn W i r k e n  beinahe ebenso zahlreich wie die M ajorität 
un besäße dabei keine V ertretung im Parlam ent. W enn eine dera rtige  V ertretung zustande
im.hr n ° n WÖr<l6 1>arlamcnt Dicbt m ehr in M) viele ü rn p p en  gete ilt sein, es beständen nun- 

r biou zwei w ohlorganisierte P arte ien , und dam it w äre  die R ückkehr zu einem gesunden 
parlam entarischen Regim e erstreb t (vgl. un ter: .P a rla m e n ta r isc h *  Regime*).



§ 51. Mamlatsdauer. — Die Abgeordneten werden auf vier Jahre ge
wählt ; nach Ablaut dieser Zeit wird der Bestand der Abgeordnetenkammer 
gänzlich erneuert1). Die Deputierten können nach Ablauf ihres Mandats 
wiede) gewählt werden.

Nur ausnahmsweise und auf Grund eines speziellen Gesetzes (vom 
23. Juli 1S93) setzte die am 14. Oktober 1S93 gewählte Kammer ihre Tagung 
bis zum 31. Mai IS9S statt H. Oktober 1S97 fort. Die Regierung hatte 
die Initiative bei dieser Maßnahme ergriffen, um die Wahlen, die durch die 
Auflösung der Kammer im Jahre 1S77 auf den Herbst verschoben worden 
waren, wieder im Frühling, als in der günstigeren Jahreszeit, stattnnden zu 
lasseii.

Jedes einzelne Mandat kann auch vor Ablauf der gesetzlichen vier Jahre 
eiu Ende nehmen, sei es wegen Invalidation (wenn es von der Kammer für 
ungültig erklärt wird), wegen Todesfalls, oder weil der Träger desselben von 
selbst zurücktritt, ein besoldetes öffentliches Amt übernimmt oder seine bürger
lichen Rechte verliert. y Wird ein Abgeordnetensitz während der letzten sechs 
Monate vor der Erneuerung der Kammer vakant, so wird er nicht wieder be
setzt“. bestimmt jedoch das Gesetz vom 16. Juni ibSä in seinem in Kraft ge
bliebenen § 7 4

In denjenigen Fällen, wo zu einer Neubesetzung eines Abgeordnetensitzes 
geschritten wird, wird der neue Kandidat nicht für vier Jahre, sondern für die 
bis zu den neuen allgemeinen Wahlen übrigbleibende Zeit gewählt3).

Die Machtbefugnisse der Kammer selber können auch vor Ablauf der ge. 
setzlichen vier Jahren aufhüren, falls der Präsident der Republik, nachdem er 
den Kat des Senats eingeholt und dessen Einverständnis erhalten hat, die Auf
lösung der Deputiertenkaminer verhängt.

§ 55. Das Wahlrecht. — Es wurde ausgeführt, daß die Abgeordneten 
aus allgemeinen Wahlen hervorgehen; der Ausdruck rallgemeina ist aber über
trieben; dem Prinzip nach ist jeder majorenne französische Bürger, der sich 
im Besitze seiner Rechte und Fähigkeiten befindet, wahlberechtigt; um aber 
an den Wahlen tatsächlich teilznnebine», muß man in die Wahlliste eingetragen 
werden. Es sollen im folgenden die zur Ausübung des Wahlrechts erforder
lichen Bedingungen näher erörtert, werden.

I. Französische Staatsangehörigkeit. Dieselbe wird nach §§ 8. 9, 10 und
12 des Code Civil, wie sie durch die Gesetze vom 26. Juni und 22. Juli 1893
umgeändert worden sind, felgenden Personen zuerkannt:

1. Jedem in Frankreich oder im Ausland geborenen Sprößling eines fran
zösischen Bürgers.

2. Jedem in Frankreich geborenen Sprößling unbekannter Eltern oder 
solcher Elteru, deren Staatsangehörigkeit unbekannt ist.

1 Gesetz vom 30. N ovem ber 1S75, § -  2) D as GeseU vom 13. F ebruar 1SS9 hat
bloß die §§ 1 ,2  und 3 dos Gesetze» vom IB. Ju n i l$s5 aufgehoben.

3i D agegen haben wir ge jch er, daß ein Präsident der Republik, de r an Stelle eines vor 
A blauf seines sep tennats zurücktretcndeu P räsidenten gew ählt w ird, im mer auf sieben Jah re  
vom Tage seiner Krwälilung ab. gew ählt wird.



3. Jedem in Frankreich geborenen Sprößüng nicht französischer Eltern, 
falls einer von ihnen selber in Frankreich geboren wurde; ist es die Mutt*'/ 
die in Frankreich geboren, so bleibt es dem Sohne (oder der Tochter) Vor
behalten, im Lauf des ersten Jahres nach der Volljährigkeit die französische 
Staatsangehörigkeit abzulehnen.

4. Jedem in Frankreich geborenen Sprößling eines Ausländers, falls er zur 
Zeit seiner Volljährigkeit in Frankreich wohnhaft ist; es bleibt ihm dabei 
Vorbehalten, im Laufe seines zweiundzwanzigsten Lebensjahres die französische 
Staatsangehörigkeit abzulehnen, falls er durch eine Bescheinigung seiner Re
gierung beweisen kann, daß er die Staatsangehörigkeit seiner Eltern noch 
immer besitzt.

5. Jedem in Frankreich geborenen Sprößling eines Ausländers der. ohne 
zur Zeit seiner Volljährigkeit in Frankreich wohnhaft zu sein, nach Über
schreitung seines zweiundzwanzigsten Lebensjahrs die Erklärung abgibt, in 
Frankreich wohnhaft werden zu wollen, im Laufe eines Jahres nach Abgabe 
dieser Erklärung sich dort niederläßt und die Anerkennung als französischer 
Burger durch ein Gesuch beim Justizminister beansprucht.

6. Jedem in Frankreich oder im Auslande geborenen Sprößling französischer 
Eltern, von denen der eine der französischen Staatsangehörigkeit verlustig 
geworden ist Um dieselbe zu erlangen, muß sie der Sohn im beliebigen Alter 
beanspruchen, ausgenommen den Fall, daß er zur Zeit seiner Volljährigkeit 
in Frankreich wohnhaft gewesen 1st und sich dem Militärdienst dadurchent- 
zogen hat, daß er sicli auf seine fremde Staatsangehörigkeit berufen hatte.

7. Den als Franzosen naturalisierten Ausländern.
8. Den minderjährigen Kindern eine« lebenden, als Franzosen naturali

sierten Vaters (oder Mutter,; doch können die Sprößlinge, im Laufe des ersten 
Jahres nach ihrer Volljährigkeit, die französische Staatsangehörigkeit ab
lehnen. e

II. Volljährigkeit, Es genügt, daß am 31. März des Jahres, fiir welches 
die Wahllisten aufgestellt werden, der Wähler das einundzwanzig,ste Lebens
jahr überschritten hat >i.

III. Genuß der bürgerlichen und politischen Rechte. Es muß zwischen
ständiger und zeitlicher Unfähigkeit zur Ausübung derselben unterschieden 
werden.

A. S tän dige U nfähigkeit, Es können nach den Bestimmungen des 
* 15 des organischen Dekrets vom 2. Februar 1852, wie er durch die Gesetze 
vom 2-1. Juli lSSt, vom 24. Januar und vom I. März 1SS9 umgeändert worden 
ist, in die Wahllisten nicht eingetragen werden:

1. Personen, denen die bürgerlichen und politischen Rechte durch Ver
hängung affliktiver und entehrender, oder bloß entehrender Strafen, entzogen 
werden.

2̂  Personen, denen die „tribunaux correctionnels“ durch Anwendung der 
betreffenden Gesetze, das passive und aktive Wahlrecht entzogen haben.

1) Gesetz vom 5. A pril 1SS4, § 14, Abs. 4 .



3. Personen, die durch Zuerkennung mildernder Umstände, auf Grund dee 
§ 463 des code pénal, wegen Verbrecheu zu Gefängnisstrafen verurteilt 
worden sind.

4. Personen, die wegen Betrugs beim Warenverkauf und I>ebensmittel- 
fälschung zu dreimonatiger Gefängnisstrafe verurteilt worden sind.

5. Personen, die wegen Diebstahls, Hochstapelei, Vertrauensmißbraeche. Ver
untreuung ihnen anvertranter Guter oder Sittlichkeitsverbrechens nach § 330 
und 3:i4 des code pénal ') verurteilt worden sind, unabhängig davon, wie lange 
die ihnen zuerkannte Gefängnisstrafe war.

(I. Die gerichtlich ihres Amts enthobenen Notare, Gerichtsschreiber und 
Ministerialbeamten (officiers ministériels).

7. Personen, welche wegen Vagabundentums und Bettelei verurteilt wor
den sind.

8. Personen, welche wegen Wuchers verurteilt worden sind.
fl. Die mit Interdikt Belegten.

ln. Die nicht rehabilitierten zahlungsunfähigen Schuldner („Faillis non 
réhabilités*).

11 . Die wegeu Sittlichkeitsvergehen („outrage aui bonnes moeurs“) ver
urteilten.

12. Die zu Strafarbeiten („travaux publics“) verurteilten Militärpersonen, 
und schließlich noch die Personen, welche sich gewisser, im § 15 des orga
nischen Dekrets vom 2. Februar 1S52 erwähnten, aber weniger häufig vor
kommenden Delikte schuldig gemacht haben.

B. Zeitweilige Unfähigkeit. Die Gründe der zeitweiligen Unfähigkeit 
werden wie folgt im § 16 des organischen Dekrets vom 2. Februar 1852 auf
gezählt: Die Personen, die zu einer mehr als einmonatigen Gefängnisstrafe 
verurteilt werden, und zwar wegen: Aufruhr, Beleidigung und Tätlichkeiten

1) D er W ortlau t dieses P aragraphen Ist folgender: { 330: , E rregung öffentlichen Ärger
nisses w ird m it G efängnisstrafe von S M onaten bis zwei Jahren  und G eldbuße von 16 bis 
200 fre. g eshudet“. § 834: E s w ird m it G efängnisstrafe von 6 M onaten bis 3 Jah ren  und 
G eldbuße von 50-50W ) fr*, geahndet:

1. Die V erleitung, B egünstigung oder gew ohnheitsm äßige Vorschubleistung tum  un sitt
lichen Lebensw andel oder zur Unzucht („débauche ou co rru p tio n s  bei jugendlichen Personen 
beiderlei G eschlechts (bis zum 21. Iib e n sjah re i.

2 D ie V erleitung einer nichtvolljährigen F rau oder M ldchens. w enn auch mit deren 
Einwilligung, zur Unzucht, w enn dadurch den Begierden anderer Personen Vorschub ge
le iste t w ird.

3. D ie V erleitung, zwecke V orechubleistung d e r  Begierden anderer P enonon, einer voll
jährigen Frau oder Mädchens zum u n rtch tigcn  Verkehr, falls dabei List, G ew alt, Drohung, 
Mißbrauch des A bhàngigkeitsverhâltnissee oder andere Zw angsm ittel angew andt w orden sind.

i  Die A nw endung dieser Zwangsmittel, w enn dadurch eine selbst volljährige Pereon, 
nnd  sei ев auch auf G rand einer nicht rückerstatteten Schuld, zum V erbleiben in einem öffent
lichen H aute oder za  der A usübung der Prostitu tion  gezwungen wird.

Haben sich Vater, M utter, V orm und oder andere im § 83.3 erw ähnte Personen d le ier 
H andlungen schuldig gem acht, so wird Gefängnisstrafe von drei bis fön / Jah ren  v erhäng t 
D ie Strafe b le ib t dieselbe, w enn auch die verschiedenen Handlungen, die den Bestand der 
erw ähnten  Verbrechen bilden, in verschiedenen Ländern begangen w orden sind".



gegen die Vertreterder Regierang und der Verwaltung; öffentlicher Beleidigung 
eines Geschworenen wegen der Ausübung seines Amtes, der eines Zeugen 
wegen seiner Aassagen: wegen Übertretung der Gesetze bezüglich Aufläufe; 
alle die erwähnten Personen können ltinf Jahre lang nach Verbüßung der 
über sie verhängten Strafen in die Wahllisten nicht eingetragen werden; die 
Suspension ihres Wahlrechts auf fünf .Jahre ist iu den l. rteilen implicite in* 
begriffen und es ist nicht erforderlich, daß sie ausdrücklich hervorgehoben 
werde.

IV. Die vierte zur Ausübung des aktiven Wahlrechts nötige Vorbedingung 
besteht in der Eintragung in eine Wahlliste«)- Das Zustandekommen der
selben soll im folgenden näher erörtert werden.

$ 56. Aufstellung der Wahllisten. Dem Gesetz vom 5. April 1884 ge
mäß soll nunmehr in jeder Gemeinde nur noch eine Wahlliste aufgestellt 
werden, die bei den Wahlen der „conseillers municipaux* (Gemeinderäte), 
„conseillers d’arrondissement*, „conseillers généraux“ und der zur Deputierten
kammer Abgeordneten dienen soll*). Diese Liste wird durch eine „commission 
administrative“ (Yerwaltungskommission; aufgestellt, die aus dem Bürgermeister 
(„maire ), einem durch den Präfekten ernannten \  ertreter der Verwaltung 
und einem durch den Gemeinderat erwählten Delegierten besteht. In Paris 
und in Lyon wird nur eine Liste in jedem Viertel (Paris) und jeder Sektion 
(Lyon) durch einen Ausschuß aufgestellt, an dem der „mairede l'arrondissement* 
(der betreffende Bürgermeister) oder dessen Adjunkt, ein Mitglied des Gemeinde
rate des Viertels oder der Sektion und ein vom Präfekten ernannter Wähler 
teilnehmen.

In die Liste werden alle den Bedingungen des § 14 des Gesetzes vom
5. April ISS4 genügenden Bürger eingetragen, nämlich:

1. Alle Franzosen, welche ihren tatsächlichen Wohnsitz in der Gemeinde 
haben oder dort mindestens sechs Monate ansässig sind. Als tatsächlicher 
Wohnsitz wird entweder der ursprüngliche betrachtet, falls er nicht aufgegeben 
worden ist, oder der gesetzliche, d. h. der. wo die wichtigere Niederlassung 
sich befindet 3) (§ 102 und 103 des code civil).

1) D as V c r fw ira g e p w t*  vom 30. N ovem ber Wb bestim m t in seinem ersten P aragraphen : 
.D ie  A bgeordneten  w erden durch die in diç vorgeschriebenen Listen eingetragenen W ähler 
ernannt usw .“. Das Gesetz vom 5. A pril t<*4 füg t hinzu (§ 23): ,E s  dürfen  nu r diejenigen 
an den W ahlen teilnehm en, die in die L isten eingetragen  sind*.

2 V or dem Gesetz vom 5. A pn l 1SS4 w aren zw eierlei L isten  vorhanden : die sogenannto 
.lis te  municipale*, d ie  speziell fü r d ie  W ahlen d e r „conseillera m u n ic ip a u i“, .d 'arrond issem ent"  
und „généraux* aufgeste llt w urde; e* w urden h ie r die Bürger, d ie  zwei Ja h re  in d e r Ge
meinde seßhaft waren, diejenigen, d ie  d irek te  Steuern bezahlten und  oin J a h r  eeßbaft w aren, 
und diejenigen, die in der G em einde geboren w aren, ihrer M ilitärpflicht genfig t hatten  und sechs 
Monate w ieder in der H eim at w ohnhaft w aren  -  eingetragen ; 2 d ie  sogenannte J » t e  
politique*, in welche die in der G em einde seit sechs M onaten seßhaften Bürger eingetragen 
wur en, ( ie danach d ie  R echt besaßen, an den A bgeordneten  w ählen teilzunehm en.

-n- 1 109 ,dc8 C(̂ e c iv ‘l bestim m t, daß  .d ie  volljährigen  Personen, w elche gew chnheifc- 
m J  к V* аПІ Pn arbeiten’ denselben W ohnsitz wie ih r D ienst- bzw. A rbeits
geber haben, vorausgesetzt, daß  sie  mit ihm im selben H ause w obühaft sind ".



2. Diejenigen, die in Jas Verzeichnis einer der vier direkten Steuern ein
getragen sind, -'oder der Steuer io natara — „prestations en nature“) falls sie, 
ohne in der Gemeinde, in welcher sie die Steuern zahlen, ihren Wohnsitz zu 
haben, die Erklärung abgeben, dort ihr Wahlrecht, ausübeti zu wollen.

3. Die Kisaß-Lothringer, welche, gemäß § 2 des Gesetzes vom 10. Mai 
1S71, sich für die französische Staatsangehörigkeit entschieden und eine Er
klärung behufs ihrer Niederlassung in der betreffenden Gemeinde abgegeben 
haben (gemäß dem Gesetz vom 19. Juni 1S71). Diese Bestimmung kann nun
mehr nur noch auf diejenigen angewendet werden, welche gemäß dem Vertrag 
vom 10. Mai IS71 für die französische Staatsangehörigkeit sich entschieden 
haben und noch keine vollen sechs Monate in einer französischen Gemeinde 
wohnhaft sind.

4. Die öffentlichen Beamten, die zum Aufenthalt in der betreffenden Ge
meinde verpflichtet sind.

Die aktiven Militärpersonen werden in die Listen der Gemeinden, wo sie 
vor ihrer Einberufung wohnhaft waren, eingetragen ’) (Dekret vom 2. Februar 
1852, § 14).

Jeder Wähler darf nur in eine Liste eingetragen und in einer Gemeinde 
seine Stimme abgeben, obwohl ein und derselbe Wähler den vorher erwähnten 
Bedingungen in einigen Gemeinden zugleich genügen, z. B. in verschiedenen 
Orten direkte Steuern zahlen kann. Doch wird die mehrfache Abgabe der 
Stimme (in verschiedenen Orten) mit Strafe geahndet (§ 31 und 31 des orga
nischen Dekrets vom 2. Februar 1852).

§ 57. Jährliche Revision der Wahllisten. Die Wahlliste ist perma
nent; sie wird am 31. März jedes Jahres ausgearbeitet und behält ihre 
Gültigkeit bis zum 31. März des folgenden Jahres: sie liegt im Sekretariat 
jeder „Mairie“ (Bürgermeisteramts; aus und wird, wenn es nötig erscheint, 
veröffentlicht, und mitgeteilt; jährlich wii-d sie revidiert

A. A ufstellung der B erichtigungstabelle (.tableau re c tif ic a tif“).
Die „administrative Kommission“ trägt vcm 1. bis zum 10. Januar eines 

jeden Jahres diejenigen Personen in die Wahlliste ein, welche die gesetzlichen 
Vorbedingungen des Wahlrecht« erlangt haben, bezw. sie löscht die Namen 
derer aus, die sie inzwischen verloren haben.

Die Eintragungsgesuche werden der Kommission entweder dnrch den 
dabei interessierten Wähler selbst oder sogar durch dritte Personen ein
gereicht; die Kommission handelt auch im Notfälle ex officio.

Vom 10. bis zum 14. .Januar stellt die Kommission die Berichtigungs
tabelle zur Wahlliste auf, diese Tabelle enthalt alle Neueintragungen wie alle 
Auslüschuneen. Sie muß spätestens am 15. Januar im Sekretariat deponiert

l i  Es sei h ie r daran erinnert, daß die Mi!itärpcr»onen »Iler W affengattungen (auch der 
Marine) das W ahlrecht nicht »usüben können, wenn ?ie bei ihrem Corps oder bei der A u s
übung ihres Amte« sind. Die N iebuk tivcn  und diejenigen, welche während der Wahl im 
Besitze eines m ehr a b  einmonatigen l'rlaubs  sind, dürfen in der G emeinde, in deren IJs te  
sie eingetragen sind, ihre Stim me ab^eben.



werden, und wird jedem Interessenten, der davon auch eine Abschrift ver
fertigen darf, zur Einsicht vorgelegt.

Jede von der Kommission e i officio vorgenommene Auslöschung soll dem 
betreffenden Wähler durch den Bürgermeister mitgeteilt werden, damit jener 
dagegen Berufung einlegen kann.

B. Berufungen gegen  die B erich tigu ngstab elle.
Vom 16. Januar bis zum 4. Februar inklusive können die Interessenten 

Berufung zwecks Eintragung oder Auslfccbnng beim Sekretariat des Bürger
meisteramts einlegen.

Diese Eingaben werden von einer „commission municipale“ (Gemeinde- 
koromissioni, aus den drei Mitgliedern der „commission administrative“ (Ver
waltungskommission) und zweier Delegierten des Gemeinderats bestehend, 
geprüft.

Die Beschlüsse der „commission municipale" müssen eine Begründung ent- 
enthalten; innerhalb dreier Tage nach dessen Fassung muß der Beschluß 
durch die Gemeindebehörden den Interessenten schriftlich ins Haus zugestellt 
werden.

C. B erufung gegen die B esch lü sse der Gemeindekommission.
Gegen diese Beschlüsse kann Berufung vor dem Friedensrichter des Kantons 

eingelegt werden; die Eingabe hat spätestens fünf Tage nach der Bekannt- 
gehung des Beschlusses der „commission municipale“ zu erfolgen. Die Urteils
verkündung seitens des Friedensrichters geschieht innerhalb zehn Tagen, ohne 
jegliche Gerichteunkosten, ohne prozessuale Ordnung, einfach nach vorheriger 
Benachrichtigung aller Interessenten.

Der Friedensrichter führt die letzte Entscheidung in diesen Sachen, sein 
Urteil kann aber vor dem Kassationshofe (Cour de Cassation) bemängelt 
werden, falls behauptet wird, daß das Gesetz nicht die richtige Inter
pretation erfahren habe Nur die Parteien sind berechtigt, den Kassatione- 
hof anzurofen. Die Eingabe an den Kassationshof muß innerhalb zebn 
Tagen nach der Urteilsverkündung stattfinde.n; sie ist nicht suspensiv. Der 
Kassationshof entscheidet obne Gerichtsunkosten und Verhängung von Geld
strafen. Wird das Urteil des Friedensrichters kassiert, so kommt die Ange
legenheit vor einen anderen Friedensrichter.

D. Schließnng der W ahlliste.

и ? 16 ;Ѵ?Ь11ІЯЛ  ra0ß nach allen vorher A h n te n  Formalitäten am 
3 . März jedes Jahres endgültig geschlossen werden. Sie bleibt bis zum 
31. März des darauffolgenden Jahres in Kraft, ausgenommen die durch den 
Friedensrichter und den Kassationshof verfügten Änderungen.

s t e r i r i l Â Î  іТаЬе11е ^ bt dn Bild der verschiedenen, gemäß dem mini-
U te n  , f  T  b e r  1674  ш  j , h r l i c h e n  K e ™ > » w « u -listen erforderlichen Operationen:

1> Organiecho* D ekret vom 2. F eb ruar 1852, § 28.



§ ,v' W ahlverfahren 81

Tageszahl Endterm in
A u sarte itu eg  der Berichtigungstabellcn 10 10. Jan u ar
A ufstellung „ ., „ 4 14. ..
V eröffentlichung der „ „ 1 15.
Frist für B erufungen (an die Gemeindekommieeionen) 20 4. Febr.

die Entscheidungen 5 9. .
deren Bekanntm achung 3 12.

., die Berufung vo r dem Friedensrichter 5 17 „
dessen U rteilsverkündung in 27. „

, die Bekanntm achung des Urteils. 2. M än
,  .  Berufung vor den K assationshof 10 12. .,

Schließung der W ahllisten - 31. „
Für die Bewerbung und Erlangung der Eintragung in die Wahlliste 

unter falschem Namen oder falschen Angaben oder Verheimlichung eioer Un
fähigkeitsbedingung wird Gefängnisstrafe von einem Monat bis zu einem Jahr 
und Geldstrafe von 100 bis Юно Franken verhängt Mit Gefängnisstrafe von 
6 Tagen bis zu einem Jahr und Geldstrafe von 50 bis 5oo Franken wird die 
Erlangung der eigenen oder fremden Eintragung (bezw. Auslösehung) durch 
betrügerische Erklärungen oder falsche Zeupisse geahndet.

§ 58. "WahlTerfahron. Die Wähler werden durch ein Dekret de.s 
Präsidenten der Republik zu der Wahl der Abgeordneten berufen: eine Zeit
spanne von mindestens zwanzig Tagen ist zwischen der Veröffentlichung des 
Dekrets und dem Zusammentreten der Wahlkollegien erforderlich1;. Die Wahlen 
müssen im Laufe der letzten sechzig Tage, während welcher die machthabende 
Deputiertenkammer ihre Befugnisse noch besitzt, stattfinden2). Die teil- 
weiten Wahlen (Ersatzwahlen) finden binnen einer Frist von drei Monaten statt, 
welches auch der Grund des Vakantwerdens sein möge — Todesfall, Rücktritt. 
Auflösung (Gesetz vom 25. Februar 1875 § 5; Gesetz vom HO. November 1875. 
§ 16). Während der letzten sechs Monate vor den allgemeinen Neuwahlen 
werden keine vakanten Sitze neu besetzt3).

Jeder zu einem Abgeordnetensitze in der Deputiertenkammer kandi
dierende Bürger hat eine Erklärung darüber spätestens fünf Tage vor 
der Stimmenabgabe auf der Präfektur des betreffenden Départements zu 
hinterlegen.

Die Stimmen werden an der Wahlstelle jeder Gemeinde abgegeben; der 
Bequemlichkeit halber kann durch Verordnung des Präfekten jede Gemeinde in 
so viele Sektionen geteilt werden, als die Zahl der Wähler und die Lokalver
hältnisse erfordern4).

Die Stimmenabgabe erfolgt im Laufe eines einzigen Tages, von acht Uhr 
morgens bis sechs Uhr abends (Reglementierungsdekret vom 2. Februar 
1852, § 25).

ln jeder Sektion präsidiert über die Stimmenabgabe ein aus dem Vor
sitzenden, vier Beisitzenden („assesseuis“) und einem Sekretär bestehendes 
Rureao. In den Orten wo nur eine Sektion vorhanden ist, führt der ßürger-

li Organische* D ekret vom 2. Februar l>52, § 4. ■■■ '!) G wetz vom 16. Ju n i 1855, § ti. -  
'I Gesetz т о т  lfi. J im i 1885, $ 7. — 4) Gesetz vom 30. N ovember 1S75, § 4.

L » b o n ,  Frankroi-.h, Y erfuw njireckt-



meister den Vorsitz: sind mehrere Sektionen am Orte, so präsidiert in der 
ersten der Bürgermeister, in den anderen dessen Adjunkten in der Ordnung, 
wie sie zu ihren Ämtern ernannt worden sind, beim Fehlen der nötigen An
zahl von Adjunkten und „conseillers municipaux’1 (Gemeinderäten\ ernennt 
der Bürgermeister einige Wähler zu Rureauvorständen 'Dekret vom 2. Februar 
1852, § 12 nnd 13 — Gesetz vom f>. Mai IS*5. § 29). Als Beisitzer fundieren 
die Gemeinderäte nach der Rangordnung;. Fehlen die Geineinderäte. so 
nehmen deren Platz die zwei ältesten und die zwei jüngsten unter den bei 
Eröffnung der Sitzung anwesenden Wählern ein: notwendige Voraussetzung 
ist es, daß sie des Lesens und Schreibens kundig sind.

In Paris führen der Bürgermeister, die Gemeinderäte and die von ihnen 
dazu bezeii'hneten Wähler den Vorsitz in den Sektionen von jedem ..Arron
dissement'': als Beisitzer treten dabei die zwei ältesten und die zwei jüngsten 
des Lesens nnd Schreibens kundigen Wähler auf.

Das Bureau hat die Stimmenabgabe zu überwachen und die dabei mög
licherweise entstehenden Schwierigkeiten vorläufig zu entscheiden: der Kammer 
kommt das endgültige, und souveräne Urteil darüber zu. Die Entscheidungen 
des Wahlbureaus müssen eine Begründung erhalten. Alle Entscheidungen 
und Einsprüche werden protokolliert, und alle Belegstücke, wie auch die be
treffenden Stimmzettel (..bulletins1*;, vom Bureau beglaubigt, werden dem Pro
tokoll beigefügt >i.

Der Bureauvorstand allein hat über die innere Ordnung der Versamm
lung zu wachen: keine Vertreter der öffentlichen Gewalt dürfen ohne eeii.e 
Erlaubnis den Sitzungssaal betreten oder sich in der Nähe der Wahlstelle 
aufhalten. Die Zivilbehörden und militärischen Befehlshaber sind verpflichtet, 
den Forderungen des Vorstands nachzukommen fReglementierungsdekret vom
2. Februar 1S52. « IS, besetz vom 5. April 18S4, § 1S>.

Der Bureauvorstand kann kraft, der ihm verliehenen Kechte die Wähler, 
die die Stimmenabgabe durch Schimpfreden oder Tätlichkeiten stören, aus dem 
Sitzungssaale entfernen lassen.

Die Stimmenabgabe muß streng geheim gehalten werden; sie geschieht 
vermittelst Zettel (.bulletins*'1 welche außerhalb des Sitzungssaals fertiggestellt 
werden sollen. Die Stimmzettel müssen aus weißem Papier sein und be
schrieben oder bedruckt werden, sie dürfen durch kein äußerliches oder inner
liches Merkmal kenntlich gemacht werden, sonst verlieren sie ihre Gültigkeit 2). 
Der die Stimme Abgebende überreicht seinen Zettel geschlossen dem Präsi
denten. und dieser legt ihn in die Wahlurne (,.boite du scrutin“).

^Die erfolgte Stimmabgabe jedes Wählers wird auf der „liste d’émarge
ment“ (Löschungsliste) durch die l'nterschrift oder die Signatur eines Bureau- 
mitglieds auf dem Rande gegenüber dem Namen des betreffenden Wählers vermerkt.

Nach Schluß der Stimmenabgabe wird die Prüfung der Zettel vorge
nommen und zwar in den Sektionen, wo weniger als dreihundert Wähler ihr 
Recht ausgeübt haben, von dem Bureau selbst, in den größeren Sektionen

h vom r> April ISM. § 21. 2 | D ekret vom 2. F ebruar IS52. § 21.



werden einige der anwesenden Wähler dazu berufen. Die Arbeit wird an 
Tische.« Yoliführt. die dergestalt anfgestellt sind, daß die Wähler dazwischen 
sich heuetrm und die Operationen überwachen können: an jedem Tisch sitzen 
je vier ..scrutateurs“ (Wahlmänner).

Die nichtausgefiillten Zettel, sowie diejenigen, die keine genügenden An
gaben enthalten, oder diejenigen, wonach die die Stimme Abgebenden erkenn
bar sind, werden nicht mitgezählt, sondern dem Protokoll beigegeben.

Dagegen werden die farbigen oder äußerlich erkennbaren Zettel ge
zahlt, ohne jedoch den in ihnen genannten Kandidaten zugerechnet werden 
zu können.

Finden die Wahlinänner beim offnen eines Zettels einen anderen, darin 
enthaltenen, der einen anderen Namen als der erste trägt, so kann keiner von 
den beiden gezählt werden. Sind aber beide identisch, so wird der eine 
gezählt: der andere wird dem Protokoll unter Erwähnung des Vorfalls bei
ge fügt.

Das Ergebnis wird in jeder Sektion unmittelbar nach Beendigung der 
Zettelzählung bekanntgegeben. Die Zettel selbst (mit Ausnahme derjenigen 
welche den Protokollen beigegeben werden) müssen in Anwesenheit der Wähler 
verbrannt werden. Die Protokolle werden von den Bürgermeistern den „Sous- 
préfets* (Subpräfekten). von diesen dem Präfekten des Departements ein
gereicht.

Diese nach Kanton und Arrondissement (oder Bezirk-„Circonscription“) 
geordneten Protokolle kommen sodann in die Hände der allgemeinen Zählungs- 
kommission ^commission du recensement général“), welche in den Departements 
aus drei von dem Präfekten bezeichneten Mitgliedern des „Conseil général“ 
und in Paris aus fünf „Conseillers généraux“ besteht1).

Die Zahlung der in allen Bezirken des Departements abgegebenen 
Stimmen findet in der betreffenden Hauptstadt drei oder vier Tage nach den 
Wahlen in öffentlicher Sitzung statt Die Kommission hat die Zählungen der 
Wahlbureaus zu prüfen, sowie die den Protokolleu beigelegten zweifelhaften 
Stimmzettel; im Notfälle ändert sie die von den Bureaus getroffenen Ent
schlüsse. darf aber die Belegstücke nicht vernichten, damit die Deputierten- 
kammer als letzte Instanz darüber entscheide.

Darauf erklärt der Präses der Kommission diejenigen Kandidaten für 
erwählt, welche in den betreffenden Bezirken („circonscriptions1’! die von dem 
Gesetz verlangte Mehrheit für sicii haben.

Als bei der Urwahl („premier tour du scrutin) definitiv gewählt gelten 
diejenigen Kandidaten, welche 1. eine Stimmenzahl für sich haben, die einem 
Viertel der in die Wahllisten eingetragenen Wählern gleich ist, 2. die absolute 
Mehrheit der tatsächlich abgegebenen Stimmen, das heißt die Hälfte plus eine, 
besitzen. Die Zahl der tatsächlich abgegebenen Stimmen wird berechnet, 
indem von der Zahl der eingelanfenen Zettel die nichtigen oder ungültigen

I I D ekret vom 2. F e b n u r  1852, § 84.
2) Gesetze vom M. N ovem ber § l*« und vom 16. Ju n i 1M>5, § 5.



(leeren, unlesbaren, nicht genügend präzisierten, nicht geheimen. doppelten) ab
gezogen werden.

Ist eine Stichwahl erforderlich, so finde: sie am zweiten Sonntag nach 
der Bekanntmachung der Ergebnisse der Erstwahl. statt 4. Bei der Stichwahl 
genügt die relati\e Mehrheit, unabhängig von der Anzahl der abgegebenen 
Stimmen. Erhalten zwei Kandidaten die gleiche Zahl von Stimmen, so gilt 
der ältere der beiden für gewählt (Gesetz vom 5 . April IbS I, § 2 ).

Nachdem die , Commission chargée dr. recensement général des votes“ idie 
mit der endsriltigen Stimmenabzählung beauitragte Kommission), die Wahl
ergebnisse bekanntgegeben, werden alle Protokolle nebst den Belegstücken 
von den Präfekten durch die Vermittelung des Ministers des Inneren dem Vor
sitzenden der Deputiertenkammer zugestellt. Die Kammer allein ist berech
tigt über die Wählbarkeit ihrer Mitglieder, und in letzter Instanz über die 
Gesetzlichkeit der Wahlopmtionen zu entscheiden.'^

§ о9. Wählbarkeit -Jeder französische Bürger, der volle fünfund
zwanzig Jahre zählt und keine der früher erörterten, von den §§ 15 und 16 
des organischen Dekrets vom 2. Februar 1852 vorgesehenen Unfähigkeiten 
zur Wahl besitzt, ist zu der Deputiertenkammer ohne weiteres wählbar. Das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr muß bereits am Tage der Wahl überschritten 
sein; ein Kandidat, der dieser Bedingung nicht genügt, wenn er auch das 
verlangte Alter vor dem Tage der Mandatsprüfung erreicht hat, wird invalidiert 
und seine Erwählung für nichtig erklärt.

Die Wählbarkeit ist von der Eintragung in die Wahllisten, sowie von 
allen an die Seßhaftigkeit geknüpften Bedingungen unabhängig. Dennoch 
wird ein naturalisierter Ausländer erst zehn Jahre nach dem Aufnahmedekret 
wählbar; diese Zeitspanne kann durch ein Spezialgesetz auf ein Jahr ver
kürzt werden3).

Es muß unter absoluter und bedingter Unwählbarkeit unterschieden 
werden.

a) A bsolute L n w ählb ark eit. Es können in keinem Falle zur 
Deputiertenkammer abgeordnet werden;

1. Mitglieder von Familien, die jemals in Frankreich geherrscht haben 
(Gesetz vom lt>. Juni 1SS5. § 4. — § 4 des Gesetzes vom 22. Juni 1886 unter
sagt ihnen außerdem die Annahme aller Wahlmandate).

2. Aktive oder beurlaubte Angehörige des Heers oder der Marine, unab
hängig von ihrem Rang und Amt. Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf 
die Reserveoffiziere der Armee oder der Landwehr („armée territoriale“)4).

3. Zahlungsunfähige Schuldner bis zu ihrer Rehabilitation5).

b) B edingte Ъ n w à h IЬ a г к e i t. Diese bezieht sich ausschließlich auf die 
Zulässigkeit der Kandidatur dieser oder jener Persönlichkeit in bestimmten

ezirken, und hat zum Zweck den Druck, welche die candidierenden Beamten

Il ( je s m  V, 30. N ovem ber 1S75. § 4 2. Vg! un ten : „Prüfung  der M andate“ .
• I *(,setz vom 26. Ju n i ISS?. § 3 . 4) Gesetz vom  30. N ovem ber 1S75, } 7

1 *»e«>tz vom 30. D ezem ber 1903. § 1.



auf die Wähler ausüben könnten, zu verhindern. Die Bedingungen dieser 
begrenzten Unwählbarkeit sind im § 12 des organischen Gesetzes vom 30. No
vember 1S75 folgendermaßen aufgezählt: „Ks können in den Kreisen („arron
dissements* oder Kolonien, die gänzlich oder teilweise in ihr Ressort fallen, 
folgende Personen während der Ausübung ihres Amts (oder in den ersten 
sechs Monaten nachdem sie dieses Amt wegen Demission, Knthebung, Wohnungs
änderung oder irgend einem anderen Grund verlassen haben) nicht gewählt 
werden: I. Die Vorsitzenden („premiers présidents et présidents- ) und die Mit
gliederder Appellationshöfe („cours d’appel“). 2. Die Präsidenten, Vizepräsidenten, 
Friedens- und Untersuchungsrichter und Mitglieder der Gerichtshöfe erster 
Instanz („tribunaux de première instance“). X Die Polizeipräsidenten („pré
fets de pjlice“), Präfekten und Generalsekretäre der Präfektur; die Gouverneure, 
Verwalter („directeurs de l'intérieur") und Generalsekretäre der Kolonien.
4. Die Oberingenieure und Wegbaumeister des Arrondissement 5. Die
akademischen Rektoren und Inspektoren. 6. Die Schulinspektoren. 7. Die
Erzbischöfe, Bischöfe und Generalvikare 4  8. Die höheren Finanzbeamten 
(„trésoriers payeurs généraux“ und „receveurs particuliers des finances“).
9. Die höheren Steuerbeamten (.directeurs des contributions directes et in
directes, de l’enregistrement et des domaines“) und die Postdirektoren. 10. Die 
höheren Forstbeamten („conservateurs et inspecteurs des forêts1*). — Die Sub- 
prftfekten können in keinem Arrondissement des Departements, in welchem sie 
tätig sind, gewählt werden“.

Inkompatibilität. Die Inkompatibilität unterscheidet sich von der
Unwählbarkeit dadurch, daß sie nicht die Nichtigkeit der Wahl bedingt
sondern den Kandidaten vor die Alternative setzt, entweder sein Amt oder 
sein Mandat niederzulegen. Im Prinzip ist jedes vom Staat honorierte Amt 
mit dem parlamentarischen Mandat unvereinbar1). In der Tat, es wäre 
wenig wünschenswert, daß die Beamten in allzugroßer Anzahl im Parlamente 
vertreten wären, denn daraus könnten berechtigte Befürchtungen entstehen, 
ob sie nicht die nötige Unabhängigkeit, die zur gewissenhaften Erfüllung 
ihres Mandats erforderlich ist, unter dem Druck des Staates verlieren würden. 
Im Falle, wo der betreffende Beamte seinen Entschluß nicht bekannt gibt, 
nimmt das Gesetz an, daß er sich für das parlamentarische Mandat entscheidet. 
Der § S des Gesetzes vom 30. November 1375 bestimmt, daß ».jeder zu der 
Deputiertenkammer abgeordnete Beamte sein Amt verliert, falls er nicht binnen 
acht Tagen nach der Mandatsprüfung erklärt, daß er sein Mandat niederlegt.“

l l  Seit dem Gesetz vom !). Dezember 19D5 bezüglich der Trenuung von S taat und Kirche 
ex istiert keine bedingte t ’nw ählbarkeit mehr für die hfiheren W ürdenträger der Kirche, denn 
sie haben aufgehört, S taatsbeam te zu »ein. Diese Folgerung ist k lar an* dem Gesetz, welche*« 
über die W ählbarkeit zum Parlam ent nicht« A usdrückliches enthält, abzulcitcn: über die 
W ählbarkeit zu den Gemeinderäten bestim m t es 'in seinem (  40 1, daß „in den ersten acht 
Jah ren  nach Veröffentlichung de* vorliegenden Gesetze« die Kulnisbeamten in den Gemeinden, 
wo sie ihre F unktionen ausüben, nicht w ählbar sein können*.

2 ' Das Gesetz spricht nur von den vom Staat honorierten Beamten, folglich bezieht 
es sich nicht auf d ie  von dem D epartem ent, der Gemeinde und den öffentlichen Einrichtungen 
besoldeten Be»mten.



Das Gesetz vom 17. November 1897 betrifft einen neuen Kall der 
Inkompatibilität: „Die Funktionen eines Direktors und Vizedirektors ..gouverneur 
et sous-gouverneur) der Banque de France sind mit dem parlamentarischen 
Mandat unvereinbar (§ 3} ').

Als Ausnahmen sind mit dem parlamentarischen Mandat folgende Ämter 
vereinbar: diejenigen eines Ministers;, Unterstaatssekretärs, Gesandten, bevoll
mächtigten Ministers, Präfekten des Seine-Departements. Polizeipräsidenten 
(„préfet de police"), ersten Vorsitzenden des Kassationshofs, ersten Vorsitzenden der 
Cour des Comptes (Oberrechnungskammer), ersten Vorsitzenden am Appellations
hof zu Paris, Generalprokurators an der Rechnungskammer, ersten Staatsanwalts 
beim Appellationshof zu Paris (Gesetz vom 30. November 1S75. § s, Abs. 3i.

Außerdem können die Titularprofessoren für die durch Wettbewerbe 
oder Berufung seitens des Lehrkörpers zn besetzenden Lehrstühle ihre Ämter 
gleichzeitig mit dem parlamentarischen Mandat ausiiben. Dieselbe Bestimmung 
bezieht sich auf die von der Regierung ernannten Kotnmksare, deren Aufträge 
nicht länger als sechs Monate dauern (Gesetz vom 30. November lS75. § 9i.

§ 10 desselben Gesetzes lautet: „Der zum Parlament abgeordnete Beamte 
behält seine Pensionsberechtigung und kann nach Ablauf seines Mandate aber
mals im Amt tätig werden. Die Zivilbeamten, die bei der Annahme des 
Mandats zwanzig Jahre Staatsdienst hinter sich haben und nach Ablauf des
selben über fünfzig Jahre alt sind, besitzen besondere Pensionsberechtigungen. 
Die Beamten, deren Amt von ihrem Rang unabhängig sind, verlieren bei der 
Annahme des Mandats das Amt und behalten nur den Rang“. — Nach dem 
§ II desselben Gesetzes verliert ein Mitglied der Deputiertenkammer, welcher 
ein besoldetes öffentliches Amt annimmt, sein Mandat, unabhängigdavon, ob dieses 
Amt mit dem Mandat vereinbar ist oder nicht: jedoch darf er, falls keine Inkom
patibilität besteht, sich wieder zur Wahl stellen und wiedergewiihlt werden.

Verbot von mehrfachen Kandidaturen. Das Gesetz vom 17. Juli 1889 
hat die Aufstellung der Kandidatur in mehreren Orten zugleich untersagt; 
Zweck dieser Verfügung ist es. ehrgeizige Kandidaten zu hindern, durch die 
Erwählung an mehreren Orten sich eine Art von Plebiszit zu erringen und. 
dadurch kühn gemacht, eine Änderung der Regierungsform zu versuchen. Das 
Gesetz lautet: Keiner darf seine Kandidatur in mehr als einem Orte zugleich 
aufstellen'4 (§ 1).

Spätestens fünf lage-i vor der Wahl muß jeder Kandidat dem Präfekten 
eine eigenhändig unterschriebene oder beglaubigte Kandidaturerklärung ein

1) Es sei hier noch ein Kall von Inkom patib ilitä t e rw ähn t; er w ird durch das Gesetz 
vom S. Ju li. 1S9H, w elches die zwischen dem  S taa t ur.d der transatlan tischen Gesell
schaft zustande gekom m ene Konvention bezüglich des l ’o itd ienstes zwischen H avre 
und Neu-York auf zehn Ja h re  erneuert ha t, vorgesehen: „Die zur K am m er oder zum Senat 
abgeordneton M itglieder des V orstandes („Conseil d 'adm inistration  et de surveillance“ ) der 
konzessionierten (Jeseilschaft sind  verpflich tet, binnen ach t Tagen nach der M andatsprüfung 
zwischen dem Parlam entssitz und ihrem A m t zu w ählen. G eben sie ihren Entschluß nicht 
bekannt, so darf de iure die K örpeischaft („aesemhlPe‘'i, zu d e r sie gehören, ihre Demission 
fü r geschehen erklären". — 2) A m  letzten fü r die E inreichung der E rklärungen festgesetzten 

nge können dieselben bis M itternacht zugestellt w erden.



reichen: er erhält .sofort eine vorläufige Bescheinigung darüber. Der Präfekt 
verständigt auf telegraphischem Wege den Minister des Inneren von dieser 
Erklärung: auf demselben Wege erhält er die Auskunft, ob der betreffende 
Kandidat lereits in einem anderen Departement eine Kandidatur aufgestellt 
habe. Im Laufe von 24 Stunden nach der Einreichong der Erklärung, je nach 
der eingelaufenen Auskunft, erteilt der Präfekt die endgültige Bescheinigung 
oder er verweigert sie.

Jede dem § 1 des Gesetzes v. J. 1SS9 widersprechende Kandidatur 
ist nichtig: hat derselbe Kandidat seine Erklärungen in mehreren Bezirken 
(„circonscriptions“; abgegeben, so ist nur die erste gültig: sind sie alle an 
einem Tage eingereicht worden, so sind sie alle nichtig1).

Keiner.ei Betätigung des Kandidaten 'Plakate, Zirkularbriefe usw.) ist 
vor einer endgültigen Erklärung oder nach Anerkennung der Nichtigkeit einer 
solchen zulässig; im Falle der Zuwiderhandlung wird dem Kandidaten eine 
Strafe von zehntausend Franken, jeder anderen mitschuldigen Person von tausend 
bis fünftausend Franken angedroht. Bei der Siinimenzählung werden die auf 
den Namen eines ungültigen Kandidaten lautenden Wahlzettel als nichtig 
betrachtet, und werden nicht mitgezählt.

II. Der Senat.

§ 60. Allgemeiner Bestand des Senats. Mandatsdauer. Das Verfassungs
gesetz vom 24. Februar 1875 bestimmte die Zahl der Senatoren auf MO, wovon 
ein Teil, nämlich 75 unabsetzbar und auf Lebenszeit ernannt werden sollten, 
und zwar erst von der Nationalversammlung und nach deren Auflösung vom 
Senat selbst: die übrigen 225 Mitglieder des Senats sollten nach dem .scrutin 
de liste1* (s. oben Wahl nach Listen; durch eigens dazu bestellte Kollegien auf 
neun Jahre gewählt werden. Das Wahlkollegium bestand in jedem Depar
tement aus:

1. Den zur Deputiertenkammer Abgeordneten des Departements.
*2. Den .conseillers généraux“.
3. Den .conseillers d’ arrondissement*.
‘I. Je einem Delegierten aller Gemeinderäte des Départements, unabhängig 

von der Größe der Gemeinde.
Dieses Verfassungsgesetz ist später durch ein am 14. April 18S7 von der 

Assemblée Nationale (Senat und Abgeordnetenkammer in vereinter Sitzung) 
angenommenes Gesetz revidiert worden. Dadurch wurde den §§ 1 bis 7 des 
Verfa.ssungsgesetzes vom 24. Februar 1875 der Verfassungscharakter entzogen 
(§ 3). Einige Zeit später hob das Gesetz vom 9. Dezember 1S84 die Unab
setzbarkeit der Senatoren auf — wie es scheint, mit vollem Recht, denn ihr 
Vorhandensein stand im Widerspruch mit der Verantwortlichkeit der Senatoren. 
Andererseits wurde auch der Bestand der Wahlkollegien geändert: fortan 
sollte die Zahl der zur Senatorenwahl von den Gemeinderäten Delegierten der 
Größe der Gemeinde proportioniert sein.

1> Gesetz vom 17. Ju li 1S64, § 3.



Die Zahl der Senatoren beträgt 300. Das Gesetz vom 9. Dezember ічь-1 

hat, wie erwähnt, jeden Unterschied zwischen den unabsetzbaren und den 
departeraentalen Senatoren aufgehoben; nunmehr werden alle Senatoren durch 
ihr Departement gewählt; die Zahl der Senatorensitze wird für jedes 
Departement gesetzlich bestimmt und entspricht im großen und ganzen den 
Bevolkerangsverhältnissen. Die Abschaffung der unabsetzbaren Senatoren - 
sitze hat keine rückwirkende Kraft gehabt. Die zur Zeit der Erlassung des 
betr. Gesetzes als unabsetzbar fungierenden Senatoren haben diese Eigen
schaft beibehalten, aber die jeweilig freiwerdenden Sitze werden durch U s  
unter den Departements, welchen das Gesetz die 75 Mandate anerkannt hat, 
verteilt ').

Die Senatoren werden auf neun Jahre gewählt; der Senat wird nicht 
im ganzen neu besetzt, sondern alle drei Jahre zu je einem Drittel'*). Die 
teilweise Neubesetzung hat die Einteilung der Departements und der Kolonien 
in drei alphabetische Serien (А, В nnd (,’) erforderlich gemacht; das U s  hat 
am 29. März 1876 über die Neubesetzung jeder der drei Kategorien folgender
maßen bestimmt: Die Serie В ist als erste nach drei Jahren ersetzt worden, 
die Serie С nach sechs, die Serie A nach neun Jahren. Das Gesetz vom
9. Dezember 1884, § 7, hat diese Anordnungen bestätigt.

Jeder einzelne Senator kann auch vor Ablauf der normalen Frist sein 
Mandat infolge von Todesfall. Demission. Absetzung, Invalidation oder An
nahme eines mit dem Senatorentitel unvereinbaren Amts verlieren. In jedem 
derartigen Falle unterliegt der znr Vertretung gewählte Senator gleichzeitig 
mit den übrigen Senatoren des betr. Departements der Neuwahl.

§ 61. Wahlberechtigung. Im Gegensatz zu den allgemeinen direkten 
Wahlen zur Abgeordnetenkammer sind die Wahlen zum Senat indirekt, drei
stufig. und finden nach — für jedes Departement aufgestellten — Kandidaten
listen statt („scrutin de liste"). Die Gesetzgeber vom Jahre JS75 wünschten, 
daß der Senat die Prinzipien der Mäßigkeit und der Vernunft vertrete, und 
demnach war es logisch, dessen Mitglieder durch Kollegien wählen zu lassen, 
die, selbst aus öffentliche Ämter ausübenden Mitgliedern bestehend, weniger 
leidenschaftlich und zur Übereilung geneigt sein dürften. Seit der Zeit sind 
mehrere Vorschläge gemacht worden, die die Allgemeinheit der Wahlen zum 
Senat zum Ziel hatten. Glücklicherweise sind sie nicht angenommen worden. 
Vom Tage an. wo der Senat denselben Ursprung wie die Deputiertenkammer 
haben würde, würde auch seine Nützlichkeit verschwinden und ei müßte bald 
zu existieren aufhören.

Das mit der Wahl der Senatoren in jedem Departement beauftragte 
Kollegium besteht aus:

1. Den Deputierten.
2. Den „conseillers généraux"
3. Den „conseillers d’ arrondissement-*.



■I. Einer gewisser Anzahl von Delegierten, die in jeder Gemeinde durch 
den Gemeinderat unter den Wahlberechtigten ernannt werden1).

Die Zahl der Delegierten wird folgendermaßen bestimmt2;:
Ein Gemeinderat von

10 Mitgliedern wählt l Delegierten und 1 Stellvertreter
12 „ 2 .. 1 „
16 . 3 .. 1

21 6 .. 2
23 9 2
27 .. 12 .. 3 •1
30 15 ,, .. 3 И
32 - 18 .. 4
34 .. 21 .. 4
36 und höher 24 5

Der Pariser Gemeinderat wählt 30 Delegierte und b Stellvertreter.

§ 62. Wahl der Delegierten, die die Senatoren zu wählen haben 
(délégués sénatoriaux). Steht eine Senatorenwahl bevor, so setzt ein besonderes 
Dekret den Tag an, an welchem die Delegierten der Gemeinderäte gewählt

1) Um den Bestand der W ahlkollegien und deren Zustandekommen verständlicher zu 
machen, scheint es uns angebracht, einige Aufklärungen über die adm inistrative Einteilung 
in „D epartem ent«, arrondissement*, com munes1' zu geben, ln  jedem D epartem ent 
ist ein „conseil général“ vorhanden, der aus so vielen Mitgliedern besteht, als K antons 
im D epartement gezählt w erden. D er „conseil général" übt adm inistrative, vornehmlich 
fiskalische Funktionen aus. die die départementale Autonomie beinahe durchführen. Die 
Mitglieder, „conseillers généraux" genannt, erhalten durch allgemeine W ahlen ein sechs
jähriges M andat

Dem D epartem ent untergeordnet ist das „A rrondissem ent1', welche# auch ein Organ, 
,,Conseil d 'arrondissem ent-, besitzt letzterer besteht aus m indestens einem Mitglied fü r jedes 
K anton und m indestens 9 Mitgliedern im ganzen. Die „Conseillers d 'arrond issem ent' erhalten 
auch durch allgem eine W ahlen ein sechsjähriges M andat, der , Conseil d'arrondissoment* 
wird alle drei Jah re  znr H älfte neubeeetzt. Seine Funktionen beziehen sich hauptsächlich 
auf d ie  Besteuerung. — Als letzte adm inistrative E inheit erscheint die G em einde'„com innne'‘ i, 
deren Rat „conseil municipal-' b e iß t J e  nach der Einwohnerzahl bestehen die Gemeinde- 
nlte aus 10 bis 36 M itgliedern; Lyon hat deren .4. Parie besitzt eine spezielle Ge- 
m eindeorganisation.

E* komm en auf eine Bevölkerung von
500 Einwohnern 10 G em cinderaum itglieder

501 bis 1500 12
1501 „ 2 500 „ 16
2 501 ., 3 500 21
3 501 „ 1» 23

io  ont „ 30 000 27
30 001 „ 40 ООО 30
40 000 „ 50 000 32
50 001 ., 60 ООО 34
fin 001 und höher 36

2) Gesetz vom 9. Dezem ber 1SS4. — Es w urde schou erw ähnt, daß nach dem Gesetz 
vom 24. F ebm ar 1875 jeder G emeinderat ohne Ausnahme nu r einen Delegierten wählen durfte.



werden müssen. Eine Mindestfrist von einem Monate muß zwischen dem Tage 
der Erwählung der Delegierten und demjenigen der Senat orenwahl verstreichen ').

Die Delegierten und deren Stellvertreter werden in jedem Gemeinderat 
ohne Debatten und bei geheimer Abstimmung: gewählt sind mehrere zu 
wählen, so findet die Abstimmung nach Kandidatenlisten statt 'scrutin de listei.

Hei den zwei ersten Abstimmungen ist die absolute Mehrheit erforderlich: 
muß eine dritte vorgenommen werden, so genügt die relative Majorität. Wenn 
zwei Kandidaten die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so gilt der ältere 
der beiden tür gewählt.

In jenen Gemeinden, wo die Funktionen des Gemeinderats von einer 
speziellen Kommission ausgeübt werden (im Falle einer Auflösung oder kollek
tiven Demission), sind die Delegierten und deren Stellvertreter vom früheren 
(Gemeinderat zu ernennen: letzterer hat sich übrigens sofort nach vorgenom
mener Wahl aufzulösen 7j.

Im Falle die Delegierten an der Ausführung ihrer Funktionen verhindert 
werden oder es ablehnen, ihr Mandat auszuüben, übernehmen die Stellvertreter 
diese Pflicht. Die Stellvertreter kommen je nach der Anzahl der für sie ab
gegebenen Stimmen an die Reihe. Alle Wähler, die in der Gemeinde seßhaft 
sind, die Mitglieder des Gemeinderats inbegriffen, kiiDnen zu Delegierten und 
Stellvertretern ernannt werden: ausgenommen davon sind die Deputierten. 
..Conseillers généraux'* und .Conseillers d’arrondissement“, weil sie ja auch 
ohnedies ar. dem mit der Senatorenwahl beauftragten Kollegium teilnehmen, 
und kein Wähler über mehr als eine Stimme verfügen darf.

Sind die zu den Senatorenwahlen Delegierten (..délégués sénatoriaux“) 
in der Versammlung anwesend, so sollen sie sofort die Frage beantworten, ob 
sie die Wahl annehmen oder sie ablelmen. Lehnen sie sie ab, so sollen ohne 
Aufschub neue Wahlen vorgenommen werden.

Die Erwählung der Delegierten und Stellvertreter wird sogleich 
protokolliert und das Protokoll dem Präfekten zugestellt; die Annahme oder 
Ablehnung der Wahl seitens der Delegierten und deren Stellvertreter, sowie 
etwaige durch Mitglieder des Gemeinderats dagegen erhobene Einsprüche 
müssen dabei erwähnt werden. Eine Kopie dieses Protokolls wird vor der 
Tür des Rathauses (..mairie'1) angeschlagen •').

Die Delegierten werden als solche anerkannt, nur nachdem sie die 
Annahme ihrer Punktionen kundgegeben haben. Waren die Kandidaten bei 
der W ahl nicht anwesend, so hat der Bürgermeister ihnen das Ergebnis
derselben binnen 24 Stunden bekannt zu machen. Den Delegierten wird eine
fünftägige Frist bewilligt, während welcher sie den Präfekten von ihrem 
Einverständnis zu benachrichtigen haben. Lehnen sie die Wahl ab oder 
teilen sie ihre Entscheidung nicht mit, so gelten ihre Stellvertreter für gewählt 
und werden als solche in die Wählerlisten eingetragen.

n Gesetz vom 2. A ugust 1̂ 75, § I.
2> Gesetz vom Jah r*  l$75, § 3 . G eändert durch § S dos Gesetzes vom 9. N ovem ber 1№4.

tpsc-z von: 2. A ugust !s7.i. § :>. geändert durch § des Gesetze? vom 9. Dez. |$$4.



Darauf ist du Präfekt verpflichtet, den Stellvertretern ihre Ernennung 
in derselben Komi wie die für die Delegierten übliche mitzuteilen; es wird 
il nen auch eine fünftägige Frist zur Verfügung gestellt, um ihre Entscheidung 
bi.-huf- Annahme der Wahl zu treffen; geben sie dieselbe nicht bekannt, oder 
lehnen sie die ihnen angetragenen Funktionen ab, so nimmt der Gemeinderat 
an dem vom Präfekten festgesetzten Tage neue Wahlen vor1).

Eine Tabelle, die Angaben über die Wahlen zu Delegierten und Stell
vertretern enthält, wird auf Veranlassung des Präfekten binnen acht 
lagen nacu den Wahlen aufgestellt. Diese Tabelle wird jedem Interessenten 
zur Einsicht vorgelegt, sie darf vervielfältigt und veröffentlicht werden.

■leder in der Gemeinde, wohnhafte Bürger darf gegen die Gesetzlichkeit 
der Delegiertenwahlen Einspruch erheben. Nimmt der Präfekt an, dafi die 
Wahloperationen nicht gesetzmäßig verliefen, so darf er auch deren Annulation 
beanspruchen*1. Die betreffenden Beschwerden unterliegen in erster Linie 
der Entscheidung seitens des ^Conseil de préfecture“ (Präfekturrat) 3), darnach 
kann an den Staatsrat appelliert werden. Wird die Wahl eines Delegierten 
oder tines Stellvertreters für nichtig erklärt, oder stirbt eines von ihnen, 
oder lehnt die Wald nachträglich ab, sc schreitet der Gemeinderat an dem 
vom Präfekten dazu festgesetzten Tage zu neuen Wahlen.

Spätestens acht Tage vor der Senatorenwahl stellt der Präfekt das 
Verzeichnis der zu den Senatorenwahlen Delegierten zusammen. Dieses Ver
zeichnis enthält die in alphabetischer Reihe geordneten Namen aller Senatoren
wähler. sowohl der eigens dazu erwählten wie der von Rechts wegen diese 
Funktionen Ausübenden (Deputierte. ..conseillers généraux, conseillers d’arron
dissement"!.

O bligatorischer Charakter des Mandats eines délégué sana
toria . Das Mandat eines zu den Senatorenwahlen Delegierten unterscheidet 
sich von allen anderen insofern, als dessen Inhaber von Rechts wegen dazu 
verpflichtet ist, seine Stimme alzugeben in allen anderen Fällen steht es 
jedem Wähler frei, sich von der Stimmabgabe zu enthalten. 1st ein zu den 
Senatueiiwahlen Delegierter ans irgendwelchen Gründen außersttande, sein 
Mandat auszuüben, so ist er verpflichtet, seinen Stellvertreter rechtzeitig von 
dieser Tatsache in Kenntnis zu setzen, damit anstatt seiner der Stellvertreter 
die Stimm-* abgebe. § IS des organischen Gesetzes vom 2. August 1875 enthält 
folgende Bestimmungen über diesen Punkt:

...Jeder zu Senatorenwahlen Delegierte, welcher ohne rechtsgültige Ab
haltung sich irgend einer Wahloperation entzieht, oder von seiner Abhaltung 
seinen Stellvertreter nicht rechtzeitig verständigt, wird auf Antrag der Staats- 
amvaltsclmtt vom Zivilgericht zu einer Strafe von 50 Franken verurteilt. 
Denselben Strafe unterliegt auch der Stellvertreter, welcher trotz rechtzeitiger 
bneflichen, telegraphischen oder persönlichen Verständigung an den Wahl
operationen nicht teilnimmf'.



Entschädigung der D eleg ierten . Die Delegierten, welche an allen mit 
der Wahl der Senatoren verbundenen Operationen teilgenommen haben, können 
an den Präsidenten des Wahlkollegiunis eine Eingabe richten, wonach ihnen 
auf Staatskosten1) ihre Reise vergütet wird; sie erhalten 2 Fis. 50 pro 
10 Kilometer, sowohl für den Hin- wie für den Rückweg. Die Entfernung 
wird vom Hauptort der den Delegierten entsendenden Gemeinde bis zur 
Hauptstadt des Departements, wo die Wahl stattfindet, berechnet.

$ 63. Wählbarkeit. -  Zu Senatoren können französische Bürger, welche 
über vierzig Jahre alt sind und im Genuß aller politischen und zivilen Rechte 
sich befinden, gewählt werden. Die allgemeinen Prinzipien sind dabei die
selben wie bei den Deputiertenwahlen; so muß z B. der vierzigste. Geburts
tag nicht am Tage der Mandatsprüfung, sondern an dem der Wahl, ver
strichen sein.

U nw ählbarkeit. Das Gesetz vom Jahre 1875 enthielt keine Bestim
mungen betreffend die Unwählbarkeit zum Senat. Das Gesetz vom Dezem
ber 1884 hat folgende Fälle unbedingter Unwählbarkeit vorhergesellen:

1. Für Mitglieder von Familien, die jemals in Frankreich geherrscht 
haben (§ 4 Abs. 2) à

2. Für Angehörige des Heeres zu Wasser und zu Lande (§ 5). Die Einzel
heiten sind dabei dieselben wie bei der Unwählbarkeit zur Abgeordneten
kammer. Das Gesetz d. J. 1SSI bestimmte, daß für die Marschälle ( „maréchaux 
de France“) und Admiräle Ausnahmen gemacht werden durften und daß sie 
infolgedessen zum Senat wählbar waren; da aber die Marschälle ebensowohl 
wie die Admiräle aus der französischen Organisation inzwischen verschwunden 
sind, so 1st dieser Unterschied zwischen Senat und Kammer rein theoretisch.

Die unter Konkurs stehenden Personen sind bis zur erfolgten Rehabili
tation unwählbar3).

Die Fälle von bedingter Unwählbarkeit sind dieselben wie für die Depu
tiertenkammer (seit dem Gesetz vom 9. Dezember 1884... Der einzige Unter
schied besteht darin, daß die Zivilrichter (juges titulaires des tribunaux 
civils“), welche in ihrem Arrondissement nicht zur Kammer abgeordnet werden 
können, im betreffenden Departement zum Senat wählbar sind.

Da nähere Angaben nicht vorhanden sind, so wird angenommen, daß ein 
Deputierter zum Senator gewählt werden kann; in diesem Falle muß er sich 
binnen zehn Tagen für eines der beiden Mandate entscheiden; übrigens wird 
die Innehaltung dieser Frist durch keinerlei Sanktion bekräftigt.

In k om p atib ilitä t. Гп diesem Punkte war nach den Bestimmungen 
vom Jahre 1875 ein großer Unterschied zwischen dem Senat und der Depu
tiertenkammer. Das Gesetz vom 2. August 1875 erkannte das senatorische Mandat 
und die Ausübung eines öffentlichen Amtes für durchaus vereinbar; in seinem 
$ 20 führte es nur eine geringe Anzahl von Ämtern an. deren Innehäbung

1) Geeetz vom 2. A u p is t  b ' 5 .  § 17.
2) D iese Beetim mung ist durch das G esetz vom 16. Ju n i ISS:,. $ 4 auch auf die Dei.u- 

ticitenkam m er eratreckt w erdeu, ь. oben
3) Geeetz vom so. Dezember 19 03 , § l.



mit dem Mandat nicht vereint werden durfte; dagegen stellte das Gesetz vom
30. November 1S75 ^bezüglich der Abgeordneten wählen) eine prinzipielle In- 
kompatiliilitat zwischen einem Sitz in der Deputiertenkammer und der Be
kleidung eines staatlich besoldeten Amts fest; die Ausnahmen waren äußerst 
seilen •■§§ 3 und 9).

Das Gesetz vom 9- Dezember 1S84 übertrug die Wirkungen des § 8 des 
Gesetzes vom 3o. November IS75 auch auf die Senatorenwahlen, und das Ge
setz vom 26. Dezember 1SS7 bestimmte ausdrücklich: rBis zu der Annahme 
eines speziellen Gesetzes bezüglich der parlamentarischen Inkompatibilität 
werden die §§ 5 und 9 des Gesetzes vom 30. November 1S75 auf die Senatoren
wahlen angewandt“ (§ l). Zurzeit gelten also dieselben Bestimmungen (über 
die Inkompatibilität) für die Wahlen zum Senat und zur Abgeordnetenkammer.

Das Gesetz vom 17. November 1897 muß auch bei den Senatorenwahlen 
gültig sein, denn es enthalt die allgemein gefaßte Bestimmung, daß die Funk
tionen eines Direktors und Vizedirektors der Banque de France mit dem 
leg isla tiven  Mandat unvereinbar sind (§ 3).

Nur im folgenden Funkte besteht ein Unterschied zwischen den beiden 
Kammern: Kin Mitglied der Deputiertenkammer, der ein staatlich besoldetes 
Amt annimmt, verliert sein Mandat (welches er allerdings wieder erlangen 
kann), selbst wenn dieses Amt mit einem Sitz in der Kammer nicht unver
einbar ist ; dagegen verliert ein Senator sein Mandat nur wenn zwischen dem 
betreffenden Amte und dem Senatorensitz eine Inkompatibilität besteht

Mehrfache Kandidaturen. Ein anderer Unterschied zwischen den 
Wahlen zur Kammer und zum Senat liegt darin, daß das Gesetz vom 17. Juli 
1SS9. welches den Kandidaten zur Deputiertenkammer die Aufstellung ihrer 
Kandidatur in mehreren Bezirken aufs strengste untersagt, sich auf die Sena
toren nicht erstreckt. Nur soll der in mehreren Departements gewählte 
Senator sich binnen zehn Tagen nach der Mandatsprüfung für eines derselben 
entscheiden: tut er dieses nicht, so wird die Angelegenheit durch eine in 
öffentlicher Sitzung zu unternehmende Auslosung erledigt ').

§ 64. Wahlverfahren. — Die zur Wahl der Senatoren gebildeten Kol
legien werden durch ein Dekret des Präsidenten der Republik zusammen- 
berufen; dieses Dekret muß den Delegierten eine mindestens sechswöchige 
Frist gewähren, und zu gleicher Zeit den Tag, an welchen die Gemeinderäte 
ihre Wahl zu treffen haben, bestimmen '2). Kine Mindestfrist von einem Monat 
zwischen der Wahl der Delegierten und derjenigen der Senatoren ist gesetz
lich vorgeschrieben: die Senatoren wähl soll möglichst an einem Sonn- oder 
Feiertage stattfinden.

Das Gesetz enthält keine Bestimmungen über die alle drei Jahre statt
findende teilweise Neubesetzung des Senats; der Regierung, die auch die Ver
antwortlichkeit dafür zu tragen hat, liegt es ob. den Termin festzustellen.

Dagegen sind die Fristen für die Neubesetzung der einzelnen freiwerdenden 
Sitze genau geregelt, und zwar wie folgt:

1) (ieaetz vom 2. A ugust 1S75. § 22. 2l Ibid. § 2.



Wird der Sitz eines unabsetzbaren Senators frei, so muß binnen adit
Tagen das Los entscheiden, welchem Departement der vakante Sitz zugute 
kommt. Die Wahl selbst hat spätestens drei Monate danach stattzufinden.

Wird ein Sitz infolge von Todesfall, Demission usw. frei, so soll er im
Laufe von drei Monaten neubesetzt werden1).

Entscheidet sic.h ein in mehreren Departements gewählter Senator für eiues 
derselben, oder wird die Wahl eines Senators als ungültig anerkannt, so hat 
die Neuwahl binnen einem Monat2; stattzufinden, und zwar soll sie von dem 
nämlichen Wahlkollegium wie die frühere vorgenommen werden, d. h. daß die 
am Wahlkollegium beteiligten Delegierten der Gemeinderäte nicht neugewählt 
zu werden brauchen: ob die Deputierten, „conseillers généraux1, und „conseillers 
d’arrondissemeut“, die dem WahlkoUegium angehiirt haben, weiter ihre Stellung 
darin behalten. hängt davon ab. ob sie während der inwischen verstrichenen 
Zeit ihr Amt behalten haben oder nicht..

Ks soll zum Schluß noch bemerkt werden, daß Sitze, welche innerhalb 
sechs Monaten vor der gesetzlichen dreijährlichen Neubesetzung frei werden, 
bis zu derselben vakant bleiben.

Das Wahlkollegium versammelt sich in der Hauptstadt des betreffenden 
Departements oder Kolonie. Der Präfekt hat das Versammlungslokal zu l>e- 
stimmen, gewöhnlich dienen als solches die Präfektur oder das Amtsgericht 
(Justice de paix“i.

Den Vorsitz im Wahlkollegium führt der Präsident des Ziviigerichts der 
betreffenden Hauptstadt, als Beisitzer fundieren die beiden ältesten und die 
beiden jüngsten der bei der Eröffnung der Sitzung anwesenden Wähler. Ist 
der Präsident des Zivilgerichts verhindert, so wird der Vorsitz dem Vize
präsidenten, und bei dessen Abhaltung dem dienstältesten Richter an- 
yertraut.

Das auf diese Weise gebildete Präsidium („bureau“) sucht sich einen 
Sekretär unter den Wählern aus. Danach werden die Wähler in alphabe
tischer Ordnung in Gruppen („sections de vote*) von mindestens hundert Mann 
geteilt: das Bureau hat weiter die Vorsitzenden und „scrutateurs* ( Walil- 
männer) jeder Sektion zu ernennen, und über etwaige Schwierigkeiten und 
l neinigkeiten im Laufe der Wahlen zu entscheiden: diese Entscheidungen 
müssen motiviert sein und tragen einen nur provisorischen Charakter, den end
gültigen Entschluß darüber hat der Senat zu fassen. Die verschiedenen ge
setzlichen Bestimmungen bezüglich der Empfangnahme und der Konstatierung 
der abgegebenen Stimmen sollen hier nicht näher erörtert werden: sie sind 
dieselben wie bei den Wahlen zur Abgeordnetenkammer.

Ebenso wie bei den Deputiertenwahlen dauert die Stimmenabgabe bei den 
Senatswahlen nur einen Tag; sie unterscheiden sich aber von jenen insofern, 
als alle Wahloperationen an diesem Tage zu Ende geführt werden müssen; 
um diesem zu ermöglichen, können bis zu drei Wahlgängen f t̂ours de scrutin“)

1) D er neue S enator un te rließ t derselben Neube*etzunp»frist wie die übrigen Senatoren 
seines D epartem ent?. j)  G ew tz vom  2. A ugust !S7:>, § 22.



an einem Ta?»; vorgenommen werden. Der erst« findet statt von acht l'hr 
morgens bis uni zwölf Uhr mittags; der zweite von zwei bis fünf Uhr nach
mittags; der dritte von sieben bis zehn Uhr abends ; dieser letzte gilt als 
definitiv. Die durch das Bureau geprüften Ergebnisse sollen unverzüglich vom 
Vorsitzenden proklamiert werden ').

§ 15 des organischeu Gesetzes vom 2. August 1875 enthält folgende Be
stimmungen über die bei den Senatorenwahlen erforderliche Mehrheit:

rAls bei den ersten zwei Wahlgängen gewählt gilt der Kandidat, welcher 
entweder die absolute Mehrheit der tatsächlich abgegebenen Stoimmen der 
ein Viertel der in die Listen eingetragenen Wähler für sich hat. Beim 
dritten Wahlgang genügt die relative Mehrheit: erhalten dabei zwei Kandi
daten die gleiche Anzahl Stimmen, so gilt der ältere der beiden als gewählt“.

Z w eites Kapitel.

Über die beiden Kam mern gem einsam en R egeln .

§ 65. Sitz der beiden Kammern. — § 9 des Verfassungsgesetzes vom
25. Februar 1875 bestimmte, daß der Senat sowohl wie die Abgeordneten
kammer ihren Sitz in Versailles haben sollten. Jedoch hoben beide Kammern, 
in vereinter Sitzung als Nationalversammlung tagend, diesen Paragraph am 
19. Juni 1^79 auf. Später verlegte das Gesetz vom 22. Juli desselben Jahres 
den Sitz der beiden Kammern nach Paris:

..§ 1. Der Sitz der vollziehenden Gewalt sowie der beiden Kammern be
findet sich in Paris

§ 2. Der Luxemburg-Palast und der Bourbon-Palast werden den Kammern 
zur Verfügung gestellt, ersterer dem Senat, letzterer der Deputiertenkammer. 
Jedoch bleibt es jeder der Katnmein Vorbehalten, in Paris den Palast zu 
wählen, in welchem sie zu tagen wünscht.

§ 3. Die im Palast zu Versailles bisher vom Senat und von der Depu
tiertenkammer innegehabten Räume behalten ihre Benennung. — Seilte, gemäß 
den §§ 7 und S des Gesetzes vom 25. Februar 1 >75 1 bezüglich der Organisation 
der öffentlichen Gewalten). Anlaß für das Zusammentreten der Nationalver
sammlung entstehen, so hat deren Tagung zu Versailles in dem jetzigen Saal 
der Deputiertenkammer stattzufinden. — Sollte der Senat, gemäß dem § 9 
des Gesetzes vom 25. Februar 1S75 (bezüglich der Organisation des Senatsi 
und dem § 12 des Verfassungsgesetzes vom 16. Juli 1S75 (bezüglich der Stellung 
der öffentlichen Gewalten zu einander), als Gerichtshof fungieren müssen, so 
bleibt ihm Vorbehalten, die Stadt und das Lokal, wo er zu tagen wünscht, 
selbst zn bestimmen.

§ 4. Der Senat sowohl wie die Deputiertenkammer werden vom 3. No
vember d. J. in Paris tagen/'



§ 66. Zusainmentreten der Kaiumeru. S^sion. — „Die beiden 
Kammern sollen jährlich eine mindestens fünfmonatige Session abhalten“ ').

Das Verfassungsgesetz hat für das Parlament ordentliche jährliche Sessionen 
sowohl wie außerordentliche vorgesehen.

Die ordentliche Session fangt von Rechts wegen ohne, besondere Bemfung 
am zweiten Dienstag im Monat Januar jedes Jahres an. Die Vorsitzenden 
beider Kammern lassen an die Senatoren und Deputierten Vorladungsschreiben 
i ̂ lettres de convocation-) richten. Der Präsident der Republik hat das Recht, 
den Anfang der Session auf einen früheren Termin zu verlegen, nicht aber, 
ihn zn verzögern2).

Eine ordentliche Session soll eine Mindeetdauer von fünf Monaten haben; 
außer dem Falle der Auflösung darf die Regierung das Parlament nicht ver
anlassen, seine Tagung vor Ablauf dieser Frist zu schließen. Die Gesetze vom 
Jahre 1875 setzen dagegen kein Maximum für die Dauer der ordentlichen 
Sessionen fest; es heißt nur darin: .Dem Präsidenten der Republik liegt es ob, 
die Session als geschlossen zu erklären". Vor dem Schlußdekret dürfen die 
Kammern nicht auseinaudergehen. Гп praxi wird der Schlußtermin vom Präsi
denten der Republik im Einverständnis mit den Kammern festgesetzt; das 
Verfassungsgesetz verlangt, daß das Schlußdekiet beiden Kammern an ein- 
und demselben Tage zugehen solle.

Es sei hier daran erinnert, daß dem Präsidenten der Republik das Recht 
zukommt, die Kammern während der ordentlichen Sessionen zu vertagen3', 
d. h. deren Sitzungen auf eine bestimmte Zeit zu unterbrechen. Die Ver
tagung darf nicht länger als einen Monat dauern noch mehr als zweimale 
während einer Session stattfinden; die Dauer der Vertagung wird nicht in die 
vorgesehriebene fünfmonatige Frist eingerechnet. Das Recht der Vertagung 
wurde nur ein einzigesmal von einem Präsidenten der Republik ausgeübt, 
nämlich am 16. Mai 1877.

Die Kammern dürfen auch ohne die Zustimmung des Präsidenten der 
Republik sich selbst Ferien gewähren, diese Ferienzeit wird in die fünfmonatige 
Sessionszeit eingerechnet.

Der Präsident der Republik besitzt das Recht, die Kammern zu außer
ordentlichen Sessionen zu berufen4) ln praxi werden die Kammern alljähr
lich im Oktober oder November zu außerordentlichen Sessionen berufen.

Andererseits ist der Präsident der Republik verpflichtet, die Kammern zu 
einer außerordentlichen Session zu berufen, falls es von der absoluten Mehr
heit der Mitglieder jeder Kammer verlangt wird5).

Außerdem müssen außerordentliche Sessionen in folgenden Fällen abge
halten werden :

1) Verfaseung*geset7. vom 16. Ju li 1S7S, § 1. A bs. 2.
2i Verfai»un<ifçe*et2 vom 16. J u li  Ь 7 5 , § l ,  A b». 1.
3i 8 obeu: Funktionen des l’i& iden ten  d e r R epublik
4.1 VerfaMungiKwetz vom 16. J u li  1875, § 2, A bs. 1.
bi VerfMsunçügcsetz vom 16. J u li  1S75, § 2, Alm. 1.



1. Wenn <lrr Tod oder die Demission des Präsidenten der Republik zu 
einer Zeit, wo keine Session abgehalten wird, ein tritt; darauf versammeln sich 
die Kammern von Rechts wegen unverzüglich ').

2. Ruit der Präsident der Republik nicht die Kammern zu vereinter 
Sitzung als Nationalversammlung spätestens einen Monat vor Ablauf seiner 
Machtbefugnisse zusammen, damit sie die Wahl eines neuen Präsidenten vor
nehmen, so treten die Kammern von Rechts wegen vierzehn Tage vor Ablauf 
der Amtsdauer des Präsidenten zusammen.

3. Schließlich treten die vertagten Kammern binnen einer zweitägen Frist 
zusammen, falls durch ein Dekret des Präsidenten der Belagerungszustand zur 
Verhütung einer drohenden Gefahr, durch Aufstand oder Krieg verursacht 
verhängt wird -).

Die beiden Kammern sollen gleichzeitig tagen. „Die Session der eineu 
beginnt und endigt zur selben Zeit wie die der anderen“ (Verfassungsgesetz 
vom 16. Juli 1S75, § 1, Abs. 2).

Wird die Deputiertenkammer aufgelöst, so muß der Senat seine Sitzungen 
unterbrechen, bis die neue Kammer Zusammentritt; allgemeingefaßt: es kann 
keine Kammer ihre Session abhalten, falls die andere vertagt ist Das Gesetz 
fügt in seinem § 4 hinzu: .Jede Sitzung einer der Kammern, welche außer 
der gemeinsamen Sessionszeit stattfinden sollte, ist ungesetzlich und vom recht
lichen Standpunkte nichtig“. Es ist wohl überflüssig zu bemerken, daß das 
Gesetz die Gleichzeitigkeit der Sessionen und nicht der Sitzungen vorschreibt; 
es ist nicht notwendig, daß die Kammern an denselben Tagen oder dieselbe 
Anzahl von Tagen ihre Sitzungen abhalten.

Ausnahmsweise finden Sessionen des Senats allein in zweierlei Fällen statt:
1. Sollte die Präsidentschaft der Republik zu einer Zeit vakant werden, 

wo die Abgeordnetenkammer aufgelöst sein sollte, so müßten die Wahl
kollegien sofort zusaminenberufen werden und der Senat rechtskräftig zu
sammentreten 3j ; jedoch könnte der Senat in diesem Falle keine gesetzgeberische 
Tätigkeit ausüben, sondern nur den provisorisch mit der Exekutivgewalt be
trauten Ministerrat überwachen.

2. Der Senat tagt allein, wenn er als Gerichtshof fungiert, in diesem Falle 
kann er aber ausschließlich richterliche Funktionen ausüben4).

§ 67. Präsidium der Kammern. — Die Kammern können erst dann in 
gültiger Weise debattieren und abstimmen, mit einem Worte, ihre Tätigkeit 
ausüben, wenn sie sich gesetzmäßig konstituiert haben. Nur von dem Tage, 
an. an welchem ihr Präsidium definitiv gebildet wild, können sie Mitteilungen 
der Regierung und Gesetzesvorlagen in Empfang nehmen, Kommissionen in 
Bureaus oder in öffentlichen Plenarsitzungen ernennen.

Nach der Geschäftsordnung der Deputiertenkammer (§§ l und 2) wird 
bei der ersten Sitzung der Vorsitz in der neugewählten Kammer von dem 
ältesten Mitgliede derselben geführt; die sechs jüngsten Mitglieder fungieren

I) V erfasM inp^w oa vom 16. Ju li lb7f> § 3 Abs. 3. 2i Gesetz v. 3. April 187Я, J 2 .
3| VerfaasunR»gc*etz vom lfi. J u li  1VJ5, $ 8, A bs. 4 4) Ibid. § 4.



dabei als Sekretäre. Sobald dieses Präsidium sich gebildet hat. schreitet e< 
zur Wahl eines provisorischen Präsidenten der Kammer und zweier Vize
präsidenten: dieses .provisorische“ Präsidium behält seine Machtbefugnisse bis 
zur erfolgten Mandatsprüfung von der Hälfte plus einem der Abgeordneten.

Reim Anfang einer ordentlichen Session wird der Vorsitz ebenfalls von 
dem ältesten Mitglied, unterstützt von den sechs jüngsten, gefühlt.

Im Senat, welcher niemals im Ganzen gewählt ist. besteht das Präsidium 
bei der ersten Sitzung einer ordentlichen Session ans dem ältesten Senator 
von den sechs jüngsten unterstützt. Die Ernennung eines provisorischen Prä
sidiums ist fakultativ.

Die Erwählung eines provisorischen Präsidiums kann nur dann statt- 
tinden. wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder plus einem anwesend ist.

Das endgültige Präsidium jeder der beiden Kammern wird alljährlich zu 
Anfang der ordentlichen Session .für die ganze Dauer dieser Session und für 
etwaige außerordentliche Sessionen, welche vor der nächsten ordentlichen statt
finden sollten11, gewählt1).

Es besteht aus einem Präsidenten, vier Vizepräsidenten, acht. Sekretären 
and drei Quästoren.

In beiden Kammern findet die Wahl in öffentlicher Plenarsitzung und bei 
geheimer Abstimmung statt. Der Präsident wird einzeln gewählt, die übrigen 
Präsidialmitglieder nach Listen '.scrutin de listeui. Bei den zwei ersten 
Wahlgängen tours de scrutin“) ist die absolute Mehrheit erforderlich; geben 
sie kein entscheidendes Resultat, so findet eine Stichwahl zwischen den zwei 
Kandidaten, welche beim letzten Wahlgang die meisten Stimmen für sich 
hatten, statt-, dabei genügt die relative Mehrheit: erhalten beide Kandidaten 
die gleiche Anzahl Stimmen, so gilt der ältere als gewählt.

Die absolnte Mehrheit wird nach der Zahl der abgegebenen Stimmen be
rechnet.

Sobald das Präsidium endgültig gebildet ist. erklärt der Präsident die Kammer 
für gesetzlich konstituiert. Dem Präsidenten jeder der beiden Kammern liegt 
es ob, den Präsidenten der anderen sowohl wie den Präsidenten der Republik 
von der endgültigen Konstituierung des Hauses und von dem persönlichen Re- 
stand des Präsidiums in Kenntnis zu s e tz e n .

Die Funktionen des Präsidenten einer Kammer sind die folgenden: Er er
öffnet die Sitzungen und hebt sie auf. leitet die Debatten, erteilt das Wort 
denjenigen, die darum bitten; er nimmt die Gesetzesvorlagen, die Petitionen und 
und alle anderen Vorschläge in Empfang; er ruft zur Ordnung und stellt der 
Kammer den Antrag, die Zensur oder andere von der Geschäftsordnung be
stimmten Maßregeln in Anwendung zu bringen; er hat über die Sicherheit der 
Kammer zu wachen und besitzt das Recht, die bewaffnete Macht zu Hilfe zu rufen.

Die \  izepräsidenden vertreten den Präsidenten, falls er an der Ausübung 
seiner Funktionen verhindert ist; sie genießen dieselben Machtbefupisse und 
Vorrechte wie er.

H \  crfâ»ungs)çe»m  vom 16. J u li IS75. § 11. A bf. 1.



I )ie Sekretäre haben die Redaktion des Protokolls zu überwachen, sie hsen 
es vor und unterzeichnen es; ihnen liegt auch die Prüfung der Stimmenabgabe 
(..dépouillement des scrutins“) ob.

Die Quästoren sind mit der Direktion nnd der Kontrolle der Verwaltnngs- 
angelegenheiten der Kammer beauftragt, wie die Archive, Bibliotheken. Kasse 
und (Gebäude.

§ 68. Geschäftsordnung. — Das Verfassungsgesetz vom IG. Juli 187"» 
befaßt sich nur mit einigen Bestimmungen über die. Funktionierung der 
Kammern: es stellt die wichtigeren Prinzipien auf. nämüch die der Öffent
lichkeit der Sitzungen, der Bildung der geheimen Kommissionen, der Amtsdauer 
der Präsidien beider Kammern, der Funktionen des Senatspräsidiums im Falle 
der vereinten Sitzung des Senats und der Deputiertenkammer als National
versammlung (§§ 5 und 11). Alle übrigen Regeln bezüglich der Funktionierung 
der Kammern fallen in das Ressort der Geschäftsordnungen, welche von jeder 
Kammer einzeln angenommen werden: hiezu gehören die Teilung der Kammern 
in Bureaus, die Bildung ständiger Kommissionen und so weiter.

Die Geschäftsordnung ist für alle Mitglieder der Kammer, die sie an
genommen hat. obligatorisch. Jedes Mitglied kann deren Anwendung ver
langen: in solchem Falle wird die jeweilige Debatte bis zur Schlichtung 
dieser Frage unterbrochen.

Dem Präsidenten der Kammer liegt es ob. die Geschäftsordnung an
zuwenden; erscheint diese Anwendung zweifelhaft, so kann er das Präsidium 
zu Rate ziehen, und befindet er sich vor einer von der Geschäftsordnung nicht, 
vorhergesehenen Schwierigkeit, so darf er das Haus um seine Meinung fragen.

Die Geschäftsordnung des Senats wurde am l<). Juni 1876 angenommen ; 
diejenige der Kammer am 16. Juni desselben Jahres. Übrigens sind beide 
verschiedenemale geändert worden.

Die Geschäftsordnungen beider Kammern befassen sich mit der Frage 
der Disziplin und bestimmen die Disziplinarstrafen, welche Uber die Mitglieder, 
die die Geschäftsordnung verletzen, verhängt werden. Es kann keine Berufung 
gegen diese Strafen eingelegt werden, weder vor dem Staatsrat noch vor den 
gewöhnlichen Gerichten. Die Disziplinarstraten bestehen in: einfachem 
Ordnungsruf, Ordnungsruf mit Eintragung in das Protokoll, einfacher Zensur, 
Zensur mit temporärer Ausschließung von den Sitzungen; in der Abgeordneten
kammer können die Mitglieder auf 15 und sogar auf 3d Sitzungen ausgeschlossen 
werden, im Senat auf drei.

Der Ordnungsruf erfolgt seitens des Präsidenten: er wird in den 
Sitzungsbericht- aufgenommen, kann aber vom Präsidenten rückgängig gemacht 
werden. Wird ein Mitglied einer der Kammern zweimal während ein und 
derselben Sitzung zur Ordnung gerufen, so kann ihm das Haus auf Antrag 
des Präsidenten das Wort bis zum Schluß der Sitzung entziehen. — Der 
Ordnungsruf mit Eintragung in das Protokoll verursacht für Mitglieder der 
Deputiertenkammer die Entziehung der Hälfte ihrer Diäten während vier
zehn Tagen; die Geschäftsordnung des Senats enthält keine derartige Be
stimmung.



Die einfache Zensur in der Deputiertenkammer bedingt die Ent
ziehung; der Hälfte der Diäten während eines Monats; die Zensur mit 
temporärer Ausschliessung -  die Entziehung der Hälfte der Diäten während 
zweier Monate. Ähnliche Bestimmungen sind in der Geschäftsordnung des 
Senats nicht vorhanden, aber in beiden Kammern hat die Verhängung der 
Zensur die Drucklegung und die Veröffentlichung des betreffenden Auszugs 
aus dem Protokoll in allen Gemeinden des Wahlbezirks des zensierten Mit
glieds, und zwar auf seine Kosten, zur Folge. — Erscheint ein mit temporärer 
Ausschliessung bestrafter Abgeordneter vor Ablauf der Ausschlußfrist in der 
Kammer, so läßt ihn der Präsident durch die Quästoren festnehmen und auf 
drei Tage in einem speziellen Lokal verwahren. Wird die Zensur mit 
temporärer Ausschließung zweimal während einer Session gegen ein Mitglied 
verhängt, so erfolgt sein Ausschluß auf dreißig Sitzungen,

Wird die Unordnung nicht durch einzelne Individuen verursacht, sondern 
nimmt sie einen allgemeinen Charakter an. entsteht allgemeiner Lärm, so ge
statten die Geschäftsordnungen beider Kammern dem Präsidenten, die Sitzung 
eigenmächtig zu unterbrechen oder sogar zu schliessen; in Zeiten der Ordnung 
darf er eine Sitzung nur mit Zustimmung des Hauses vertagen oder unterbrechen.

§ 69. Öffentlichkeit der Sitzungen. — Im Prinzip sind die Sitzungen 
sowohl des Senats wie der Abgeordnetenkammer öffentlich '). Die Geschäfts
ordnungen beider Häuser bestimmen, daß eine Tribüne für das Publikum 
offen bleibt, bis alle Plätze auf derselben besetzt werden, die anderen Tribünen 
werden für Personen reserviert, die den Mitgliedern des Hauses zur Verfügung 
gestellte Karten vorzeigen können. Das zu den Sitzungen zugelassene 
Publikum hat sich ruhig zu verhalten und weder seine Billigung noch Miß
billigung zu äußern, sonst kann es sofort ausgewiesen werden. Jede Ärgernis 
verursachende Person kann unter Umständen strafrechtlich verfolgt werden 
(„poursuite correctionnelle“).

Піе Öffentlichkeit der Verhandlungen wird andererseits durch die Ver
öffentlichung (in extenso) der Sitzungsberichte im ,.Journal Officiel“ gesichert; 
die Abstimmung jedes Mitglieds der Kammern wird ebenfalls veröffentlicht, 
wenn die Stimmabgabe mit Namensnennung ( ŝcrutin public“) stattfindet

Die Öffentlichkeit ermöglicht es den Wählern, ihre Vertretung stets zu 
kontrollieren und sich zu vergewissern, ob diese die Interessen ihrer Mandatäre 
verteidigen und ihr Mandat pflichttreu erfüllen.

Von der Öffentlichkeit der Verhandlungen werden Ausnahmen gemacht 
falls die Kammern linden, daß sie gefährlich werden könnte, namentlich wenn 
es sich um die nationale Verteidigung handelt, in solchen Fällen darf jede 
Kammer „sich auf Antrag einer gewissen Anzahl ihrer Mitglieder -  die 
Geschäftsordnung bestimmt wie viele dazu erforderlich sind -  zu einem 
geheimen Komitee konstituiren ; später entscheidet sie bei absoluter Mehrheit, 
ob dieselbe Frage in öffentlicher Sitzung erörtert werden soll*'2).

1) V d fam n ffsg w c tz  vom  16. .Juli 1875. § 5, A bsa tz  1.
2) VerfasBungegesetz vom 16. Ju li 1S75; § 5. A bs. 2.



Die Geschäftsordnungen beider Kammern bestimmen den zn ergreifenden 
Weg; der Antra» auf Konstituirung zum geheimen Komitee muß in der 
Deputiertenkammer von 20 Mitgliedern, und im Senat von fünf unterzeichnet 
werden.

§ 70. Sicherheit der Kammern. Es ist natürlich, daß das Parlament, 
um seine Aufgaben erfüllen zu können, gegen die Gewalttätigkeit eines 
Aufstands gesichert werden muß. und sogar nicht der Gefahr ausgesetzt sein 
darf, seine Sitzungen durch das Eindringen der Menge getrübt zu sehen. 
Demgemäß hat das Gesetz vom 22. Juli 1879 folgende Bestimmungen getroffen:

„Die Präsidenten des Senats und der Deputiertenkammer haben fur 
die innere und äußere Sicherheit des Ilauses. in welchem sie den Vorsitz 
führen, Sorge zu tragen. Zu diesem Zweck haben sie das Recht, die Hilfe 
der bewaffneten Macht und jeder anderen Autorität, die sie für notwendig 
erachten, zu verlangen. Sie können das Verlangen direkt an alle Offiziere, 
Befehlshabende und Beamte stellen, und diese sind verpflichtet, unter 
Androhung der gesetzlichen Strafe, dem Ersuchen Folge zu leisten. Die 
Präsidenten des Senats und der Deputiertenkammer können ihr Recht, Hilfe 
zu verlangen, auf einen oder mehrere Quästoren übertragen“ (§ 5i.

Die Präsidenten des Senats und der Deputiertenkammer können dem 
Kriegsminister den Offizier bezeichnen, den sie mit dem Befehl der zum 
Schutze des Luxembourg — bzw. des Palais Bourbon entsandten Truppen be- 
beauftragt zu sehen wünschen.

Zur Erreichung desselben Zieles, nämlich die Sitzungen des Parlaments vor 
Hindernissen zu schützen, hat das Gesetz vom 22. Juli 1S79 folgende Be
stimmungen über die Einreichung von Petitionen getroffen:

„§ 6. Jegliche Petition kann nur schriftlich den Kammern eingereicht 
werden. Ks ist untersagt, sie persönlich zu überbringen.

§ 7. Jede Übertretung des obigen Paragraphen, sowie jede Veranlassung 
eines Auflaufs auf öffentlichen Verkehrswegen zum Zwecke der Erörterung, 
der Zusammenstellung oder Überbringung einer Petition, einer Erklärung oder 
eines Aufrufs an eine oder beide Kammern wird gemäß § 5 des Gesetzes
vom 7. Juni 1848 (betr. die Aufläufe)') bestraft, gleichviel, ob die Ver
anlassung durch öffentliche Reden, Schriften oder Drucksachen, die verteilt 
oder ausgehängt worden, geschehen ist, und ob sie eine Wirkung gehabt 
hat oder nicht“.

§ 71. Mandateprüfung. — Ks ist bei der Erörterung der Wahl
operationen darauf hingewiesen worden, daß den „Commissions de recensement“ 
(Zählungskommissionen) nur die Zählung der abgegebenen Stimmen obliegt, und 
daß sie sich nicht mit der Frage der Wählbarkeit zu befassen haben. Den 
Kammern kommt es zu, die Prüfung der Mandate vorzunehmen, zu entscheiden.

1) D er betreffende P aragraph heiBt wie fo lg t: „wer an einem unbew affnetca Auflauf 
tcilnimmt und ihn nicht nach dem Trominelsehlag, welcher der zweiten Erm ahnung 
(„som m ation“ ! vorangeht, verläßt, wird mit OefüngniMtrafc '0 Г  15 Tagen hie fi Monaten 
bestraft. H at de r Auflauf nur durch Gewalt gesprengt w erden kennen, so w ird die Strafe
erhöht, ?ie beträg t sechs Monate bfa zwei Jah re  G efängnishsf:.



ob der für gewählt erklärte Kandidat tatsächlich wählbar ist, ob er nicht 
vorbestraft, ob er französischer Bürger sei, ob seine Erwählung durch irgend
welche Ungesetzlichkeit oder Bestechung entkräftet worden ist.

Seit der Revolution vom .lahre !7S9 haben die französicheu gesetz
gebenden Körperschaften das Recht, die Mandate ihrer Mitglieder selbst zu 
prüfen, in Anspruch genommen; die Verfassung vom -lahre 1791 erkannte 
ihnen dieses Recht zu. Die Verfassung vom Jahre 1H 1 sprach sich über die 
Frage der Mandatsprüfung nicht aus, aber § 5 der Geschäftsordnung der 
damaligen Kammer bestimmte, daß die Kammer über die Giltigkeit der Wahlen 
entscheiden sollte und daß der Präsident diejenigen Mitglieder gesetzlich zu 
Abgeordneten gewählt erklären würde, deren Mandate nach erfolgter Prüfung 
seitens der Kammer als rechtmäßig anerkannt worden wären. Dieses unge
hindert ausgeiibte Recht wurde in das organische Gesetz vom 19. April 14*1, 
wonach die Deputiertenkammer allein über die Bedingungen der Wählbar
keit zu entscheiden hatte, aufgenommen. Das Gesetz vom 15. März 1849 
enthielt in seinem ÿ 6S folgende Bestimmung: „Die Wahloperationen werden 
von der Nationalversammlung auf ihre Gesetzmäßigkeit hin geprüft, sie allein 
hat über die Giltigkeit der Mandate das Urteil zu fällen“. Das organische 
Dekret vom 2. Februar 1852 führte in seinem § 5 dasselbe Prinzip durch; 
diese in den Traditionen des französischen Parlamentarismus eingebürgerte 
Idee fand auch ihren Ausdruck im § 10 des Verfassungsgesetzes vom 15. Juli 
1S75, wonach .Jede der Kammern über die Wählbarkeit ihrer Mitglieder und 
über die Gesetzmäßigkeit ihrer Erwählung zu entscheiden hat*.

Die \\ ahlprotokolle werden in alphabetischer Reihe der betreffenden 
Departements nnd womöglich im Verhältnis zur Gesamtzahl der Wahlen 
unter die Bureaus verteilt. Jedes Bureau ernennt eine aus fünf Mitgliedern 
bestehende Kommission, die durch das Los bestimmt werden. Die Kommission 
piüft die Protokolle und teilt dem Bureau die Ergebnisse ihrer Arbeiten mit; 
darauf ernennt das Bureau einen Berichterstatter; gewöhnlich fungiert aie 
solcher jenes Mitglied der Kommission, welches dem Bureau di-? Mitteilungen über 
die Arbeiten der Kommission gemacht hat. Der Berichterstatter hat der Kam
mer die von dem Bureau getroffenen Entschlüsse vorzutragen und zu begründen.

Zuerst befaßt sich die Kammer mit den unbestrittenen Wahlen, sie 
wer en ohne Debatten und alle zusammen angenommen und anerkannt; 
darauf kommt die Reihe an die streitigen; jedes Mitglied darf an der Debatte 
teilnehmen; in Anschluß an die Ausführungen des Berichterstatters wird 

^ ^ ' П1ПШП£ e'lie der folgenden drei Lösungen angenommen: entweder 
wird die V ahl als gesetzlich anerkannt und cer gewählte Kandidat endgültig 
fur ein Mitglied des Hauses erklärt; oder die Invalidation wird verhängt 
und die Wahl als nichtig betrachtet, wobei das kassierte Mitglied das Recht

' Slc,) zur erneuten Wahl zu stellen; schließlich kann noch der Fall 
emtreten, daß die l.mstände der VS ahl nicht klar erscheinen und die Ver
sammlung sich Auskunft darüber verschaffen will -  zu diesem Zweck wird

ü w  ^ eJ e,r!a?t Und еше *ре2'е11е Kommission ermächtigt. Erkundigungen 
über die Wahloperationen einzuziehen.



Die Machtbefugnisse der Kammern bezüglich der Mandatsprüfung sind 
unbedingt und unterliegen keinerlei Berufung. Jede Kammer hat die Mög
lichkeit. einen dem Gesetz nach unwählbaren Kandidaten, z. В. einen Vor
bei ratten oder einen Nichtfranzosen, für rechtskräftig gewählt zu erklären, 
oder vielmehr seine Erwählung zu bestätigen — dabei wären natürlich die 
gewöhnlichen Gerichtshöfe nicht verpflichtet, sich durch eine derartige Ent
scheidung, welche nur für die Ausübung der gesetzgeberischen Funktionen 
gültig ist, als gebunden zu betrachten: die Kammern könnten auch die Er
wählung eines wählbaren Kandidaten beanstanden und fflrungiltig erklären: nur 
allzu oft herrschen Parteistreitigkeiten, und es kommt vor, daß die Mehrheit 
nicht zögert, einen gesetzlich gewählten politischen Gegner zu invalidieren. Von 
diesem Standpunkte aus ist es zu bedauern, daß die Kammern iu einer so 
wichtigen Frage zugleich als Richter und Partei auftreten; es könnte 
wünschenswert erscheinen, daß die Mandatsprüfung, wie es in einigen Ländern 
der Fall ist, durch die richterliche Gewalt vorgenommen würde. Der Richter 
könnte von jeglichen politischen Leidenschaften unbeeinflußt urteilen, außer
dem müßten seine Entscheidungen begründet sein — diejenigen der Kammern 
bedürfen dagegen keinerlei Begründung!

Welche Stellung nimmt nun der Senator oder der Deputiert« ein, so
lange seine Erwählung nicht bestätigt ist? — unter Umständen kann dieser 
Zustand einige Monate dauern. Die Geschäftsordnungen der Kammern bestimmen, 
daß er an allen Abstimmungen teilnehraen darf, falls keine Untersuchung 
bezüglich seiner Erwählung angeordnet ist -  nur an der Abstimmung in 
belieft seiner eignen Mandatsprüfung kann er sich natürlich nicht beteiligen. 
Die Geschäftsordnung der Deputiertenkammer untersagt es jedem noch nicht 
validierten Mitgliede, Gesetzesentwürfe in Vorschlag zu bringen.

§ 72. Parlamentarische Enqueten. — Die Kammern können parla
mentarische Enqueten über alle das Land interessierende Fragen anordnen. 
Diese Enqueten beziehen sich anf bestimmte Tatsachen oder auf eine Gesamt
heit von Tatsachen. Zweck derselben kann die Aufdeckung von admini
strativen Mißbräuchen sein, ebensowohl wie die Einziehung von Auskünften 
über eine für das Parlament, wichtige ökonomische oder politische Frage; oft 
weiden Enqueten bezüglich der streitigen Wahlen von Abgeordneten vor
genommen.

Das Recht, parlamentarische Enqueten zu veranstalten wird weder in 
der Verfassung noch in den Gesetzen ausdrücklich erwähnt, ist aber eine 
Folge der allgemeinen Machtbefugnisse tier Kammern. Handelt es sich dabei, 
zum Beispiel, um Regierungsakte, so erscheint die Enquete durch das Recht 
der Kontrolle über die Handlungen der Minister und durch den Wortlaut der 
Gesetze, die die ministerielle Verantwortlichkeit begründen, gerechtfertigt; hat 
die Enquete die l ’ntei-suclmng einer streitigen Wahl zum Zw’eck, so läßt sich 
aus den Funktionen der Kammer als letzter Instanz in dieser Frage ihre Be
rechtigung ableiten, den Tatbestand selber festzustellen.

Es ist von einigen Seiten behauptet worden, daß das Prinzip der Teilung 
der Gewalten verletzt sei, wenn eine der Kammern eine parlamentarische



Enquete über administrative Maßnahmen oder über Angelegenheiten, mit denen 
sich die Gerichte bereits befassen, veranstaltet. Diese Meinung muß aber ver
worfen werden. Tatsächlich tritt die Kammer in einem derartigen Falle weder 
an der Stelle der vollziehenden Gewalt noch an der der richterlichen auf. 
sie maßt sich nicht an, an ihrer statt Entscheidungen zu treffen oder dit* 
bereits getroffenen aufzuheben; sie begnügt sich einfach damit, ein Gesetz 
anzunehmeu, falls sie findet, daß die bisherige Gesetzgebung unzulänglich war. 
oder das Ministerium zu stürzen, falls sie Grund zu der Meinung hat, daß die 
Minister an den aufgedeckten Mißbräuchen schuldig sind.

Auf welchem Wege werden nun parlamentarische Enqueten angeordnet ? 
Da die ’Verfassung sowohl wie die Geschäftsordnungen der Kammern keine 
Anhaltspunkte dafür geben, so wird dabei der parlamentarische l'sus beachtet. 
Er besteht darin, daß die Enqueten durch einfache Resolutionen beschlossen 
werden; oder wenn keine sofortige Entscheidung über diesen Punkt gefallt 
wird, so wird die Frage an die Bureaus überwiesen, die eine Kommission 
ernennen um zu bestimmen, ob die Enquete erforderlich sei oder nicht.

Es bleiben nun die Machtbefugnisse der rCommission définitive1* (endgiltigen 
Untersuchungskommission), auf welche die Kammer ihr Recht, eine Enquete zu 
veranstalten, übertragen hat, zu untersuchen. Diese Frage ist nur schwer 
lösbar, denn es gibt kein Gesetz, welches die bei den parlamentarischen 
Enqueten zu beachtenden Formalitäten oder die Machtbefugnisse der Kom
missionen geregelt hätte. Zum Beispiel, haben die Kommissionen das Recht., 
die Herausgabe gewisser Dokumente von den administrativen und richterlichen 
Behörden zu verlangen? Es scheint als ob nur der betreffende Minister diese 
Herausgabe anordnen könnte, und daß bei seiner Weigerung die Kammern, 
auf Grund des Prinzips der Teilung der Gewalten, nicht auf ihrem Verlangen 
bestehen dürften: ebenso scheint es. daß die Beamten nicht verpflichtet sind, 
über ihnen ihrer Amtstätigkeit wegen bekannte Sachen vor der Kommission 
auszusagen. Andererseits: hat die Kommission das Recht Zeugen vorzuladen, 
sie zur Ablegung des Eides zu zwingen, und müssen die Zeugen, falls sie der 
Vorladung Folge nicht leisten, wie bei Gerichtsladungen eine Geldbuße ent
richten? Im Prinzip muß auf diese Fragen mit Nein geantwortet werden, denn 
die Zivilprozeßordnung ist nur für Gerichtsangelegenheiten eingeführt worden, 
und eine mit der Ausführung einer Enquete beauftragte Kommission übt 
keinerlei richterliche Funktionen aus. In praxi aber haben die ..Commissions 
d’enquête“ (Untersuchungskonimissionen) mehrfach Eidesaussagen von Zeugen 
entgegengenommen.

Hat aber eine parlamentarische Enquete nicht administrative Mißbrauche 
oder ökonomische Verhältnisse zum Gegenstand der Untersuchung, sondern 
befaßt sie sich mit einer streitigen Wahl, so fungiert in diesem Fall die 
Kammer tatsächlich als Gerichtshof'), und es können keine stichhaltigen 
Gründe dagegen vorgebracht werden, daß die Zeugenaussagen dabei anderen 
Kegeln, als den gerichtlichen, unterliegen sollten.

1) In  ewigen l i n d e m  wird auch die M andatsprilfim g von dcu G erichten aufgeführt.



Die Untersuchungskommissionen können auch in der Zwischenzeit der 
Sessionen ohne besondere Erlaubnis der Kammer ztisammentreten, natürlich 
hören aber ihre Machtbefugnisse auf. sobald die, Versammlung, die sie ihnen 
erteilt bat. aufgelöst wird.

Die Berichte der „Commissions d'enquête“ (rntersuchungskommissionen) 
werden genau so wie die Berichte anderer Kommissionen beim Präsidium der 
Kammer eingereicht: sie werden nur mit Genehmigung der Kammer gedruckt 
und verteilt. Das Ergebnis der zum Zwecke der Untersuchung von streitigen 
Wahlföllen vorgenommenen Enqueten bestellt in einem endgültigen Votum der 
Kammer bezüglich des Mandats des Abgeordneten, um welchen es sich dabei 
handelte. Die anderen Berichte führen manchmal zu keinerlei Resolutionen; 
mehrfach ist es vorgekommen, daß sie in der unbestimmten Formel gipfelten: 
„Der Senat empfiehlt der Regierung.. * etc. Ist aber eine Enquete über die 
Handlungen eines Beamten veranstaltet worden, so muß der Bericht bestimmte 
Angaben darüber enthalten, ob kein Anlaß zum gerichtlichen Einschreiten 
vorhanden sei, oder ob eine Mißbilligung oder ein Tadel ausgedrückt werden 
müsse, oder ob die Belegstücke dem betreffenden Minister vorgelegt werden 
sollen.

§ 73. Individuelle Vorrechte der Mitglieder beider Kammern.
Entschädigong der Abgeordneten. — Die Prinzipien des demokratischen 
Régimes verlangen die Besoldung der gesetzgeberischen Funktionen, die Reichen 
und Armen gleich zugänglich gemacht werden müssen; wären sie unbesoldet, 
so müßten sie ein Privilegium derjenigen Bürger werden, denen ihre Ver
mögensverhältnisse gestatten, von ihrem Einkommen zu leben. Doch ist es 
wünschenswert, daß die Entschädigung der Abgeordneten nicht zu hoch be
messen sei, damit die gesetzgeberischen Funktionen nicht zu einem reichlich 
besoldeten Amt werden — sonst könnte die Folge davon ein Abhängigkeits
verhältnis der Abgeordneten zu ihren Wählern sein.

Aus dem Gesetz vom 30. November 1875, in Einklang mit den Gesetzen 
vom 15. März 1849 und vom 2. August 1875, § 25, folgte, daß die Abgeord
neten zu beiden Kammern Anspruch auf eine jährliche Entschädigung in der 
Höhe von neuntausend Franken hatten. Durch das Gesetz vom 23. November
1906 haben die Senatoren und die Deputierten ihren Gehalt erhöht: „§ 1 

(und einziger): Abs. 2 des § 17 des organischen Gesetzes vom 30. November 
1875 wird durch folgende Bestimmungen aufgehoben und ersetzt: vom 1. Januar
1907 ab wird die Entschädigung der Abgeordneten zu beiden Kammern auf 
fünfzehntausend Franken jährlich festgesetzt. Im übrigen gelten dafür § 96 
(Abs. 2) und § 97 des Gesetzes vom 15. März 1849, sowie die Bestimmungen 
des Gesetzes vom 16. Februar 1372 ------ —u

Die Entschädigung wird vom Tage der Erwählung an berechnet; bis 
zum Jahre 1879 galt sie nur vom Tage der Bestätigung an; seit dem Jahre 
1879 hat ein invalidiertes Kammermitglied Anspruch auf Entschädigung von 
dem Tage der Wahl an bis zu dem der Invalidierung.

Die Abgeordneten zur Deputiertenkammer, die außer ihrem Mandat 
ein mit diesem vereinbares Amt bekleiden, dürfen nicht die für dieses ange-



setzte Besoldung mit der parlamentarischen Entschädigung zugleich beziehen; 
(Gesetz vom 15. März 1S49. § 96, und Gesetz vom 16. Februar 1S72. § 2 

und J). Da das Gesetz vom 2. August 1ST’) (betreffend die Senatoren- 
wählen» sich auf diese Bestimmungen nicht berief, so war die gleichzeitige 
Kinnahme des Amtsgehalts und der parlamentarischen Entschädigung den 
Senatoren gestattet (Entscheidung des Staatsrats vem 20. Januar 1S77): 
ein am 21. März 1903 angenommenes Gesetz hat in seinem S 103 die Gleich
heit der Deputierten und der Senatoren in dieser Hinsicht wiederhergestellt.

Fs sei hier der Wortlaut des Gesetzes vom 16. Februar 1572. welches 
über die Kumuliernng von Amt und Parlamentssitz bestimmt, angeführt; 
„§ 2. Tst die parlamentarische Entschädigung höher als die mit dem vom 
Parlamentsmitglied bekleideten Amt verknüpfte Besoldung, so wird diese Be
soldung während der Mandatsdauer des betreffenden Beamten im ganzen zu 
gunsten des Schatzamtes '„Trésor“; zurüc.kbehalten. § 3. 1st dagegen 
der Beamtengehalt höher als die parlamentarische Entschädigung, so erhält 
der Beamte während seiner Mandatsdauer nur denjenigen Teil seines Gehalts, 
welcher die Differenz zwischen Besoldung und Entschädigung ausmacht."

Die Präsidenten der Deputiertenkammer und des Senats erhalten jähr
lich außer der parlamentarischen Entschädigung je 72000 Franken, die 
Quästoren — je 9000 Franken.

§ 74. Fortsetzung. Parlamentarische Immunität. — Die unter dem 
Namen der parlamentarischen Immunität bekannten Vorrechte der Parlaments
mitglieder bestehen einerseits in ihrer Unverantwortlichkeit für ihre Keden 
und Abstimmungen, andererseits in ihrer Unantastbarkeit den Gerichten 
gegenüber.

I. Pol i t i sche Unverantwortl i chkei t .  „Es darf kein Mitglied der 
einen oder der anderen Kammer wegen seiner Abstimmungen und der in Aus
übung seines Mandats gehaltenen Reden verfolgt werden“1).

Die parlamentarische Immunität hat das allgemeine Interesse und die 
Sicherung der vollen Unabhängigkeit der Volksvertreter zom Zweck; der Ur
sprung dieses Prinzips findet sich in England, gesichert wurde es nach der 
Revolution vom Jahre 1688.

a  m 11 Ver âMllD^ w c,z vom I8- Ju li IST5, § 13. — I>ie#e lm m u n itit w ar zuerst im D ekret 
Ѵ0Ш 2Я‘ JüDi 1789 au»*« lriick t w orden: .D ie  N ationalversam m lung 

.r k l l r t  daii die P rn o u  jede* D epntierten unan tastbar is t; jede P rivatperson  oder Körperechaft, 
G en ch tA o f oder Kommission, w elche »ich w ährend der je tzigen  Session oder spater erlauben 
w urden, emen A bgeordneten wegen eine, Antrags, einer M einung,äulJenn.g, einer Ansicht 
oder einer Iiedc. in der U rsa m ra lu n g  der G m e n ls t i r d c  ausgesprochen, zu verfolgen, zu ver- 
w  ° derir H,afteD 7“ lasîen- in ,Ia f t behalten oder bebalteo ru  la * e n , sow ie jede 

L t T ’Zu  “ T  d? be? f  ;h°n Befd,K * ,eiehvW ' Von * cm e r  « Л »  i«t, Vorschub 
» V 4 ° ml V o!ksvenäler erk lä rt. eie ^  J «  Kapitalverbrechen*

^ » " » ^ ^ n i l u n g  beechlielit h ierm it, im vorkom m er.den Falle alle nötigen

KcTihrt hah U Г ' Ш r k PenWnCn’ (,1C Hn ,i(ra rti=W angestifte t oder aus-
S i l n  " b ' Ѵ аСЬСа' 20 *“ b e t a f e n . -  -  A lle spätere»

Br al,° in “  nus-



Die Bestimmungen des Verfassungsgesetzes vom 16. Juli 1875 bezüglich 
der politischen Unverantwortlichkeit der Volksvertreter werden durch § 41 
Abs. I des Gesetzes vom 29. Juli 1SM (über die Presse) ergänzt: „Es darf kein 
Vtti falnen wegen in den Kammern gehaltener Reden noch wegen auf Ver
anlassung einer der Kammern gedruckter Berichte oder sonstiger Schrift
stücke eingeleitet werden.1'

Gemäß den gegenwärtig geltenden Gesetzen trifft einen Abgeordneten 
keinerlei straf- oder zivilrechtliche Verantwortlichkeit für etwaige in Aus
übung seines Mandats von ihm begangene strafbare Handlungen; enthalten 
z. I). seine Reden eine Beteiligung oder eine Verleumdung, so kann trotzdem 
nicht gegen ihn auf Schadei.sersitz geklagt werden.

Was die Abstimmungen anbet rift't. so darf nach dem Gesagten keine von 
ihnen als strafbar geahndet werden: der Abgeordnete könnte aber unter Be
schuldigung einer Bestechung, die sein Votum veranlaßt hätte, verfolgt werden, 
falls es bewiesen werden sollte, daß er Anträge oder Gaben angenommen 
hätte — diese Bestimmung bliebe in Kraft, selbst wenn er nicht, seinem er
kaufte!! Versprechen gemäß, oder überhaupt nicht gestimmt hätte1).

Übrigens ist bereits ausgeführt worden, daß die Präsidenten der 
Kammern genügende, durch die Geschäftsordnung gewährte, Machtbefugnisse 
besitzen, um ungehörige Reden seitens der Abgeordneten zu verhindern und 
das Ansehen des Hauses zu wahren. Es seien hier die ihnen zur Verfügung 
stehenien Disziplinarstrafen nochmals erwähnt: Der Ordnungsruf mit Ein
tragung in das Protokoll, die einfache Zensur und die Zensur mit temporärer 
Ausschließung von den Sitzungen.

§ 75. Fortsetzung. II. Gerichtl iche Unantastbarkeit .  — Ähnlich 
wie die politische Unverantwortlichkeit findet sich die Begründung der persön
lichen oder gerichtlichen Unantastbarkeit in der Gesetzgebung der Revolutions
periode. ln der Tat, die Nationalversammlung fing damit an, daß sie am
23. .Tnni 17S9 die Person der Abgeordneten für unantastbar („inviolable“) 
erklärte, und am 26. Juni 179'» erließ sie folgendes Dekret: „Die Assemblée 
Nationale erklärt hic-mit. indem sie sich Vorbehalt, einzelne Bestimmungen 
zum Zwecke der Sicherung der Freiheit und Unabhängigkeit der Mitglieder 
des Corps Législatif zn treffen, daß. bis zum Erlaß des Gesetzes bezüglich der 
Geschworenengerichte in Strafsachen, die in flagranti betroffenen Abgeordneten 
gemäß den geltenden Verordnungen verhaftet werden dürfen; daß sogar 
Klagen gegen sie eingereicht und Untersuchungen eingeleitet werden können 
— mit Ausnahme jedoch der im Dekret vom 23. Juni 1789 erwähnten Fälle

1) Da» Cesetz vom 4. Ju li iSVl verhängt die A berkennung der Ehrenrechte i.d ég ra 
dation fivique*i UDd eine G eldstrafe, die nicht w eniger als 2(1.1 Franks betragen darf und deni 
doppelten W ert der angenommenen Versprechungen oder Gaben gleich «ein soll, als Strafe 
gegen ,a lle  T räger von W a h ln m d aten , welche A nträge oder Versprechungen, Gaben oder 
Geschenke angenommen haben sollten a ls  Entlohnung für Versuche: Orden, Medaillen, Ehren- 
abzeirhen oder Prämien, Äm ter Stollen oder W ürden, von der öffentlichen A utorität gew ährte 
V ergünstigungen. V erträge oder l.ntem ebrauugen oder sonstige aus dem \  erkehr mit der 
öffentlichen A utoritä t resultierende Vorzüge -  zu verschaffen, und welche »omit den tatsächlich 
Mirhandenen 'Hier verm uteten E influß, den ihnen ihr Mandat verleiht, m ißbraucht hätten“.



— daß dieses aber von keinem Richter beschlossen werden darf, solange das 
Corps Législatif nicht auf Grund von Erkundigungen und Belegstücken das 
Verfahren für zulässig erklärt hat/ In der Verfassung vom 21. September 
1791 wurde festgesetzt, daß die Volksvertreter unantastbar sein sollten. Auf 
Grund eines Haftbefehls, oder wenn sie. in flagranti betroffen werden sollten, 
könnten sie wegen eines Strafdelikts verhaftet werden; „das Corps législatif 
muß aber unverzüglich in Kenntnis davon gesetzt werden, und das Verfahren 
darf nnr dann fortgesetzt werden, wenn das Corps législatif erklärt, daß Grund 
zn der Anklage vorhanden sei.“ —

Während der unruhigen Periode der Konvention wurde die Unantast
barkeit der Volksvertreter gewissermaßen rückgängig gemacht 1. April 1793): 
„Die Versammlung erklärt, daß sie ohne Rücksicht auf die Unantastbarkeit 
eines Vertreters des französischen Volks die Anklage gegen solche Mitglieder 
der Konvention als zulässig anerkennen wird, in Bezug auf welche starker 
Verdacht auf Einverständnis mit den Feinden der Freiheit, der Gleichheit 
und der republikanischen Regierung berechtigt erscheint; Verdachtsmomente 
können aus Anzeigen oder schriftlichen Beweisen geschöpft werden, die dem 
„Comité de défense générale“ (Allgemeinen Landesverteidigungsausschuß i, 
welches mit der Berichterstattung über die von der Konvention zu erlassenden 
Anklagedekrete betraut ist, eingereicht werden.“

Die Verfassung vom Jahre III kehrte zum Prinzip der Unantastbarkeit 
der Volksvertreter zurück ; der „Conseil des Cinq Cents“ (Rat der Fünfhundert) 
sollte die Einleitung des Verfahrens beantragen und der ^Conseil des Anciens*1 
(Rat der Senioren) sie dekretieren; außerdem sollte kein Gerichtshof, außer 
der „Haute Cour de Justice-1 (Oberster Gerichtshof), hiezu zuständig sein. 
Ein in flagranti betroffener Abgeordneter durfte polizeilich verhaftet werden 
das Corps Législatif mußte aber unverzüglich davon verständigt werden.

Die Verfassung vom 22. Frimaire des Jahres VIII bestimmte, daß wegen 
Delikten, die strafrechtlich geahndet wurden oder eine entehrende Strafe zur 
Folge hatten, die Mitglieder des Senats, des Tribunals oder des Corps Légis
latif уот gewöhnlichen Gerichtshöfen erscheinen sollten, aber erst nachdem 
die Körperschaft, zu der sie gehörten, die Genehmigung zur Einleitung des 
Verfahrens erteilt hatte.

,  ]>r 'Erfassung vom Jahre 1814 gemäß konnten die Mitglieder des
Senats nur mit Genehmigung desselben verhaftet werden, und in Strafsachen 
gegen seine Mitglieder war nur er zuständig. Die zur Deputiertenkammer 
Abgeordneten konnten, außer den Fällen von flagranten Delikten, wegen Straf
sachen nur mit Genehmigung der Kammer verhaftet und verfolgt werden.

Das Prinzip der persönlichen Unantastbarkeit der Volksvertreter wurde 
in den verschiedenen Verfassungen der Jahre 1S30, 1S48 und 1852 mit gering
fügigen Änderungen im Wortlaut durchgeführt. Gegenwärtig bestimmt die

oderTn7g T '  Jahre 1876' daß *’während der kein Mitglied der einen 
№ c r S r  r er,.WT  T e" * “  0der Verbrechœ S a lièr e  coriwiondle 

’ ohne Genehmigung der Kammer, der es angehSrt, verfolgt oder



verh aftet w erden darf, m it Ausnahm e jedoch der F ä lle , w o es  in flagranti be

troffen w e id en  so llte“ 1).

D ie gerichtliche. Im m unität wird durch d ieselben P rinzip ien  w ie  die poli

tische begründ et: Ihr Z w eck ist d ie  S icherung der U n ab h än gigk eit der V olks

vertreter , außerdem  aber b ie te t sie  die G ew ähr dafür, daß die vollziehende G e

w a lt nicht durch V erm ittelu n g  der S taa tsan w altsch aft einen ihr unbequemen 

Senator oder D eputierten  unschädlich zu machen suchen wird. A uch schützt  

sie die A bgeordneten vor unbegründeten oder aus j>olitischer R achsucht her

vorgehenden V erfolgungen seiten s von Privatpersonen. — Die gerichtliche  

Im m unität der P arlam en tsm itglieder w ird durch § 121 des Strafgesetzbuchs  

(„code pénal’1), der folgenden W ortlaut hat, gesichert:

„Ks w erden a ls des Am tsm ißbrauchs („forfaiture“) schuldig  m it Aber

kenn ung der E hren - und B ürgerrechte bestraft: G erichtsbeam te („officiers de 

police ju d ic ia ire“), S taa tsan w älte  („procureurs généraux ou de la R épublique“), 

deren V ertreter  ( .su b s t itu ts 11), R ichter, w elche ohne die von den S taatgeeetzen  

vorgeschriebenen G enehm igungen ein U rte il beantragt, ge fä llt oder unter

zeich net, e in e  V erordnung oder einen Befehl erlassen haben, deren Zweck 

die V erfolgung oder die A nklage e in es M itglieds des Senats oder der Depu

tiertenkam m er is t;  derselben  S trafe  un terliegen  d iejenigen , w elch e außer den  

F ällen  von flagranten  D e lik ten  oder der Störung der öffentlichen Ruhe ohne 

die obenerw ähnten  G enehm igungen einen H aftbefehl gegen  ein P arlam ents

m itglied  erlassen  oder un terzeichnet h a b e n .*  —

A us dem  § 14 des VerfaK sungsgesetzes vom 16. Ju li 1S75 g eh t hervor, 

daß die gerich tlich e Im m unität nur in folgenden F ä llen  w irksam  ist:

1. Bei V erbrechen und V ergehen („m atière crim inelle et correctionelle“) ; 

sie erstreckt sich som it n ich t a u f Ü bertretungen, und ein V olksvertreter kann  

polizeilich („en sim ple police“) verfo lg t w erden. D ie  Ü bertretung muß aber  

dazu in einer m ateriell fe stg ese tz ten  T atsach e  bestehen; durch R achsucht her

vorgerufene V erfolgungen sind nicht zu befürchten, außerdem  sind die ange

drohten Strafen sehr gerin g fü g ig  und w erden n icht bei der F rage  der Vor

bestrafung in B etracht gezogen .

2. D ie Im m unität is t  nur w ährend der D auer der Sessionen gültig , in 

der Z w isch en zeit darf ein  A bgeordneter w egen V erbrechen oder V ergehen  

verfo lg t w erden, denn er w ird dabei nicht aus sein er gesetzgeberischen  T ätig 

k e it  herausgerissen.

D ie U n an tastb ark eit des A bgeordneten setzt m it dem T age  ein, an  

w elchem  d ie  „Com m issions d e recensem ent" (Z ählungskom m issionen) ihn für 

g ew ä h lt erk lären , nicht vom  T age  sein er  B estätigu n g  an. W ird die B estätigung  

einer W ahl v e r t a g t  so w ird auch som it die Im m unität auf d iese Z eit suspendiert.

E s sei hier bem erkt, daß die U nantastbarkeit sich n icht auf die W oh

nungen der A bgeordneten, in w elchen Durchsuchungen vorgenom m en w erden  

dürfen, erstreck t.



3. Auch w ährend der Session en  ist d ie  Im m un ität unw irksam  fa lls  der 

A bgeordnete in flagranti betroffen w ird. D iese  B estim m un g läßt sich  g a n i  

logisch rech tfertigen : D ie vorh erige  G en eh m igu n g  d er V ersam m lung ist ül>er- 

flössig , denn die T a tsach en  sind u n zw eife lh a ft, und k ein e  u n b egrü n d eten  V er

fo lgu ngen  oder O hikanierungen se iten s  der R eg ieru n g  oder von P rivatp erson en  
sind zu befü rchten .

D ie  G esuche um G en eh m igu n g  zu r  E in le itu n g  von V erfo lgu n gen  gegen  

e inen D ep u tierten  oder e inen  S en ator sind in den  vom § 14 des V erfa ssu n g s

g e se tz e s  vom 16. J u li IS75 vorgeseh en en  F ä llen  an den P räsid en ten  des be

treffenden H au ses zu lich ten . W ird d ie  A n k la g e  von  der S ta a tsa n w a ltsch a ft  

erhoben, so muß die Kede des ersten  S ta a tsa n w a lts  („ Procureur g é n é ra l“ i 

durch den J u stizm in ister  dem K am m erpräsidenten  z u g este llt  w erd en ..

Ist es d agegen  e in e  P rivatperson , d ie  die A n k lage  erh eb t, so darf 

sie n ich t die K am m er in d ieser  A n g e leg en h e it angelien . ohne den B ew eis  zu 

erb ringen , daß d ie  S ta a tsa n w a ltsch a ft w ohl angerufen  ist, aber au f Grund der 

parlam entarischen  Im m unität n icht e in sch reiten  kann.

D ie G esuche um G en eh m igu n g  von V erfo lgu n gen  un terliegen  der P rüfling  

der B ureaus, und die V ersam m lung h at auf G rund  d es  B erich ts einer sp ezie llen  

Kom m ission darüber zu en tsch eid en . D ie K am m er soll sich n ich t m it der 

f r a g e  befassen , ob d ie  ihrem M itglied  zu gesch rieb en en  H and lungen  ta tsäch lich  

vou ihm  began gen  w orden sind, oder ob d ie  B eschu ld igungen  unbegründet 

seien . E in e  derartige  U n tersu ch u n g w idersp räche dem  P rin zip  der T eilu n g  

der G ew alten  und w ürde ein E in greifen  in die B efu gn isse  des R ich ters be

d euten : die K am m er darf nur d ie  F ra g e  prüfen, ob das G esuch bona tide 

erfo lg t oder ob es ein Ausfluß von rein politisch en  M otiven sei.

W ird d ie  G enehm igung von der K am m er erte ilt, so nim m t d ie  A n g e

leg en h e it den üblichen G ang; w ird sie  v erw eig er t, so darf der betreffende  

A bgeordnete  bis zum E nde der Session  n icht b eh e llig t werden. D ie  parla

m entarische Im m unität gew äh rt den A bgeordneten  ke in er le i P r iv ileg ien  in 

be/jug a u f d ie  R ech tsp rechun g: W ird die G en eh m igu n g  zur E in le itu n g  dea 

e a  rens g tg e n  sie erte ilt, so w ird  d ie  A n gelegen h eit vor den gew öh n lich en  
G erichtshöfen au sgetragen .

J ed e  K am m er darf w ährend der Session , und zw a r  für die D auer der

selb en , die von  ihr angeordr.eten V erfo lgu n gen  oder die m öglich erw eise  ver-

• T ! -  f  fUnterbre0hen : "A u f V erlan? en d er  e in en  oder der anderen K am m er  
wird die H aft oder die V erfolgung geg en  ein M itglied  der betreffend en K am m er  

w ahrend und fur die gan ze  D auer d er  Session  au fgeh ob en “ '). E s  is t  klar, 

daß d iese  B estim m ung in denjen igen  F ä llen  n icht g e lte n  kann, w o es  sich  

um ein e  m it der K assierung  des A bgeordneten  verb und en e H aft han delt.

E s sei zum Schluß noch bem erkt, daß das G esetz  vom  29. J u li ISS1 in 

s e i n e m ^ !  d ie  V erleum dung, durch die F resse  oder so n stig e  V em ffen tlich an gs-

seiner Z T V "* ?egeV inen Ab* eor(ln e te n  a ls  so lch en  oder in  einer
 öffentlichen E igen sch aften  ger ich te t. -  vorgeseh en  und m it



Strafe  belegt h a t. und zw ar besteht diese aus „H aft von ach t T agen  

bis zu  einem  .lahr. oder G eldbuße von 100 bis 3000 F ran k en , oder beiden  

zu g le ich .“

§ 7 6 .  E n d e  d e r  g e s e tz g e b e r is c h e n  F u n k t io n e n . Außer den F ä llen  

von gänzlicher N eubesetzun g  der D eputiertenkam m er, von teil w eisen W ahlen  

zum Senat, von A uflösun g d er  Deputiertenkam m er. oder des Todes eines 

A bgeordneten, kann das Ende der gesetzgeberischen  Funktionen eines K am m er

m itglieds durch sein e D em ission eintreten. D ie Dem ission muß dem P räsidenten  

des H auses schriftlich  eingereicht w erden : wird sie angenom m en, so h a t der 

Präsident den M inister des Inneren davon in K enntnis zu setzen , dam it die 

W ähler rech tze it ig  behufs e in er Neuw ahl berufen w erden können.

Jed e  Kam m er hat das Hecht, ihre G enehm igung dem A bsch iedsgesuch  

ein es ihrer M itglieder zu verw eigern , nam entlich kann d ieser  F a li bei der  

M andatsprüfung sta ttfinden; dabei kann die Kamm er einem  K andidaten, dessen  

W ahl w issentlich  und offenkundig n ichtig  ist, ihren T adel ausdrücken, sein  

Abschiedsge.'Uch ablehnen nnd sein e Invalidation verhängen. E s is t auch 

üblich, daß der Präsident der einen oder d ir  andereu Kamm er A bsch ieds

gesu ch e nicht b erü ck sich tig t, d ie in ein igen  Fällen  von dem A bgeordneten  

leer u n terzeich n et und von seinem  W ahlkomitee, e ingereicht w erden, w enn der  

V olk svertreter  dem K om itee n icht länger gefä llt und das A bschiedsgesuch so 

m it das E rgebn is eines im perativen  M andats ist. D ie  parlam entarische R ech t

sprechung stim m t m it § 13 des G esetzes vom 30. Xov. 1S75, wodurch im perative  

M andate ausdrücklich verboten sind, überein •).

Die gesetzgeberischen  Funktionen können auch durch K assierung des 

A bgeordneten ein E nde linden. Dem  D ek ret vom 2. Februar 1S52 gem äß, 

verliert jeder D eputierte, der zu einer d ie  U nw ählbarkeit nach sich ziehenden  

Strafe  veru rteilt wird, sein  M andat. U rsprünglich tra f diese B estim m ung nur 

die M itglieder der D eputiertenkam m er, aber das G esetz  vom 2. A ugust 1S75 

hat in seinem  § 27 erk lärt, daB die Bestim m ungen des W a h lg e se tze s  betreffs 

der U n w ü rd igk eit und U nfäh igkeit auch a u f die Wahl der Senatoren  an ge

w endet w erden m üßten.
D ie K assierung muß von der zuständigen Kamm er*) ausdrücklich  v er

hän gt w erden, und zw ar auf Grund des B erichts einer speziellen , durch die  

B ureaus zu ernennenden Komm ission. Der Justizm in ister  h a t die Kamm er 

darum anzugehen, indem er dem P räsidenten  den A uszug aus dem U rteil 

geg en  den A bgeordneten, dessen  K assierung beantragt wird, überreicht.

S e it dem G esetz vom 4. März 1*89 wird der A bgeordnete (D eputierter  

oder Senator), über den a ls  Kaufm ann gerichtlicher K onkurs angesetzt worden  

ist, a ls fr e iw illig  zurücktretend betrachtet.

U S. oben S. 19.
I) Dekret vom 2. Februar Ь52, § 2*. Abs. 2.



D r i t t e s  K a p i t e l .

Funktionen der Kammern.

I. Gesetzgeberische Fnnktionen.

§ 7 7 .  A . V e r fa h r e n  b e i d e r  A u s a r b e i tu n g  d e r  g e w ö h n l ic h e n  G e s e tz e .

1. G e s e t z e s i n i t i a t i v e ;  R i n r e i c h u n g  d e r  G e s e t z e s v o r l a g e n  u n d  

K n t w ü r f e :  „D em  P räsid en ten  d er  R epublik  kom m t zu g le ich  m it den M it

g lied ern  beider K am m ern das R echt zu, die In itia t iv e  zu  neuen G esetzen  zu 

erg re ifen 4 l i. K om m t die In itia t iv e  seiten s  der vo llz ieh en d en  G ew alt, so wird  

von G ese tzesvor lagen , kom mt s ie  von einem  P ar lam en tsm itg lied  —  von G ese tzes
en tw ü rfen  gesprochen.

D ie  im N am en der R eg ieru n g  vorgeb raeb ten  G esetzesvorlagen  m üssen  

dem Präsid ium  d er  einen oder der anderen  K a m m er 2) von einem  M in ister  oder 

von einem  sein en  M inister v ertre ten d en  Г n tersta a tssek re tä r  e in g ere ich t w erden; 

eine B egrün dun g soll ihnen voran geh en , und sie m üssen vom  P räsidenten  der  

R epublik u n terze ich n et w erden .

Im (Jegen satz  zu den G esetzesen tw ü rfen , w erd en  sie  d irekt der m it deren  

Studium  b eau ftrag ten  K om m ission ü b erw iesen , die auch der K am m er e inen  
B ericht über sie zu ers ta tten  hat.

D ie  aus der p arlam entarischen  In it ia t iv e  entstam m enden G esetzesen tw ü rfe  

m üssen sch riftlich  gefaß t, mit e in er  B egrün dun g e in g e le ite t, in Paragr aphen g e 

te ilt  (um w ährend  d er  S itzu n g en  u n n ü tze  m ü ndliche A n träge  zu verm eiden) 

und dem  P räsid en ten  e in gereich t w erden , d er  s ie  se in erse its  binnen e in er v ier -  

un d zw an zigstü n d igen  F r is t  der V ersam m lung m itzu te ilen  hat. M it A usnahm e 

von d rin gen d en  F ä llen  m üssen sie, fa lls  s ie  n ich t ins R essort von ständ igen  

K om m issionen fallen , vor ihrer P rü fu n g  durch d ie  B ureaus einer speziellen  

Komm i.xsion. die ,.( om m ission d 'in itia tive  p a rlem en ta ire“ h e iß t, überw iesen  

w erden . D iese K om m ission befaßt sich n icht m it den G rundlagen der Frage, 

s ie  hat led ig lich  zu untersuchen, ob der betreffende G ese tzesen tw u rf nützlich  

und zeitgem äß  erschein t oder n icht. Ih r  lie g t  es  ob, e inen  ku rzen B ericht zu 

ersta tten  ib innen  15 T agen  in der D ep u tier ten k a n m er , binnen zw an zig  im 

b en at) a u f B erü ck sich tig u n g  oder V erw erfu n g  des G esetzesen tw u rfs  lautend. 

•Jede K am m er b estim m t in  öffentlicher S itzu n g  über die F ra g e  der B erück

s ich tig u n g . VN ird diese angenom m en, so nim m t d ie  p arlam entarische Prozedur  

i ren ü ichen (»ang, der A n tra g  w ird den B ureaus ü b erw iesen ; w ird sie ab

ge leh n t, so kann der betreffende E n tw u rf n ich t vor A b la u f von sechs M onaten  
von neuem  e in g ere ich t w erden.

® ^  ^  A m e n d e m e n ts .  D as R ech t, A m endem ents einzubrin gen , is t eine  
j o l g e  des R ech ts der In itia tive: Z w eck  d es  A m endem ents is t  d ie  Ä nderung  

, f S , le x ts  e ,n es  der Kamm er bereite e in gereich ten  G esetzesp rojek ts. D ie  
G eschäftsordnungen der K am m ern sind bedeuten d w en ig er  stren g  für  

- men e m e n ts j i ls  für G esetzesp rojek te; erstere m üssen auch sch riftlich  dem

Ь Verfaseungsgetetze vom 25. Februar 1ЪТ5, § 3, Abs. t.
) it Ausnahme der Finanzgesetze, s. unten.



P räsidenten  fier V ersam m lung eingereicht w erden, w elch er sie  sodann den m it 

der P rüfung der betreffenden G esetzesprojekte beauftragten  Komm issionen  

zu iib-'rweisen hat: die G eschäftsordnungen der beiden K aram eni gestatten  es 

den noch n icht va lid ierten  M itgliedern, A m endem ents einzubringen, nur das 

R echt, lie setzesen tw iir fe  einzureichen wird ihnen vorenthalten .

Г т  die A nzahl der A m endem ents gew isserm aßen einzuschränken. ist es 

bei der D eputiertenk am m er üblich, daü kein Am endem ent bezüglich B udget- 

fr a g e n  dessen Z w eck  ein e  V erm ehrung der A usgaben ist, spater a ls  drei 

T a ee  nach K inreichun? des betreffenden B udgetberichts vorgebracht werden  

darf. A ußerdem  können keine A nträge, die die E inrichtung von neuen  

A em tern oder die E rhöhung der B esoldung bereits vorhandener bezwecken, 

in der Form  von Am endem ents г и т  Budget vorgebracht werden.

A m endem ents dürfen so lange beantragt werden, als das Haus keine  

E ntscheidung über die vorliegende Frage getroffen hat. E s ist vorhin a u s

geführt worden, daß e in  von der Kamm er n icht berücksichtigter (Jesetzesentw urf 

erst r.ach A b lau f von sechs M onaten nochm als eingereicht w erden darf; ist  

er berücksich tig t, alter abgelehnt worden, so wird d iese F rist a u f drei M onate 

verk ürzt. D iese  B estim m ungen werden aber auf Am endem ents n icht angew andt: 

ein ab geleh n tes Am endem ent kann w ieder vorgebracht werden, sobald sein  

W ortlaut geändert ist.

Ein den V erfassungsgesetzen  w idersprechendes Am endement so llte  den 

Kammern nicht un terb reitet w erden; es  is t  verschiedentlich  vorgekom m en. 

dall K am m erpräsidenten sich  gew eigert haben, über von ihnen als verfassungs

w idrig angeseh en e A m endem ents die Abstim m ung vornehm en zu lassen.

D ie A bgeordneten, w e lch e  das Am endem ent e ingereicht haben, können  

von der zuständigen K om m ission zw eck s A bgabe von E rk lärungen ex officio 

v o rg elid en  w erd en : an d ererseits  haben sie das R echt, au f V erlangen von der 

Kom m ission gehört zu werden.

§ 70. 3. D ie  B u r e a u s . D ie T eilung  der H äuser in Bureaus fand bereits 

unter dem A ncien  K égim e in den G eneralständen sta tt. D er „T iers-E tat*  

(D ritter  Stand) bestim m te am  7. Juni 17SD, noch bevor er sich für die „Assemblée 

N ation ale“ erk lä r t hatte, daß  seine M itglieder in Bureaus g e te ilt  werden sollten, 

um die G eschäfte vor der D eb atte  zu studieren. W ährend des K onventes v er 

schw anden d ie  Bureaus; an ihre S telle  traten die von der Versam m lung  

bestellten  K om itees. Tn der V erfassung vom .fahre 1514 findet sich folgende  

Bestim m ung: ..D ie  Kamm er wird in Bureaus g e te i l t  denen die Erörterung der 

im N am en des K önigs vorgebrachten V orlagen ob lieg t.1' Seit dieser Zeit 

haben sich a lle  gesetzgeb en d en  K örperschaften in Frankreich in Bureaus  

g e te ilt;  nur ihre Z ahl änd erte  sich je  nach der Zahl der M itglieder der  

V ersam m lungen.
G egen w ärtig  w erden auch beide Kammern in Bureaus ge te ilt , e s  sind 

deren neun im Senat und e lf  in der D eputiertenkam m er. D ie  Abgeordneten  

w erden durch das b s  (in öffentlicher Sitzung) unter die einzelnen B ureaus verteilt:  

gew öhnlich  ändert sich der persönliche Bestand der Bureaus jeden  Monat, es 

steht aber der V ersam m lung frei, die D auer der \e r te ilu n g  belieb ig  zu ver 



längern. sie  kann s ie  sogar  beim A nfan ? d er Session  a u f die ganze Zeit 

derselben  festsetzen .

J ed es  B ureau w ä h lt bei geh eim er A bstim m ung einen  V orsitzend en  und 

e inen  S ek re tä r ; d ie  ab so lu te  M ehrheit ist erford erlich , w ird  s ie  nicht b e id e n  

beiden ersten  W a h lg ä n g en  erz ie lt, so  gen ü gt beim  d ritten  d ie  r e la tiv e  M ehrheit.

D ie  G eschäftsordnung der D ep u tierten k am m er bestim m t, dal) die Bureaus 

kein e  F ra g e  a u f A bstim m ung ste llen  dürfen, fa lls  n icht das sog. Quorum  

(B esch lu ß fah igk eitszah l) vorhanden is t;  e s  muß m in d esten s ein D ritte l der M it

g lie d e r  dazu an w esen d  sein .

D ie  T agesordnu ng der B ureaus w ird von der K am m er fe s tg e ste llt:  

G egenstand  d er  A rbeiten  der B ureau s sind G e s e t z v o r la g e n  und -E ntw ürfe. 

D anach ernennt das B ureau e in en  oder m ehrere K om m issare, fa lls  n ich t die 

K am m er selb er  den persön lichen B estand der K om m issionen regu liert. E rn en n t 

jed es  Bureau m ehrere K om m issare, so  findet d ie  W ahl nach L isten  sta tt.

E in  Vorwurf, der ö fters g eg en  die durchs Los sta ttfindend e T eilu n g  der  

Kam m ern in B ureau s erhoben wird, b esteh t darin , daß d ie  zu r  T eilnahm e an 

der oder jen er  K om m ission sich am m eisten  e ign en d en  A bgeordneten  zu fä llig  

in e in  und dem selben B ureau v ere in t w erd en  können: bei der B ildung der  

K om m issionen können nun je  nach dem nur e in er  oder drei von ihnen an der  

betreffenden K om m ission te iln eh m en ; und d ie  übrigen  K om m issare, d ie von 

den ändern B u reau s g e w ä h lt w erd en , sind m ög lich erw eise  gar n ich t zu r  A u s

arb e itu n g  der vorliegen den  F ragen  berufen!

8 8«. 4. D ie  K o m m is s io n e n . D ie  A u sarb eitu n g  der G esetze  findet de 

facto in den K om m issionen s ta t t ;  gew öh n lich  w erd en  d iese  von  den B ureaus  

g ew ä h lt; die K am m er d arf aber, w enn es  sich  um d ie  B ildu ng ein er  w ich tigen  

K om m ission h an delt, s ie  in öffentlicher S itzu n g  b estellen .

Im Senat w erden d ie  K om m issionen g ew öh n lich  m it der A usarb eitung  

ein es e in z igen  G esetzpsprojekts beauftragt, und ihre B efu gn isse  hören m it der  

A bstim m ung über das betreffende G esetz auf; es sind dort k e in e  ständ igen  

Kom m issionen m it sp ezie llen  F u n k tion en  vorhanden.

D agegen  ern en nt d ie  D eputiertenk am m er beim  A n fan g  jed er  G esetz
gebun gsperiode 16 stän d ige  Kom m issionen.

A ußer den m it der A usarb eitu n g  d ieses oder jen es  Gesetzesprojekts 
b eauftragten  K om m issionen, ex ist ieren  im S en at sow oh l w ie  in der D ep n tierten - 

kam m er vier  a llm onatlich  beim  B ureau w echsel zu w ählend e Kommissionen:
1. D ie „Com m ission d in itia tiv e  p arlem en ta ire’*, deren A ufgab e d ie  P rü fu n g  

•1er e in lau fenden  G esetzesen tw ü rfe  und die B egu tach tu n g  über die K raee 
ihrer B erü ck sich tigu n g  ist.

2. D ie  „Commission des in térê ts  com m unaux et d ép artem en tau x“, w elch er  

uie P rü fu n g  der L o k a lverh ä ltn isse  berührenden G esetzesp rojek te  ob liegt.

3. D ie  „Com m ission des im ition s" , d ie  sich darüber zu äußern hat, ob den  

eingegangenen  P etition en  F o lg e  gegeb en  w erden soll.

iu ifcra  soll. X o m m issio n  d es « I d »  »ith  üb er r r lw r t s g a u c h e



Die Kamm ern haben übrigens das R echt, in dringenden F allen  die m on at

lich e E rneuerung der Kom m issionen zu verzögern und deren B efugn isse  zu 
verlängern .

Jed e  K om m ission w ä h lt in den üblichen Form en einen V orsitzenden  

und einen Sek retär; der K om m issionsvorsitzende besitzt das R echt, sich an  

den D ebatten  zu beteiligen . D en G eschäftsordnungen beider Kammern gem äd  

kön n en  d ie  U rheber von G esetzesent würfen sow ohl w ie  von A m endem ents v er

langen , in den Kom m issionen gehört zu w erden; andererseits können sie zu  

diesem  Z w eck  von den Komm issionen e x  officio geladen werden. Aehnlich  

w ie  in den öffentlichen S itzu n gen  w ird in den Kom m issionen zuerst, die  

G eneraldebatte  eröffnet; nach Schluß derselben kann d ie  Komm ission d ie  

Prüfung der e inzelnen P u n k te  vornehm en, die d isku tiert und geändert  

w erd en dürfen.

T eilen  sich  die Stim m en bei den K om m issionsdebatten in zw ei g le ich e  

H älften , so w ird  das betreffende Projekt nicht angenom men.

J ed e  K om m ission ernennt einen B erichterstatter, w elch er der Kamm er 

das E rgebn is ihrer A rbeit und den von ihr angenom m enen W ortlaut m itteilt. 

B erichte über G esetzesvorlagen  und -E ntw ü rfe  werden in öffentlicher S itzu ng  

dem Präsidium  der Kammer eingereirht (..déposés sur le bureau de la Chambre"), 

sie  m üssen vor der G eneraldebatte gedruckt und verteilt werden

Eine Kom m ission kann ihre .dém ission  en bloc“ nur nach einstim m igem  

B eschluß einreichen , jed es M itglied d arf einzeln  seinen Abschied nehm en; ihre  

B efugn isse  können ihr auch von der Kammer entzogen werden.

D ie Kom petenz der speziellen  Kom m issionen beschränkt sich  a u f die  

ihnen той der V ersam m lung überw iesenen G esetzesvorlagen und -E ntw ürfe: 

d ie  Kamm er d arf aber, nachdem  sie  einer Kommission ein  G esetzesprojekt 

überw iesen  hat, noch ein  w e iteres  hinzufügen. D ie B efugnisse einer speziellen  

Komm ission dauern solange, b is d ie Kamm er über die betreffende F rage  

entsch ieden  hat, s ie  hören n icht mit der Session auf. A ber am Ende jeder  

G esetzgebungsperiode („ lég isla tu re1*; hören alle, B efugnisse a ller  Kommissionen 

der im ganzen neuzuw ählenden D eputiertenkam m er auf. D a der Senat 

a lle  drei Jahre te ilw e ise  neubeschickt w ird, so kann es  Vorkommen, daß dabei 

e in ig e  K om m issionen e in zeln e M itglieder verlieren; in diesen F a llen  w erden  

die  fehlenden Kom m issare durch durch neue ersetzt, d ie das zuständige Bureau  

ern en nt; die neugew ählten  Senatoren gehören dem selben Bureau an, w ie  ihre  

V orgänger, ö f t e r s  gesch ieh t es auch, daß der Senat die Komm ission im 

gan zen  neu besetzt, anstatt E rgän zu ngsw ah len  vorzunehm en.

B u d e e tk o m m isM o n . D iese Kom m ission ist d ie w ich tig ste  von a llen  

G ew öhnlich zä h lt sie 27 M itglieder im Senat und 33 in  der D eputierten

kam m er. In le tz terer  d arf die Budgetkom m ission keine A bstim m ung vor

nehm en. falls n icht m indestens 17 A bgeordnete anw esend sind. S ie  wird in 

e in ig e  .Subkommissionen g e te ilt, die sich mit den verschiedenen M inisterien  

befassen; sie  b este llt sp ezie lle  B erichtersta tter  für die einzelner. M inisterien  

und einen ,.rapporteur g én éra l11 (H auptberichterstatter), der die von der  

Komm ission oder der Kamm er angenom m enen Beschlüsse zusam m enfaßt, und



a u f Grund deren d ie  gesam te  B u d g e tf ia g e  b e leu ch ten  und sich an der D ebatte  

über das E in k om m en sgesetz  („loi des r e c e tte s”] b e te ilig en  soll.

D ie  B udgetk om m ission  h a t seh r  w e itg e h en d e  B efu gn isse: an lier den E in 

kom m en- und A u sgab en gese tze il is t  s ie  auch fü r d ie  P rü fu n g  a ller  G esetze, 

d ie  m it K red itfragen  Zusam m enhängen, zu stän d ig , ebenso wie, für (Jesuche um 

auß erordentlich e- und E rgän zu n gsk red ite , d ie  sich a u f laufende, gesch lossen e  

oder verjäh rte  P erioden  beziehen .

D ie  Kam m er b ehält sich  das H echt vor. G e se tze sv o r la g en  betreffs außer

ord en tlich er  und E rgä n zu n g sk red ite , ebenso wie, G ese tzesvor lagen  und -E n t

w ü rfe. d ie  A enderungen im S ta a tsh a u sh a lte  b ezw eck en , — an ein e  sp ezie lle  

K om m ission zu  ü b erw eisen . Jedoch d arf nach der G eschäftsord nung der 

D ep u tierten k am m er eine m it e in er  äh n lich en  P rü fu n g  b eau ftrag te  Komm ission  

—  außer ausdrück lich  dringenden F ä llen  — led ig lich  B erich t über die  

V orlage ersta tten , ohne a u f  ab sch läg ige  E n tsch eid u n g  besch ließen zu können. 

I s t  der B ericht g ü n stig , so hat s ie  ih re  B esch lü sse  der B udgetkonunission  

m itzu teilen .

D ie  B esch lüsse  der B udgetk om m ission  über e inen  G esetzesan trag  oder 

eine G esetzes Vorlage, ob g ü n stig  oder u n gü n stig , haben für d ie  V ersam m lung  

k ein e  bindende K raft: sie ge lten  led ig lich  a ls  M einungsäußerung.

§ !> 1. 5. D e b a tte n  ü b e r  (J e x e tz e s r n r la R e n  u n d  -E n t w ü r f e  in  d e r  P le n a r 

s i t z u n g .  Am S ch lü sse  jed er  S itzu n g  s te llt  d ie  V ersam m lung a u f A n trag  des  

P räsidenten  d ie  T agesordnu ng der n äch sten  S itzu n g , d. h. d ie  Kragen, die da  

erörter t w erden sollen , fe st. Ü b rigen s is t d ie  K am m er w ährend der D eb atten  

jed erze it  b erech tig t, d ie  T agesord n u n g zu änd ern , und jed er  A bgeordnete  d arf 

v erlan gen , daß ein e  von ihm für dringend era ch tete  F ra g e  a u f die T a g es
ordnung g e ste llt  w ird .

A ußer dringenden F ä llen  können B er ich te  von K om m issionen erst  

24 Stunden nach der V erteilu n g  a u f  d ie  T agesord n u n g g e ste llt  w erden. Um  

üb erhastete  A bstim m ungen zu verm eiden, g ilt  der G rundsatz, daß abgeseh en  

von dringenden F ä llen  jed er  G ese tzesen tw u rf oder jed e  G esetzesvorlage  zw e i  

L esun gen  in jed er  K am m er erfäh rt: zw isch en  den beiden L esu n gen  muß ein  

Z eitrau m  von m indestens fü n f T a g en  verstreich en . D ie  z w e ite  L esu n g  ist n ich t  

ob ligatorisch , s ie  muß v ielm ehr von der K am m er au sdrück lich  a n g e se tz t w erden. 

V erw eigert das H aus die z w eite  L osung, so is t das G esetzesp rojek t som it 
ab geleh n t.

A u f Grund ihres dringenden C h a r a k te r  und a ls  A usnahm en können das 

E in n ah m e- und A usgabebud get, die R ech n u n gsgesetze , d ie V orlagen  betreffend  

sp ezie lle  K redite eine zw eite  L esu n g  entbehren.

B ei der ersten  L esu n g  wird eine G en era ld eb atte  über die G esam theit 

des vorliegen den  G esetzes eröffnet: ihr fo lg t ein Votum darüber, ob der Ü ber

g a n g  zur D iskussion  der e inzelnen  P u n k te  angenom m en w erd en  soll. S tim m t 

die  V ersam m lung dagegen , so ist das G esetzesp ro jek t a b g e leh n t; stim m t sie  

dafür, so w ird jed er  P u n k t e in ze ln  d eb a ttiert und zur A bstim m ung g e ste llt .  

D arau f wird die K rage entsch ieden , ob eine z w e ite  L esung, d ie, w ie  gesag t, 

eM . nach tunt T agen  sta ttfinden  darf, a n g e se tz t w erden soll.



Bei der zw eiten  la s t in g  wird wiederum jeder Punkt e in ze ln  erörtert 

und zur A bstim m ung e r s te llt  : sch ließ lich  wird die A bstim m ung bezüglich  der  

G esam theit des G esetzesentw urfs oder der G esetzesvorlage vorgenonunen.

Bei jed er  L esun g dürfen alle A bgeordneten A m endem ents in V orschlag  

bringen: w ie bereits erw äh nt, müssen diese dem Präsidenten des H auses  

sch riftlich  e in gereich t und von ihm der Kommission überw iesen werden.

A b stim m u n g - Jed es Votum der einen «1er der anderen Kammer ist 

nur insofern g ü lt ig , a ls  e in e  bestim m te Anzahl vcn A bgeordneten dabei a n 

w esend ist, d ie  a ls  „quorum" bezeichnet wird. D ie G eschäftsordnungen der  

Kamm ern setzen  es a u f die H älfte der Abgeordneten plus einen fest ; bei der  

Berechnung w ird  die G esam tanzahl der S itze  in B etracht gezogen, ohne die  

e tw a igen  vak an ten  S itze  zu berücksichtigen. Dem Präsidium  lieg t es ob. das 

Vorhandensein des Quorum s zu bestimm en, die Zahl der anw esenden M it

g lied er  des H au ses  festzusetzen . B esteht in diesem P u n k te  e in e  U n ein igk eit  

zw isch en  den M itgliedern des Präsidium s, so wird a u f der T ribüne öffentlich  

iiber die A n gelegen h eit abgestim m t.

Kommt d ie  A nzahl der anw esenden Abgeordneten der B esch luß fäb igk eits- 

zalil n icht g le ich , so w ird  d ie  D ebatte  vertagt, m eistens b is  zur nächsten  

S itzu n g : in d ieser ist das H aus, unabhängig von der Zahl der anw esenden M it

g lied er. besch lußfähig. E s kommt häufig geung vor. daß die „nächste Sitzung"  

am selb en  T age, an w elchem  in Erm angelung des Quorums die A bstim m ung a ls  

u n g ü ltig  anerkannt worden, statt,'indet: um diese S itzu ng anzuordr.en, braucht 

das H aus n icht besch lußfähig  zn sein, denn es ist eine F rage  der T a g es 

ordnung, und das Quorum ist fiir die ReMimmung der T agesordnung n icht  

erforderlich.
F ür die G ü ltigk eit d er  A bstim m ung kommt außer dem V orhandensein  

des Quorum s noch eine andere Frage in  B etracht: die M ehrheit w ird nach  

der Zahl der abgegebenen Stim m en berechnet, und muß absolut sein . Bei 

Stim m engleichh eit g ilt der G esetzesen tw u rf oder die G esetzesvorlage, w ie ü b er

haupt jede a u f Stim m en g e ste llte  A ngelegen heit, als abgelehnt.

D ie A bgabe der Stim m e braucht nicht m otiviert zn sein ; es steht aber  

jedem  A bgeordneten frei, sein  Votum  vor V ollziehung desselben zu begründen. 

D ie A bgabe der Stim m e is t  n icht obligatorisch, die E nth altun g  ist zulässig. 

Im P rin zip  so llte  jeder A bgeordnete seine Stim m e persönlich abgeben, in 

praxi aber - und solche F ä lle  kommen tag täg lich  vor —  kann ein M itglied  

der Kamm er ein  Anderes mit der Abgabe der ihm zukoramenden Stim m e  

beauftragen: ausgenom m en davon sind natürlich die N am ensabstim m ungen, 

sow ie die öffentlichen Abstim m ungen auf der Tribüne.

D ie Stim m en werden in  den Kammern gew öhnlich  auf die W eise gezäh lt, 

daß die pro nnd contra durch A ufstehen und S itzenb leiben  ausged rü ck t 

w erd en  —  (ein ige Fragen sind von diesem  Modus ausgenommen;. Nach zw ei 

zw eifelh a ften  V ersuchen wird die öffentliche Abstim m ung rechtm äßig angeordnet. 

Ks is t  üblich, daß die A bgeordneten, die sich erheben, hierm it dem zur A bstim 

m ung gestellte^  A n trag  ihre Zustim m ung erteilen . D ie  a n fd ie .se  W eise  a b 

gegeb en en  S tim m en w erden durch den Präsidenten und die Sekretäre gezäh lt.



D ie öffentliche A bstim m ung w ird, w ie  erw äh n t, in den F allen  angeordnet, 

wo zw ei V ersuche durch E rh eb en  und S itzen b le ib en  zw eifelh a fte  E rgebn isse  

g e h a b t haben, sow ie  bei den G ese tzesp ro jek ten  betreffend .Steuern und K redite. 

A ußerdem  kann d ie  ö ffen tliche A bstim m ung bei a llen  F ragen , die n ich t nach 

ausdrück licher B estim m un g durch A ufstehen  und S itzen b le ib en  erled ig t w erden  

sollen , b ean trag t w erden . D ie  d iesb ezü glich en  A n träge  m üssen dem P räsidenten  

sch riftlich  e in gereich t und u n terze ich n et w erd en : im Senat sind dab ei zehn, 

in d er  D eputiertenk am m er z w a n z ig  U nterschriften  erforderlich . D ie G e

sch äftsord nun gen  rege ln  d ie  öffentlichen A bstim m ungen a u f fo lgend e A rt: 

Jed em  M itglied  w erd en  zw ei S tim m zette l, a u f  w elch en  sein  N am e gedruckt 

is t , e in geh än d igt ; die w eißen Z ette l m üssen bei Z ustim m ung, die b lauen bei 

N ich t-E in verstän d n is abgegeben  w erd en ; sie  w erd en  vom A bgeordneten  in  e in e  

U rne, die ihm ein besonderer B eam ter, der ..huissier" , reicht, g e le g t . Nachdem  

a lle  Z ette l ab gegeb en  w orden sind, erk lärt d er P räsident die A bstim m ung für  

gesch lossen , d ie  S ek retäre  prüfen  d ie  ab gegeb en en  S tim m en und d er  P räsident 

v e rk ü n d ig t das E rgeb n is. I st  un gefähr die g le ich e  A nzah l von w eißen  und 

blau en  Z ette ln  ab gegeb en  w orden, so w erd en  s ie  gen au  g ezä h lt („p oin tage“). 

D ie  ö ffen tliche A bstim m ung a u f der T ribüne k an n  im Senat von zehn, in  der  

D ep u tierten k am m er von  v ie r z ig  M itgliedern  bean trag t w erden . D abei muß 

jed es  M itg lied  sein en  S tim m zette l in e in e  a u f  der T ribüne befindliche U rne  

h in ein legen , und e in e  K ontro llkugel, d ie ihm von einem  S ek retä r  dargere ich t  
w ird, in  e ine an d ere Urne.

Am T a g e  nach der A b stim m u n g w erd en d ie  N am en der A bgeordneten, 

die  g est im m t haben, und derjen igen , d ie  s ich  e in es  V otum s en th a lten  haben  
im „Journal O fficiel“ veröffentlich t.

§ 62 . 6. P r io r i tä t .  D ie obigen A usführungen betreffen die g la t t  ohne  

Z w isch en fa ll verlaufende A usarb eitu n g  der G esetze; es können aber verschiedene  

Z w isch en fä lle  w ährend der D eb atten  ein treten . So kan n  z. B. e in e  D eb a tte  

durch die sogen an n te „question préalable“ unterbrochen w erden . D ie G eschäfts

ordnung des S en a ts  bestim m t, daß d ie  ..question préalable, d. h. d ie E rk lärung, 

daß für d ie  A b h a ltu n g  der D eb atte  k ein  gen ü gen d er  G rund Yorliege, jed erze it  

b e a n tra g t w erd en  darf*. D ie  G eschäftsord nung der D eputiertenk am m er  

d agegen  sp rich t sich  dahin aus, daß .d ie  qu estion  p réa lab le  fü r d ie  n icht a ls  

d n n gen d  b ezeiclin eten  F ragen  erst nach ersta tte tem  B erich t der ..Commission  

d in it ia tiv e “ g e s te ll t  w erden kann". A us der V erg le ich u n g  beider T ex te  geh t  

h e n o r ,  daß d ie  „question préa lab le“ im S en at bei je d er  In itia tiv fra g e  beantragt 
w erd en  kann.

D ie „question préalab le“ kann auch b ezüglich  e in es A m endem ents 
g e ste llt  w erden.

W ird d ie  „question préalable" angenom m en, so fä llt d ie  D e b a tte  über die  
vorliegen de F ra g e  aus.

D ie K aup tdebatte  kann auch durch die ,.qu estion s p réjud icielles“ u n ter

brochen werden: es han delt sich  dabei um die E n tsch eid u n g  der F rage, in  

w elch er  R eihe eine A n g e leg en h e it zur D iskussion  kom m en soll. D ie G eschäfts

ordnungen beider Kam m ern bestim m en au sdrück lich , daß  d ie  A n trä g e  a u f



P riorität der H aup tdebatte  vorangehen und deren V erlau f unterbrechen  

dürfen; sie seh en  sogar e in e  bestim m te G attung von F allen  vor. in w elchen  

die P rior itä t de iure zu erk au n t werden muß: so h at e i n e ,,question p réa lab le“ 

die P r io r itä t; ebenso ein A ntrag auf Berufung a u f die G eschäftsordnung; 

T agesordnu ngsfragen  genießen  die Priorität, ebenso w ie  A nträge a u f V ertagung  

einer D e b a tte — letz tere  sind im G rundegenom m enebenfallsT agesordnungsfrage».

D ie  parlam entarische P rax is gew ährt die P rior itä t den A nträgen a u f  

Ü berw eisung e in er  F rage  an  d ie  Komm issionen, denn hier lieg t e ine „question  

préjud icielle1, in  bezug a u f die A bstim m ung über d iese F rage vor.

W as die A m endem ents betrifft, so gehört gew öhnlich  die P rior itä t dem

jenigen. w elch es sich am m eisten  von dem vor der K om m ission in  Vorschlag  

gebrach ten  W ortlau t u n tersch e id et E in  Am endem ent, w elch es einen P unkt 

zu ändern sucht, gen ießt die P rioritä t über ein  A m endem ent, w elch es die 

A ufh eb ung d ieses P u n k tes b ezw eckt.

§ S3. 7. D r in g l ic h k e it .  —  D ie parlam entarische Prozedur w ird durch die  

A nerkennung der D rin g lich k eit w esentlich  vereinfacht. D ie  D rin g lich k eit be

w irk t, -laß die G esetzesen tw ü rfe  und -V orlagen der V erteilungsfrist n icht be

dürfen, und m acht die zw eite  L esun g nicht nötig, >o daß die Kamm er, w elch e  

die D r in g lich k eit besch ließt, ein  G esetz am T age, wo es vorgebracht w urde,

noch annehm en kann.
D ie D r in g lich k eit kan n  bei der E inreichung eines G esetzesentw urfs oder 

ein er G esetzesvorlage, nach Schluß der G eneraldebatte und sogar nach Beschluß  

des Ü b ergan gs zu den einzelnen Pu nkten  beantragt werden, aber sie w ird  

unm öglich, fa lls  die D eb atte  über die einzelnen Punkte bereits angefangen hat.

D ie A nerkennung der D ringlichk eit kann sowohl vom U rheber des G e

setzesen tw u rfs w ie von der R eg ierun g  oder von irgend einem  K am m erm itglied  

v erlan gt werden. Im S en a t muß jedoch ein d iesbezüglicher A ntrag zu Anfang  

einer S itzu ng e in gereich t und am E nde derselben erörtert werden.

W ird d ie  D r in g lich k eit einer G esetzesvorlage  zuerkannt, so w ird ihr die  

zw e ite  L esun g  erlassen ; a lle  A m endem ents und während der D eb atte  b e

a n trag te  E rgän zu ngspunk te müssen топ der Tribüne herab nur gan z kui-z 

und .summarisch begründet werden. F a lls  kein A bgeordneter deren Über

w eisu n g  an d ie  K om m ission verlangt, so hört die V ersam m lung den B erich t

ersta tter  und e n tsc h e id e t ob s ie  diese A m endem ents und E rgänzungspunkte

b erücksich tigen  w ill.
W ird d ie  D r in g lich k eit G esetzesentw ürfen  zuerk annt, so w erden sie  

nicht der „Commission d 'in it ia t iv e / . sondern d irek t an die Bureaus über

w iesen .
D ie G eschäftsordnung der D eputiertenkam m er erk lär t e s  für zulässig , 

daß über G esetzesen tw ü rfe  und -V orlagen, denen die D rin g lich k eit zuerkannt 

w orden ist, sofort, ohne Ü berw eisung an die Bureaus, ohne Prüfung in  der  

Kom m ission, ohne B erich terstattu n g  beschlossen werden soll.

Im S en a t kann d ie  sofortige D eb atte  nur nach ersta ttetem  B ericht und 

a u f sch riftlichen , von 20 M itgliedern  Unterzeichneten A ntrag stattfinden.

D er A n trag  a u f A nerkennun g der D rin g lich k eit kann in der D eputierten-



karom er bis zur A bstim m ung über die G esam th eit des G esetzes, im Senat 

bis zu r  D eb a tte  über die e in zeln en  P u n k te  zurückgenom m en w erden.

§  84. S. P r o t o k o l le  n n d  S i t z u n g s b e r ic h t e .  — D ie V erhandlungen und 

A bstim m ungen beider Kam m ern m üssen nach jed er  S itzu n g  in einem  a u th en 

tischen P rotok olle  verzeichnet w erden . D ie se s  P ro tok o ll wird durch die S ek re 

täre  un ter  der O berleitun g des P räsid en ten  red ig iert: es enthält die In h a lts

an gab e der Reden, sow ie  die E rw äh n u n g  a ller  e in g eg a n g en en  G esetzesen tw ü rfe  

und -V orlagen  und B erichte. Der P rä sid en t hat das R ech t, nur dasjen ige  

verze ich n en  zu lassen , w a s  ihm  zu G ehör gekom m en ist, ohne d ie  E in w illig u n g  

der K am m er d a rf er  jedoch n ichts un terdrücken .

D as P rotok oll der e inen  S itzu n g  w ird  zu A n fan g  der nächsten  von einem  

der S ek retäre  verlesen . Hei Sessionssch lnß oder A uflösung muß das le tz te  

Protokoll verlesen  nnd angenom m en w erd en , bevor die V ersam m lung a u s

ein an d ertr itt, Vor der A nnahm e des P ro tok o lls  d a r f jed es  M itglied das W ort 

ergreifen , um die R ic h tig s te llu n g  des ihn betreffenden T e ile s  zu v erlan gen  : D er  

V ersam m lung kom m t das R ech t zu, die B er ich tig u n g en  des P rotok olls  zu ver

anlassen . D as P ro to k o ll w ird in  z w e i E xem p laren  v er fer tig t: das eine w ird  

in dem K arom erarchiv, das andere in  dem  N a tio n a la rch iv  depon iert.

A u ß er  dem  P rotok oll w ird  durch sj>ezielle Sek retäre, d ie aus W e tt

b ew erb en hervorgehen , ein  für die P resse  bestim m ter  ü b ersich tlicher S itzu n g s

bericht au sgearb eitet. D er o ffizielle  sten ograp h isch e  S itzu n g sb erich t erschein t 

am  T a g e  nach der S itzu n g  im „.Tournai O ffic iel“, er e n th ä lt d ie  W ortlaute  der  

G esetze , der A nträge und der b er ich te .

§ $5. 9. I  b e r g a b e  d e s  G e s e tz e s e n t w u r fs  o d e r  d e r  ( ie s e tz e s v o r ln sr e  

a n  d ie  a n d e r e  K a m m er . —  E in  G esetz  w ird  dann erst gü ltig , w enn beide  

K am m ern sein en  W o rtla u t angenom m en hab en ; deshalb  w ird ein von einer  

K am m er angenom m ener G ese tzesen tw u rf oder G esse tzesv o r la g e  der anderen  

üb erw iesen , um ihrem  Votum  u n terb reite t zu w erden.

H andelt es sich  um eine G esetzesvorlage , so w ird die Ü bergabe von dem  

betreffenden M in ister  besoi-gt, nachdem  der P räsid en t der K am m er ihm ein e  

A bsch rift der angenom m enen V orlage überreicht hat. Um d ie  Ü bergabe zu  

\o llfu h ret), s teh t dem  M in ister  in gew öh n lich en  I* a lle n  e in e  F r is t  von einem  

M onat, in  F ä llen , in  denen a u f D rin g lich k eit erk an n t w orden ist, eine dre i

tä g ig e  Frist zur V erfügung. Sollte der M in ister  d iese  F r is t verstre ich en  

lassen , so besorgt der P räsid en t der K am m er selb er  d ie  Ü bergabe.

H an d elt e s  sich  d agegen  um einen  G ese tzesen tw u rf, so gesch ieht d ie  

Ü b ergab e durch den P räsid en ten  der V ersam m lung, die den E n tw u rf a n 

genom m en hat; er üb erreich t ihn dem  P räsid en ten  d er anderen  Kamm er.

Tn dei zw e ite n  K am m er is t  d ie zu ergre ifen d e  Prozedur genau  derjenigen  

der ersten  gleich, m it dem U n tersch ied  jedoch, daß d ie  F r a g e  der B erück

s ich tigu n g  n ich t m ein en ts teh t; die G ese tzesen tw ü rfe  und -V orlagen w erd en  

in den Bureaus erör ter t; d iese  ern en nen  eine K om m ission, der d ie  B erich t

ersta ttu n g  obliegt. Z w ei nacheinan der folgende L esu n gen  sind w ie  in der  

ersten  Kammer erforderlich, fa lls  n icht a u f D r in g lich k eit erk a n n t wird.



L ehnt d ie  zw eite  K am m er klipp und klar einen von der ersten  an

genom m enen G ese tzesen tw u rf oder -V orlage ab, so darf das betreffende Projekt 

n ich t vor A b lau f von drei M onaten, und zw ar a u f In itia tive  des Parlam ents, 

w ied er  e in geb rach t werden. Nimmt die zw eite  Kammer den G esetzesen tw u rf 

oder die G esetzesvorlage an. bringt aber gew isse  Ä nderungen in denselben an, 

so muß sich die erste K am m er w iederum  mit der A ngelegen h eit befassen: 

ändert s ie  nun den ihr überw iesenen W ortlaut, so muß er nochm als der  

anderen Kamm er unterbreitet w erden, und so w eiter, bis beide Kamm ern sich  

über einen W ortlau t g ee in ig t haben.

Droht d ie  U nein igk eit der Kammern sich  ins Unbestim m te auszudehnen. 

so kann jede von ihnen eine sp ezie lle  Kommission ernennen. D iesen beiden  

K om m issionen lieg t es ob. E in igu ng  über einen gem einsam en W ortlau t zu  

erz ie len : jed e  von ihnen ei s ta tte t darauf ihrer Kamm er B erich t; d ie  K am m er 

verh an d elt über den neuen W ortlaut, wobei ihr das R echt Vorbehalten bleibt, 

ihn zu  ändern oder abzulehnen. Im N otfälle wandert der W ortlaut nochm als 

zur ändern K am m er hinüber.

N im m t die zw eite  Kam m er den von der ersten angenom m enen W ortlaut 

des G esetzes ohne Änderungen an, so ist das G esetz som it vollkom m en aus

g earb eite t. Ks braucht nur noch durch den Präsidenten der Kepublik be

k an n t gegeb en zu w erden ').

Haben d ie  beiden Kamm ern ein G esetz angenom men, indem sie  für den  

gle ich en  W ortlaut stim m ten, so kann der Präsident der Republik in einem  

m otivierten  Schreiben den Senat und die D eputiertenkam m er um eine neue 

L esu n g  ersuchen, und d iesem  V erlangen ist unbedingt R echnung zu tragen *i. 

D ie  Bureaus ernennen darauf eine Komm ission, und nach von d ieser er 

sta tte tem  B ericht wird zu e in er  neuen L esun g geschritten .

Jed e  Kamm er d arf d ie  M einung gew isser  K örperschaften, G erichtshöfe  

oder H andelskam m ern, bezüglich  eines G esetzesprojekts einholen. Auch kann  

der S taatsrat zur M itarbeiterschaft an einem  G esetz herangezogen werden. 

Im organischen G esetz vom 24. Mai 1872 (§ b , Abs. I) hieß es. daß „der Conseil 

d’E tat seine M einung über die der parlam entarischen In itia tive  entsprießenden  

Projekte, die die N ationalversam m lung für angebracht hält, ihm zu un ter

breiten . ab g ib t“. Abs. 2 fü gte  hinzu, daß .d e r  Conseil d'Ktat seine M einung 

über R egierun gsvorlagen, d ie  laut einem  speziellen  Dekret ihm zu  unterbreiten  

sind, ab g ib t“ .
D iese  B estim m ungen wurden zu einer Zeit getroffen, wo in F rankreich  

ein e  e in zige K am m er vorhanden war, es wird aber gew öhnlich  angenom men, 

daß s ie  g eg en w ä rtig  a u f beide Kammern anw endbar sind. Ü brigens besitzt 

d ie M einung des S taatsrats k eine bindende K raft. W ird Abs. 2 des § 8 a n 

gew andt. so kann ein M itglied  des S taatsrats von der R egierung b e

auftragt w erd en , als R egierungskom m issar eine, G esetzesvorlage vor den 

Kam m ern zu verteid igen . E s  ist zu bedauern, daß die Kammern n ich t öfter

1 ) S. oben.
2) Yerfrssungsgcsetz vom lfi. Juli 1ST5. §7.



den R a t des S ta a tsra ts  e inholen . S e in e  M itg lied er , in  a llen  ju ristischen  

S c h w ier ig k e iten  erfahren e S p ez ia lis ten , w ürden den G esetzen  einen präzisen  

ju ristisch en  W ortlau t s ich ern , und ihnen den sich  m anchm al unter den einzelnen  

B estim m un gen  bem erkbar m achenden W iderspruch ersparen.

§ 86 . 10. V e r j ä h r u n g  d e r  G e s e tz e s e n t w ü r fe  u n d  -V o r la g e n . — Haben  

sich d ie  K am m ern w ährend e in er S essio n  n ich t über den W ortlaut e in es G e

se tze s  e in igen  können, so verjähren  ihre A rb eiten  durch d en  Schluß der Session  

trotzdem  nicht.

D a g eg en  verjähren  a lle  n icht en d g ü ltig  angenom m enen G esetzesen tw ü rfe  

und -V orlagen , fa lls  d ie  D ep u tierten k am m er im gan zen  n eu b esch ick t w erden  

soll, g le ic h g ü lt ig  ob in fo lge  e in er  A uflösung oder der sich  v ierjährlich  w ied er

holenden N euw ahlen . W ill d ie  neue K am m er d iese  P ro jek te  w ied er  auf- 

nelim en, so h at s ie  dabei den üb lichen W eg  der p arlam entarischen  Prozedur  

von vornherein  ein zu sch lagen .

B is  zum J a h re  1S94 u n terlagen  auch der V erjährung d ie  von der  

D ep u tierten k am m er angenom m enen G esetzesen tw ü rfe , fa lls  s ie  n icht vor A b 

la u f ihrer L eg isla tu rp eriod e  dem  S en a t üb erreich t w orden w aren  und den 

G egen stan d  e in es ihm  e r s ta tte te n  B er ich ts  g e b ild e t h a tten . F ü r  d ie  G esetzes

vorlagen  w aren  d ie  B estim m un gen  m ild er: um sie  vor der V erjährung zu 

sch ü tzen , g en ü gte  es, daß d ie  D ep u tierten k am m er sie  vor A b la u f ihrer  

L eg isla tn r  angenom m en haben so llte .

S e it dem 10. D ezem b er 1S94 g e lten  für die G ese tzese in w ü rfe  d ie  g le ich en  

B estim m un gen w ie  fü r  d ie  V orlagen : an d iesem  T a g  hat der S en at deu  

§ 127 sein er G eschäftsord nung w ie  fo lg t g e ä n d e r t: „D ie  aus der parlam en

tar isch en  In itia t iv e  hervorgeh en d en  G ese tzesen tw ü rfe , d ie  durch die D ep u 

tierten k am m er angenom m en und vom  P räsid en ten  d ieser Kam m er dem S en a ts 

präsid en ten  e in gereich t w orden sind, werden gem äß den für die R eg ieru n gs

vorlagen  ge lten d en  R egeln behan delt, und u n terliegen  der P rüfung  seiten s des  

S e n a tes  se lb st nach der N eu b esetzu n g  der D ep u tierten k am m er“.

D ie  angefü hrten  B estim m un gen  b ezieh en  sich  natürlich  n icht a u f den 

S enat, w eil d ieser n iem als im gan zen  neu b e se tz t w ird.

§ 87. 11. A u fh e b u n g  d e r  G e s e tz e .  —  E in  G esetz  ist ob ligatorisch  a n 

w endbar, so lange es n icht aufgehoben w orden is t;  d ie  A u fh eb u n g  e in es G e 

se tze s  kann nur durch ein  anderes G esetz  erfo lgen , fo lg lich  fä llt s ie  ins 
R e p o r t  der g esetzgeb en d en  G ew alt.

D ie  A u fh eb u n g  kann ausdrücklich  oder stillsch w eig en d  sein : sie  ist a u s 

drück lich , fa lls das neue G esetz  in form eller W eise  das a lte  für n icht länger  

g e lten d  erk lä r t; s tillsch w eig en d  ist sie, fa lls  die B estim m u n gen  des neuen und 

des a lten  G esetzes sich g e g en se itig  ausschließ en . N ur a llzu  oft w ird d ie  A u f

heb u n g in  un deutlicher Form v erh än gt, e tw a  w ie: „H ierm it w erden aufgehoben  

d ie P aragrap h en  . . .  des G ese tzes  vom . . . . ,  w ie  überhaupt a lle  dem vor

liegenden  G esetze w idersprechenden B estim m u n gen “. D era rtig e  A usdrucks

w eisen  sind v ie l zu unklar und öfters veru rsach en  s ie  S ch w ier igk e iten  bei der  

L ösu ng der F ra g e , ob d ie  B estim m un gen  des a lten  und des neuen  G esetzes  

sich g e g en se itig  ausschließen oder n ich t. D iese  M ißverstän dnisse w ären  le ich t



zu verm eiden, fa lls  der G esetzgeber jedesm al deutlich angeben w ollte , w elch e  

B estim m ungen eines G esetzes  aufgehoben w erden. Im Jahre 1SS1 w urde ein  

d ah in zie len d er G ese tzesen tw u rf in der D eputiertenkam m er eingebracht: „W ird  

eine bereits  g ese tz lich  gereg e lte  F rage zum G egenstand eines neuen G esetzes  

so muß das neue G esetz d ie  in K raft bleibenden Bestim m ungen des a lten  in  

seinem  T ex t en th alten . I s t  das neue G esetz led iglich  die Ä nderung eines  

T eils  e ines bereite  bestehenden G esetzes, so wird es unter deu  E in z e l

bestim m ungen von jenem  angefü hrt“. D ieser E n tw u rf w urde aber leider  

nicht a n gen om m en 1,'.

§ SS. B . A u s a r b e itu n g  d e r  F in a n z g e s e tz e . — l ’nter F in an zgesetz  wird 

verstanden en tw ed er ein  G esetz  betreffend Staatseinnahm en, w ie A nleihen oder 

Steuer)!, oder betreffend S taatsausgaben , B ew illigung von K rediten, schließlich  

auch das B udget, d. h. das jährliche G esetz über Staatseinnahm en und -A us

gaben . D as V erfassungsgesetz  vom 24. Februar b7f> hat sich über diese G e

setze  in seinem  § S folgenderm aßen ausgesprochen: „Dem Senat kom m t mit 

gleichem  lie c h te  w ie der Deputiertenkam m er die In itia tive  und die A u s

arb eitu n g  der G esetze  zu. D ie  F in an zgesetze  jedoch müssen zu erst der 

D eputiertenkam m er vorgeleg t und von ihr angenom m en w erd en“. D ieser  

T e x t  hat zu versch iedenen  D eutungen Anlaß gegeben , indem die einen b e

haupteten , daß der Senat das H echt habe, das von der D eputiertenkam m er  

angenom m ene B u d get im g an zen  oder te ilw e ise  zu verw erfen, n ich t aber, ein  

neues oder e inen  von der D eputiertenkam m er abgelehnten K redit zu  b e 

w illigen ; die anderen dagegen  w aren der M einung, daß der angefü hrte  T ext 

der D eputiertenk am m er led ig lic li e in e  P riorität bezüglich der Prüfung und 

der A nnahm e des B udgetgesetzes gew ähre.

G leich  nach dem In k rafttreten  der V erfassung vom Jahre 1875 e n t

standen M ißverständnisse unter den beiden Kamm ern bezüglich der T ragw eite  

des § S. Die F inanzkom m ission des Senats h atte  d iç  A ufrechterhaltung g e 

w isser K redite beantragt, und der S en a t h a tte  diesen Beschluß angenom m en. 

Am 2S. D ezem ber 1S76 befaßte sich  d ie  D eputiertenkam m er m it d ieser A n 

gelegen h eit. G am b etta , der dam alige V orsitzende der Budgetkom m ission in  

der Kammer, s te llte  die B eh auptung  auf, daß der S en at von der K am m er 

n ich t angenom m ene K red ite  n icht zu  bew illigen  verm öge, daß eine ähnliche  

In itia tive  ihm w eder durch den § S noch durch die vorhergehenden verlieh en  

w orden w äre: a u f Grund dessen beantragte er. d ie  von dem S en at geänderten  

P u nkte des B u d gets n icht in B etracht zu ziehen und von einer D iskussion dar

über abzusehen. T rotzdem  beschloß die Kammer, zur D eb atte  über d ie  e in 

zelnen  P u n k te  überzugehen, s ie  b ew illig te  sogar e in ige  vom S en at erhöhte  

K redite. D er S en at nahm  w iederum  die von der Kamm er eingebrachten  

Ä nderungen an. Seitdem  ist die prinzip ielle  F rage  m ehrerem ale in  den 

Kamm ern aufgew orfen , aber niem als entschieden w orden: die K onflikte w urden  

stän d ig  durch g eg en se itig e  K onzessionen ausgetragen.

D och sch ein t d iese F ra g e  sehr einfach  zu liegen ; s ie  is t  im  V erlaufe

1) E. P iorrc, 6. Bibliographie.



d ieser  A bhandlung erörtert w orden, und w ir  sind der festen  Meinunsr. daß $ s  

des V erfassu n gsgesetzes vom 21. F eb ru ar  1S7;> der I 'ep iitierten k an m ier  led ig 

lich ein  P rior itä tsrech t in b ezu g  a u f die A u sarb eitu n g  der F in a n z g e sd z e  ver 

le ih t, dah ingehend, daß dem  Senate, in d iesen  F ra g en  das R ech: der d irekten  

In itia t iv e  n icht zu steh e , daß er aber v o llstä n d ig  b erech tig t sei. A m endem ents  

zu d en  G esetzesen tw ü rfen  nnd -V orlagen , über die von der K am m er bereits  ver

han delt w orden und d ie nun vor ihn  kom m en, vorzu bringen .

l.m  diese s tr e it ig e  F rage en d g ü ltig  zu b»sen, h a tte  die R eg ieru n g  es vor

gesch lagen , bei der V erfassu n gsrev ision  vom J a h re  I8S1 auch den fraglichen  

Paragraphen  e in er P rüfung  zu un terziehen . D ie  D ep u tierten k am m er stim m te  

d iesem  A ntrage zu, d er S e n a t leh n te  ihn  ab er  ab, so daß § 8 des V erfassungs

g e se tz e s  nicht rev id iert w urde; die R ech tsfrage  b leib t dem gem äß th eoretisch  

im m er noch offen.

Obschon d iese  F rage  eher ins G eb iet des V erw altu n gsrech ts  gehört. sei 

es h ier  g le ich  b em erkt, dali das B udget a lljäh rlich  von den Kam m ern an

genom m en w erden soll; gew isserm aß en  b e te ilig t  s ich  a lso an dessen  A us

arb e itu n g  auch das V olk, obw ohl n ich t in d irek ter  W eise . D ieser  Brauch be

steh t. abgeseh en  von einer U n terb rech u n g un ter  dem ersten  K aiserreich , se it  

der großen  R evolu tion  *). D ie se s  V orrecht der K am m ern in b ezu g  a u f das B udget 

wird durch § 174 d es S tra fgese tzb u ch s ( ,c o d e  p én a l“) g e sich ert: „Eis w erden  

bestra ft: alle  B eam ten  („fonctionn aires et offeiers publics'*) und ihre B eau f

trag ten , a lle  E in n eh m er von S teu ern , T a xen . A bgaben, öffen tlichen  und G e

m eind esteuern , ebenso w ie  deren  B ea u ftra g te , d ie  das D e lik t der B estechun g  

(„concussion“) begehen, indem  s ie  G elder in E m pfang nehm en, verlangen, oder  

e in zu z ieh en  anordnen, von denen es ihnen b ek an n t ist, daß sie n icht als Steuern. 

I a ie n ,  A bgaben, öffentliche und G em eind esteuern  ein zu zieh en  sind, oder de:i 

B etra g  derselben  üb ersteigen . D ie  verh än gte  S tra fe  ist G efängn is für die B e

am ten  und H aft für der^n B eau ftrag te , und z w a r  von z w e i b is  zu fü n f Jahren, 

w enn die G esam theit der e in gezogen en  G elder m ehr a ls  300 F rau k en  beträgt* .

E s w ird alljährlich  im  B u d g etg esetz  bestim m t, daß a lle  P ersonen , w elch e  

d irek te  oder in d irek te  Steu ern  and ers a ls  nach V orschrift des F in a n zg ese tzes  

einnehm en, a ls  der B estechun g  sch u ld ig  v erfo lg t w erden .

A ndererseits dürfen d ie  M inister k e in e  A u sgab en  außer den b e w illig ten  

m achen oder neue A usgaben anordnen, bevor ein E rgän zu ngskred it ihnen g e 
w ä h r t worden ist.

D ie  A usgaben w erden 1 ite l für T ite l b e w illig t , so daß ein  für einen  

bestim m ten Z w eck  g ew a h rter  K redit zu einem  anderen n icht verw en d et w erden  

darf. D ie B u d g etg esetzesv o r .a g e  w ird vom F in a n zm in ister  a u fg este llt, sow ohl 

iir d ie  E innahm en w ie für d ie  A u sgab en ; er s te llt  d ie  von den anderen

• in ister ien  ihm e in gereich ten  B erechnungen von A u sgab en  zusam m en. F ü r  die  

erechnu ng der E innahm en w erden gew öh n lich  d ie  E rgeb n isse  des vorletzten

• ahres zugrunde g e le g t, denn über d iese  lieg en  die le tz ten  B eleg stü ck e  vor.

n-ori n! ! LtC\  ? fm ■̂ гс‘еп ^ ‘К1ШС Killten die Steuern von deu (icncralsUïmlen bewilligt 
lieh he-™ -* Ге , t l * wtm*en 4'e bi? г un. Jahre 17**!) nicht mehr berufen. Tatsäch- 

Uc >tpl"rangelegenheiton in deu Händen der königlichen Regierung.



D as B u d get soll vor A nfan g des R echnungsjahres b e w illig t sein ; ist es 

iif-ch nicht angenom m en, so  w erden provisorische Z w ölfte ile  („d ouzièm es“) be. 

w illig t, für d eren  B erechnung die A usgaben und d ie  E innahm en des vorigen  

B udgets m aßgebend sind.

Sind d ie  ta tsäch lich  erhaltenen K innahm en geringer als die vom B udget 

vorausgesehenen, so muß die R egierung die Kamm ern um B ew illig u n g  von E r

gän zu n gsk red iten  ersuchen: w erden neue K redite aus un vorh ergesehenen  

G ründen notw end ig , so heißen sie „außerordentliche K red ite“.

D ie A usführung des B udgets, nam entlich die E inziehung von Steu ern  und 

der G ebrauch der K redite, kommt der vollziehenden G ew alt zu. Es dürfen  

k e in e  A usgaben ohne, eine Z ahlun gsan w eisun g eines M inisters (..ordonnance de 

paiem ent1, i oder eines zuständigen  Beam ten (.m an d at de p a iem en t“) gem acht 

w erden; nur g eg en  V orw eisung d ieser B elegstücke w erden G elder aasgezah lt.

D ie K ontrolle über d ie  A usführung des B udgets w ird von den Kamm ern  

und von der R eclm ungskam m cr („Cour des Comptes“) gehandhabt. D er F in a n z

m in ister hat a lljährlich  eir.e G esetzvorlage bezüglich  der endgü ltigen  Er

led igu ng  des B udgets des letzten  geschlossenen R echnungsjahres e inzureichen . 

D iese  V orlage ist unter dem Namen des .R eehnu ngsgesetzes"  f . lo i  des com p

te s 1-j bekannt.

II. Verfassungegebende Funktionen.
§ S9. D ie  le id e n  K am m ern haben das Hecht, eine R evision  der V er

fassung zu b ean tragen ; um d ieselbe vorzunehm en, vereinen sie  sich  zu einer  

N ation alversam m lu ng (s. u n teu : ..V erfassungsrevisionen").

III. Kontrollfunktioncn der Regierung gegenüber.
§ 90. D ie  Kammern führen die K ontrolle über alle H andlungen der  

vollziehenden G ew alt; die K ontrolle äußert sich in Fragen und Interpellationen; 

die Kamm ern können parlam entarische E nqu eten  zum Z w ecke der Kontrolle 

von adm inistrativen  M ißbrauchen veran sta lten; g ew isse  V erträge m üssen von 

ihnen angenom m en w e id e n ; sie erhalten  M itteilungen über in ternationale  

K onventionen.
A lle  d iese  B efugnisse sind ausführlich  erörtert w orden; h ier  seien sie  

nur kurz erw äh nt.

IV. Administrative Funktionen.
§ 91. D ie se  bestehen in der K ontrolle und der Vorm undschaft, die das 

P arlam en t über w ich tige  adm in istrative M aßnahmen führt, nnd äußern sich  

am häufigsten in den sogenannten ..lois d in térêt local*', d. h. in G esetzen, die  

vornehm lich bestim m te D epartem ents oder Gemeinden betreffen: sie w erden  

in der für andere G esetze üblichen Form nach B erichterstattu ng seiten s der  

zuständigen  K om m ission angenom m en. So z. B . is t  die pai lam entarische  

G enehm igung erforderlich, um den G em eindeeinrichtungen (H ospizen. K ranken

häusern) eine A nleihe zu erm öglichen, die allein  oder in \e r b in d u n g  m it 

anderen noch n icht gelöschten  Schulden die Summe von 500.000 tr a n k e n  über



s t e ig t 1). B esch ließ t ein  G em eind erat. e in e  A n le ih e  von m ehr a b  e in er Million 

zn m achen, so kann ihm d iese  erst durch ein  G esetz  g e sta tte t  w erden-;, 

ebenso w ie  d ie  E rh öh u n g  d er G em ein d esteu er  („octroi") für W ein  und 

h y g ien isch e  G etränke. G ew isse  g ese tz lich  b estim m te G em eind eratsbeseh liisse  

bedürfen  eb en fa lls  e in er B es tä t ig u n g  a u f dem  W eg e  der G esetzgebun g. A ls 

zu d iesem  G ebiete  gehörend kann noch das G ese tz  vom l . J u l i  1901 über die 

A ssoziation en  erw ä h n t w erden , w onach  k e in e  K on gregation  ,,ohne ein e  gesetzlich  

e r te ilte  E rlaubnis geb ild et w erd en  darf: das G ese tz  h a t dabei a lle  B ed ingun gen  

ihrer F u n k tion ieru n g  zu b estim m en“.

V. Spezielle Funktionen der Deputiertenkammer.
$ 92. E s  ist früher d a rg e leg t worden, daß der P rä s id en t d er  R epublik, 

im  P a lle  daß er sich zu veran tw orten  hätte , nur der R ech tsp rechun g  des 

S en ats  sich  u n terz ieh en  m ü ß te 3): ab er  die D ep u tierten k am m er a lle in  kann  

die A n k lage  g e g en  ihn erheben . D as Y erfa ssu n g sg ese tz  vom  10. J u li 1S75 

en th ä lt ausdrück liche B estim m un gen  darüber, und fü gt h in zu : ,.w eg en  in 

A usübung ihres A m ts b egan gen er  V erbrechen können d ie  M in ister  von der 

D eputiertenk am m er a n g e k la g t w erd en ; in d iesem  F a lle  fu n giert der Senat  
a ls  G erich tsh of ').

A us diesem  G esetze g e h t  d eutlich  hervor, daß der D eputiertenk am m er  

nur das K echt, gegen  den P räsid en ten  der R ep u b lik  und die M inister die  

A n k lage  zu erheben, zu steh t, daß s ie  ab er  k e in e sw eg s  das R echt sie zu 
rich ten  besitzt.

D er P räsident der R epublik  d arf von kein er  anderen A u toritä t außer 

der D eputiertenk am m er a n g e k la g t w erd en , d a g eg en  u n terliegen  die M inister  

der sonstigen  G esetzgeb u n g , und ein  V erfahren  g eg en  sie kann von der 

S taa tsan w altsch a ft gem äß den B estim m ungen d er  Strafprozeßordn ung ..code 
d instruction crim inelle“) e in g e le ite t w erden.

VI. Spezielle Funktionen des Senats.
§ 93. 1. D er  Senat h a t dem P räsidenten  der K epublik  sein e M einung  

b ezüglich  der A u flö su n g  der D ep u tierten k am m er m itzu te ilen ; d iese  M einung  

hat b indende K raft, heiß t es doch im G esetz : „der P rä sid en t d er  R epublik  

kann d ie  D eputiertenk am m er vor A blau f ihres M andats a u f lösen , fa lls  er  

die Z ustim m ung d es  Sen ats zu d ieser  M aßnahme e rh ä lt '1/ 1. Die N otw en d igk eit, 

den K at des Senats einzuholen , is t  eine G aran tie  geg en  d ie  W illk ü r  des 

Staatsob erhau pts, und v er le ih t dem E ntsch luß  d es P rä sid en ten , fa lls  d ie  A u f

lösung sich w irk lich  aïs n otw en d ig  erw e isen  so llte , e in e  größere A utorität.

A ls die K am m er im Jah re  1877 au fgelöst w urde -  ■ der e in z ig e  F a ll se it  

dem J a h r e  1875 —  w ar d ie  Prozedur d ie  fo lgend e: am 16. J u n i 1S77 r ich tete

1* Geeetz vom 5. April 1SS4, § 119.
2) ibid. § 143.

3) S. oben: Verantwortlichkeit des Präsidenten der Republik
4) § i:.

\  erfassun^gesetz vom 25. Februar 1475, § 5.



der P räsident der R epublik an den Senat e in  Schreiben, w orin es hieß, daß  

.d e r  P räsid en t der R epublik  den Senat davon verstän d igt, daß er au f Grund 

des § 5 usw . d ie D eputiertenkam m er aufzulösen beabsichtigt und den Senat 

um dessen Z ustim m ung ersu ch t“ .

D ie von den Sen atsb u reau s ernannte K om m ission prüfte die F ra g e  und 

s te llte  den A ntrag, fo lgende R esolution anzunehm en:

,,Auf Grund des Schreibens („m essage“) des H errn P räsidenten  der  

R epublik, w orin er den S en a t von sein er Absicht, die D eputiertenkam m er  

aufzulösen, in K enntnis setzt und ihn um seinen vom § 5 des G esetzes über 

die öffentlichen G ew alten  vorgeschriebenen R at ersucht, erteilt der S en at dem  

V orsatz des P räsid en ten  d er R epublik  seine Zustim m ung“.

D ie D r in g lich k eit w urde verh ängt und nach der D eb atte  vom 21. und 

22. J u n i w urde die R esolution angenom m en. Am 25. Jun i üb erreich te der  

M inister des Innern das präsidentie lle  D ekret dem Vorsitzenden der D ep u tierten 

kam m er. w elch er es vorlas, seinen E m pfang im Namen der K am m er b e

s tä tig te  und d ie  S itzu n g  fü r aufgehoben e rk lä r te 1).

2. S o llte  d ie  Präsidentschaft der Republik zu einer Z eit frei w erden  

wo d ie  D eputiertenkam m er a u f Grund des § 5 des G esetzes vom 25. Februar. 

1S75 aufgelöst wäre, so m üßten die W ahlk o lleg ien  sofort berufen w erden  

und der S en a t rech tsk rä ftig  zusam m entreten ’)“. In solchem  F a lle  dürfte der  

Sen at b is zum Z usam m entritt der neuer. D eputiertenkam m er keine g e se tz 

gebende T ä tig k e it ausüben, er könnte nur den provisorisch m it der A usübung  

der vollziehenden G ew alt beauftragten  M inisterrat überw achen und kontrollieren .

3. D er S en a t kann zur ..H aute Cour de Justice“ (Oberster G erichtshof; 

k on stitu iert w erden.

V i e r t e s  K a p i t e l .

Die „Haute Cour de Justice“ (Oberster Gerichtshof).

§ 91. Z u s tä n d ig k e it .  D ie  V erfassung vom .lahre 1875 bestim m t, daß 

der S en at als O berster G erichtshof, ,.H aute Cour de Justice*', fungieren kann, 

um im  vorkom m enden F a lle  über den P räsidenten  der R epublik, d ie M inister, 

sow ie  über son stige  Bürger, d ie  gegen  d ie  S icherheit des S taa tes  verbrochen  

haben, G erich tstag  zu halten .

Beim  ersten  B lick  m ag es absonderlich erscheinen, daß der Senat diese  

aussch ließ liche R echtsprechung ausübt, und som it in d ie  B efugnisse der ordent

lichen G erich te  gew isserm aßen  eingreiit. Das In stitu t e ines O bersten G erich ts

hofs findet s ich  aber sowohl in den m odernen französischen V erfassungen, 

w ie auch in denjen igen  der R evolutionsperiode, die doch m i: besonderem  

Nachdruck den S tan d p u n k t durchzusetzen bestrebt waren, daß keiner der  

R echtsprechung der zuständ igen  G erichte en tzogen  w erden dürfe.

G eändert h a t sich seitdem  nur der Bestand der „H aute Cour d e Justice*-; 

nach den V erfassungen der Jahre 1791, III, M i l .  1S4S. lS a 2  und 1870

ii S. F.. P ie r r e , loco citato- 
Î) VerfaasunffAgcsctz vom 'Л Juli b"5, § S.



bestand diese au sM itg lied ern  d esK a ssa ta tio n sh o fs . u n terstü tzt vor.G eschw orenen  

Çhauts-jurés*'). d ie  en tw ed er  durch die W äh ler  der D ep artem en ts bestim m t 

(1791 und J a h r  III) oder nach der „ lis te  nationale*' (Jah r  V III;. oder 

sch ließ lich  un ter den ..conseillers généraux*' (1S4S, lSf>2. 1S70) gew äh lt  

w urden. D ie V erfassungen  der J a h re  1S40 und IS15 verlieh en  der P airs-  

kam m er die B efu g n isse  e in es  O bersten G erichtshofs. A u f d iese  W eise  hat das 

In stitu t e in er  „H aute ( ’our d e Justice"  seit d er  großen R evolu tion  un unter

brochen in F ran k reich  b estanden , und d ie  V erfassu n g  vom Jah re  1S75 hat 

in  d ieser  B eziehu ng die a lth ergeb rach te  T rad ition  fo r tg esetzt .

E s  können fo lgend e G ründe für d ie  R ech tfer tig u n g  d ieses In stitu ts  
vorgeb rach t w erden:

^ or  a llem  bedürfen d ie  g eg en  d ie  S ich erh e it des S ta a te s  ausgeführten  

V erbrechen, in fo lge  ihrer großen W ic h tig k e it  und ih rer dam it verbundenen  

G efährlichk eit, besonderer M aßnahm en zu ih rer  A bw ehr.

A n d ererse its  aber w ird  dadurch d iesen  V erb rechen  ein e  gerech tere  und 

m öglich erw eise  sogar p arte ilo sere  B estra fu n g  gesich er t. E s  w äre in der T at 

zu befürchten , daß von der vo llz ieh en d en  G e w a lt m ehr oder m inder ab h än gige  

R ichter sich en tw ed er  a ls  zu m ilde oder zu s tren g  erw eisen  w ürden: die 

S e lb stä n d ig k e it des O bersten  G erich tshofes, v ie lle ic h t  gerad e  w e il er aus 

einer großen A n zah l von M itg lied ern  b esteh t, sch e in t d a g eg en  vollkom m en zu 

sein . E ig en tlich  ist er k e in  A u sn ah m egerich tsh of, w ie  e tw a  die unter dem  

A ncien  R eg im e fu ngierend en  „Commissions", d ie  e ig en s zur A bhaltung des 

G erich ts über e inen  ein ze ln en  M enschen w e g e n  e in es  e in ze ln en  V erbrechens 

e rr ich tet und nach beendigtem  A u ftrag  sofort au fgelöst w urden: die r H aute  

C our-  is t  ein stän d iges  In stitu t , denn sie ist ja  der Senat selb er: dieser  

s tä n d ig e  C harakter w ird noch durch § tj des G esetzes vom 10. A pril 1S89 

h e n o r g e h o b e n : danach hat der S en a t a lljäh rlich  eine aus neun M itgliedern

besteh en d e K om m ission zu beste llen , w elch er  im vorkom m enden F a lle  die 

I n te r su c h n n g  für d ie  r Flaute Cour de J u s t ic e “ ob lieg t. —  D ie öffentliche  

M einung jedoch b etra ch te t d ie  „H aute Couru m eisten s  n ich t a ls  parteilose  

R ech tsp rechun g: d a  s ie  aus po litisch en  P ersö n lich k e iten  g eb ild e t ist und über  

p olitisch e  \  erbrechen zu u rte ilen  hat, w ird angenom m en, d aß  s ie  es  auch  
nach politischen M otiven tut.

D er  O berste G erich tshof is t  in folgenden F ä llen  zu stän d ig :

1. H r  a ller le i \  erfahren  gegen  den P rä s id en ten  der R epublik , sei es. 

daß er  des H ochverrats oder e in es V erstoßes g eg en  das gew öh n lich e  Recht, 

(V erbrechens oder D elik ts), besch u ld igt w ird .')

D em  P räsid en ten  der R epublik  gegen ü b er  übt d ie  ..H au te  C o u r  eine a u s

sch ließ lich e  R ech tsp rech u n g  aus: „gegen  den P räsidenten  der R epublik“, 

heißt es in der V erfassung, „darf nur die D ep u tierten k am m er die A nklage  

erheben, und nur der S en a t is t  a ls G erich tsh of zu stä n d ig “.

§ 12 S С>Г̂аТ иП̂ е$с>"г vom *ebruar 1 ‘‘75, § 6 und Vetfassimgïge*ctz vom 16 .luli ls75, 
i, ' ~ u S' ° t)en un,Pr ’ Verantwortlichkeit des Präsidenten der Republik“, dawlbs: 

nähere Bezeichnung des Begriffs .Hochverrat-.



2. F ür V erfahren gegen  die M inister w egen  Verbrechen, die s ie  in 

A usübung ihres A nus begangen haben, fa lls die A nklage seiten s der D epu- 

tiertenkaram er erhoben worden i s t  E s sei h ier daran er in n ert daß d ie  ordent

lichen  G erich te  m it g le ich em  R echte w ie die ..H aute Cour“ V erfahren gegen  die  

M inister eröffnen d ü r fen 1).

3. Ftir V erfahren gegen  jed e  eines gegen  die S icherheit des S taates  

begangenen V erb rechens beschuldigte Person . In diesem  F a lle  wird der  

S en at durch ein  vom P räsid en ten  der R epublik im M inisterrat beschlossenes  

D ekret zur ..H aute Cour de J u stice“ konstitu iert. D ie  ordentlichen G erichte  

sind ebenfalls in  d iesen  Sachen zuständig, das erh ellt aus § 12 (in fine) des  

V erfassu n gsgesetzes vom 16. J u li lb 75: „ ist die U ntersuchung durch die  

ordentlichen  G erichte e in g e le ite t worden, so kann der den SeD at berufeede  

B efeh l b is zum  „renvoi“ (Ü berw eisun g) erlassen werden", das heißt, bis zum  

B efeh l der ^Chambre des m ises en accusation“ (Anklagekam m er), wodurch der 

B eschuld ig te  dem S ch w u rgerich te  (.,Cour d’assises‘:> überwiesen und der U nter

suchungsrichter en tla stet wird.

W;is wird unter „A nschlag auf die Staatssicherheit*’ verstan den? Es wird 

gew öh n lich  angenom m en, daß alle  iu  deu §§ 75 bis 10$ des .cod e  pénal“ er

w ähnten  V erbrechen der G erichtsbarkeit der „H aute Cour1* unterliegen. L etztere  

h a t sich  in zw e i E rk lärungen (vom 14. A ugust 18S9 und vom 13. Novem ber 

ls 9 9 )  auch für diejenigen  F ä lle  a ls  zuständig  bezeichnet, w o es sich n icht 

um A tten ta te , d. h. um ausgeführte  oder versuchte A nschläge gegen  die  

S ich erh eit des S taates, sondern nur um V erschw örungen handelt, d. h. um 

eine zw ischen zw ei oder m ehreren Personen getroffene V erabredung, einen An

sch la g  aiiszufiihren.

D ie E rk läru n g  vom 14. A ugust 1889 en th ä lt folgende Begründung:

. . . . . .  in A nbetracht dessen, daß das W ort „A tten tat1* hier in seinem

w eitesten  S in ne aufgefaßt w ird: daß d iese Bestim m ung früheren V erfassungen, 

nam entlich  denen der Jahre 1514 und 1830 entnom m en ist; daß sie beständig  

in  dem  Sinne ged eu te t worden ist, daß die „H aute Cour de Ju stice“ für jede  

A rt vor. A nsch lägen  zuständ ig  sei, näm lich auch für V erschw örungen, w ie  für 

alle  H andlungen, die die äußere nnd innere S icherheit des Staates gefährden  

können (V erbrechen, die im Kap. I. T ite l I. Buch III des .cod e  pénal“ vor

geseh en  sind); daß die E inschränkung der Z uständigkeit der „H aute Cour*’ 

a u f den e inzigen  im § 87 d es code pénal2) erw ähnten F a ll mit der Erklärung  

ihrer U n zu stän d igk eit bei F allen  von augenscheinlicher G efährdung der 

Sich erh eit des S taates, nam entlich nach außen hin, g leichbedeutend w äre; 

daß g esetzt deu  F all, die „H aute Cour“ h ä tte  die A ngek lagten  des An

sch lags, w ie er  im § 87 des code pénal definiert wird, für unschuldig

li S. oben „Strafrechtliche Verantwortlichkeit der Minister'.
2i § 67 des rode pénal lautet folgendermaßen: .Mit Verbannung in einen befestigten 

Ort wird jeder Anschlag i Attentat) bestraft, dessen Zweck die Vernichtung oder die Änderung 
der Regierungeform oder des ThronfolgerecbU, wie auch die Anstiftung der Burger oder 
Kinwohner zur bewaffneten Auflehnung gegen die kaiserliche (>ewalt ist : — § !>>. ,Die Aus
führung oder der Versuch der Ausführung allein bilden den Tatbestand des Anschlags.1’ 

Lekon, Fr»okr»ich, VwferangsrKht.



erk lärt und die V erschw öru ng  a ls  un ab h än g ig  d avon  b estehend  anerkann t, so  

so llte  sie  dennoch in Sach en  d er  V erschw öru ng a ls  so lch er  zu stän d ig  sein , 

da d ie  V erschw öru ng a ls  ein die S ta a tss ic h e rh e it gefährdend es V erbrechen  

b etrach tet w erd en  muß. w elch es  d ie  K on stitu ieru n g  des S en ats  a ls  G erich tsh of 

n otw en d ig  m ach t; in A nbetracht d ieser  G runde erk lärt sich  die ..H aute Cour 

de J u stic e“ für zu stä n d ig  . . . . * *

D as V erfassu n gsgesetz  vom  16. .Juli 187"» überließ  e s  einem  gew öh n lich en  

G esetz , die P rozeß vorsch riften  für d ie  .E r h e b u n g  der A n k lage, d ie  U n ter 

su ch u n g  nnd das Verfahren vor  d er  l ia n te  Cour d e Justice*4 ’) zu bestim m en.

D ieses  G ese tz  w urde aber e rs t am  10. A pril I 8 s 9  angenom m en, w ährend  

der gegen  G eneral B oulanger gerich te ten  V erfo lgu n gen : es befaßt s ich  nicht 

m it der E rhebung der A n k lage  se iten s  der D ep u tierten k am m er geg en  den P rä si

denten  der K epublik  nnd die M in ister; se in e  Ü b ersch rift la u tet: ..G esetz über 

die Prozeßordnung bei V erfah ren  des S en a ts  g e g en  jed e  des A nsch lags gegen  

die S ta a tss ich erh e it b esch u ld ig te  P erson .4*

§ 95. O r g a n is a t io n  d e r  „ H a u te  C o u r  d e  J u s t i c e “ . D er S en a t w ird  

durch e in  D ek ret des P räsid en ten  der R epublik  als O berster G erich tsh of  

k on stitu iert: das D ek ret bestim m t den T a g  nnd den Ort der ersten  Z usam m en

k u n ft1).

D ie  „H au te  Cour d e Justice*' besteht a a s :

D em  G erich tsh of selb er, der das U rte il zu fä llen  hat.

D er  S ta a tsa n w a ltsch a ft („m inistère public“), d ie  d ie  A n k la g e  v e r t r i t t

D en G erich tssch re ib em  (..greffiers“), w e lch e  a lle  S tü ck e  des P rozesses au f
zu b ew ah ren  und zu ordnen haben .

D er  G er ich tsh o f b e steh t aus a llen  Senatoren , d ie vor dem E rlaß des be

betreffenden D ek rets  bereits  g ew ä h lt w aren . S ie  sind verp flich tet, sich an 

den S itzu n gen  zu bete iligen , fa lls  s ie  k e in e  A b h altu n gsgrü n d e haben, die der  

P rü fu n g  durch den S en at in sein er  E ig en sch a ft als R atskam m er („Cham bre du 
Conseil"; u n terliegen .

D ie  S ta a tsa n w a ltsch a ft w ird durch e in en  „Procurenr G énéral“ (O ber

s ta a tsa n w a lt) und e inen  oder m ehrere „A vocats gén éra u x 4* (S ta a tsa n w ä lte )

t) § 12 , in fine.

2) Dm Dekret vom Jahre 1SS9. welches den Seaat al» „Hiutc Cour konsüuierte, hat 
fönenden Wortlaut: .nach erfolgtem Bericht »eiten» de* „Garde des Sceaux* iGroßeiegel- 
bewahrere). Minutera der Justiz nnd de* Kultus und in anbetracht des ß e w k e  utn Zalawmng 
von \erfolgungen. von der Deputierteukammer am 4. April ISS« oingeieicht, und ihrer am 
selben Tage stattgehabten Debatte: auf Grund des § 12. Abs .4 de» Verfassungsgesetzcs vom 
16. Joli 1S75 erläßt der Präsident der Republik, nach eingehnitem Gutachten den Ministem*, 
folgendes Dekret:

§ I. Der Senat wird als Gerichtshof konstituiert, zwecks eines Verfahren? gegen 
Bonlanger ;Georges Erneut). General a. D. und Abgeordneten, und etwaige andere Per
sonen, unter Anschuldigung eines Anschlags gegen die Sicherheit des Staates und anderer 
damit verbundenen Handlungen.

r  M - ^ еГ ^retC PtaatMnwa' 1 bei dein Appellationsbof zu Paris ; Procureur Gfnéral pri* 
la U ur d appel de Paris) wird die Anklage vor der „Haute Cour de Justice- vertreten.

5 3. I),с Haute four wird am 12 . April 1SS9 im Palsi* Luxembourg zu«;mimentreten".



vertreten , die vom Präsidenten der K epublik aus den M itgliedern des K assations- 

liofs oder der ..(’ou r  d'appel" (A ppellationshof) g ew ä h lt w erden.

Als „ g r effie r  (G erichtssciireiber) fungiert der G eneralsekretär beim  S en a ts-  

jträsidium. Ei kann von beeid igten  G ehilfen u n terstü tzt w erden, die der  

P räsident des S en ats  zu  ernennen hat.

G erichtsdiener w erden bei den V erhandlungen zugezogen, und die  

Ordnung wird durch die Senatsd ien er (.hu issiers du S én a t“) g esich e lt .

§ 06. U n te r s u c h u n g . — Dem Senat wird das D ekret, w elch es ihn a ls  

G erich tsh of kon stitu irt. sowohl w ie die A nklagerede des O berstaatsanw alts  

in  einer P len arsitzun g  verlesen . D arauf ordnet er  die E in leitu ng der U nter

suchung ein.

D ie U ntersuchung w ird  der Kommission aus neun M itgliedern, w elche  

a lljäh rlich  zu B eginn  der Session vom Senat b este llt w ird, an v ertra u t; s ie  

e rn en n t selber einen V orsitzenden. D ieser, von deu K om m issionsm itgliedern  

u n terstü tzt und vorkom m enden K alls sogar vertreten, nimmt die U ntersuchung  

vor; im P rin zip  b es itz t er d ie  gleichen Befugnisse w ie  ein  U ntersuchungs

r ich ter; doch kann er. abw eichend von den üblichen Bestim m ungen, einen  

H aftb efeh l erla ssen  ohne vorhergehende spezie lle  B egründung seiten s der 

S taa tsan w altsch aft.

Ü ber G esuche um provisorische H aftentlassung besch ließt die Kommission  

selb er, ohne daß B erufung e in g e leg t w erden könnte, nachdem sie  den 

O b erstaatsan w alt von ihrem Beschluß in K enntnis gesetzt hat.

Nach beendigter U ntersuchung reicht der V orsitzende der Komm ission 

die  A k ten  dem O berstaatsanw alt ein; er s te llt  jedem  A n gek lagten  anheim , 

sich  einen V erteid iger zu w ählen; im W eigeru ngsfälle  bestellt er  V erteid iger  

ex  officio.

Nachdem der O berstaatsanw alt die A kten , m it seinen  schriftlichen A n

m erkungen versehen, zurückgesandt hat, w erden sie den V erteid igern  der An

gek la g ten  durch die G erichtsschreiberei („greffe“) zur V erfügung g e ste llt , wo  

s ie  m indestens drei T age  ausliegen  sollen.

§ 97. E r h e b u n g  »1er A n k la g e . — Nach A blau f dieser F r ist wird die  

Kom m ission von ihrem Vorsitzenden berufen und tritt unter dem N am en der 

A nklagekam nier (.ch am bre d’accnsation“) zusammen. In G egenw art des Ober

s ta a tsa n w a lts  w erden verlesen:

1. D er B ericht der U ntersuchung, von dem V orsitzenden oder einem  der 

B eisitzer  red ig iert;
2. d ie  sch riftlichen  G utachten des O berstaatsanw alts;

3. d ie  E ingaben  (.m ém oires*) der A ngek lagten .

D arauf z ieh en  sich der O berstaatsanw alt und der G erichtsschreiber zu

rück, und die A nklagek am m er beschließt über die E rhebung der Anklage, 

gegen  jeden  der A n gek lagten , sow ie über die einzelnen A nklagepunkte.

Г)ег O berstaatsanw alt faßt den A nklageakt zusammen, w elcher A ngaben  

über die N atur der inkrirainierten H andlung und über die näheren U m stände  

derselben  en th a lten  soll. D er A nklagebeschluß und -A k t w erden den  A nge

k la g ten  sp ätesten s drei T a g e  vor der Verhandlung zu gestellt, zug leich  m it dem



R efehi, an dem von dem P räsid en ten  der R epublik  bestim m ten  Т а ге  vor dem 

O bersten G erich tsh of zu erscheinen .

§ 95. V e r h a n d lu n g . — D ie V erhandlungen rinden in der OttVntlirhkeit 

s ta t t ;  den V orsitz in den selb en  führt der P räsid en t des S en a ts  oder, in dessen  

A b w esen h eit, e in er  der vom  Senat b ezeich n eten  V izepräsidenten .

D er G er ich tsh of hat über etw aige. A ussch ließ u n gen  die E ntsch eid u n g  zu 

treffen, w ie  auch über d ie  e x  officio bean stan d ete  Z u stä n d ig k e it. D ie V er

han dlun g ver lä u ft in den üb lichen F orm en: Verhör der A n gek lag ten . Z eu gen

au ssagen , Reden des S ta a tsa n w a lts  und der V erteid iger, B em erku ngen  seiten s  

der Angeklagtem , die im m er das le tz te  W ort hab en . D a r a u f erk lärt der Vor

sitzende, die D ebatten  für gesch lossen , und der G er ich tsh o f z ieh t sich zur g e 

heim en B eratu n g  zurück.

\  or allem  befaßt sich  der G er ich tsh o f m it der S chu ldfrage. D ie  Stim m en  

w erd en laut und vernehm lich bei N am en sau fru f in a lp h ab etisch er  R eihe ab

geg eb en ; die erste  Stim m e wird durch d a s  Ix is  bestim m t. W ird der A n ge

k la g te  für sch u ld ig  befunden, so w ird d iese  erste  E ntsch eid u n g  in  öffentlicher  

S itzu n g  ku n d gegeb en ; d arau f d a rf der A n g ek la g te  sein e B em erku ngeu  über 

A nw endu ng der S tra fe  Vorbringen.

D er G erich tsh of h a t danach die S tra fe  in geh eim er B eratung zu v er

hängen. F a lls  nach z w ei A bstim m ungen k ein e  S trafe  d ie  absolute M ehrheit 

für sich  hat, w ird  vor d er d r itten  das h öch ste  b isher b ean tragte  Strafm aß  

ausgesch lossen; e rg ib t  sich  auch dann k e in e  a b so lu te  M eh rh eit, so w ird  das 

n äch stfo lgen d e S trafm aß a u sg esch a ltet , und so w eiter, bis die E in igu n g  er
z ie lt  wird.

D as endgültige. U rte il w ird vom  G erich tsh of öffentlich  verkündigt.

I  m einem  l  rte il b indende K raft zu verle ih en , m üssen sich m indestens  

die  H älfte der stim m b erech tig ten  M itg lieder plus einem  für sein e F ä llu n g  
geäußert haben.

Es dürfen k e in e  anderen S trafen  auß er den im ..code pénal“ bestim m ten  

verh ängt w erden . Nur d iejen igen  S en atoren  kön nen  sich  bei der F ä llu n g  des 

U rte ils  b e te iligen , d ie  bei d er gan zen  V erh andlu ng an w esend  w aren: Zu 

K on tro llzw eck en  w ird vor A n fan g  je d er  S itzu n g  der N am ensaufruf vorge
nom m en.

D ie  V erteid igu n g  d arf geg en  M itg lied er  der U ntersuchungskom m ission  

A ussch ließ u n g  b eantragen: außerdem  m üssen sich  d ie jen igen  Senatoren  einer  

A nteilnahm e an derselben  en th alten , w e lch e  b is zum d ritten  Grade m it einem  

der A n gek lag ten  verw an d t sind oder a ls  Z eu gen  au szu sagen  haben: sch ließ 

lich dürfen sich d ie  Senatoren , d ie  M itg lied er  der K eg ieru n g  sind, w eder an 

den D eb atten  noch an der F ä llu n g  d es U rte ils  b ete iligen .

Ä hnlich  den  gew öh n lich en  G erich tsu rte ilen  sollen  auch d iejen igen  des 

O bersten G erich tshofs e in e  B egrü n d u n g en th a lten ; sie w erd en  von dem V or

sitzen den  îe d ig ie it ,  vom G erich tsh of in g eh eim er B era tu n g  angenom m en und 

m  öffentlicher S itzu n g  v erk ü n d ig t; es m üssen d ie  N am en der Senatoren , die  

dabei ihre Stim m en a b gegeb en  haben, erw ä h n t w erden; der V orsitzend e und 

der G erichtsschreiber u n terschreib en  sie e igen h än d ig . D ie „H aute Cour de



Justice"  is t in dem Sinne, e in  O berster G erichtshof, als gegen  d ie  von ih r  g e 

la llten  U rteile  k e in e  B erufung e in g e leg t w erden kann.

Die. „H aute Cour* ist se it  dem Inkrafttreten  der V erfassung vom Jah re  

IS75 zw eim al zusam m engetreten: znm erstenm al im Jahre 1S^9 zw eck s  

••ines V erfahrens gegen  den G eneral B oulanger und seine, M itangeklagten: zum 

zw eiten m al im Jah re  1599. a ls  Déroulède und andere der V erschw örung gegen  

die S icherheit des S ta a tes  beschuldigt wurdeu. Sie trat außerdem am 21 Jun i 

1901 zusam m en, um das V erfahren gegen einen A ngeklagten , der im Jahre 1S99 

in contum aciam  veru rteilt w orden war und sich nunmehr gestellt hatte , w ieder- 

aufzunehm en. B ei dieser G elegen heit beschloß die „H aute C o u r , daß nur die

jen igen  Senatoren , w elche beim  e isten  Prozeß anwesend gew esen w aren, sich  

am zw eiten  b ete iligen  könnten.

F ü n f t e s  K a p i t e l .

Verfaasungsrevision.
§ 94. Historisches. Dio Verfassung vom Jahre 1791 sah der Möglichkeit einer Ver- 

f:i88'jngi<revision entgegen, umgab sie aber mit einer Г amends Klauseln. Eine Revision dürfte 
er«  ('.anr. vorgenommen werden, wenn drei nacheinauderfolgende Legislaturen einen ähnlichen 
ja sogar gleichlautenden Wunsch in diesem Sinue aissprächen — es sollte kein l  atersebied 
zwUchen ihnen sein. Die Mitglieder der dritten Legislatur, welche eine Andemig der Yer- 
fassang beantragt hätten, würden nicht mehr in die Revisionskommission gewählt werden 
können usw. Selbst bei normalen Verhältnissen hätten diese Bestimmungen nicht befolgt 
werden können: Vibrieren« blieb die Verfassung des Jahres 17ii| weniger denn ein Jahr 
in Kraft.

Die Verfassung vom Jaluv III führte nicht minder zahlreiche nnd nicht minder logische 
Bestimmungen für den Fall einer Verfassungsrevision eiu. Der Antrag auf Revision stillte 
vom Conseil des Anciens iRat der Seniorenl gestellt und vom Conseil des Cinj Cenis <Rat 
tier Fünfhundert i angenommen werden; ungeheuer lang«: Zwischenfristen wurden verlangt: 
die Revision durfte er*t dann vorgenommen werden, wenn der dahinzielende Antrag dreimal 
von den beiden Häusern angenommen worden wäre, und zwar jedesmal nach einem Abstind 
von mindestens drei Jahren. P>  Bürger. die bei der Annahme des Antrags Mitglieder des 
Corps législatif gewesen waren, durften an der mit der Revision beauflagten Versammlung 
nicht teilnebmen. Die Verfassung vom Jahre III erfahr keine Revision, sie wurde* durch den 
Staatüstreich vom tV Brumaire niedergeworfen. Weder unter dem Kaiserreich ти -h ur.ter 
der Restauration war eine Revision in den Verfassungen Toigesehor. Die Verfassung vom 
Jahre IM!> bestimmte darüber: .Sollte eine Nationalversammlung im letzten Jahre ihrer 
Legislatur den Wunsch aussprechen, daß die Verfassung im ganzen oder teilweise revidiert 
werden möge, so wird die Revision folgendermaOen vorgenomnien: der von der National
versammlung ausgesprochene Wunsch wird erst nach drei Abstimmungen zum Beschluß er
hoben; diese Abstimmungen ь».1еп in Abständen von je einem Monat siattfim.on und eine 
Mehrheit von dreiviertel der abgegebenen Stimmen ergeben Di- Mindestzahl der abgegebenen 
Stimmen beträgt fünfhundert. Die .Assemblée de révision- iRevisior.svematnmlungi wird 
nnr auf drei Monate erwählt; sie darf sich nur mit der Ausführung der Änderungen, 
zwecks welcher sie berufeu worden ist, befassen. Jedoch darf sie in dringenden Fällen auch 
notwendige Fragen der Gesetzgebung erledigen*. Diese Bestimmungen waren wesentlich ein
facher als diejenigen der Jahre 1791 und III; angewandt wurden sie aucli nicht, der Staats- 
streich vom 2. Dezember 1S51 setzte das Kaiserreich an die Stelle der Republik. Inter dem 
zweiten Kaiserreich durfte die Verfassungsänderung nur von dem -  vom Kaiser bestellten -  
Senat beantragt werden. Um angenommen zu werden, bedurfte dieser Antrag der Billigung des 
Kaisen»; tie facto war die Revision der Verfassung bloß von Gutdünkeu des Kaisers abhängig.



I>ie Verfassung vom Jahre lS ij  fiat spezielle Bestiinuiunpen iicziiglch der Revision 
getroffen. Die von ihr verlangte Prozedur :st <ohr einfach, sehr praktisch; es sei bemerkt, 
daß die Verfassung vom Jahre 1ST» die einzige ist. die eine gœ tzliche Kcvision aucli er
fahren hat').

§  100. I n i t ia t iv e  d e r  R e v is io n .  —  D ie  In it ia t iv e  g eh ö rt dem Präsidenten  

der R epublik  sow oh l w ie  den  M itg lied ern  beider K am m ern, <j S des V erfassungs- 

G esetzes \o m  25. te b r u a r  1ST.» la u te t fo lgenderm aßen: .D e n  K am m ern kommt 

das R ech t zu, die R evision  der Y erfa ssu n g sg ese tze  fflr erforderlich  zu erk lären ; 

d iese  E rk läru n g  kann nur dann ab gegeb en  w erden , fa lls  die K am m ern, se i es 

aus e igen er  In itia t iv e  oder a u f A n tra g  d es  P räsid en ten  der R epublik , jede  

für sich  die absolu te  M ehrheit der S tim m en zu gu n sten  d ieses A ntrags  

erz ie lt  '*). N achdem  jed e  der K am m ern d iesen  B eschluß e in zeln  angenom m en  

hat, treten  s ie  a ls  N ation alversam m lu ng zusam m en, um d iese  R evision  vorzu- 

nehm en. D ie A n träge, d ie  e in e  g ä n z lich e  oder te ilw e ise  R evision  bezw ecken, 

bedürfen der absoluten  M ehrheit der M itg lied er  der N ation alversam m lu ng zu 
ihrer A nnahm e-,

E rgreift der P rä sid en t der R ep u b lik  d ie  In itia t iv e , so sind es d er V or

s itzen d e  des M in isterrats und der J u stizm in ister , d ie  der D eputiertenk am m er  

den A n trag  der R evision  u n terb reiten .

Ä hnlich den übrigen V orlagen , w ird auch d iese  un ter U m gehun g der 

„Commission d’in it ia t iv e ‘‘ d ir e k t den B u reau s ü b erw iesen .

E ine z iem lich  b es tr itte n e  F r a g e  ist d ie jen ige, cb d ie  R eg ieru n g  den 

A ntrag  a u f R ev ision  den beiden  K am m ern g le ic h z e it ig  oder, w ie  sonst üblich, 

einer uacli der and eren  u n terb reiten  soll. E s  ist d ie M einung geäu ß ert worden, 

daß es  h eik el w ä re , e in er  K am m er in  d ieser H in sich t die P rior itä t e in zu 

räum en. nnd daß außerdem  das Votum  der einen K am m er die andere beein
flussen könnte.

E in e  d era rtig e  A n sich t sch ein t gesu ch t zu se in ; in praxi sind die von  der 

R eg ieru n g  stam m end en  A n trä g e  a u f  R evision  s te ts  in der e inen  Kam m er zuerst 

g e s te ll t  w orden, und nach deren \o t u m  in der zw eiten ; b isher w a r e s  imm er  

die D ep u tierten k am m er, der d ie  \o r la g e  zu erst u n terb re ite t w urde. Ü brigens 

d a if  d ie  R eg ieru n g  h ier  n ic h t w ie  bei anderen V orlagen  sich  auf die A b 

stim m u n g  dei ersten  K am m er berufen; im J a h re  18S4 besch rän k te s ie  sich  

daraut, bei der B egrün dun g ihrer V orlage fo lgen d e W orte an  den S e n a t zu 

r ich ten : „D ie Ihnen h ierm it u n terb reite te  V orlage is t  in denselben  A usdrücken

g efaß t, w ie d iejen ige, d ie  bereits  von der D ep u tierten k am m er angenom m en  
w orden is t“.

Sin d  es ein  oder m ehrere M itg lied er  e in er  d er K am m ern, die d ie  In itia t iv e  

eines R ev ision san trags ergreifen , so m üssen s ie  e inen  d ah ingehenden  R esolu tions-

1) Eine gewisse Einschränkung soll übripem für die Verfassungsänderungen unter 

WUlkür еП Kaif* miich *em*cht werden -  И оА  waren eie das Ergebnis der kaiserlichen

І] Пі**рг Paragraph enthielt ursprüglich roch folgende Bestimmung „Solange der Mar- 

forai T " r Mah0D die ihm durch dae Ge8CIZ vom 20- November IMS übertragenen Be- 
»ttttfirden* Urf tinC Vcrfas,un^ nderune  Di:r nuf Antrag des Präsidenten der Republik



■'iitw uif m it e in er D arlegu n g  ihrer Gründe vorlegen , und den oder die P ara

graphen  der V erfassung, die sie einer R evision zu un terziehen w ünschen, darin  

erw äh nen. D er E n tw u r f w ird der „com m ission d 'in itia tive1' überw iesen , falls 

alter d ie  D r in g lich k eit anerkann t w ird, d irek t den Bureaus. D arau f nim m t 

l ie  A n g e leg en h e it den üblichen G ang, und jedes M itglied darf sein e Am ende

m ents Vorbringen.

H at die e in e  Kamm er die R esolution in betreff der R evision angenom m en, 

m) se tzt der P räsident d ieser Kamm er den Präsidenten der anderen einfach in  

K enntnis davon. G ew öhnlich  gesch ieht es in folgender Form : „Ich beehre mich, 

S ie von d ieser R esolu tion  zu verständigen, damit Sie d iejenigen M aßnahmen, 

die S ie  für angebracht halten , ergreifen“. D er Vorsitzende, w elcher d iese  M it

te ilu n g  erh ält, besch rän kt sich  darauf, sie  zu verlesen und g eh t zur T ages

ordnung über, im G egensatz  zu dem, w as bei sonstigen R esolutionen geschieht. 

D iese  H andlungsw eise w ird durch den W ortlaut des § 8 des V erfassungsgesetzes  

vom  25. F ebruar IST'), w onach jede Kamm er entw eder a u f A ntrag des P räsi

den ten  der R epublik  oder s p o n t a n  die F rage der R evision erörtern soll, 

gerech tfertig t. D araus w ird näm lich gefolgert, daß die Annahm e einer R eso 

lution  bezüglich  der V erfassungsrevision  durch eiue der Kammern das E in

greifen  der anderen durchaus n icht bedingt, daß auch in dieser die In itia tive  

spontan sein soll.

D ie  N ation alversam m lu ng darf nur dann zusam m entreten, w enn die beiden  

Kam m ern eine g le ich lau ten d e R esolution angenom m en haben; so llte  die zw eite  

Kamm er eine von derjenigen der ersten abw eichende Resolution annehm en, so 

steh t es dieser frei, a u f A n trag  eines ihrer M itglieder ihre R esolution so zu  

ändern, daß das Z usam m entreten der N ationalversam m lung erm öglicht werde.

N ach dem P räzedenzfall vom J a h re  1884 d arf behauptet werden, daß, 

fa lls der Senat nach A n regung seiten s  der R egieruu g  eine andere R esolution  

a ls  d ie  bereits  von der D eputiertenkam m er angenom m ene besch ließt, die  

N ational Versam m lung n icht zusam m entreten kann; so llte  aber die R egierung  

der D eputiertenk am m er eine derjenigen des Senats g le ich lauten de Resolution  

vorlegen , und d ie  Kam m er d ieselbe annehm en, so müßte die N ationalversam m lung  

zusam m entreten.

8 101. D ie  N a tio n a l V ersa m m lu n g . —  Haben die beiden Kamm ern eine 

g le ich lau ten d e R esolu tion  bezüglich  einer V erfassungsrevision  angenom m en, so 

treten  sie  a ls N ation alversam m lu ng zusam m en. „Beim Zusam m entritt der beiden  

K am m ern zur N ation alversam m lu ng besteht deren Präsidium  aus dem Vor

sitzen den , dem V izep räsidenten  und den Sekretären  des S en ats“ •).

D er V orsitzende, des S en ats bestim m t den T ag  des ersten  Zusaram entretens  

und te ilt den Term in dem V orsitzenden der D eputiertenkam m er brieflich  

m it, außerdem  w erden besondere \o r la d u n g en  allen M itgliedern der beiden  

Kam m ern durch deren resp ek tiv e  Q uästoren zugestellt.

D ie  N ation alversam m lu ng ta g t  n ich t zu Paris, sondern zu N ersailles:

, S o llte  gem äß den §§ 7 und 8 des G esetzes vom 25. Februar IST.» (über die



O rganisation  der öffen tlichen  G ew alten) G rund zur Berufung: der N a tio n a l

versam m lung vorliegen , so w ird  sie zu V ersa ille s  im je tz ig e n  S itzu n gssaa l der  

D ep atierten k am m er ta g en “

D ie  D auer der T agu n g der N ation alV ersam m lu ng w ird durch keinerlei 

B estim m un g b egren zt, d ie A rbeiten  betreffend die R ev ision  müssen in derselben  

ihren A bschluß finden.

E s sei h ier  daran erinnert, daß b esch lö sse  b ezü g lich  der gan zen  oder te i l 

w e isen  Ä nderung der V erfassu n g  nur bei ab so lu ter  M eh rh eit a ller  M itglieder  

der N ation alversam m lu n g  ge faß t w erd en  dürfen , ln  den Jah ren  1S79 und ISS I 

w nrde d ie  absolute M ehrheit nach der G esam tzah l der M itg lieder der beiden  

K am m ern berechn et, ohne A b zu g  der vak an ten  S itze  oder der nicht ersch ie 
nenen M itglieder.

An der g eg en w ä rtig en  O rganisation  der N ation a lversam m lu n g  w ird öfters  

gerü gt, d aß  der S en at in  ih r  e inen  w e it gerin geren  E influß  a ls die D ep u tierten - 

kam m er ausübt. da  d ie  Z ahl der D ep u tier ten  v ie l groß er  a ls  die der S en a

toren ist; bei der R evision  der \e r fa ss u n g sg e se tz e  kann sich  der m äßigende  

E influß des S en ats  in fo lgedessen  kaum  g e lten d  m achen. N ach dem Zusam m en

treten  der N ation a lversam m lu n g  habe d ie  D ep u tier ten k am m er  d ie  M öglich 

k eit, g e g en  den S en a t g e r ich te te  B estim m un gen , ja  sogar die A u fh eb u n g des 

S en ats, zu besch ließen. D och sch ein en  d iese  B ed en k en  w e n ig  begründet zu 

sein , denn die K am m ern m üssen vorher jed e  für sich e inen  E n tw u rf annehm eii. 

w orin a lle  Paragraphen der \  erfassung, die der N ation a l V ersam m lung zum Z w ecke  

einer R evision  v orgeleg t w erden, erw äh nt w erden so llen ; nim m t nun der Senat 

an, daß d ie  D eputiertenk am m er sein e  B efu gn isse  sch m älern  oder ihn gar auf- 

heben w ill, oder is t  er der A nsicht, daß die R ev ision  d ieses oder jen es P ara 

graphen  der V erfassu n g  unangebracht oder sch äd lich  sei. so  steht e s  ihm frei, 

d ie  R esolu tion  betreffs einer V erfassungsrev ision  abzulelinen . und somit das 

Z ustandekom m en der N ation alversam m lu ng zu  verh indern .

§ 102. B e fu g n is s e  d e r  N a t io n a lv e r s a m m lu n g .  -  § 8 des V erfassungs-  

G esetzes vom 2Г). F eb ru ar  1S75 bestim m te, daß d ie  V erfassu n g  te ilw e ise  oder  

auch im ganzen  rev id iert w erd en  k ön n te  -  som it h ä tte  se lb st die R eg ieru n g s

form  geändert w erden können: die N ation alversam m lu n g rech n ete  auch anf 

ein e  W iederherstellun g  der M onarchie; doch d a rf se it dem  V erfassu n gsgesetz  

vom 14. A u gu st 1SS4 „die republikanische R egier«n gsform  F ran k reich s nicht 

m ehr zum G egenstand ein es R ev ision san trages  gem ach t w erden* ;§ 2j.

E in e  ziem lich h e ik le  t r a g e  is t w ährend d er  V erfassu n gsrev ision en  der 

J a h r e  1 8 /9  und 1S84 en tstan d en  und es w ird b is  je tz t  über sie  theoretisch  

gestr itten : W enn d ie  beiden Kam m ern die G rundlagen e in er  V erfassungsrevision  

bestim m t und die zu ändernden P aragrap h en  näher bezeich net haben, ist die  

N ation alversam m lu ng verp flichtet, s ich  an  das a n g esetzte  Program m  zu ha lten ?  
oder sind ihre B efugnisse un beschränkt?

E s  w ird л ielfach  b eh au p tet, daß  d ie  N ation alversam m lu ng a ls  oberstes  

Staatsorgan  durch keine vorhergehend en  B esch lü sse  der K am m ern gebunden



w erden kann, und d iese  A n sich t wird ans dem W ortlaut des § 6 des V er- 

fa ssn n gsgesetzes vom 25. F ebruar 1875 h ergeleitet, w onach den Kammern led iglich  

das R echt zukom m t, .z u  erklären , daß genügender Anlaß für d ie  R evision  der  

V erfassung  vorhanden sei*, keine B efugnis aber eingeräum t wird, der kon sti

tu ierenden G ew alt irgendw elche Schranken zu weisen.

A ndererseits w ird auch die M einung vertreten , daß die N ationalversam m 

lun g in  Sachen der R evision  nicht souverän sei. S ie verdanke ihre B efugnisse  

sow oh l w ie  ihr V orhandensein dem Übereinkomm en der Kammern, und von 

ihnen habe sie sich die B egrenzung ihrer Funktionen auch gefallen  zu lassen. 

Ohne das vorherige Übereinkom m en der Kammern bezüglich der Ä nderung  

bestim m ter P u n k te  der V erfassung würde die R evision überhaupt nicht s t a u 

finden können. S o llte  der N ationalversam m lung ein  unum schränktes R ech t in 

b ezu g  a u f V erfassungsrevision  eingeräum t werden, so w äre dam it ein  fo lgen

sch w erer  S ch ritt getan , und die Ruhe und S icherheit des L andes w äre durch  

d ie  M öglich k eit unangebrachter und bedenklicher Änderungen der V erfassung  

ern stlich  gefährdet.
Vom ju ristischen  Standpunkt aus schein t uns nur die erste Theorie stich 

h a lt ig  zu sein , in praxi aber .herrscht die zw eite . Im Jahre Ь 7 9  führte der Vor

sitzen d e  der K om m ission der Deputiertenkam m er, indem er auf die R evision des 

§ 9 des V erfassungsgesetzes vom 23. Februar 1S75 schloß, lolgendernm ßen aus: 

„Ich h a lte  es für w ich tig , im Namen der vom Hause bestellten Komm issionen den  

C harakter der bevorstehenden V ersam m lung eanz sch arf zu präzisieren; es  soll 

kein  K ongreß sein , der zum Z w eck einer allgem einen V erfassuiigsrevisiori Zu

sam m en tritt; der spezielle  und einzige Zweck ist die A ufh eb ung des § 9 

des V erfassu n gsgesetzes vom 23. Februar IS73. Ks soll ausdrücklich her- 

vorgeh eb en  w erden , daß d ie  Z uständigkeit der V ersam m lung, d ie  stattfinden  

w ird, fa lls die beiden Kamm ern sich darüber eir.igen, eine durchaus begrenzte  

sein  w ird; geh t die V ersam m lung über d ie  P rüfung  der ihr vorgelegten  

F ragen  hinaus, so w idersp richt sie  dem W ert und dem G eist der Ver

fassu ng  ............. D a  das Übereinkom m en der beiden Kamm ern für den Zu

sam m entritt der V ersam m lung erforderlich ist. so bedürfen auch deren A rbeiten  

der Z ustim m ung der Kammern, in dem Sinne, daß von ihnen die Grenzen dafür 

gesteck t w erd en “. In der T at, als die N ationalversam m lung am 19. .l;mi i>>79 zu- 

sam m entrat. w urde nur über § des V erfassungsgesetzes vom 25. Februar 1S75 

verh an d elt D ieser  Paragraph, wonach der s i t z d e i  vollziehenden G ew alt und 

der Kamm er in  V ersailles s ich  befinden sollte, wurde aufgehoben und das G esetz  

vom 21. Jun i 1S79 ver leg te  den S itz  der R egierun g und des gesetzgebenden

Körpers nach Paris.
D ie  R egierung ste llte  sich ebenfalls a u f den Standpunkt der begrenzten  

R evisionsbefugnisse, indem  sie in ihrer im .lahre 18S4 eingereichten  R e \i-  

sionsvorlage die zu revidierenden Punkte genau bezeichnete. N ach einei 

lebhaften  D eb atte  nahm auch die D eputiertenkam m er diesen S tandpu nkt  

im plicite an, indem  sie  für die R egierungsvoi läge stim m te, freilich  ohne sich  

über die prinzip ielle S e ite  der b rage zu äiißei n. D er Senat nahm  eine  

von derjenigen der D eputiertenkam m er e tw a s abw eichende R esolution an.



s te llte  sich jedoch eb en fa lls  a u f d ie  S e ite  einer b esch rän k ten  R evision . Kurze 

Z eit darauf stim m te die D ep u tierten k am m er für e in e  derjenigen  d es Senats  

ähn liche Resolution, und die N ation a lversam m lu n g  kam  am •!. A ugust 1SS1 zu

stande. V erm itte lst der «question p réa lab le“ Ts. "ben) leh n te  die N ational Versamm

lu n g  a lle  A m endem ents ab, w elch e  sich  au f andere, a ls  au f die von den Kamm ern  

ein m ü tig  b ezeiclm eten  P aragrap h en  bezogen . D en H au iitgegen stan d  der V er

fassu n gsrev ision  b ildeten  fo lgend e P u n k te: D en §§ 1 b is  7 des V erfassu n gs

gese tze s  vora 21. F eb ru ar  1875 (b ezüglich  der O rgan isation  des S en ats) w urde  

ihr k on stitu tion e ller  C harakter en tzo g en ').

Ks is t b ereits  e rw ä h n t w orden, daß d ie  rep u b lik an isch e  Form  der R eg ie 

rung n ich t zum G egen stän d e e in es R ev ision san trages  gem ach t w erd en  kann. 

D araus d arf g efo lgert w erden, daß. fa lls  ein  M itg lied  der e inen  oder der anderen  

K am m er einen A n trag  ste llen  so llte , dessen  Z w eck  d ie  W ied erh erste llu n g  der  

M onarchie w äre, der V orsitzend e d ie  A nnahm e d ieses  A n tra g es  a ls  verfassu n gs

w id rig  verw eig ern  m üßte. D och w äre  es k in d lich  zu g laub en , daß d iese  B e 

stim m ung der g eg en w ä rtig en  V erfassu n g  d ie  E w ig k e it  s ich ern  kann. A bgesehen  

von den R evolu tion en , d ie  sta ttfin d en  können, h ä tte  ihre le tz te  S tu n d e g e 

sch lagen , sobald die M eh rh eit der beiden K am m ern, m onarchisch g esin n t w äre:  

D er S en at und d ie  D ep u tierten k am m er brauchten  dann bloß für e in e  te ilw e ise  

R evision  zu stim m en, und die einm al versam m elte  N ation alversam m lu n g w ürde  

fre ie  H and haben und sich  für e in e  g ä n z lich e  V erfassu n gsän d eru n g  entscheiden, 

an G ese tze stex te  w ürde s ie  s ich  kaum  stoßen. F r e ilic h  w äre ih re  H an d lu n gs

w e ise  in  d iesem  F a lle  w eder prinzip ien treu  noch ju r istisch  g ü lt ig , de facto  

w ürde s ie  aber den S ieg  davon tra g en : D ie  M acht der M ehrheit is t im m er  

stärk er a ls  das R e c h t

D ie  R ev isio n sg esetze  bilden einen  T eil der V erfassu n g  und a ls  so lch e können  

s ie  nur durch B esch lu ß  e in er aberm aligen  N ation alversam m lu n g aufgehoben  

oder g eän d ert w erden.

H at d ie  N ation alversam m lu ng  die Ä n d eru n g  ein es G esetzes beschlassen, so  

kann d er  P räsid en t der R epublik  sie um eine zw e ite  L esu n g  ersuchen. D ie  

V erfassu n g  räum t ihm  d ieses  V orrecht uur bei gew öh n lich en  G esetzen  e in 1).

K ein  G ese tz  befaß t sich  m it den F o rm a litä ten  bei der K undgebung der

R ev ision sgesetze . W ie  früher g esa g t, is t  der P rä sid en t der R epublik  verpflichtet,

gew öh n lich e  G esetze im L au fe  von  einem  M onat nach deren  Ü bergabe an  die  

R egieru n g  zu verk ü n d igen  -  und b in nen dreier  T a g e , fa lls  d ie  beiden Kam m ern  

a u f D r in g lich k eit erk an n t haben »). D och en th ä lt  da3  b etreffend e G esetz  k e in er le i  

B estim m un gen  b ezü glich  der R ev isio n sg esetze ; deshalb  is t  d as S taa tsob erh au p t 

hier durch k e in e  F r is t  gebunden. S o llte  e s  d ie  S a ch e  zu la n g e  h in tanh alten  

oder d ie  K u n d geb u n g v erw eigern , so w äre d as  P arlam en t gezw u n g en , die  

m in ister ie lle  V eran tw ortlich k eit aufs Sp iel zu setzen  —  so b lieb e ihm  eben  
kein  anderer A u sw eg  übrig.

1) Für die übrigen Anderon/cen s. die (ie*etze*tcxte iim Anhang.
2) Vcrfamngsgaetz vom 16. Juli 1875, § 7.

''' VerfM*«ng9geeet7. vom 16. Juli 1875, § 7, Ab». I.



D rittes Buch.

Von der riehterliehen Gewalt.
Erstes  Kapi te l .

Gerichtliche und Verwaltungen uetiz.

§ 103. A llg e m e in e s . — Das G rundgesetz betreffend die O rganisation  

der richterlich en G ew alt stam m t vom 27. Ventôse des Jahres V III: dieses  

b e s e tz  h a t d ie  Arbeiten der revolutionären Versam m lungen zusam m en gefaßt, 

deren E rgebn isse  kom biniert nnd ist selb er se it  der Z eit nnr w en ig  g e 

ändert worden.

Neben der gerich tlichen  R echtsprechung, die durch das G esetz vom 27. 

V entôse des Ja h res  V III organ isiert worden ist. besteht eine V erw altungs

ju stiz , w elch e ihren U rsprung dem G esetz vom 28. P luviôse  d es Jah res VIII  

verd ankt; außerdem  haben andere G esetze g ew isse  F ä lle  von spezieller  

G erich tsbarkeit geregelt.

D ie zw ei großen P rinzip ien , die der Pflege der J u stiz  in Frankreich zu 

gründe liegen , sind die Ö ffentlichkeit und d ie U n entgeltlichkeit.

Die Ö ffentlichkeit äußert sich darin, daß die G erichtsverhandlungen offen

kundig in für jederm ann zugänglichen Räum en stattfinden.

D ie  R ichter verhängen zw ar das U rteil in geheim er B eratung, s ie  v er

kündigen es aber in öffentlicher S itzung.

M it der U n en tgeltlich k eit der R echtsprechung hat es folgende B ew andtnis: 

I nter dem A ncien  R égim e w ar es Usus, daß die P a r te ien  den R ichtern so 

genann te „G ew ürze“ („épices ou bonbons fp icé s“) als fre iw illig e  Gaben dar

boten; se it  dem X V . Jahrhu ndert nahm en diese repicesK einen obligatorischen  

C harakter an und w urden nunm ehr in Geldform entrichtet. D ieser  Gebrauch  

w ar eine F o lg e  der K äu flich k eit der R ichterw ürden: Da die R ichter schw eres  

Geld für ihr w en ig  beso ldetes Amt bezahlten , suchten  s ie  sich  natürlicher

w eise  zu entschädigen, indem sie die P arteien  ausnutzten . S e it  der großen  

R evolution  schw and d iese  traurige G epflogenheit zugleich  mit der K äuflichkeit 

der R ichterw ürden. G eg en w ä rtig  sind d ie  R ichter sta a tlich  beso ldete  B eam te, 

die die G erich tsbarkeit u n en tge ltlich  ausüben. Selbstverständ lich  aber haben  

die P arteien  die sogen. G erich tskosten  zu tragen  und m üssen d ie  A n w älte  

( .a v o u és  et avocats“), sowohl w ie  d ie  G erichtsbediensteten ( .h u is s ie r s “) für ihre  

L eistu ngen entschädigen .

D as G esetz vom 22. Jan u ar  1651, te ilw e ise  durch dasjen ige vom 10. Janu ar  

19 0 1  g eä n d er t h a t den R echtsbeistand für U nbem ittelte  e ingefüh rt und sie  

gle ic h ze it ig  von  der E ntrichtu ng  der G erich tskosten  und der E ntschäd igu ng  

der G erichtsbeam ten befreit. Jed e  Person, die den R ech tsb eistan d  ( , assistance



judiciaire*4) in  A nspruch nehm en w ill, hat dem Staat> anw alt ...procureur de 

la  R ép u b liq u e“) e in e  B esch e in ig u n g  des zu stän d igen  Steu ereinnehm ers, worin 

b estä tig t w ird, daß s ie  keine S teu ern  za h lt, e inzureich en , g le ic h z e it ig  m it einer  

durch den  B ürgerm eister  b eg lau b ig ten  E rk läru n g , daß M itte llo s igk eit tatsäch

lich vor lieg t. K in besonderes B ureau, w elch es bei jed em  Z iv il- und Ki im inal

gerich t vorhand en  ist, en tsch eid et, ob dem (jesu ch e  um K ech b b e ista iu l F o lge  

gegeb en  w erden soll. W ird der G egner d erjen igen  P arte i, der der R echts- 

beistand zn erk an n t w orden  i>t. zur T ra g u n g  der G erich tsknsten  veru rteilt, so 

hat er a lle  Aus- und A b gab en , E n tsch äd igu n gen  usw . zu zahlen , die der 

G egen p arte i zur L ast gefa llen  w ären, fa lls  ihr n icht der R ech tsb eistan d  ge
le is te t w orden w are.

1.
M e r k m a l e  d e r  g e r i c h t l i c h e n  u n d  d e r  V e r w a l t u r . g s j u s t i z .

D ie  g erich tlich e  J u stiz  b efaß t sich m it P r iv a tin teressen , die Yerwaltuners- 
ju st iz  m it den H and lungen , d ie  d ie  V erw a ltu n g  a ls  öffentliche Macht b egeh t  

und den K onflikten , die daraus en tsteh en  kenn en . Ks w ird a llgem ein  an den 

V erw altu n gsgerich ten  gerü gt, daß s ie  aus V erw altu n gsb eam ten  und -M itgliedern  

bestehen , d ie  zu g le ich  a ls  R ich ter  und P a r te ien  au ftreten  und außerdem  von 

der R eg ieru n g  nicht u n ab h än gig  sind — denn s ie  sind n icht unabsetzbar w ie 

die R ich ter  an den ord en tlich en  G erich ten . G ew iß  ist d iese  E in w en d u n g  theo

retisch  vollkom m en b erech tig t, in praxi aber w e is t  die V e r w a ltu n g s g e r ic h t

bark eit, nam en tlich  d iejen ige  des S ta a tsra ts  e in e  v o llstän d ige  U nparteilich

k e it  auf. A n d ererse its  is t  e s  w ü n sch en sw ert, daß v erw ick e lte  V erw altu n gs

fragen  von  besonderen G erich ten  g e lö st w erd en  sollen , von (Jerichten , deren  

M itg lied er  S ach k en n tn isse  b esitzen . A ußerdem  sind die V erw altungsprozesse  

m eistens dringend, und bedürfen in fo lged essen  e in er  sch nelleren  m d  w eniger  

k o stsp ie lig en  E rled igu n g: D ie S ch n elligk eit und d ie  B illig k e it sind aber die 

M erkm ale der V erw altu n gsger ich tsb ark e it.

D ie  T renn ung der beiden R echtsprechungen w ird durch A bs. 2 des § 127 des 

«code p ön al“ san k tion iert : «A ls der Ü b ersch reitu n g  der A m tsg ew a lt («forfaiture*) 

sch u ld ig  w erden m it A m tsen th eb u n g  bestraft: R ichter, S ta a tsa n w ä lte , deren  

S te llv er tre ter , G erich tsbeam te, w e lch e  ih re  B efu gn isse  üb ersch ritten  haben, 

indem  s ie  in  das R essort der V erw altungsbehörden  ein ged ru n gen  sind , sei es, 

daß sie. in  deren A n ge legen h e iten  A nordnungen erlassen  haben, oder daß sie  

es u i  boten haben, deren  A nordnungen zu befolgen; ebenso bestraft werden  

d iejen igen , d ie  d ie  g er ich tlich e  \o r la d u n g  von V erw altu n gsb eam ten  in Sachen, 

die zur A usübu ng des A m tes derselben  gehören , veran laßt oder an geord n et haben, 

und au f ihrem  B esch luß  beharren, tro tz  der N ich tig k eitserk lä ru n g  desselben  

oder des durch ihn veru rsachten  K onflik ts.“

§ 104. Z u s tä n d ig k e it  d e r  V e r w a lt u n g s e e r ic h te .  —  D ie  V erw altu n gs
gericht« sind zuständig:

l. F a lls  die In teressen  von  Privatpei'son en  durch V erw altu n gsh an d lu n gen  

gefäh rd et w erden. U nter V erw altu n gsh an d lu n gen  m üssen d ie  H andlungen der  

öffentlichen G ew alt („actes de pu issance p u b liq u e“) und die e igen tlich en  Ver- 

w altu ngsh andlu ngen  („actes d e  g e st io n “) un tersch ieden  w erden. D urch die



e r s te m i w ird den V erw a lteten  von den V erw altenden ein  H efehl oder ein  

Verbot e r te ilt:  So z. B. ordnet ein B ürgerm eister das X iederreißen einer die  

Straße veru nsta ltend en  B au te  an. In den letzteren  handeln die V erw altungs

behörden als V ertreter  von  öffentlichen E inrichtungen: So z. B. unternehm en  

sie, genau w ie  jed e Privatperson  es getan  hätte, die nötigen S ch ritte  für die  

V erw altu n g  der H abe eines K rankenhauses •). D ie  erste  G attung von H and

lungen u n ter lieg t der K om petenz von V erw altungsgerichten , die zw eite  der

jen igen  von ordentlichen (Jerichten. Mit anderen W orten, dam it eine, V er- 

waltunsrshandlung der verw altungsgerichtlichen  G erichtsbarkeit unterliege, 

muß sie von einem  Beam ten in  seiner E igenschaft als V ertreter der öffentlichen  

G ew alt begangen worden sein.

2. F a lls  die V erw altungsbehörde ihre Refugnisse überschritten hat. D iese  

Ü berschreitun g kann sich folgenderm aßen äußern:

a) Durch die U nzuständ igkeit, falls ein V erw altungsbeam ter in das Bereich  

richterlich er oder gesetzgebender Funktionen eingreift, oder derjenigen eines  

anderen B eam ten:

b) durch V erletzun g der gesetzlich  vorgeechriebenen Form en;

c) durch Am tsm ißbrauch. indem das G esetz durch die V erw altungs

handlung v er letzt w ird.

In allen d iesen F ä llen  können sich Privatpersonen an den S taatsrat  

w enden, der n ötigen fa lls  d ie  betr. Handlung1 annulliert.

3. F a lls  die V erw altungshandlungen, aber nur bei G elegen heit e ines P ro 

zesses. einer Interpretierung bedürfen. F ü r gew öhnlich wird sonst in zw eife l

haften  F ä llen  die Interpretierung von dem die betreffende H andlung v er

anlassenden Organ besorgt.

4. Außerdem  sind d ie  V erw altungsbehörden in gew issen  ihnen durch das 

G esetz zugew iesenen  A ngelegenheiten , zuständig, so z. B. für die A ustragung  

von Domänen verkaufen, die V ertragsschließung bei der Ü bernahm e von öffent

lichen A rbeiten oder L ieferungen.

§ 10:>. Z u s tä n d ig k e it  d e r  o r d e n t l ic h e n  G e r ich te . —  D ie ordentlichen  

G erichte sind zuständig:
1. F ür a lle  P ersonenrechtsfragen und für Fragen des E igentum s, der 

O bligationen und V erträge;
2. für V erw altungshandlungen der Behörden ( .a c te s  de gestion “) d. h. 

für d iejen igen  H andlungen, bei denen Behörden die Intere.ssen von öffentlichen  

E inrichtu ngen  so vertreten , w ie  Privatpersonen es getan  hätten;

3 für die A nw endu ng der von der vollziehenden G ew alt getroffenen A n 

ordnungen. Hs ist bereits ausgeführt w orden, daß die G erichte die A nw endung  

nur solcher R eglem ent«  übernehm en, d ie  gesetzlich , d. h. in den vorgeschrie

benen Form en, erlassen  w orden sind;
■I. für d ie A nw endung der üblichen V erw altungshandlungen, w obei es  

den G erichten V orb eh alten  bleib t, die G esetzlichkeit dieser A kte selber zu 

w erten  ;

Ii B er th elcm y . Traitf élémentaire de droit administratif.



5. für die A n w en d u n g  der S tra fg ese tze :

ü. für die A u stra g u n g  b estim m ter  K ragen, d ie  durch besondere G esetze  

der Z u stän d igk e it der G erich te  zu g ew iesen  sind.

II.

§ 106. K o n f lik te .  —  „ T r ib u n a l  d e s  Conflits** (K o m p e te n z b n flik t.sh o f. 

T rotz d er  scharfen  A b gren zu n g  zw isch en  den B efu gn issen  der erJentliehen  

und der Y erw a ltu n g sg er ich te  können F ä lle  e in treten . w o b e id e  die H andhabung  

der A n g e leg en h e it fiir  s icli in A nspruch nehm en, oder auch um gekehrt, wo 

beide sich  für u n zu stän d ig  erk lären . Im ersten  F a lle  w ird vom  positiven , 

im le tz ten  vom n eg a tiv en  K onflikte gesp rochen .

l ’m diese K om p eten zk onflik te  au szu tragen  w u rd e e in  besonderer G erich ts

hof. das „T ribunal d e s  C onflits1* i K om p eten zk onflik tshof'. e in g er ich te t.

D ie  T renn ung der r ich ter lich en  und d er  ad m in istra tiven  Fu nktionen  

stam m t au s der R e v o lu tio n sz e it , se it  d ieser Z eit hat sich auch die G ese tz 

geb u n g m it der R egelu n g  der e tw a ig en  K onflikte un ter  den beiden Behörden  

befaßt. D as D ek ret vom 7,— 14. O ktober 1790 ü b ertru g  d ie se  R eg elu n g  dem  

K önig sa m t dem M in isterrat, un ter Z u lassu n g  der B eru fu n g  an  den g e se tz 

gebenden  Körper. D ie  D irek tor ia l V erfassung b etrau te  den .Justizm inister  

dam it, jedoch  u n ter der B ed ingun g, daß d as D irek toriu m  der von ihm 

getroffenen  E n tsch eid u n g  sein e  Z ustim m ung e r te i le ;  der R eg ieru n g  blieb es  

sonst Vorbehalten. B erufung bei dem  gese tzg eb en d en  K örper e inzu legen  

G em äß d er  V erfassung vom 5. N ivuse des Ja h res  \  III  so llte  d ie  {Regierung 

nach ein geh o ltem  G utachten  d es S ta a tsra ts  über die A n g e leg en h e it entscheiden , 

jedoch h a tte  d ieser R at k e in er le i b in dende K raft. D ieses  System  herrschte  

bis zum Jah re  1S4S, in w elch em  ein besonderer G erich tshof, das „T ribunal 

des t.on flits-*, e rr ic h te t w urde. E ine k ö n ig lich e  V erordnung vom 1. Jun i I82>  

hatte  vorher noch eine Reform  e in gefü h rt, indem  sie  d ie  für das Z u stan d e

kom m en des K onflikts erford erlichen  F orm alitä ten  gen au  g e r e g e lt  hatte . Das 

..T ribunal des Conflits" w urde unter dem z w e ite n  K aiserreich  durch das 

D ek ret vom 25. Jan u ar  1S52 aufgehoben, se in e  F u n k tion en  dem „Conseil 

d’E ta t“ üb ertragen ; d ieser  besondere G er ich tsh of w urde durch das G esetz vom  
24. Mai 1872 w ied er  err ich tet.

D en  V orsitz  im  K om p eten zk onflik tshof führt der J u stizm in ister  '..Garde 

des sceaux'*); der G erich tsh of b esteh t aus drei M itgliedern  des S taa tsra ts , 

die durch ihre K ollegen g e w ä h lt w erden, drei von ihren  K o lleg en  g ew ä h lten  

M itgliedern des K assationshofs, und z w e i M itg lied ern  n eb st zw ei S te ll

vertretern , w elch e durch d ie  drei M itg lied er  des .S taatsrats und die drei 

M itglieder des K assationshofs ern an n t w erden. D ie  M itg lied er  des K om petenz

kon fliktsh ofs werden a u f drei Jah re  g e w ä h lt und sind dann w ied er  w ählb ar; 

aus ihrer M itte b este llen  sie einen V izep räsidenten .

D ie  A n k lage  w ird durch zw ei R eg ierun gsk om m issare vertreten , die 

alljährlich von dem  P räsidenten  d er R ep u b lik  ern an n t w erd en ; der eine von 

ihnen so ll aus den B eam ten („m aîtres des r eq u êtes“) beim  S ta a tsra t. der andere  

aus den M itgliedern der S ta a tsa n w a ltsch a ft beim  K a ssa tio n sh o f gew äh lt  

werden; zw ei ste llv ertre ten d e  Kom m issare w erd en a u f äh n lich e  W eise  bestellt.



A ffirm a tiv e r  K o m p o te n z k o n f lik t .—  Haben sich die ordentlich en  G erichte  

in e in er A ngelegen heit, d ie die V erw altungsbehörden a ls  in das B ereich ihrer  

G erich tsbarkeit fallend betrachten, ftlr zuständig  erk lärt, so ist d ie  V erw altu n gs

behörde berechtigt, den K onflikt a ls  aasgebrochen zu bezeichnen; in d ieser  

B eziehu ng sind d ie  G erich te  ihr n icht g le ich gestellt , sie  kiinnea sich n icht 

ebenso gegen  d ie  adm in istrativen  Übergriffe wehren. In dieser U n gerech tigk eit  

treten  zw eifelsoh n e Ü berreste des Kampfes zutage, der unter dem „Ancien  

R égim e“ zw ischen dem K önigtum  und der richterlichen G ew alt gefüh rt w urde: 

die T räger  derselben, die Parlam ente, suchten beständig  die B efugnisse der  

V erw altungsbehörden zu schm älern. Der K onflikt kann sow ohl vor den  

Z iv ilgerich ten  w ie vor den A ppellationsböfen (Cours d'appel; erhoben w erden. 

D agegen  ist d ie  E rhebung un zu lässig  vor:

1. Den F riedensgerichten , w eil die S taatsan w altsch aft bei denselben n ich t 

vertreten  ist, und die Prozeßordnung des Konflikts das E ingreifen  des S ta a ts 

a n w a lts  erfordert.

2. Den H andelsgerichten , und zw ar aus dem gleichen Grunde: w ird aber 

g e g en  den U rteilsspruch eines H andelsgerichts B erufung eingelegt, so h a t der 

A pp ella tion sh of d ie  E ntscheidun g  zu  treffen —  vor diesem  G erichtshof kann  

der K onflikt aber erhoben w erden. U nzulässig ist die Erhebung des  

K onflikts w eiter-
3. Vor den „tribunaux correctionnels1* (A m tsgerichten), und zw ar in allen  

F ä llen  außer denjenigen , wo es sich um D elik te  handelt, deren B estrafu ng der  

V erw a l’.u n gsgerich tsb ark eit zakom m t, und außer den Fällen , bei w elchen das  

U rte il der „tribunaux correctionnels“ von der vorherigen E rled igung einer A n

ge leg en h e it abh ängig  ist, deren E ntscheidung von der V erw altungsbehörde  

getroffen w erden soll.
4. Vor den Schw urgerich ten  (Cour d’assises). w eil Strafsachen keines

fa lls in das R essort der V erw altungsgerichtsbarkeit fallen; lieg t aber der  

A n laß  zum  K onflikt in einer der eigentlichen Sache vorhergehenden An

ge leg en h e it („question préjudicielle**^ so kann das K rim inalgericht die F rage  

um gehen oder sie zw eck s E ntscheidung an einen zuständigen G erichtshof 

überw eisen .
5. Vor den K assationshöfen, weil d iese sich nur m it Sachen, d ie  bereits  

vor G erich tshöfe niederer Instanz gekom m en sind, befassen. Ist aber der  

K onflik t n icht vor der ersten  Instanz erhoben, so is t  som it deren Z uständigkeit  

anerkann t w orden, und infolgedessen auch diejen ige des K assationshofes.

D er K onflikt w ird von  dem P räfekten  des D ep a rtem en t, in  w elchem  das 

m it der stre it ig en  A ngelegen h eit sich befassende Z iv ilgerich t tagt, erhoben. 

F ü r die E rh eb ung des K onflikts vor einem  A ppellationshof ist dagegen  n icht 

der P rä fek t d es D epartem ents, w o  der A ppellationshof tagt, sondern der P rä 

fek t des D epartem ents, in w elchem  der S tre it entstanden ist, zuständig.

D er K onflikt kann im L aufe des ganzen Prozesses erhoben werden, 

jedoch  n icht m ehr, fa lls  das endgü ltige  U rteil ausgesprochen w orden is t; d ie  

T atsach e, daß d ie  B erufungs- oder K assationsfristen r.oeh nicht verstrichen  sind, 

än d ert nichts an dieser Bestim m ung. Ist ein l rteil von der ersten Instanz getroffen



w orden, so kann der K onflikt nur vor dem A p p ella tion sh of erhoben w erden, 

fa lls  B eru fu n g  e in g e leg t w ird. Ks is t b ere its  g e sa g t  worden, dali K onflikte  

vor dem  K assation sh ofe  r ieh t erhoben w erden kön nen: aber fa lls  d ieser  den 

U rteilsspruch  d es  ersten  G erich tsh ofes k a ssier t, so  üb erw eist er  die A ngelegen heit 

an e inen  anderen, und vor d iesem  ist die E rh eb u n g  des K on flik ts zu lässig.

D er E rh eb ung des K onflikts m uß e in  sogen an n tes  ..déclinatoire  d’incom 

péten ce“ vorangehen . d as  heißt e in e  an den V ertre ter  der S taa tsan w altsch aft  

bei dem G erichtshof, w e lch er  sich  m it d er  betreffenden A n g e leg en h e it befaßt, 

g e r ich te te  E in gab e  d es P rä fek ten ; in  d ieser  E in gab e fuhrt d ie  B ehörde d ie  

Gründe an, w esw egen  s ie  den G er ich tsh o f fü r  u n zu stän d ig  hält. D as  

„d éclin ato ire  d 'incom pétence“ w ird  dem  G er ich tsh o f in ö ffen tlich er S itzu n g  

m itg ete ilt . E n tw ed er  nim m t d ieser  den S tan d p u n k t der B ehörde an und 

erk en n t som it sein e e igen e  U n zu stä n d ig k e it an. dann sch w in d et der Anlaß  

zum K onflik t: oder er erk lärt sich  durch besonderen B eschluß für zuständ ig , 

und d ie  P rozeßordnung beim K onflikt nim mt den  üb lichen G ang. D er  B eschluß  

w ird dem  P räfek ten  binnen fü n f T a g en  durch d ie  S ta a tsa n w a ltsch a ft zu g este llt:  

dem P räfek ten  steh t eine v ie r ze h n tä g ig e  F rist, vom  T age der E in re ich u n g  des  

B esch lu sses an gerech n et, zur V erfügung, um den K onflikt zu erh eb en ; läßt der  

P rä fek t d iese  F r is t  verstre ich en , so d a r f der K onflikt n icht m ehr erhoben  

w erden . Son st besch ließ t er  dessen  E rh eb u n g  durch ein .arrêt»* de conflit“ 

(K om peten zk on flik tsb escЫußi. w elch es  dem  S e k r e ta r ia t  („greffe1') des G erich ts

hofes zu g este llt und dem  S ta a tsa n w a lt üb ergeben  w ird . D ieser  re ich t es dann  

d er  B eratu ngskam m er des G erich tsh ofes ein. D a s  w e ite re  V erfahren  w ird  

dann u n ter A ndrohung e in er  S trafe  yon lti b is  150 f r .1) unterbrochen; hebt 

sp ä ter  der K om p eten zk onflik tshof das prä fek toria le  rarrêté  de conflit** auf. so 

w ird  d ie  \  erhandlnntr von dem  P u n k te  an. w o s ie  abgebrochen worden, 
w ied er  aufgenom m en.

D as „arrêté de conflit“ lieg t w ährend v ierzeh n  T a g en  beim  S ek retar ia t 

d es G erich tshofs aus: d ie  In teressen ten  können es  jed erze it  e in sel.en  und ihre  

B em erku ngen  dazu sch riftlich  einreich en . D a ra u f s te llt  der S ta a tsa n w a lt d ie  

A k ten  dem  .Tustizm inister zu, w elch er  sie  binnen v ieru n d zw a n z ig  Stunden dem  

K om petenzkonfliktshof üb erw eist.

S p ä testen s  fü n f T a g e  nachdem  der K om p eten zk on flik tsh of d ie  A k ten  

erh a lten  hat. m üssen sie  sam t dem K om p eten zk onflik tsbesch lu ß  dem  M inisterium , 

in dessen R essort d ie  s tre it ig e  A n gelegen h eit fä llt, zu g e ste llt  w erd en ; binnen  

v ierzeh n  l a g e n  bringt der betreffende M in ister  sein  G utach ten  und e tw a ig e  

E in w en d u n gen  vor; darauf kom m en d ie  A k ten  w ied er  a u f d as S ek reta r ia t, w o  

d ie  In teressen ten  —  die P a rte ien  und deren  A n w ä lte  —  s ie  e in seh en  können. 

B innen  ein er  zw a n z ig tä g ig en  F r is t  hat dann d er vom  J u stizm in ister  dazu  

b este llte  B er ich ter sta tter  sein en  B erich t beim S ek reta r ia t e inzureichen .

Il code pénal. § 12$: .Mit Geldbuße von 16 bis 151 fr. werden die Itichtcr bestraft, 
die, uhngeadKct der Linwemlungen der \  erwaltungsbehörde, vor der Entscheidung der 
höheren Instanz das Verfahren, zu d ew n  Ausführung «ich die Behörde ausdrücklich für 
zuständig erklärt, fortsetzen. -  Die Vertreter der Staatsanwaltschaft, die sich dabei betätigt 

aben sollten, unterliegen der gleichen Strafe*



D ie E ntscheidun g  w ird von dem K om petenzkonfliktshof getroffen , nachdem  

der B ericht in öffentlicher S itzu n g  verlesen , d ie  A n w ä lte  der P arte ien  nnd der  

V ertreter  der S ta a tsa n w a ltsch a ft gehört worden sind.

B ek räftig t diese E ntscheidun g das rarrêté de conflit*, so s te llt  der 

betreffende G erich tsh of das Verfahren in der streitig en  A n g e leg en h e it e in ; 

hebt sie  den Beschluß auf. so w ird das Verfahren von dem G erich tshof w ied er  

aufgenom m en. D er  K om petenzkonflikL«hof kann sich nur über die F r a g e  der  

Z u stän d igk eit äußern; sein  B eschluß ist souverän, es kann k ein e  B eru fu n g  da

gegen  e in g e leg t werden.

D ie  E ntscheidun g muß im Laufe, von zw ei M onaten nach der E in re ich u n g  

der A k ten  beim S ek retar ia t getroffen werden. F a lls  der in  F rage  kom m ende  

G erich tshof binnen einem  M onat nach V erstreichung d ieser F r is t  k e in e  E n t

sch eid ung  seiten s d es K om petenzkonfliktshofs erhalten hat, so d arf er da« „arrêté  

de conflit“ a ls  verjährt betrachten und das frag liche V erfahren fortsetzen .

X e g a t i v e r K o m p e t e n z k o n f l i k t .  In diesem  F a lle  lieg t kein  offen tl iches, 

sondern led ig lich  e in  P r iv a tin teresse  vor. E rk lärt sich ein G erich tshof erster  

In stan z  in e in er A n gelegen h eit fü r unzuständig und meint, daß s ie  der G erich ts

b ark eit des „conseil de préfecture- un terliege und erk lärt sich nunm ehr auch  

à ie se  Behörde für unzuständig, so lieg t e s  im Interesse der P arte ien , daß die  

F r a g e  entschieden werde. In diesem  F a lle  des „negativen  K onflikt«“ kann  

die  B erufung an den K om petenzkonfliktshof von einem R ech tsan w alt beim  

S ta a tsra ts  e in g e le g t w erden. D ie E ntscheidung des K om petenzkonfliktshofs  

hebt die U n zu stän d igk eitserk läru n g  eines der G erichte a u f und verp flichtet 

es, das Verfahren zu eröffnen.

Z w e i t e s  K a p i t e l .

Gerichteorganisation.

§ 107. G e r ic h te  e r s te r  I n s ta n z . G erichte erster Instanz sind durch  

das G esetz  vom 27. V entôse des .Jahres V III in jedem A rrondissem ent err ich tet  

w orden; sie  treten  an die S te lle  der durch das G esetz vom 1 6 — 27. A ugust 1790  

eingefüh rten  „tribunaux de district“ ; d iese Gerichte w aren durch die V er

fassu n g  des J ah res  III , w elch e die D istr ik te  a ls  V erw altungseinheit aufgehoben  

h atte , ebenfalls aufgehoben worden. Zw ischen der Verfassung vom Jah re  III 

und dem G esetze  vom 27 V entôse d. J . V III waren nur Z iv ilgerich te , je  eines  

in jedem  D ep artem en t vorhanden gew esen.

Im P rin zip  b esteh t in jedem  Arrondissem ent ein  G erichtshof erster  Instanz. 

D urch das G esetz vom 30. August 1SS3 werden diese „tribunaux d’arrondissem ent“ 

(B ezirk sger ich te) in  drei K la g e n  ge te ilt : die erste Klasse besteht aus G erichtshöfen, 

die in Städten  m it m ehr a ls  80000  E inw ohner tagen, die zw eite  in Städten  

m it 20 0 0 0  bis 8 0 0 0 0 , und die dritte  in Städten, deren B evölkeru ng w en iger  

a ls  2 0 0 0 0  E inw ohn er b e tr ä g t  Der G erichtshof der Seine bildet e ine K lasse  

für sich . D ie „tribunaux d'arrondissem ent* fungieren in erster und letzter  

In stan z  in Z ivilsach en , w enn der W ert der streitigen  bew eglichen Sachen 300  

(b is zu d ieser Sum m e erstreck en  sich die Befugnisse des Friedensgerichts) 

bis 1500 fr. b eträg t, und das jäh rlich e Einkom m en der unbew eglichen Sachen



60  fr. n ich t ü b er s te ig t  Ist d ie  s tr e it ig e  Su m m e höher, so b edeutet d a s , tribunal 

d ’arrondissem ent* nur die ers te  Instanz, g eg en  d eren  E n tsch eid u n g  B erufung  

beim  A p p ella tion sh of e in g e leg t w erd en kann; a n d ererse its  lu n g iert d as „tribunal 

d’arron d issem en t“ a ls  B eru fu n g sg erich t fü r U rte ilssp rü ch e  des F riedensrichters.

D ie  Z iv ilg er ich te  besteh en  aus e in er  b is  v ier  K am m ern, das Z iv ilg er ich t  

zu P aris  hat deren  elf. B ei jedem  G ericht sind ein  P räsident und so v ie le  

V izep räsidenten , a ls  K am m ern vorhanden , m inus e inem , z w e i bis e lf  R ichter  

und z w e i b is  sech s S te llv er tr e te r  („ su p p léan ts“). B ei dem  Z iv ilg e r ich t zu P aris  

sind  70  R ich ter  und 26 S te llv er tre te r .

A n  den S itzu n gen  jeder K am m er muß e in e  u n gerad e Z ahl von M itgliedern  

te iln eh m en , m in d esten s ab er  d re i; in fo lge  e in e s  jäh rlich en  W ech se lsystem s  

b ete ilig en  sich d ie  R ichter an den A rb eiten  jed er  K am m er h in terein ander  

B este h t ein „tribunal d 'arrondissem en t1' aus n u r e in er  Kam m er, so b e tä t ig t  es  

sich  ab w ech se ln d  a ls  Z iv il- und a ls  K rim in algericht („trib unal correction n el“) >); 

sind m ehrere K am m ern vorhanden, so befaß t s ich  d ie  eine sp ezie ll m it S tra f
sachen .

A ußer den ordentlich en  S itzu n g en  h a lten  d ie  „ tr ib u n a u i d ’arron d issem en t“ 

un ter A usschluß der Ö ffen tlichk eit a llgem ein e  V ersam m lungen  ab, in  w elch en  

s ie  s ich  m it F ra g en  ihrer inn eren  O rgan isation  b efassen . A ußerdem  tagen  sie  

noch a ls  R atskam m er („cham bre du co n se il“), d as heißt in  n ich t öffentlichen  

S itzu n gen , um d ie  sogen annte „jurid iction  g r a c ieu se 1, (fre iw illig e  G erich ts

barkeit) auszuüben, um E n tsch eid u n gen  in  Sachen , d ie  n ich t in Prozeßform  v er 

laufen , zu treffen; so w erd en  in der R atsk am m er A n g e leg en h e iten  erled ig t, 

w ie: A nnahm e an K in d essta tt, B er ich tig u n g en  in  Z iv ils ta n d sa k ten , N am en s

änd erun gen , g eg en  w elch e  kein  E inspruch erh oben  w ird , G esuche um E n t

la ssu n g  aus Irrenhäusern, usw .

D ie  S ta a tsa n w a ltsch a ft w ird  bei jedem  „tribu nal d'arrondissem ent“ durch  

einen S ta a tsa n w a lt vertreten , d er  e in en  oder m ehrere S te llv er tre ter  („sub
s t itu ts “) haben kann.

D er  V orsitzend e des G erich ts h a t auß er sein en  ordentlich en  F u n k tion en  

w ich tig e  B efu gn isse: so  fä llt  e r  p rov isorisch e  U r te ile  (au f besondere V er

a n lassu n g  „sur req u ête  en  référé“) in dringend en  S ach en ; le g a lis ier t Z iv ile tan d s- 

ak ten  und N otar ia tsak ten , d ie  außerhalb  des R essorts des T rib u n als erforder

lich s in d ; ihm  lie g t  es ob, Sü hnevereuche un ter  E h eg a tten , d ie  um  

Scheidu ng oder T ren n u n g  nachkom m en, vor E röffnung des V erfahren s herb ei
zuführen. usw .

§ 10S. „ C o u rs  d 'a p p e l“ (A pp ellationshöfe). D ie  R evolu tion  im J a h re  1789  

hatte  k e in e  besonderen A ppellationshöfe  e in gefiih rt, d ie .tr ib u n a u x  de d is tr ic t“ 

fu ngierten  g e g en se it ig  a ls  A p pella tionshöfe; ebenso v erh ie lte n  sich  die durch die  

V erfassu n g  vom J a h re  I II  err ich teten  „tribu naux de dép artem en t“ un tereinan der. 

D ieses System  w ies  v ie le  S ch a tten se iten  a u f und bot bedeuten de N a ch te ile , h au p t

säch lich  w egen  der R iv a litä t der G er ich tsh ö fe  g le ich en  R anges, bei denen  

B erufung über ihre resp ek tiven  U r te ile  g e g en se it ig  e in g e leg t w erd en  konnte.

1) 8. unten: ,,tribunaux de rlpreeeioD'*.



E rst durch das G esetz vom 27 V entôse des -Jahres V III w urde d iese F r a g e  

ge lö st und G erichtshöfe errichtet, d ie  durch das G esetz vom 20. A pril l S i o  

en d g ü ltig  organ isiert w urden und den Nam en rCours d’app el“ (A pp ellations- 
höle  i erh ielten .

D ie A ppellationshöfe bilden die z w eite  Instanz der gew öhnlichen  R echt

sprechung. G egen w ärtig  sind 26 „Cours d’appel* vorhanden, d iejen igen  von 

A lgier und den Kolonien n icht eingerechnet. Durch das G esetz vom  

30. A ugu st 1583 wurden die früher bestehenden drei K lassen von „Cours d’ap p el“ 

aufgehoben, je tz t  sind sie  in bezug a u f G ehälter a lle  einander g le ich gestellt , 

außer dem A ppellationshof zu  Paris, w elch er eine besondere S tellu n g  einnim m t.

D ie S ta a tsa n w a ltsch a ft wird durch einen .P rocu reu r  g én éra l1* (Ober

staa tsan w alt) n eb st einem  oder mehreren S tellvertretern , und durch einen  oder 

mehrere, „avocats gén érau x“ (S taatsanw älte) vertreten.

B esteh t e in  A ppellationshof aus drei Kammern, so befaßt sich die e in e  m it 

Z iv ilsach en , die andere mit Strafsachen, und die d ritte fungiert als A n k lage

kam m er („cham bre des m ises en accusation4) ; bei kleineren Appellationshöfen  

nehm en die M itglieder der A nklagekam m ern an den übrigen Kamm ern teil.

U n ter  den M itgliedern („con se illers“) des G erichtshofs herrscht ein  jä h r 

lich es W ecb selsysten i. J ed e  rCour d’app el“ hat einen E rsten P räsidenten , jede  

K am m er derselben  einen P räsidenten. Ein U rteilsspruch ist nur dann g ü lt ig  

w enn m indestens fü n f M itglieder sich  an der S itzung b eteilig t haben ; eine 

un gerade A nzahl von R ichtern 1st im m er erforderlich.

D ie  A ppellationshöfe fungieren  als zw eite  und le tzte  Instanz bei Berufungen  

gegen  die, U rteilssprüche der Gerichte, erster  Instanz, der H andelsgerichte,’

gegen  die .se n ten ces  arb itra les“ ;Schiedsspriiche) und die „ordonnances de

référé“ (vorläufige E ntscheidungen).

D er A ppellationshof ta g t entw eder in einfacher oder in „feierlich er4 S itzung  

\ Tau d ien ce so len n e lle6); als so lch e w ird die vere in te  S itzu n g  von m indestens 

zw ei K am m ern bei A nw esenh eit von m indestens neun M itgliedern bezeichnet. 

D ie  A bhaltung von feierlichen S itzu n gen  ist bei e in igen  vom G esetze vor

geseh en en  F ä llen  und zw eck s Aufnahm e des Verfahrens in Sachen, die dem 

betreffenden A ppellationshofe vom K assationshofe zugew iesen  werden, vor

geschrieben .
D ie  A ppellationshöfe halten  a llgem eine Versam m lungen unter Ausschluß  

der Ö ffen tlichk eit ab, um innere O rganisationsfragen zu erled igen , D iszip linar- 

sac.hen zu ordnen und Ge*etze<vorlagen, d ie  ihnen von der R egierun g  unter

b re ite t w erden , zu  prüfen.
D er  E rste  P räsident h a t w en iger besondere B efugnisse a ls  der Vor

sitzen d e  des Z iv ilgerich ts. E r befaßt sich hauptsächlich m it der V erteilung  

der versch ied en en  Sachen unter d ie  verschiedenen Kammern. Er erled igt auch  

die —  übrigens sehr selten en  —  Gesuche, deren Z w eck die V erkürzung von  

F risten  ist.
§ 109. F r ie d e n s g e r le h t e .  D ieses In stitu t stam m t aus dem Jahre 1790, 

als das G esetz vom 1 6 . - 2 4 .  A ugust verlangte, daß in jedem Kanton ein  

F ried en sr ich ter  a n g este llt  sei, der aus individuellen W ahlen hervorgehen



so llte . D asselbe P rin zip  w urde auch von den V erfassu n gen  der J a h re  1791, 

I II  und V III du rchgefü hrt. S e it  dem  K onsulat und dein ersten  K aiserreich  

w erd en  d ie  F ried en sr ich ter  n icht m ehr g e w ä h lt, sondern durch d ie  vo llz iehende  

G ew a lt ernannt. In  jedem  K anton sind  ein F r ied en sr ich ter  nebst zw ei S te ll

v ertre tern  vorh an d en ; in P a r is  hat jed er  B ez ir k  („arrondissem en t“ ) einen  

F ried en sr ich ter.

D em  F ried en sr ich ter  lieg t e s  ob, V erg le ich e  in Z iv ilsach en , far  

d ie  er oder d ie  G erich te  e rster  In stan z  zu stä n d ig  sind, herbeizufiihreu  oder  

e s  zu v ersu ch en ; ü b rigens befassen  sich die F r ied en sr ich ter  nur noch selten  

m it d en  le tz terw ä h n ten  A n g e leg en h e iten , denn d ie  V orsitzend en  von Z iv il

g e r ich ten  g ew ä h ren  m it großer L e ich tig k e it so g en a n n te  .r é fé r é s  sur req u êtes“, 

w onach  \  orladung in ku rzer  Z eit g e s ich er t w ird , und d ie  V erpflichtung, an 

den  \  erg leich sversu ch en  bei den  F ried en sr ich tern  te ilzun eh m en, aufgehoben wird.

D as G esetz  vom  12. J u li 19 0 ö bestim m t, daß F r ied en sr ich ter  in Z iv il

sach en  a ls  le tz te  In stan z  z u stä n d ig  sind, bei d en en  der s tr e it ig e  B etrag  300 fr. 

n ich t ü b erste ig t: b eträgt d ie  str e it ig e  Sum m e 3 0 0 — 600  fr., so  is t  der F ried en s

r ich ter a ls  erste  In stan z  zuständ ig , B eru fu n g  g e g e n  sein  U r te il kann bei einem  

.T r ib u n a l d ’arron dissem ent“ e in g e leg t w e rd en 1 j. D er  F r ied en sr ich ter  h a t eher  

nach H ech t und B illig k e it  a ls  nach stren gem  G esetz  zu u r te ilen ; sein e  E nt

sch eid u n gen  können vom K a ssa tio n sh cf w eg en  V erle tzu n g  des G esetzes n icht 

aufgehoben w erden , sondern nur w eg en  Ü b ersch re itu n g  se in er  B efu gn isse.

D urch besondere G ese tze  w ird  der F r ied en sr ich ter  m it der H and habu ng  

einer gan zen  R eih e  von Ä u ß erungen  der fr e iw illig e n  G erich tsb ark eit beau ftragt, 

so z. B. nim m t er d ie  E rk läru n gen  von  A nnah m en an K in d essta tt en tgegen , 

fü h rt den V orsitz in  F am ilien rä ten  und empfUngt die E rk lärungen  von E ltern , 

d ie  ih re  K inder selb stän d ig  m achen w ollen . Auch ist er für g ew isse  adm in i

s tr a tiv e  Sachen zu stän d ig : so  z. B . fö r  S tre it ig k e ite n  b ezü glich  der A nw en d u n g  

der S teu er- und Z o llta r ife ; bei ihm w ird  B eru fu n g  e in g e le g t  g e g en  d ie  Ent

sch eid ungen  von G em eindekom m issionen über d ie  E in tra g u n g  oder d ie  L öschung  

von G em ein d em itg lied ern  in den W äh ler listen .

In  S trafsach en  is t  er  für die sogen an n ten  .a ffa ir e s  de sim ple p o lice1* 

zuständ ig , d. h. für Ü bertretungen , d ie  m it G eldstrafe  von 1 b is 15 F ran k en  

oder m it H aft von l b is  5 T agen  geah n d et w erd en . E r is t  B eam ter  der G e

richtspolizei, H ilfsk ra ft bei der S ta a tsa n w a ltsch a ft und B eau ftrag ter  des U n ter 

su ch u n gsrich ters. A ußerdem  b esitzt der F ried en sr ich ter  besondere B efugn isse  

in  A rb eitergesetzgeb u n gssach en , doch is t  se in e  T ä t ig k e it  in d ieser  H in sich t 

n ich t ob ligatorisch , und de facto  w enden  sich  A rb e iter  und A rb eitgeb er  nur 

selten  an den F ried en sr ich ter: is t e in  k o llek tiv er  K onflikt un ter A rbeitern  

und A rb eitgeb ern  aasgeb rochen , so kann d er  F ried en sr ich ter  eingreifen . um 

den V orsch lag zu m achen, den S tre itfa ll einem  A usgleich sau ssch uß , und beim  

b h ls c h la g e n  desselben  einem  S ch ied sgerich t vorzu legen . B ei A rb eitsein stellu n g

1) Vor dem Gesetze vom 12 . Juli HtOS war die Zuständigkeit .1er Friedensrichter be
grenzter, gemäß dem Gesetz vom 25. Mai 1S3S erstreckte Me sich auf Falle, wo die Streit- 
»ummc Ъи 100 fr. betra* -  da fix ier ten  sie aJs letzte Instanz -  und hi? 2M fr., da konnte 

erafung bei Gerichtehöfen erster Instanz eingelegt werden.



können die A rbeiter  oder d ie  A rbeitgeber den F riedensrichter um A u sgle ich  

oder um sein e V erm ittlu ng angehen; unterlassen sie  es, so kann er sogar ex  

officio e inseh reiten , es bleibt aber beiden P arteien  frei, sein e Verm ittlung: ab

zu leh n en ; d ie  R olle  des F riedensrichters in A ngelegen heiten  d ieser G attung  

bleibt rein th eoretisch .

§ lu » . « C o n s e i ls  d e  p r u d ’h o m m es" , (G ew erb egerichte).— D iese G erichte  

sind A usnahm egerichte, deren Zw eck die Schlich tung der S tre itigk eiten  ist, 

die  zw isch en  A rbeitgebern und A rbeitnehm ern bezüglich des A rbeitsvertrags  

en tsteh en . D ie „conseils de prud'hommes-  werden durch besondere D ekrete  

errich tet, die a u f A n trag  der M inister der Ju stiz  und der A rbeit und nach 

e in geh oltem  R at der H andelskam m ern, der „Chambres consulatives des arts 

e t m anufactures“ (K unst- und Gewerberatekaramern) und der G em einderäte 

der betreffenden Gem einden in der Form von Verordnungen der öffentlichen  

V erw a ltu n g  ‘„règlem en t d'adm inistration publique“) erlassen w erden. D ie  Mit

g lied erzah l eines G ew erbegerichts darf n icht w eniger a ls  sechs sein ; die M it

g lied er  sind —  in g le ich er  A nzahl —  A rbeitgeber und A rbeitnehm er; in  jeder  

K ategorie von A rbeit, d ie  bei diesem G ericht vertreten ist, müssen m indestens  

z w e i A rbeitgeber und zw e i Arbeitnehm er sein.

D ie M itglieder des G ew erbegerich ts —  „prud'hommes“ genannt —  werden  

durch die A rbeitgeber, W erkführer, V orarbeiter und A rbeiter der versch ie

denen im E rrichtungsdekrete  erw äh nten  A rbeitszw eige gew äh lt, und zw ar  

auf sechs Jahre; a lle  drei Jah re  wird das G ericht zur H älfte neubesetzt. D as 

W ahlrecht kom m t A rbeitgebern und A rbeitnehm ern zu, falls sie:

1. in die politischen W ählerlisten  eingetragen  sind;

2. m indestens fünfundzw anzig Jah re  alt sind:

3. se it  drei Jahren  einen im  E rrichtungsdekrete erw ähnten B eruf aus- 

üben und se it  einem  Jahre im B ezirk  des betr. G ew erbegerichts w ohnhaft sind.

In  d ie  W ählerlisten  w erden auch F rauen  eingetragen , die das franzö

sische B ürgerrecht sowohl w ie  die verlangten  E igenschaften  in  bezug au f 

A lter, B eru f und W ohnort besitzen  und nicht w egen der in den § § 1 5  und 16 

des organischen D ek rets vom 2. Februar IS52 erw ähnten  D e lik te  vorbe

str a ft s ied .
N ach dem G esetz vom 17. März 1907 waren wählbar, falls sie se it drei 

Jahren  im B ezirk  des betr. Gewerbegericht.« w ohnhaft gew esen  sind:

1. D ie  m ännlichen W ähler, falls sie dreißig Jahre a lt  und des L esens

und Schreibens kundig waren.
2 D ie  früheren m ännlichen W ähler, fa lls sie den Beruf, den sie während  

fü n f Jah ren  im B ezirk des betr. G ew erbegerichts ausgeübt hatten , s e it  n icht 

m ehr a ls  fü n f Jah ren  verlassen  hatten . D as Gesetz vom 15. N ovem ber 1908 

h a t den  Frauen die W äh lb ark eit zu den G ew erbegerichten  unter den näm 

lichen B ed ingun gen  verlieh en  w ie den m ännlichen W ählern.

D ie  A rbeitgeber w erden durch A rbeitgeber, die Arbeitnehm er durch  

W erk füh rer, V orarb eiter  und A rbeiter zum G ew erbegerich t gew äh lt. D ie  

G ew erberichter w ählen  in a llgem einer Versam m lung einen  V orsitzenden and  

e in en  V izep räsidenten . Ist der g ew äh lte  V orsitzende ein  A rbeitgeber, so muß



der V izep räsident u n ter  den A rbeitnehm ern  g e w ä h lt  w erden . B eide erhalten  

ihr  M andat a u f e in  Jahr.

D ie  rconseils de prud’hommes" befassen  s ich  m it Z iv ilp rozessen  unter  

A rb e itgeb ern  und A rbeitnehm ern , deren Inhalt beruflich e F ra g en  ausm achen. 

S ie  fu n g ieren  a ls  le tz te  I n sta n z , fa lls  die S treitsu m m e nicht m ehr a ls  

300  F ran k en  b e trä g t; ü b erste ig t s ie  d iese  H ö h e , so übernehm en sie  a ls  

erste  In stan z  d ie  A u stra g u n g  der A n g e leg en h e it. B eru fu n g  kann bei dem  

Z iv ilg e r ich t e in g e le g t  w erd en .

S in d  die A rb eitn eh m er n ich t A rb eiter , sondern  P r iv a tb ea m te . so is t  das 

G ew erbegerich t zu stä n d ig , fa lls  d ie  S teitsu m m e n icht m ehr a ls  tausend  

F ra n k en  beträgt.

In den K antonen, w o k e in e  G ew erb eg er ich te  vorhanden sind, is t  der  

F ried en sr ich ter  für B er u fss tre itig k e iten  unter A rb eitgeb ern  und A rbeitnehm ern  

zuständ ig .

D a s  P rozeß verfah ren  vor  einem  G ew erb eger ich t fa n g t vor einem  V er

g leich sb u reau  an. w e lch es  aus einem  A rb eitgeb er  und einem  A rbeitnehm er  

besteh t: den  V orsitz  führen b eide ab w ech se ln d . B le ib t  der V ergleichsversuch  

erfo lg lo s , so  kom m t d ie  A n g e leg en h e it v o r  d a s  Y erh andlu ngsb ureau , w elch es  

au s  der g le ich en  A n zah l von A rb eitgeb ern  und A rbeitnehm ern besteh t, der  

\o r s i t z e n d e  und dessen S te llv er tre te r , d ie  ab w ech se ln d  fu ngieren , e ingerechn et; 

d ie  M indestzahl der M itglieder b eträg t vier. D a s  U rte il w ird  von der abso

lu ten  M ehrheit der an w esen d en  G ew erb erich ter  g e f ä l l t  T eilen  sich  d ie  Stim m en  

in zw e i g le ich e  H älften , so kom m t d ie  A n g e le g e n h e it nochm als vor das Ver- 

h an dlun gsb urau , in w elchem  diesm al d er F r ied en sr ich ter  d es  B ezirk s  oder sein  

S te llv er tr e te r  den V orsitz  führen .

D ie  von den G ew erb egerich ten  in le tz ter  Instanz getroffenen  U rte ile  

kön nen a u f  dem  W eg e  des G esu ch es um K assation  w egen  V erle tzu n g  des 

G e se tze s  oder L bersch reitu n g  der M ach tbefu gn isse  angefochten  werden.

D as P rin zip  des In stitu ts  der G ew erb eger ich te  is t  zw eife lsoh n e au sge

ze ich n et, u n g lü ck lich erw eise  aber sind  nur a llzu o ft F ä lle  von P a rte i- und 

К  lassen kam  p f bei den  W ah len  von  G ew erberichtern  vorgekoram en; e in igem ale  

haben W ah lk om itees  den  A rb eiterk an d id a ten  d ie  V erp flich tu n g  auferlegt., aus

nah m slos den A rbeitnehm ern  R echt zu  geb en , und d ieses  im p era tiv e  M andat 

is t  von den K andidaten  angenom m en worden, ja  s ie  üb erließen  dem K om itee  

U nterzeichnete A bsch iedsgesuche. D er  S ta a tsra t h a t  üb rigens m ehrere solche  
W ahlen  für n ich tig  erk lärt.

§ Ш .  H a n d e ls g e r ic h te .  —  In F ran k reich  sind  d ie  H a n d elsger ich te  

seh r  a lten  Ir sp r u n g s ;  das erste  E d ik t, w e lch es  d iesen  Z w eig  der R e ch t

sprechu ng ordnete, stam m t aus dem  J a h re  1563, e in  and erer seh r w ich tig er  

E rlaß aus dem Jah re  1673. D as G e se tz  vom  1 6 — 24. A u g u st 1700 e rh ie lt  

d as In st itu t  der H an d elsger ich te  au frech t; d ie  B estim m un gen  bezü glich  der 

Prozeßordnung (code de procédure, § 414  und ff.) und das H an d elsgesetzb u ch  (code 

dj. commerce, § 615 und ff.) än d erten  n ich ts daran . S e it  d ieser  Z eit haben die  

a n d elsgerich te  ununterbrochen fu n k tion iert, Ä nderungen  sind nur in ihrem  
B estan d  vorgekom m en.



D ie  H and elsgerich te  („ trib u n au i de com m erce“) sind besondere G erichts

höfe, die sich m it s tre it ig en  Sachen befassen , w elche im H and elsverkehr  

zw isch en  K aufleuten  oder sonstigen Personen Vorkommen. D ie R ichter an  

d iesen  G erichten  gehören den H andelskreisen  an, und scheinen in den speziellen  

A n gelegen h eiten  befu gter  a ls  d ie  sonstigen  R ichter zu sein. Gemäß dem  

G esetz  vom S. D ezem b er 1SS3 gehen sie aus allgem einen W ahlen hervor, bei 

denen folgende G attungen  von Personen das Stim m recht haben: „französische  

B ürger, d ie  im H andel tä t ig  sind, selb ständ ig  oder auch a ls  T eilhaber, se it  

m indestens fü n f Jah ren ; Schiffskapitäne („capitaines au long cours e t  m aîtres 

de ca b o ta g e1-), d ie  Schiffe m indestens fü n f Jahre befeh lig t haben; D irektoren  

von französischen  anonym en F inanzgesellsch aften , sow ie von Industrie- und 

H andelsunternehm en, B örsenagenten, M akler für V ersicherungen zur See, für 

W aren k au f und -V erkauf, M akler-D olm etsche, die ihre S tellu n g  gem äß § 77 und 

ff. des H and elsgesetzbu ch es erhalten haben; a lle  diese Personen müssen ihren 

B eru f m indestens fü n f J ah re  ausgeübt haben und seit m indestens fü n f Jahren  

im W irkun gsb ereiche des betr. H andelsgerichts w ohnhaft gew esen  sein . F erner  

sind stim m b erech tig t: M itglieder (z. D . und a. D.) von H andelsgerichten und 

H andelskam m ern, von K unst- und G ewerberatskam m ern („cham bres consul

ta tives des arts e t m anufactures“), V orsitzende (z. I). und a. D.) von G ew erbe

ger ich ten “. D as G esetz vom 23. Januar 189S h a t es auch handelstreibenden  

w eib lichen  Personen g e sta tte t, s ich  an den W ahlen der R ichter von H andels

gerich ten  zu b eteiligen , hat ihnen aber d ie  W ählb ark eit vorenthalten .

G ew issen  H andelstreibenden bleibt das S tim m recht w egen U nw ürdigk eit 

entzogen, genaue B estim m ungen darüber enth ält § 2 des G esetzes vom Jahre  

1SS3. D ie W äh lerlisten  werden anfangs Septem ber jedes Jahres in jeder  

G em einde vom B ürgerm eister und zw ei D eleg ierten  des G em einderats auf

g e s te ll t;  B erufung dagegen kann beim Friedensrich ter e ingelegt werden.

A lle  W ähler m ännlichen G eschlechts können zu V orsitzenden, R ichtern  

und deren  S tellver tre tern  g ew äh lt w erden, falls s ie  das dreiß igste U b e n sja h r  

üb ersch ritten  haben. Jedoch muß der V orsitzende (ausgenom m en die Gerichte  

n eu erer Form ation) zw ei Jahre R ichter gew esen  sein , und zu R ichtern können 

nur Personen g ew ä h lt werden, w elche m indestens fü n f Jahre S telU ertreter  

g ew esen  sind ').
D ie  W ahlversam m lung w ird  vom P räfek ten  des betreffenden D epartem ents  

sp ä testen s  in der ersten  H älfte des D ezem bers berufen w erden; den Vorsitz  

in  derselben fü hrt der B ürgerm eister oder ein  D eleg ierter  des G em eind erats  

von den zw ei ä lte sten  und zw ei jü ngsten  der anw esenden W ähler unterstützt. 

D as Präsidium  koop tiert einen Sekretär aus den Teilnehm ern an der Versam m 

lung und en tsch eid et die im L aufe der Abstim m ung etw a  entstehenden S tre it

fälle. D ie  W ahlen finden in  der H auptstadt jedes Kantons s t a t t  D er 'S or- 

s itzen d e  am H an d elsgerich t w ird  einzeln  g e w ä h lt  die R ichter und deren  

S te llv er tre te r  nach W ah llisten  („scrutin  de lis te “). A ls beim  ersten  W ahl

ga n g  g e w ä h lt g e lten  d ie  K andidaten, w elche die M ehrheit der abgegebenen



Stim m en erhalten hab en ; d iese  M ehrheit b e trä g t e in  V iertel der b erechtig ten  

W äh ler; erg ib t d ieser  erste  W 'ahlgang kein  p o s itiv e s  R esu lta t, so findet v ier

zeh n  T a g e  später e in e  S tich w a h l s ta tt , bei w elch er  nur die re la tiv e  M ehrheit 

erforderlich  ist.

D ie  M itglieder der H a n d elsger ich te  w erd en  a u f zw e i .lahre gew äh lt und 

jäh rlich  w ird  d ie  H ä lfte  des G erich ts n eu b ese tz t. D ie  R ichter sind  aut w eitere  

z w ei J a h r e  w ieder w äh lb ar; d arau f w ird eine Z w isch en frist von einem  .fahre  

erforderlich  ').

J ed es  H an d elsger ich t b e ste h t au s einem  V orsitzend en , m indestens zw ei  

R ich tern  und zw ei S te llv er tre tern . Zur A b h a ltu n g  e in er  S itzu n g  ist die 

A n w esen h eit von drei M itgliedern , w ovon  m in desten s e in es T itu la rr ich ter  ist. 
erford erlich .

D ie  T ä tig k e it an H an d elsger ich ten  ist den  , a v o u és1“ :) g ese tz lich  unter

sa g t. D ie  P arteien  m üssen en tw ed er  persön lich  ersch ein en  oder sich  durch  

M andatare m it regu lären  B efu gn issen  v e rtre ten  la ssen . E in  „avoué* kann 

led ig lich  a ls  privatim  B ea u ftra g ter  erscheinen , n ich t aber in  sein er  E igen sch aft 

als M in isteria lbeam ter.

D ie  H a n d elsger ich te  erled ig en  a ls  le tz te  In stan z  s tr e it ig e  H andelssachen , 

bei denen  d er B etra g  1500 fr. n ich t ü b erste ig t; is t  d ie  s tr e it ig e  Sum m e höher, 

so kann bei dem A p p ella tion sh of B eru fu n g  gegen  die E n tsch eid u n g  des H andels

ger ich ts  e in g e le g t w erd en .

D em  V orsitzenden e in es  H an d elsger ich ts  kom m en besondere B efu gn isse  

zu: so z. B. tr ifft er  d ie  E n tsch eid u n g  über E in gab en , d ie  V orladungen zu  

bestim m ten  T a g en  und Stunden  b ezw eck en , oder über G esuche um p räven tive  

B esch lagnah m e.

In geh eim er B era tu n g  ern en nen  d ie  H an d elsger ich te  besondere kom 

m issarische R ichter für jed en  K onkurs, sow ie  p rovisorische K on k u rsverw alter  
(„ sy n d ics“ i.

In den A rron dissem ents, w o k e in e  H an d elsger ich te  vorhanden sind, 

kom m en die stre it ig en  H a n d elsan ge legen h e iten  vor die Z iv ilg er ich te ; bei ihrer  

E rled igu n g  muß jedoch  die Prozeßordnun g der H an d elsger ich te  in n egeh alten  

werden (§ 6 4 0  und 641 des H an d elsgesetzb u ch es; fo lg lich  is t  auch da den „avoués4 

die B etä tig u n g  un tersagt. E s sei h ier aber d arau f h in gew iesen , daß, trotzdem  

die S ta a tsa n w a ltsch a ft bei den H an d elsger ich ten  n ich t vertre ten  ist, d ie Z iv il

gerich te , w elch e  in A rrondissem ents tagen , in  denen k e in e  H an d elsger ich te  

vorhanden sind, die H and elssach en  in G eg en w a rt d es  S ta a tsa n w a lts  erled igen . 

L etz ter er  d a rf sogar dabei sein e  E rw ägu n gen  Vorbringen.

§ 112. „ T r ib u n a u x  d e  r é p r e s s io n “ (K rim inalgerich te). D ie  „tribunaux  

de répression* haben die S tra fg ese tzg eb u n g  an zu w en d en  und w erd en  je  nach  

der A rt der Sachen, m it denen s ie  s ich  b efassen , in  drei G attu n gen  g e te ilt:

Ii Ee maebt sich bei den Wahlen von Richtern an den Handelsgerichten die Tatsache 
bemerkbar, dafl an denselben eich entweder sehr wenige Wähler beteiligen, oder daß die 
Wahlen nach Parteierwignngen stattfinden.

2i s. QDtra: ..Avoués".



die J  ours d’assises" '.Schwurgerichte), w elche in den H aup tstädten  der D epar

tem en ts tagen , behandeln F ä lle  von Verbrechen: die „tribunaux correctionn els“ 

(A m tsgerichte) befassen sich  a ls  erste Instanz m it Vergehen, B erufung kann  

bei den A ppellationshöfen  e in geleg t w erden; und die «tribunaux de sim ple  

police“ erled igen  a l(s erste  Instanz F ä lle  von Übertretungen.

1. . ( ' o u r  d ' a s s i s e s *  (Schw urgerichte), ln  jedem  D epartem ent ist ein  

Sch w u rgerich t vorhanden, es ta g t  in der H aup tstadt desselben ; e s  is t  kein  be

stän d iger  G erichtshof, im D urchschnitt h ä lt es eine Session in jedem  V iertel

jah r: je  nach B ed arf w erden Ergänzungssessionen eingeschaltet.

D as Schw urgerich t b esteh t e igentlich  aus zw ei verschiedenen E lem enten: 

dem G erich tsh of selber und der Jury.

D er G erich tsh of b ildet keinen  besonderen richterlichen Köri>er; d ie  Richter, 

aus denen er besteht, sind M itglieder des Appellationshofes. D er Vorsitzende  

w ird vom  Ju stizm in ister  ernannt; ihm  zur Seite stehen zw ei Assessoren.

D ie  S taa tsan w altsch a ft wird in den D epartem ents, in denenein  A ppellations

hof tag t, durch einen O berstaatsanw alt, seine S taatsan w älte  oder sein e Sub

s t itu ten  vertre ten ; in den übrigen D epartem ents durch einen S taatsan w alt oder 

dessen S te llv er tre ter .

D ie  Ju ry  b esteh t aus zw ö lf Bürgern, die nach einer besonderen L iste  

durch das Los bestim m t w erden; d iese L iste wird alljährlich in jedem Depar

tem en t geir.ä3 dem G esetz vom 21. N ovem ber !S 7‘2 ii; den durch den „code 

d’instruction  criminelle*- (Strafprozeßordnung) vorgeschriebenen Form en auf

ge ste llt  b.

1 ) Die jährlichen Jurylisten werden folgendermaßen aufgestellt: vor allem arbeitet eine 
aus dem Friedensrichter, seinen Stellvertretern und den Bürgermeistern bestehende „Commission 
cantonale' eine provisorische Liste von Geschworenen de» betreffenden Kantone aus. die die 
doppelte Anzahl von Namen, als die dem Kanton zukoinmende, enthält (Da* Seine- 
Departement stellt 3000 Geschworene, die übrigen Departements 4—600.;- Darauf reduziert 
eine in d p i gerichtlicher. Hauptort jetles Arrondissements tagende und aus dem Vorsitzenden 
des Zivilgerichta. den Friedensrichtern und den .Conseillers généraux" (General- Landrätci Ы-- 
stehende Kommission die Zahl der in die Listen eingetragenen (techworenen auf das gesetzliche 
Niveau und stellt somit eine endgültige Liste auf. Diese Arrondiseementa-Listen werden dem 
Sekretariat des Gerichts, in welchem die Session des Schwurgerichts stattfinden soll, ein
gereicht; aus allen Arrondissements-Listen wird in alphabetischer Iteihc die jährliche liste

der Geschworenen ausgearbeitet.
Außerdem stellt die Kommission des Arrondissements, in welchem die Session etatt- 

findet, eine Lüste von stellvertretenden Geschworenen zusammen; sie beträgt 300 Namen für 

Paris und 50 für die übrigen Departement»1.
Die Sessionsgeschworenen werden nach der endgültigen Liste durch das Los bestimmt : 

ra müssen 40 Geschworene, darunter 36 reguläre und 4 stellvertretende bezeichnet werden. 
Das U s  wird spätestens zehn Tage v o r  Eröffnung der Session gezogen, und zwar wird diese 
Formalität durch den Ersten Präsidenten, bezw. durch die Präsidenten an den Zivilgenchten 
besorgt. Die Berufung der Geschworenen erfolgt durch den I rifekten.

Als Geschworene können alie männlichen Franzosen, die das 3ü. Lebensjahr über
schritten haben und im Vollbesitze ihrer Kecbte sich befinden, fungieret. Hansbedienatete, 
Lohngesinde und Analphabeten sind davon ausgeschlossen.

Von der Pflicht als Geschworene zu fungieren, können entbunden werden: Personen 
welche älter als 70 Jahre sind. Tagelöhne: und Personen, welche in demselben oder im vorher-



Strafsachen  w erd en dem S ch w u rger ich t durch e inen  B eschluß der Anklatre- 

kam m er, die, w ie  e rw äh n t, e inen  T eil des A p p ella tion sh ofes b ildet, überw iesen .

D er  P rä sid en t der .C ou r d 'a ss ises- sorgt für die A u frech terh altu n g  

der O rdnung w ährend  der S iteu n g en  und le ite t  die V erh andlu ngen: er un ter

z ieh t d ie  A n g e k la g ten  dem V erhör und läß t d ie  Z eu gen  ihre A u ssagen  m achen. 

D er G erich tsh of e r led ig t  w ährend  der V erh an d lu n gen  die e tw a ig e n  Z w isch en fä lle .

N ach Schlu ß der D eb atten  s te llt  d er  P rä sid en t sch riftlich e  F ragen  an  

die J u r y , betreffend die B ejahun g oder V ern ein ung der Schuld, d ie  m ildernden  

oder ersch w eren d en  U m stände.

D ie  J u ry  z ieh t s ich  d a ra u f zur geh eim en  B era tu n g  zurück, und jed er  

G eschw orene sch reib t a u f sein en  Z ette l d ie e in z igen  W orte  „Ja*' oder „N ein “ 

h in sich tlich  der g e ste llte n  F ra g en . D er  Obm ann der G eschw orenen („C hef 

du ju r y “) hat die Z usam m enstellun g  d er  E rg eb n isse  der A bstim m ung zu  

besorgen; d ie  J u ry  braucht ihre E n tsch eid u n g  n ich t zu begründen.

J e  nach dem V erd ikt der J u ry  h a t d er  G er ich tsh o f das G esetz  anzu

w enden: haben die G esch w oren en  den  A n g e k la g ten  fü r .n ic h t  sch u ld ig“ b e

funden. so spricht ihn der P rä s id en t frei. B a t  die J u r y  d ie  S ch u ld frage  

bejaht, so veru rte ilt  der G erich tsh of den A n g ek la g ten  zu der vom G esetze  

v orgeseh en en  S tra fe .

E rk en n t d ie  J u r y  m ildernde U m ständ e an, so muß auch der G erich tsh of  

das S trafm aß um e inen  Grad m ild em ; er ist b e rech tig t, es um zw ei G rade zu 

tun. H at z. B. die J u ry  d en  A n g ek la g ten  fü r e in es  V erbrechens sch u ld ig  

befunden, w elch es m it Tod bestraft w ird, und dab ei m ildernde U m stände  

anerkann t, so verh ä n g t der G erich tsh of das n äch sth öch ste  S trafm aß, näm lich  

leb en slän g lich e  Z w an gsarb eit. W ill er  se in  R ech t ausüben, d ie  S tra fe  noch 

um ein en  G rad zu m ildern , so  d a rf er  den A n g ek la g ten  zu Z w an gsarb eit a u f  

b esch rän k te  Z eitd au er veru rteilen .

2. „ T r i b u n a l  c o r r e c t i o n n e l “ (A m tsgericht). D as „tribunal correc

tionnel befaßt sich  m it der B estra fu n g  von V ergeh en . B esteh t ein  „T ribunal 

d’arrondissem ent* au s m ehreren K am m ern, so is t  eine derselben  aussch ließ lich  

dam it b eau ftragt, V ergehen  zu ahnden; is t  e in e  e in z ig e  K am m er vorhanden, 

so fu n g iert s ie  an b estim m ten  T agen  a ls  A m tsgerich t.

B eru fu n g  geg en  die E n tsch eid u n gen  des A m tsg er ich ts  kan n  bei einer  

der K am m ern des A pp ella tion sh ofes e in g e le g t w erd en . D ie  B eru fu n g  be

w irkt d ie  Suspension d es getroffenen  U rte ils. Ist e in  U rte il in  A bw esenh eit 

des A n g ek la g ten  g e fä llt  w orden, so b le ib t d iesem  ein  A u sw eg  offen, näm lich  

der E inspruch. E r  ist nur b innen fü n f T agen  nach d er  B ek an n tm ach u n g  des 

U rte ils  zu lässig , und die E in sp ru ch sverh an d lu n g  muß in der ersten  S itzu n g  

nach d er  E rh eb u n g  d es E inspruchs sta ttfin d en ; d ie  V o llstreck u n g  des U rte ils  

wird indessen  susp en diert.

gehenden Jahre auf der Seseionsliste gestanden haben. Aber durch ein Rundschreiben vom 
29. Januar 190S hat der «Juetiiminister angeordnet, daß künftig die Tagelöhner nicht mehr 
grundsätzlich von den Jahreslisten der Jury ausgeschlossen sein sollten, um so mehr, als zu. 
0 ge dem Geeetz vom 19. Mürz 1907 den Geschworenen, die ein Recht auf Reisevergütung 

haben, Aufenthaltskostenenuchidigung gewlhrt wird.



3. „ T r i b u n a l  d e  s i m p l e  p o l i c e 4 ( P olize iger ich t ». In jedem  K anton  

befindet sich ein solche«; seinen persönlichen B estand b ildet e in  e in z iger  

R ichter, der Friedensrich ter, von einem G erichtsschreiber u n terstü tzt; die A n 

k la g e  w ird durch den P olizeikom m issar oder den B ürgerm eister g e fü h lt.

Zur V erhandlung ge lan gen  Ü bertretungen, die m it H aft von einem  b is  

zu fü n f Tagen oder G eldstrafe  von einem b is  zu fünfzehn F rank en  geahnd et 

w erden. D ie U rteile  der „tribunaux de sim ple police“ können a u f dem W ege  

des E inspruchs, der B erufung (»der des Gesuchs um K assation b estritten  w erden.

D ie  R egeln  bezüglich des E inspruchs sind dieselben w ie bei dem A m ts

gerich t. m it dem Unterschiede, daß die E inspruchsfrist n icht fünf, sondern drei 

T a g e  beträgt.

D ie  B erufung kann nur dann ein geleg t werden, wenn H aft verh ängt 

w ird, cder w enn die G eldstrafe höher als fünf Franken ist. D ie B erufungsfrist 

b eträgt zehn T a g e  vom  T age  der V erhängung des U rteils ab.

Von dem G esuch um K assation w ird im nächsten Absatz die Rede sein.

§ 113. „(.’o u r  d e  C a ssa tio n “ (K assationsbof). -  D ie „Cour de C assation“ 

w urde am  27 . N ovem ber 1790 errichtet; ihre O rganisation und ihre M itg lieder

zah l hat seitdem  e in igem ale  gew echselt. G egenw ärtig  besteh t sie  aus drei 

K am m ern: G esuchskam m er, Z iv il- und Strafkam m er.

Der K assationshof b esteh t aus einem  ersten  Präsidenten, drei Kam m er

präsidenten und 45 R äten , Im G egensatz zu den anderen G erichtshöfen  

findet kein W echsel der R äte unter den verschiedenen Kammern sta tt. D ie 

S taa tsan w altsch aft w ild  durch einen O berstaatsanw alt und sechs S ta a ts

a n w älte  vertreten . D ie  bei diesem G erich tshof beglaubigten R ech tsan w älte , 

die  „avocats au Conseil d 'E ta t e t  à la  Cour de C assation“ heißen, sind 

M inisteria lbeam te, sie sind zugleich  R ech tsan w älte  und „avoués“.

F ür d ie  A bhaltung einer S itzu n g  ist die A nw esenh eit von m indestens 

e l f  R äten  erforderlich; es  is t n icht nötig, daß d ie  Zahl der M itglieder  

im m er ungerade sei, aber im F alle, daß sich  d ie  Stim m en in zw ei gle iche  

H älften  te ilen , w erden noch fünf R äte zugezogen, d ie  in erster L inie M it

g lied e r  der Kamm er, in  w elch er  die Sp altun g  stattgefunden hat. und dann der  

anderen Kam m ern sind.

D er K assationsbof hebt a lle  ihm unterbreiteten  U rteile, sow oh l der  

Z iv il-  w ie  der K rim in algerichte auf. Er untersucht n ich t die Sache selbst, 

er prüft led ig lich  die F rage, ob das G esetz  r ichtig angew andt w orden ist ; 

er fä llt kein  U rteil an S te lle  des von ihm aufgehobenen, er überw eist 

e in fach  die A n g e leg en h e it einem  G erichtshöfe, w elch er m it dem jenigen, der  

das U rteil verh än gt hat, gle ichstu fig  ist. G esuche um K assation dürfen nur 

w e g en  V erletzu n g  oder U nterlassun g von F orm alitäten , U n zu stän d igk eit und 

M achtüberschreitung, V erletzu n g  des G esetzes eingereicht werden.

D ie  S trafkam m er befaßt sich a u f direktem  W ege mit K assationsgesuchen  

in  Strafsachen . In Z iv ilsach en  wird die A ngelegenheit erst von der U n ter

suchungskam m ergeprüft, w elch e nach erstattetem  B ericht des K am m erpräsidenten  

en tsch eid et, ob das G esuch in E rw ägu ng gezogen werden soll; d arau f hat die



Z iv ilk am m er zu b esch ließen , ob G ese tz e sv er le tzu n g  ta tsäch lich  vorliege oder  

ob dem G esuche k e in e  F olge zu g eb en  se i;  im  le tz te ren  F a lle  b le ib t das 

b estr itten e  l 'r te il  in K raft.

ln  g e w isse o  F ä llen  h ä lt der K assationshof fe ier lich e  S itzu n gen  ^ a u d ie n ces  

so len n e lle s“) ab, an w elch en  d ie  K am m ern, je d e  m it m indestens e lf  M it

gliedern , unter V orsitz des E rsten  P rä sid en ten  te iln eh m en . In  fe ierlich en  

S itzu n g en  prüft der K assa tion sb of zw e ite  G esuche, d. h. G esuche um K assation, 

die an ihn  g e r ich te t w urden, nachdem  der zw e ite  A p p ella tion sh of, an w elch en  

e in e  S ach e  nach der K assation  durch d ie  Z iv ilk am m er ü b erw iesen  worden ist, 

s ie  in  dem selben S in n e  w ie  d er erste  en tsch ied en  h a t  D as U rte il des K assa

tion sh ofs in  fe ier lich er  S itzu u g  is t  für den dritten  A pp ella tion sh of, an w elchen  

die  S ach e  nunm ehr gew iesen  w ird, bindend.

D er  Z w eck  des K assationshofs is t  d ie  D urchfüh ru ng e in er  e in h eitlich en  

G esetzesan w en d u n g  und d ie  E in h e it der R ech tsp rechun g.

D r i t t e s  K a p i t e l .

Der Riohterstand. — Die Staatsanwaltschaft. - Advokaten. — 

Ministerialbeamte.
§ 114. D e r  R ie h te r e t a n d .  —  E s  is t  bereits  erw äh n t w orden, daß M it

g lied er  d er H andels- und G ew erb egerich te  aus W ahlen  hervorgeh en ; die Mit

g lied er  der übrigen G erich tshöfe  w erd en  d a g eg en  un ter In n eh altu n g  g e 

w isser  B ed in gu n gen  vom  S ta a tso b erh a u p t e rn a n n t U n te r  der H errsch aft der 

V erfassungen  der J a h r e  1790, 1791, 1793 und III  w u rden  R ichter durch  

in d irek te  V o lk sw ah len  b este llt , aber s e it  der V erfassu n g  vom Jah re V III und 

dem S en atu sk on su lt von J a h re  X II is t d ie  E rn en nun g durch das S taatsob er

haupt en d g ü ltig  e in g efü h rt w orden.

B is zum D ek ret vom  18. A ugu st 1906, w e lch es  d ie  A rt der B esetzung  

der R ich terstellen  in  m ancher B ezieh u n g  g eän d ert hat. w aren  d ie  V orbe

d in gu n gen  zur E rla n g u n g  der R ichterw ürde die fo lgend en : französische S taa ts

a n g eh ö r ig k e it. V ollgenuß  der bürgerlichen  und po litisch en  R ech te, m indestens 

fü n fu n d zw an zigjäh riges A lter , das D iplom  eines L izen tia ten  oder D octor ju r is ;  

außerdem  m ußte der K and idat m in desten s z w e i Jah re  in ju r istisch er  P ra x is  

tä t ig  g ew esen  se in  Es bestanden  k ein e  festen  R eg eln  b ezüglich  d es A van

cem en ts; d ie  e in sch läg igen  A n träge  w urden durch d ie  E rsten  P räsidenten  und 

E rsten  S ta a tsa n w ä lte  an den A ppellationshöfen  g e ste llt ,  der J u stizm in ister  w ar  

aber k e in esw eg s  verp flich tet, s ie  zu b erü ck sich tigen ; p o litisch e  E in flü sse  m achten  

sich bei E rnennungen nur a llzu o ft geltend .

F a lls  das D ek ret vom IS. A u gu st 1906 s tr en g  g eh an d h ab t w ird, müssen  

diese  A n gelegen h eiten  einen  g ereg e lten  G ang  nehm en ; g e w isse  B estim m un gen  

lassen jedoch  noch im m er Raum für F avoritism u s.

D iesem  D ekret gem äß w ird fiir d ie  B ese tzu n g  der ersten  R ichterstu fen  

ein W ettb ew erb  erforderlich . Z ur T eilnahm e an  dem selben  sind L izen tia ten

_ 1) Die Vorbedingungen für die Ernennung zum Friedensrichter werden im folgenden
erörtert. 0



nnd D octores ju r is  b erech tig t, die sich über eine vorherige T ä t ig k e it  beim  

Ju stizm in ister iu m , bei dem  .P a r q u e t" 1) an einem  A ppellationshof, bei einem  

R ech tsan w alt. oder bei einem  r avouerf au sw eisen  können. D er  ers te  W e tt

b ew erb  ist a u f  das E nde d es  Jah res  1907 fe stg ese tz t worden.

A bgesehen vom W ettb ew erb e können folgende Personen a u f d irektem  

W ege, d ie  R ich terw ü rd e erlangen: M itglieder des S ta a tsra ts  Professoren  

und D ozen ten  an den staa tlich en  ju ristisch en  F ak u ltä ten , C onseillers de pré

fecture. w elch e  m indestens drei Jahre ihres A m ts g e w a lte t haben (im S e in e-  

D epartem ent, in den üb rigen  w erden zehn Jahre verlangt), und noch g ew isse  

K ategorien  von B eam ten, d ie  in § 14 d es  D ek rets erw äh n t sind.

D as A vancem ent wird von diesem  D e k r et folgenderm aßen geord n et: kein  

R ich ter  kann zu einem  höheren Grad befördert werden, fa lls er n icht in die  

B eförd eru n gs-T ab elle  e in getragen  is t;  e in getragen  w erd en R ichter, d ie m in

d esten s  zw ei J a h re  a k tiv en  D ien st g e le is te t  haben. D ie  T ab elle  w ird nach  

V orschlägen der E rsten  P räsidenten  und O berstaatsanw älte  an den A p p ella tion s

höfen von e in er besonderen Komm ission au fgeste llt, d ie aus dem E rsten  P r ä 

sid en ten  und dem E rsten  S ta a tsa n w a lt beim K assationshofe, sow ie aus v ier  M it

gliedern  de.sselben und den M inisteria ld irektoren  beim Justizam t b este llt w ird *).

D er R ichterstand  g en ie ß t g e w isse  V orrechte: so w erden d ie  R ichter  

e in ig er  öffen tlicher P flichten  enth oben: sie  fungieren  n icht a ls  G eschw orene; 

b egehen  sie D e lik te , so un terliegen  sie  n ich t der R echtsprechung der A m ts

gerich te , sondern derjenigen  der A ppellatioushöfe; vor allem  aber können  

s ie  n icht ihres A m tes en tse tz t oder v erse tz t werden, ohne daß der K assa

tionshof sein e ausdrück liche G enehm igung dazu e r t e i l t  D ie U nabsetzbarkeit 

ist durchaus notw end ig , um die U n ab h än gigk eit und U n p arte ilich k eit der  

R ichter zu sich ern; s ie  haben k ein e  M aßregelung seiten s  d er vollziehenden  

G ew a lt zu befürchten , und ihre E ntscheidungen können daher n ich t von 

der R eg ieru n g  in sp ir iert oder beeinflußt w erden . Im J a h re  1683 is t  d ie U nab

setzb a rk e it a u f drei M onate aufgehoben worden, um einm alige R eduktionen im 

R ich terstan d e zu erm öglichen; ein anderer W eg  h ätte  vorgezogen w erden  

können, näm lich die T odesfä lle . A bsch iedsgesuche und Pension ierun gen  zu 

erw arten . B in n en  dieser dreim onatigen  F rist hat der Ju stizm in ister  eine  

g ew isse  A nzahl von  R ichtern , g le ich  der Zahl der aufgehobenen S tellen , v e r 

absch ieden  m üssen; es w ar vorgeschrieben, daß unter den V erab sch iedeten  sich  

M itg lie d e r d e r  „Com m issions m ixtes“ vom Jahre IS52, traurigen A ngedenkens, 

befinden so llten . Ü brigens erh ielten  a lle  verabschiedeten  R ichter e in e  Pension.

Vor dem G esetz  vom 12. J u li 1905 genossen  die F riedensrich ter die U nab

setzb a rk eit nicht, sie w aren  aber von dem N achw eis früherer ju ristisch er  

T ä tig k e it  und e in es  ju ristisch en  Studium s befreit. S eit diesem  G esetz können

1 1 .Siehe Staatsanwaltschaft.
2 i Während der Drucklegung dieses Werkes sind zwei Dekrete erschienen, betr. die 

Anstellung und Beförderung der Richter. Diese zwei Dekrete то т  15. hebruar MOS und 
vom 10 . Dezember 190S ändern nicht* an den allgemeinen Vorschriften des Dekrets vom 
is . August lftflfi; sie regeln Einzelheiten, befawen sich mit der Anstellung der Richter von 
Algier und Tunis nnd mit der Beförderung im Kichteramt.



nur noch L izen tia ten , d ie  e in e  e in jäh rige  T ä t ig k e it  bei einem  R ech tsan w alt  

oder bei einem  A v o a é  a u sg eü b t oder w ährend  z w e i Jah ren  ö ffen tlich e  Ä m ter  

bek leid et haben, zu F ried en sr ich tern  ern annt w erd en ; d iese  F r is t  w ird  für 

B ew erb er, die nur das „baccalauréat en d ro it“ oder d as „certificat de cap a

c ité  e r la n g t haben, verlän gert. Von P erson en , d ie  k e in e  d er  erw äh nten  

D iplom e er la n g t haben, können g e w iss e  M in ister ia l- und ö ffen tlich e  Beam te, 

die  ihren  B eru f zeh n  J a h re  a u sg eü b t haben, zu F r ied en sr ich tern  ernannt 

w erden . § 21 d es  G ese tze s  vom  J a h re  1905 s ich er t  d ie  U n a b se tzb a r k e it der 

F ried en sr ich ter  a u f fo lgend e W eise: ,.F r ied en sr ich ter  können nur dann  

ih res A m tes  e n tse tz t  oder in  e in e  n ied ere  K la sse  v e rse tz t w e rd en , w enn  

e in e  sp ez ie lle  K om m ission d iese  M aßregel b illig t:  d ie  betreffende K om m ission  

w ird vom  J u stizm in isters  berufen und b esteh t aus dem ersten  S ta a tsa n w a lt  

des K assa tion sh ofs. drei M itgliedern  desselben  G erich tsh ofs und drei M ini

steria ld irek toren  beim  J u stiza m t; die in F ra g e  kom m enden F r ied en sr ich ter  

m üssen a u f  V erlan gen  von der K om m ission geh ört w erden.

N eben ihren V orrechten w erden den R ichtern  v ie lfa ch e  P flich ten  auf

er leg t; d ie  hau p tsäch lich sten  bestehen  darin, daß s ie  s ich  n ich t m it H andel 

befassen  dürfen, n ich t in s tr e it ig e n  oder K on k u rs-S ach en , d ie  in  ihr R essort  

fa llen , a ls  P a r te i in teress ier t sein , oder S c h u ld sch ein e  a u sste llen  können: sie  

dürfen ke in e , se lb st u n en tgeltlich e , ju r is tisch e  K on su lta tion en  erteilen .

D er K assation sh of übt e in e  D isz ip lin a rg ew a lt in B eru fssach en  über a lle  

R ich ter  a u s 1): um E n tsch eid u n gen  in D iszip lin arfragen  zu treffen, ta g t  er  

in fe ier lich er  S itzu n g . E r  faßt E n tsch lü sse  nur nach V erh ör oder erfolgter  

V orladung des betreffenden R ich ters. D ie  D iszip lin arstra fen  s in d : die ein fache  

Z ensur; d ie  Zensur m it R üge, w odurch E n tz ieh u n g  des G eh a lts  w ährend  eines  

M onats b ed in gt w ird; die p rovisorische Su spend ieru ng, d ie  d ie  E n tz ieh u n g  des 

G eh alts  w ährend d ieser  Z e it n ach  sich z ieh t: und sch ließ lich  die D egrad ation , 

die den R ichter sein es  A m ts en d g ü ltig  en tse tz t. D er  K a ssa tio n sh o f w ird  

um sein e M einung b efragt, fa lls  der J u stizm in ister  e s  b ea b s ich tig t , einen  

R ichter zu verse tzen  oder ihn  zu p ension ieren: d iese  M einung h at rech ts
bindende K raft.

D er  J u stizm in ister  b e s itz t  e in  A n fsich tsrech t über die R ichter an a llen  

Z iv il- und H an d elsgerich ten . Er kann jeden R ich ter  vorladen, um von ihm  

E rk lärungen  über ihm  zur L a s t  g e le g te  H and lungen  zu v er la n g e n : der Ju stiz -  

m inister kann ihm  auch e in e  R ü g e  erteilen , d ie  ihm  durch den Ersten  

P resid en ten  an dem betreffenden A ppella tionshofe  b ek a n n tg eg eb en  w ird.

§ 115. S ta a te a n w a lts c h a f t  ( „ m in is t è r e  p u b l ic “ ) .  —  D ie  S ta a tsa n w a lt

sch a ft is t  m it der V ertretu n g  der öffentlichen R eg ieru n gsin teressen  beauftragt; 

die  B eam ten  der S ta a tsa n w a ltsch a ft w erden durch den P rä sid en ten  der 

R ep u b lik  ernannt und a b g e se tz t;  der K assa tion sh of üb t k eine D isz ip lin a rg e

w a lt über s ie  aus. S ie  tra g en  d ie  g le ich en  P flich ten  w ie  d ie  R ich ter  und die 

V orbedingungen fü r d ie  E rlan gu n g  ih rer Ä m ter sind d ieselben . B ei jedem  G e

richtshof is t  eine A n zah l von V ertretern  der S ta a tsa n w a ltsch a ft tä t ig , d ie  in ihrer



G esam th eit das „P arq u et“ b ilden , e s  w ird auch von „m agistratu re d eb o n t“ 

(stehende M agistratur) im G egensatz  zu der „m agistratu re a ssise4* (sitzen d e  

M agistratur) gesprochen, w e il die S taatsan w altsch aftsbeam ten ihre R ede stehend  

h alten .

In S trafsachen , w o  sein e  Rolle außerordentlich bedeutend ist, fü hrt der  

S ta a tsa n w a lt a lle in  d ie  A nklage, se i e s  ex  officio oder nach e in g e le ite ter  

K lage; er kann die d irek te  V orladung des B eschuld igten  zur G erich tsverhan d

lung b ean tragen  oder den U ntersuchungsrichter ersuchen, das V erfahren zu  

eröffnen.

D er  S ta a tsa n w a lt b esitz t g ew isse  adm in istrative B efugnisse; so s ich ert  

er d ie  A nw endung der U rte ilssp rü ch e; benachrichtigt den J u stizm in ister  von  

allen in  seinem  R essort sich öffnenden V akanzen: fuhrt flie O beraufsicht über 

Irrenhäuser, p rüft die Z iv ilstan d sak ten , erte ilt seine M einung über D ispen

sierun gen  bei K hen nnd A ufgeboten usw .

In  Z iv ilsach en  v er tr itt  er den A bw esenden, von w elchem  die A b w esen 

h eitserk läru n g  geford ert w ird; im Nam en d es S taa tes  han delt h ierbei der  

P räfek t. Der S ta a tsa n w a lt tr itt  a ls  N ebenpartei in Sachen auf, bei denen  

d ie  A kten  ihm m itg ete ilt  w erd en  m üssen -,§ S3 der Z ivilprozeßordnung); ex  

officio und a ls  H aup tpartei handelt er bei gew issen  gesetzlich  bestim m ten  

F ällen  (K lage a u f N ich tigk eitserk läru n g  von Ehen, die in Ü bertretung von 

gese tz lich en  B estim m ungen e in gegan gen  w orden sind; R ich tig ste llu n g  von Z iv il

stan d sak ten  in F ällen , bei denen die öffentliche O rdnung in teressiert ist, usw .).

D ie S taa tsan w altsch aftsb eam ten  sind von der R egierung, d ie  ihnen B e

feh le  erteilen  kann, abh ängig: sie  dürfen v erse tz t nnd ihres A m ts enthoben  

w erden . B ei jed em  A ppellationshof steh t der O b erstaatsan w alt an der S p itze  

a ller  in sein  R essort fa llen der P arqu ets. Kr w ird von einem  oder m ehreren  

S ta a tsa n w ä lte n , sow ie von einem oder m ehreren S u b stitu ten  un terstü tzt, 

die  ihn  bei den V erhandlungen vertreten  dürfen. An den „tribunaux d’arron

d issem en t“ w ird d ie  S taa tsan w altsch aft durch einen S ta a tsa n w a lt n eb st einem  

oder m ehreren S u b stitu ten  vertreten , sow ie durch einen oder m ehrere ste ll

vertreten d e  R ichter ( j u g e s  suppléants“). In der S taa tsan w altsch aft herrscht 

dem gem äß eine stren ge  h ierarchische Ordnung: so kann z. B. ein  O berstaats

a n w a lt B erufung gegen  eine E ntscheidung, die gem äß dem A n trag  seines  

U ntergebenen, e in es  S ta a tsa n w a ltes  g e fa llt  worden ist, ein legen .

Es b leib t jed em  S taatsan w altsch aftsbearoten  Vorbehalten, nachdem  er  die  

E rw ägu ngen , d ie  ihm von seinem  V orgesetzten  vorgeschrieben worden sind, 

vorgeb racht h a t  sein e persönliche M einung zu äußern: sein a lter  Sprnch  

lau tet: ,,la plum e e st serve e t la  parole lib re“ („die F ed er  is t  e ine M agd, aber 

fre i is t  das W ort*4). A n d ererse its  is t es üblich, daß wenn ein  O berstaats

a n w a lt und e in er sein er  S ta a tsa n w ä lte  in einer F rage sich n icht ein igen  

können, der K onflikt vor dem  versam m elten  P arqu et ausgetragen  w ird ; bleibt 

dabei der O b erstaatsan w alt in der M inderheit, so steh t ihm im m er noch der 

A u sw eg  frei, se in e  A nsicht bei der V erhandlung persönlich vorzubringen. 

D erartige  a llgem ein e  P a rq u et-V ersam m lungen sind bei den „tribunaux d’arron

d issem en t“ n ich t üblich; ein S ta a tsa n w a lt kann seinem  Su bstitu ten  se in e  Mei



nu ng au fer legen ; doch, wie g e sa g t , d a r f d ieser .seine persönliche A nsicht äußern, 

nachdem  er  d ie  E rw ägu n gen  se in es  V orgese tz ten  d a rg e leg t hat.

D ie  S ta a tsa n w a ltsch a ft is t  b erech tig t. A n k la g en  in S trafsach en  ohne  

vorh erige  A nordnung des Ju stizro in isters  und sogar  tro tz  sein es V erbots zn  

erh eb en ; der Лa stizm in ister  h a t zw ar d ie  M ög lich k eit, den betreffenden B eam ten  

se in es  A m tes zu en th eb en , n ich tsd estow en iger  muß das e inm al e in g e le ite te  

V erfahren  den üblichen G an g nehm en.

D ie  S taatsan w altsch aftsbeaonten  sind  von den G erich tsh öfen  v o llstän d ig  

n n ab h än g ig , s ie  können von ihn en  w ed er  zen su riert w erd en , noch un terliegen  

ih re  E rw ä g u n g en  der K r itik  der T ribunale. E rlau b t sich  z. B. e in  P arq u et-  

M itg lied  un passende R ed en sarten  zu führen, so  kann der G erich tsvorsitzen d e  

n ich ts  anderes tun, a ls  dessen  V orgesetzten  d avon  in K enntn is zu setzen , und 

d ieser  tr ifft dann die ihm angebracht e isch e in en d en  V orkehrungen . Und  

u m gek eh rt sind die G erich tshöfe  in k e in er  W eise  von der S ta a tsa n w a ltsch a ft  

ab h ängig .

E in  E rgeb n is davon, daß d ie  S ta a tsa n w a ltsch a ft e in e  g esch lo ssen e  E in h e it  

is t, äu ß ert sich in der Z u lä ssig k eit der V ertre tu n g  e in es  M itg lied s  des P arq u ets  

durch e inen  sein er  K ollegen : hat ein S ta a tsa n w a ltsch a ftsb ea m ter  e in ig en  V er

h an d lu n gen  in e in er  A n g e leg en h e it b e ig ew o h n t und ist er verh in d ert, an den  

w eiteren  S itzu n gen  te ilzun eh m en. so  kann er  durch einen  anderen ersetzt  

w erd en , d ie  D eb a tte  braucht n ich t w ied er  von  vorne an zu fan gen ; is t  d agegen  

ein  R ich ter  außerstande, an der gan zen  V erh andlu ng  sich  zu b ete ilig en , und  

w ird  e r  w ährend der D eb a tte  von einem  anderen erse tz t, so muß diese  von  

A n fan g  an w ieder aufgenom m en w erden. D ieser  G eg en sa tz  läßt s ich  dadurch  

erk lären , daß ein S ta a tsa n w a ltsch a ftsb ea m te r  d ie  A nsicht e in er  e in h e itlich en  

G ruppe d arlegt, d agegen  kan n  sich ein  R ichter für d iesen  oder jen en  E n t

schluß nur je nach der Ü b erzeu gu n g , d ie  er im L au fe  der D eb atten  gew onnen  

hat, entscheiden.

§ 1 1 6 .  A d v o k a te n  ( R e c h t s a n w ä lt e ) .  -  D ie  A d vok aten  erteilen  K on

su lta tion en  in R ech tsfragen  und fü h ren  d ie  V erte id ig u n g , d. h. s ie  v er 

treten  d ie  In teressen  ihrer K lienten  bei der V erh andlu ng. In Z iv ilsach en  

können die P a rte ien  ihre F ord eru n gen  vor den „trib u n au x d’arrondissem ent*  

und den  A ppelationshöfen  persön lich  Vorbringen; lassen  sie  s ich  aber vertreten , 

so d arf es nur durch einen A d vok aten  sein ; in  d iesem  Sin ne w ird  von einem  

M onopol der A d rok aten  gesp rochen . V or an d eren  G erich tshöfen  können d ie  

P a rte ien  von jed er  b e lieb igen  Person vertre ten  w erd en . B ei S tra fsach en  kann  

der \o r s i t z e n d e  eines S ch w u rg er ich ts  dem A n g ek la g ten  g e sta tte n , sich  durch  

einen  ̂ erw an d ten  oder Freund v erteid igen  zu lassen  (§ 295 des Code d 'in stru c

tion crim inelle).

Um A dvokat w erden zu können, muß fo lgend en  B ed in gu n gen  gen ü g t 

w erd en : D er K andidat muß fran zösisch er B ü rger und L izen tia t (jurisi sein , 

a lle  politischen und bürgerlichen R ech te b esitzen  und vor dem  A p p ella tion sh of  

den E id  g e le is te t  haben. D as G ese tz  vom  1. D ezem b er 1900 hat es F rau en  

g e sta tte t, unter denselben B ed ingun gen , w ie  ih re  m än nlichen  K ollegen . R ech ts
a n w a lt zu werden.



Nachdem  der L izen tia t einen Kid g e le iste t hat, muß er sich  bei einem  

G erich tsh o f in die L isten  e in tragen  lassen, vorerst a ls  A nw ärter '..stag ia ire“ ) 

a u f  m indestens drei Jah re , danach als vo llb erech tig ter  R ech tsan w alt („avocat 

titu la ir e“;. F ü r  die Z u lassu n g  zur A n w artsch aft ist eine E n tsch eid u n g  des  

K ats des R ech tsan w altstan d es („conseil de l’ordre4) erforderlich, und nach B een 

d ig u n g  d er A nw artsch aft is t  eine nochm alige E ntscheidun g für die A nerkennun g  

a ls  „avocat t itu la ir e “ m it E in tragu n g  in das sogen annte „ tab leau “ not

w endig . Jed er  in  d ie  A n w ärter- oder A n w altsliste  e ines G erich tshofs e in 

g e tr a g en e  R ech tsan w alt d a rf vor allen G erichtshöfen F rank reichs, ausgenom m en  

den K assation sh of und den S taatsrat, auftreten .

Die R ech tsa n w ä lte  behaupten, daß sie H erren über d ie  Z usam m enstellun g  

ihrer L isten  sind, d. h. daß die A nnahm e oder A blehnung von K andidaten zur  

A nw ärter- und A n w a lts lis te  nur von ihnen abh ängig  ist. Dennoch w ird an 

genom m en, daß die B eschlüsse des ^conseil d e l'ordre“ der Prüfung durch den 

betreffenden A ppella tionshof unterliegen.

D er B eru f e in es R ech tsan w alts  ist mit richterlichen Ä m tern (außer dem 

je n ig e n  eines unbesoldeten E rsatzrichters unvereinbar; eb en sow en ig  m it 

den S tellu n gen  von M inisterialbeam ten, m it L ohnstellungen , w ie  überhaupt 

m it jedem  G ew erbe. Professoren  an juristischen F ak u ltäten  dürfen den B eru f  

e in e s  R ech tsa n w a lts  ausüben. D ie  R ech tsan w älte  sind v erp flich tet das B eru fs

g eh e im n is  über d ie  ihnen von K lienten gem achten Eröffnungen zu  w ahren:  

s ie  dürfen n icht e in  P r iv a tin teresse  an s tre it ig en  Ansprüchen haben. S ie  sind  

b e r ec h t ig t  H onorare zu verlangen, vorkom m endenfalls sogar a u f gerichtlichem  

W ege, sie. w ürden sich aber e ine D iszip linarstrafe  zuziehen, fa lls s ie  m it ihrem  

K lienten  einen V ertrag  de quota lit is  sch ließen so llten , w onach sie  Anspruch 

a u f  einen T eil e tw a  des Schad en sersatzes erheben könnten.

D ie K anzlei eines R ech tsan w alts  is t  u n verletzlich , e s  kann dort keine  

D urchsuchung vorgenom m en w erden, w eder au f der Suche nach einem  eines 

V erbrechens B eschu ld ig ten , noch nach B ew eisen  der Schuld, ausgenom m en den  

F a ll, daß der R ech tsan w alt selber der B eschu ld igte  ist. E in R ech tsan w alt  

kan n  n ich t w egen  in A usübung seines B erufs begangener V erleum dung oder 

B eleid ig u n g  v erfo lg t w erden.
B ei jedem  G erich tshof b esteh t ein  R at des R ech tsan w altstan d es, der  

„conseil de l’ord re“ oder auch rconseil de d iscip lin e“ genannt w ird; dessen  

M itg lieder w erden bei absolu ter M ehrheit von den R ech tsan w älten , w elch e  in 

d ie  A n w a lts lis te  e in getragen  sind, g ew ä h lt: die A nw ärter sind n icht stim m 

b erech tig t. D ie  A dvokaten schaft w äh lt alljährlich  ihren V orstand, den „bâ

ton n ier“.
D ie  G esuche um Z ulassung zur A nw ärter- und A n w altslist«  w erden durch  

den  R at erled ig t. B erufung g eg en  dessen B eschlüsse kann vor dem A ppella tions

h o f e in g e le g t w erd en . Der Rat üb t ferner eine D iszip lin argew alt über die  

R ech tsan w älte  aus, und zw ar n icht nur in B erufsangelegenheiten , sondern auch  

über ihr P riva tleb en , fa lls  d ieses geeign et scheint, dem Ansehen des S tandes zu  

schaden. Die in  B etrach t kom m enden D iszip linarstrafen  sind: die W arnung: 

d ie  R ü ge  m it Z ensur verbunden: d ie  Suspendierung, w elch e  n ich t länger a ls



a u f  ein  Jah r  verh än gt w erden k an n ; und d ie  L öschu ng  au s den L isten  („ra

d iation  ). Bei e in g e leg ter  B eru fu n g  b esch ließ t der A p p ella tion sh u f in geheim er  

B era tu n g  („en cham bre du con seil* ); e s  kann auch K assation  beantragt w erden, 

und zw a r  w egen  L nzustÄ ndigk eit oder M ach tüb ersch reitu ng. n icht aber w egen  
V erletzu n g  des G esetzes.

D ie  R ech tsa n w ä lte  bei dem  K assa tion sb of und dem  S ta a tsra t sind Mi

n ister ia lb eam te, zu g le ich  „avou fo“ und „ a v o ca ts“. Ihnen kom m t ein Monopol

rech t insofern zu, a ls  nur s ie  b er ec h tig t sind, vor dem S ta a tsr a t, dem K assa

tio n sh o f und dem  K om p eten zk on flik tah of au fzu treten .

S ie  sind aber außerdem  b erech tig t, auch vor den üb rigen  G erichtshöfen  
P rozesse  führen.

In ihrer E ig en sch a ft a ls  „a v o u és“ besorgen sie a lle  A k te  der Prozedur, 

nam en tlich  die Gesuche, („ req u êtes“) und E in gab en  ( , m ém oires"); als A dvokaten  
handeln  sie a ls F ü rsprech er der P arte ien .

S ie  erw erben ihre S te llu n g  k äu flich , es w ird  aber von ihnen französische  

S taatsan geh öi ig k e it  ver la n g t, sow ie  m in desten s fü n fu n d zw an zig jäh riges A lter  

und dreijährige rech tsa n w a ltlich e  P r a x is ;  s ie  m üssen außerdem  ein e  Prüfung  

vor dem  R a t des R e ch tsa n w a ltssta n d es  a b le g e n . Ihre E rn en n u n g w ird  durch  
ein D e k r e t  vo llzogen .

D ie  R ech tsa n w ä lte  bei dem K assa tion sh of und dem S ta a tsra t haben  

einen  eigen en  Rat, besteh en d  aus neun M itg lied ern  und einem  V orsitzenden. 

D ieser R a t übt e ine D isz ip lin a r g ew a lt über d ie  A n geh örigen  d es S tan d es aus; 

als  Strafe kann er verh än gen : d ie  W arn u n g; die K üge -  geg en  d iese bei

den S tra fen  kann B eru fu n g  e in g e le g t  w erd en ; ferner, aber nur m it G eneh

m igu ng des Justizm in istere, d ie  z e itw e ise  A u ssch ließ u n g  vom B erufe, die n icht 

langer a ls  ein J a h r  dauern k an n ; die U s c h u n g  ans den L isten  und die A m ts

entsetzung  können nur durch e in  D ek ret des P räsid en ten  der R epublik  verh ängt 
werden.

§ 117. M in is te r ia lb e a m te  ( .O f f ic ie r a  m in ls te r ie lN " ) . D ie  M inisteriai- 

beam ten haben ein I itu la r rech t a u f ihr A m t; sie  können es  m it G enehm igung  

der R egieru n g  a u f ihren N ach fo lger  übertragen, den sie  „vo rzu ste llen “ 

(„p resen ter“) haben; für d iese  V orstellu n g  w erden sie bezahlt.

D ie  R evolu tion , gen au er  g e sa g t die „A ssem blée C on stitu an te14 hatte d ie  

K äu flich k eit der Ä m ter  aufgehoben. A ls  aber die R eg ieru n g  infolge der  

n e g e  des K aiserreich s eich in finanziell bedrängter L age befand, verla n g te  

sie  im J a h r e  1816 von den M in isteria lbeam ten  die H in ter leg u n g  einer doppelten  

K autionssum m e, und e rte ilte  ihnen a ls  G eg en le istu n g  das V orstellu ngsrecht 

'„dro it de présentation«), d. h. d as R ech t, sich ihren N ach fo lger  auszusuchen  

und ih r  A m t a u f  ihn ge?en  B ezah lung zu üb ertragen . A u f d iese  W eise  ist 

die K äuflichkeit g ew isser  Ä m ter durch das G esetz  vom  25. April 1816 w ieder  
eingefüh rt worden.

г  K "G r e t f i e r s  (^ er 'chtssch reiberi. Den G erich tsschreibern  liegt es  ob, 
n e  R ichter in a llen  ihren F u n k tion en  zu u n terstü tzen . D ie  G erich tsschreiber  

u iren B ericht über die V erhandlungen, verw ah ren  die A rch ive und besorgen  

e w a ige  i uszüge aus denselben. B ei jed em  G erich tshof ist e in  G erich tsschreiber



an geste llt, gew öhnlich  hat er  b eeid ig te  G ehilfen  i .com m is-greffiers“), d ie  ihn  

vorkom m endenfalis vertreten  dürfen. Bei den G ew erbegerichten  ist ein  Sekretär  

an geste lit, der von dem  G ew erb egerich t selbst g ew ä h lt w ird und k ein  M in ister ia l-  

beam ter ist.

D ie G erich tsschreiber m üssen m indestens fünfundzw anzig  Jah re  a lt und im  

B esitze  a ller  bürgerlichen und politischen R echte sein . D ie G erichusschreiber  

an den  A pjw llationshöfen und der Erbte G erichtsschreiber am K assationshofe  

m üssen 27 Jahre a lt sein , d ie  L izeu tiatp rü fnng bestanden haben und zw ei Jah re  

als A n w ärter tä t ig  gew esen  sein . D ie G erichtsschreiber w erden durch e in  

D ek ret des P räsid en ten  der R epublik  ernannt, s ie  müssen eine K aution h in ter

legen  und einen Kid le isten .

D ie  G erich tsschreiber können von der R egierun g ad nutum  ab g esetzt  

w erden , s ie  b leiben  aber im B esitze  ihrer S tellu n g  insofern, a ls s ie  das R ech t 

behalten , ihren N achfolger vorzustellen .

2. „ A v o u é s “ (A nw älte  in Z ivilsachen). D as In stitu t der „avou és“ b esteh t 

nur an  den A ppellationshöfen  und Z iv ilgerich ten ; die „avoués“ b esitzen  das 

M onopol, die P a rte ien  vor d iesen  Gerichtshöfen zu vertreten , und d ie  P arte ien  

sind verp flich tet, sich  durch die „avoués* vertreten  zu lassen ; diese V ertretu ng  

b esteh t darin, daß s ie  das P rozeßverfahren  le iten  und dem G erich tshof d ie An

sprüche ihrer K lienten  Vorbringen. Vor den H andels-, G ew erbe- und Friedens

gerich ten  können d ie  P a rte ien  persönlich erscheinen oder sich  durch belieb ige  

Mandatare, vertreten  lassen ; vor dem Ka.ssationshofe sind die R ech tsan w älte , 

w ie  bereits erw äh n t, g le ich zeit ig  „avoués“.

Von der V erpflichtung, sich von „avou és“ vertreten  zu lassen , w erden  

befreit: P rä fek te , d ie  in  D om änensachen im  Nam en des S taats Prozeß führen, 

ferner Behörden der ind irek ten  Steuern , der Z ollverw altung und der öffent

lichen E inrichtu ngen .

D er V ertrag  zw ischen  einem  „avoué-4 und seinem  K lienten  is t e in  en tg e lt

lich es M andat; er wird ausdrücklich oder stillsch w eigen d  geschlossen und 

u n ter lieg t den gew öh n lich en  R echtsbestim m ungen.

D i e , a v o u és“ w erden nach V orstellu ng  seiten s ihrer sich zurückziehenden  

V orgänger durch ein présid en tie lles  D ek ret ernannt. D ie K andidaten  müssen  

m indestens ‘25 J a h re  a lt sein , sich im B esitze  der bürgerlichen und politischen  

R ech te befinden, das ju ristisch e , certificat de capacité* erw orben haben und 

fü n f J a h re  bei einem  „avoué“ tä tig  gew esen  sein.

D iese  F r ist w ird für L izen tia ten  au f drei und für D oetores ju ris  au f  

zw ei J a h re  verk ürzt. D ie  „avou és“ m üssen eine K aution h in terlegen  und vor 

dem G erichtshöfe einen E id leisten .
D ie S tellu n g  ein es „avoué“ ist m it a llen  anderen, außer derjenigen ein es  

unbesoldeten  E rsatzrichters, unvereinbar.

B ei jedem  G erich tsh of besteht ein Ausschuß der Avoués, d ie „chambre 

de d isc ip lin e“ (D iszip linarkam m er), deren M itglieder in allgem einer Versam m - 

lun g g e w ä h lt w erd en  und deren B estand alljährlich  zu einem  D ritte l neu

b esetzt wird. D iese  Kamm er üb t eine D iszip lin argew alt aus, indem sie ver

sch ied en e S tra fen  verh ängt, näm lich den R u f zur O rdnung, d ie  einfache Zensur,



d ie  Z en su r mit R üge, d as Verbot, M itg lied  d er  D iszip linarkam m er zu w erden  

(w ährend  sech s M onaten). D ie  betreffenden G erich tshöfe  sind zuständ ig , um 

im E in vern eh m en  m it der K am m er d ie  Su sp en d ieru n g  und die A bsetzu ng  zu 

v erh än gen  und um a u f S ch ad en sersa tz  zu erk en n en , fa lls  die P arte ien  durch  

e in en  D iszip lin arirrtu m  des ..avoué* g e sch ä d ig t w orden sind.

D ie  B e tä tig u n g  der „avou és-  bei den H an d elsger ich ten  ist u n tersag t, aber  

d ie  P a r te ie n  la ssen  sich , nach  einem  B rauch , der aus dem X V I. Jahrhu ndert 

s ta m m t, von  besonderen P ra k tik er n  v e r tre te n , d ie  „agréés" heilten. D ie  

„ a g r éé s“ b esitzen  k ein  M onopol, d ie  V ertre tu n g  kann von jed er  belieb igen  

P erson  übernom m en w erd en ; s ie  sind  e in fach e  B ea u ftra g te  und m üssen eine  

V ollm ach t des K lien ten  vorw eisen  können.

D ie  H an d elsger ich te  haben B estim m un gen  getroffen, deren Z w eck  die  

O rgan isation  d es  B erufes der V erteid iger an d iesen  G erich ten  is t;  d ie  „a g réés“ 

sind B esitzer  ih rer  S tellu n gen , die s ie  an ihre N achfo lger m it G enehm igung  

d es  betreffenden H an d elsger ich ts  übertragen. D as Z iv ilg er ich t des S e in e-D e

p artem ents hat sich  auch e in e  D isz ip lin a rg ew a lt über die V erteid iger  an  den  

H an d elsger ich ten  a n g e e ig n e t und v erh än gt S tra fen , w ie  den R u f zur O rdnung, 

d ie  G eldstrafe, d ie  Suspension , d ie  A b setzu n g . D iese  B estim m ungen , die durch  

k e in er le i G esetz  sa n k tio n ier t w erd en , w e isen  offenbar d ie  M erkm ale von  

M ach tü b ersch reitu n g  au f, s ie  w erd en  aber ih rer  p rak tisch en  N ü tz lich k eit  

w egen  g ed u ld et und an gew an d t.

3. „ H u i s s i e r s “ (G erich tsvo llz ieh er). D ie  G er ich tsvo llz ieh er  b esitzen  das  

M onopol d er  A usfüh ru ng g e w isse r  P ro zessu a la k te , der Ü b erb rin gu n g von G e

rich tsb esch lü ssen , U rte ilen  und der V o llz ieh u n g  e in ig e r  B estim m ungen .

S ie  sind an ein  A rron d issem eu t geb u n d en  und dürfen sich  nur in ihm  

b etä tig en ; s ie  sind u n te r  d ie  G em einden v erte ilt , m eistens un ter d ie  K antons

hau ptorte. E in ige G er ich tsv o llz ieh er  w erd en  von dem  G erichte b este llt, um bei den  

\  erhandlungen D ien ste  zu le is te n , und heißen „ h u issiers au d ien ciers“ (G erich ts

diener). und nur s ie  kön nen d ie  A kten  von e in e m , a v o u é “ dem  and eren  überbringen.

D ie  G er ich tsvo llz ieh er  w erden durch präsidentiellen  D ek ret au f V orste l

lun g  ih rer  aus dem  A m t scheidenden V orgän ger  ern annt ; s ie  m üsseu m indestens  

25 J a h re  a lt  se in  und zw ei J a h re  im B ureau e in es  N otars tä t ig  gew esen  sein .

D ie  S te llu n g  e in es  G erich tsvo llz ieh ers is t m it anderen  b eso ldeten  Ä m tern  und 

B erufen  u n vere in b ar; e s  ist den G erich tsvo llz ieh ern  u n tersa g t, H andel zu treiben .

In  jedem  A rrondissem ent bilden die G erich tszo llz ieh er  eine K örperschaft, 

d ie  durch eine D iszip linarkam m er vertreten  w ird ; Z w eck  derselben  is t  d ie  A uf

rech terh a ltu n g  der O rdnung und der D iszip lin  u n ter  den G erich tsvo llz ieh ern . D ie  

D iszip lin arstra fen  und die B efu gn isse  d er G erich tshöfe  sind  für d ie  G erich ts
vo llz ieher d ieselben  w ie für d ie  „a v o u és- .

V i e r t e s  K a p i t e l .

V erwaltungegericht sbarkeit.
5 118. A llg e m e in e s .  — E s  besteh en  tie fgeh en d e  U n tersch ied e zw isch en  

der Prozeßordnung der ordentlich en - und der V erw altu n gsger ich te . L etztere  

w eist e in ig e  ihr e igen tü m lich e B estim m ungen auf, d ie  h ier  erör ter t w erden sollen .



Irr. G egen satz  zu dem P rozeßverfahren bei den Z iv ilgeric liten , w elch es durch  

die P arteien  oder v ie lm ehr durch deren „avoués* g e le ite t  wird — man denke  

an d ie  V erzögeru ngen , die d iese  erreichen können —  w ird der P rozeß bei 

den V erw altu n gsgerich ten  von dem K ichter geführt. D as V erfahren  w ird  

durch eine an den R ichter gprirhtete  K lage ( .r e q u ê te “) e in g e le ite t, der B e 

k la g te  bringt se in erse its  e in e  V erteid igu n g  in einem G esuch vor.

D ie  P rozesse  werden hei Z iv ilgerich ten  vorw iegend m ündlich gefü h rt, 

die v en v a ltn n g srech tlic lie  P rozedur ist sch riftlich : vor Z iv ilgerich ten  können  

R ech tsan w älte  jed erze it neue ausschlaggebende A rgum ente Vorbringen, vor  

V erw altu n gsger ich ten  en tw ick e ln  sie nur die L eitsätze , w elche b ereits  in den  

A kten  en th a lten  sind.

In e in igen  Sachen wird d ie  V erw altu n gsgerich tsb ark eit unter A usschluß  

der Ö ffen tlichk eit gehand habt: so  z. B . in A ngelegen heiten , über d ie  bei dem  

S ta a tsra t ohne E in gre ifen  d es  R ech tsan w alts  verhandelt werden kann, und bei 

den P rä fek tu rrä ten  in W ahl- und S teu eran gelegen h eiten , jedoch nur in  dem  

F a lle , daß keine von den P arteien  die Ö ffentlichkeit der D ebatten  ausdrück

lich  verlangt.
D a  das In stitu t d er «avou és“ bei den V erw altungsgerichten  n ich t besteh t, 

sind auch die Prozeßkosten w e it g er in g er; die Prozeßakten  w erden ein fach  

vom  S ek reta r ia t („greffe“ ) erled igt und bedürfen nicht der V erm ittlu n g  von  

G erich tsvo llzieh ern , w as auch e in e  b eträchtlich e Erspar nis bedeutet.

E s sollen im folgenden die verschiedenen A rten von V erw altu n gsger ich ten  

näher b etrach tet w erden.

§ 119. „ C o n s e i ls  d e  p r é f e c t u r e “  ( P r ä f e k t u r r i t e ) .  — D ie P rä fek tu rrä te  

sind durch das G esetz  vom 28. P lu v iôse  des Jah res V III  err ich tet w orden, und  

haben durch d ie  G esetze  vom 21. Ju n i 1865 und 22. Ju li 1SS9 in  g ew issen  

H in sichten  Ä nderungen erfahren . In jedem  D epartem ent b este llt ein Prii- 

fek tu rra t. w elch er  aus drei oder v ier  M itgliedern  sich  zusam m ensetzt; der

je n ig e  des S e ine-D epartem ents zäh lt neun P n ifek tu rra tsm itg lied er.

D ie  Präfekturr& tsm itglieder w erden durch D ek rete  des P räsidenten  d er  

R epublik  ernannt und a b g e se tz t; die K andidaten m üssen fü nfun dzw anzig  Jah re  

a lt  sein , den Grad ein es L izen tia ten  erw orben haben, und sich über e in e  zeh n 

jäh rige  T ä tig k e it in  der V erw altu n g  oder beim G ericht au sw eisen  können.

R ech tm äßiger V orsitzend er des P räfek tu rrats ist der P rä fek t; den V or

s itz  fü hrt aber de facto  e in  alljährlich  durch ein  D ek ret zum  V izep räsi

denten  zu ernennendes R atsm itg lied .

D er P rä fek tu rra t is t b e i A n w esen h eit m indestens dreier  M itg lieder  

b esch lußfähig; bei V erh inderung e in es von ihnen kann ein G en era lrat zu  

der S itzu n g  zu gezogen  w erden.
Als S ek retä r  fungiert ein  vom P räfek ten  aus der Zahl der P rä fek tu r

beam ten ern annter «secrétaire  greffier“ ; die A nklage w ird von dem G enera l

sek retär  der P rä fek tu r  geführt.
B e f u g n i s s e  d e r  P r ä f e k t u r r ä t e :  G em äß den B estim m ungen des  

Gesetzes vom 28  P lu v iôse  d. J . V III sind d ie  P räfek tu rräte  in  A n g e leg en 

heiten , die die d irekten  Steuern betreffen, zuständig, so z. B. en tscheiden  sie



üb er d ie  G esuche um E n tla stu n g  und B efre iu n g  von der .Steuerpflicht; ferner  

sind s ie  zu stän d ig :

In F ragen  der öffentlichen A rbeiten , w en n  z. B. S ch w ier ig k e iten  bei der 

In terp retieru n g  und A u sfu h ru n e von V erträgen  en tsteh en , oder wenn E nt

sch äd igu n g  für G rubenarbeiten  oder z e itw e ise  O kk upation  g e w a h r t w erden soll;

in  F ragen  von N ationaldom änen , aber nur in  den F ä llen , in denen der  

S ta a t V erk äu fer  ist.

Außerdem  erk en n en  besondere G ese tze  d ie  Z u stä n d ig k e it der P räfektur- 

rä te  fur d ie  E n tsch eid u n g  von S tre itfra g en  b ei den  W a h len  zu den B ezirks

räten , den G em eind eräten  („conseils m u n ic ip au x1*), zu den S en atoren w äh lern , 

zu  den G ew erb egerich ten  an. F ern er  prüfen die P rä fek tu rrä te  P ro teste  gegen  

d ie  G enehm igungen  zur E rrieh tu u g  von gesu n d h eitssch äd lich en  und gefäh r

lichen  B etr ieb en  usw .

P r o z e ß o r d n u n g  d e r  P r ä f e k t u r r ä t e .  D iese  P rozeßordnung wird 

g e g e n w ä r t ig  durch das G esetz  vom  2 2  J u li 18S9 regu liert. D as V er

fah ren  w ird ex  officio oder a u f e in g ere ich te  K lage („reqaete“) eröffnet; ein  

B er ich ter sta tter  w ird m it der Z usam m enfassung der sch riftlich en  U ntersuchung  

b ea u ftra g t, er h a t e in en  B esch lu ß en tw u rf an szu arb eiten . D ie  P a r te ien  können  

d ie  F ü h ru n g  ih rer A n g e leg en h e it einem  R ech tsa n w a lt an vertrauen

D ie  B esch lüsse  :f a r rê té su i der P rä fek tu rrä te  b esitzen  eo ipso bindende  

K raft; B erufung kann bei dem S ta a tsr a t e in g e le g t  w erd en , s ie  b ed in gt aber  

nicht d ie  Suspension des B eschlusses. A ußerdem  sind noch zw e i W eg e  für 

den P rotest m öglich : der E inspruch und d ie  „tierce-opposition“. D er E in 

spruch is t  nur dann z u lä ss ig , w en n  der B esch luß  in A b w esen h eit einer der  

P a r te ien  g e fä llt  w orden ist. D ie  ,tierce -op p osition u w ird von  d ritten  P ersonen  

e in g e le g t ,  d ie n ich t d irekt am Prozeß b ete ilig t w aren , ab er  durch den Be

sch luß  in  ihren In teressen  g efäh rd et w erden. D er  E inspruch sow oh l w ie  d ie  

„tierce-opposition* u n ter lieg t der E n tsch eid u n g  durch den P rä fek tu rra t, w elch er  

den  betreffenden B eschluß erlassen  hat.

§ 120. D e r  „ C o n s e il d ’état** ( S t a a t s r a t ) .  —  D ie  g e g en w ä rtig e  O rga

n isation  des S ta a tsra ts  ist durch das G esetz vom  24. M ai 1872 g e re g e lt  und 

durch d ie  G esetze  der J a h re  1874, 1675, 1S79, ISS7 und 1900 in m ancher  

H in sic h t geän d ert w orden. D er S ta a tsra t b este llt aus:

1. ordentlichen  M itgliedern  („conseillers en serv ice  o rd in a ire“), die durch  

B esch lu ß  des P räsid en ten  der R epublik  sam t M in isterrat ern annt w erden '). 

D ie  H ä lfte  der S ta a tsrä te  m uß un ter den «m aîtres d es requêtes^ (B ericht

ers ta tte r  über d ie  G esuche; s. unten) g ew ä h lt w erden , für d ie  andere H älfte  

b esteh en  k eine B estim m un gen ; e in z ig e  B ed ingun g ist e in  m in d esten s dre iß ig 

jä h r ig e s  A lter. Außerdem  is t  d ie  S te llu n g  e in es ..conseiller d’é ta t en  serv ice  

ord ina ire“ m it jedem  anderen besoldeten  A m t so w ie  m it einem  adm in istrativen  

P osten  in einem  sta a tlich  su b ven tion ierten  U nternehm en unvereinbar. Aus-

l i  Nach den Bestimmungen de* Gesetzes vom 24. Mai 1S72 sollten die Staaterilte 
durch die Nationalversammlung erwählt werden; auch die Absetzung lag in den Hindcn der 
Nationalversammlung, die Regierung durfte die Staatarüte nur sue|>endieren. und zwar höch
stens auf zwei Monate.



nalm isw eise dürfen  höhere O ffiziere, staa tlich  an g este llte  In gen ieu re, P ro fes

soren an höheren M ir a n s t a lte n ,  zum S taa tsra t ohne V erlust ihres sonstigen  

Am te, aber ohne K um ulierung beider G ehälter , ernannt w erden: und um ge

k e h r t. .M itglieder des S taaU rats  können —  a u f drei Jahre höchstens —  zu 

öffentlichen Ä m tern ern annt werden, ohne daß indessen die G ehälter  kum uliert 
w urden.

Die Z ahl der S ta a tsrä te  im ordentlichen D ienst ist zw eiu ndd reiß ig; 

außer diesen b esteh t der S ta a tsra t aus

2. neunzehn „conseillers d é ta t en service  extraord inaire*  (außerordent

lichen M itgliedern). Sie m üssen auch m indestens dreiß ig Jah re a lt sein  und 

w erd en  durch den Präsidenten  der R epublik ernannt und abgesetzt. S ie  sind 

V erw altungsbeam te. d ie  a u f Grund ihrer Sp ezia lk en n tn isse  von adm inistrativen  

A n gelegen h e iten  zur T eilnahm e am S taa tsra t zugezogen  w erden; s ie  b e

sitz en  beratende Stim m e, und zw ar nur bei A n gelegen h eiten , d ie  in das 

R essort ihres M in isteria ldepartem ents fallen. S ie  büßen ihre S tellung  beim  

S taa tsra t ein, sobald sie  ihr sonstiges Am t verlieren . S ie  dürfen nicht 

an der Sek tion  für s tr e it ig e  A n gelegen heiten  („section du con ten tieu x-4) te i l 

nehm en und beziehen keinen besonderen G ehalt fiir ihren D ienst beim S taatsrat.

3. Z w eiu n d d reiß ig  Tm aitres des req uêtes-* (B erich terstatter! sind beim  

S ta a tsra t an g este llt . S ie  w erd en ern annt und abgesetzt durch D ekrete, die 

a u f A n tra g  d es V ize-P räsidenten  des S taa tsra ts und der Sektionspräsidenten  

erlassen  w erden . S ie  m üssen m indestens sieb en und zw anzigjährig  sein , und für 

s ie  bestehen d ie  g le ich en  Inkom p atib ilitäten , w ie für die S taa tsrä te  im ordent

lich en  D ienst. Z w ei D r itte l von ihnen müssen unter den A uditoren erster  

K lasse erw äh lt w erden; für die anderen bestehen  k eine B estim m ungen in bezug  

a u f B efäh igun g. F ern er  b esteh t der S taa tsra t aus

l. v ierz ig  A uditoren , die in zw ei K lassen  g e te ilt  werden. D ie  zw eiu nd

zw a n z ig  A uditoren  zw eiter  K lasse gehen  aus einem  W ettb ew erb e  hervor; sie  

m üssen m in desten s e inun dzw anzig  und höchstens sechsund zw an zig  Jah re a lt  

sein , und g e w isse  U niversitä tsd ip lom e erw orben haben. D ie A uditoren erster 

K lasse  w erden durch D ek rete  ernannt, die au f A n trag  des V izepräsidenten  

d es S ta a tsra ts  und der Sektinnspräsidenten erlassen  werden. S ie  können nur 

aus den A uditoren  zw eiter  Klasse, oder aus den früheren Auditoren, die m in

d esten s  v ier  Jah re  beim S ta a tsra t tä tig  gew esen  s in d , erw äh lt w erden. Es 

sei h ier  h in zu gefü gt, daß auch die M inister beratende Stim m e im Staatsrat 

b e s itzen , jeder für d ie  in sein R essort fallenden Sachen, aiißer in streitigen  

A n gelegen h eiten .

G egen w ärtig  wird der S taatsrat in fü n f Sektionen g e te ilt:  d ie Sektion  

für stre it ig e  A n g e leg en h e iten : Sektion für Gesetzgebung:. Justiz  und Äußere  

A n gelegen h eiten : Sektion  für Innere A ngelegenheiten , K ultus. V olksaufk lärung  

und schöne K ün ste; Sektion  für F in an zen , K rieg , M arine und Kolonien; 

S ektion  für Ö ffentliche A rbeiten , L andw irtschaft, Handel, G ew erbe, P ost und  

T elegrap h .

D ie S ektion  für s tr e it ig e  A n gelegen h eiten  b esteh t aus einem  V orsitzenden  

nnd sieb en  M itgliedern  und kann in zw ei U ntersektionen  g e te ilt w erden , die



übrigen  S ek tion en  besteh en  au s einem  V orsitzend en , fü n f ordentlichen  und 

außerdem  au s auß erordentlich en  Staatsr& ten. D er J u stizm in ister  b esitzt das 

R echt, in a llen  S ek tion en , auß er d erjen igen  für s tr e it ig e  A n ge legen h e iten , den 

V orsitz zu  fuhren.

D er  S taa tsra t h ä lt S itzu n gen  in a llg em ein er  V ersam m lung so w ie  S ek tion s

s itzu n g en  und besondere S itzu n gen  für s tr e it ig e  A n g e leg en h e iten  ab.

D en  V orsitz  in der a llgem ein en  V ersam m lung fu h rt der J u stizm in ister . 

«der d er V izep rä sid en t des S ta a tsra ts , oder der d ien stä lte s te  Sektionspräsid en t. 

D er J u stizm in ister  b esitz t e in e  beraten d e S tim m e; ebenso  d ie  anderen M inister  

und die außerordentlichen S ta a tsrä te , je d er  bei den in sein  R essort fa llenden  

Sachen . D ie  B er ich tersta tter  über d ie  G esnche haben nur in  denjen igen  An

g e le g en h e ite n . über d ie  s ie  B erich t ersta tten , b era ten d e S tim m e. D ie  A u d i

toren haben nur in S ek tio n ssitzu n g en  b eratende S tim m e, und z w a r  in den 

A n ge legen h e iten , über d ie  sie  B er ich t ersta tten .

Sek tion en  können nur A n g e leg en h e iten  er led igen , die durch d as G esetz  

lim ita tiv  bezeich net s in d ; im groß en  und gan zen  d a r f  b eh au p tet w erden, 

daß  die S ek tion en  m it der U n tersu ch u n g  und d ie  a llgem ein e  V ersam m lung  

m it dem G erich tsverfah ren  b ea u ftra g t sind. D ie  B er ich tersta tter  und die  

A uditoren  haben vor allem  d ie  A k ten  und die D isk u ssion  auszuarbeiten .

D ie  Prozeßordnun g des S ta a tsr a ts  is t  a u f fo lgen d e W eise  g e re g e lt:

E in  G esuch („ req u ête“) w ird  beim  S ta a tsra t durch einen  R ech ts

a n w a lt e in g ere ich t: nur in e in ig en  g e se tz lich  bestim m ten  F ä llen  is t  d ie V er

m ittlu n g  des R ech tsa n w a lts  erläß lich ')- D as G esuch w ird dem  B ek lagten  

m itg ete ilt , und d ieser  h a t s ich  an ein en  R e ch tsa n w a lt zu w enden, w elch er  

dann a u f das G esuch des K lägers durch ein e  E ingabe („m ém oire“) an tw ortet. 

D er zu stän d ige  M in ister  bringt sein e E rw ä g u n g en  d ar  und die S ektion  für 

s tr e it ig e  A n gelegen h eiten  le ite t d ie  U n tersu ch u n g  ein ; s ie  ern en n t einen Be

r ich tersta tter , w e lch er  die E rgebn isse  der U n tersu ch u n g sow ie  die vorgeb rachten  

B egrün dun gen der P arte ien  zosam m enfaßt und einen  B esch lu ß en tw u rf („projet 

d’a rrê t“) au sarb eite t. Z uerst w ird d ieser E n tw u rf von der S ek tio n  deb attiert  

und vorkom m endenfalls g eän d ert; d arau f b esch ließ t die a llgem ein e  V ersam m 

lung, nachdem  s ie  den B ericht, d ie  R eden der R ech tsa n w ä lte  und die E r 

w ä g u n g en  d es R egierungskom m issars g eh ö rt hat.

G egen  die B eschlüsse d es S ta a tsra ts  kann P ro te st durch E inspruch, 

„tierce-op p osition “ (Einspruch e in es  D ritten ) und R evision  erhoben w erden. D er  

E inspruch (in  F ä llen , w o der B eschluß in A b w esen h eit d er e inen  P a rte i ge faß t  

w urde) kan n  binnen zw ei M onaten nach V erk ü n d igu n g  des B esch lusses, der 

E inspruch eines D ritten binnen drei Jah ren  und d ie  R ev isio n  binnen zw ei 

M onaten e in g e leg t w erd en . D ie  R evision  kann nur in den dre i fo lgend en F ä llen  

erfolgen : F a lls  e in  B esch luß  a u f Grund von fa lschen B eleg en  getroffen  w orden ist, 

fall» e in e  Parte i früher veru rte ilt w orden is t a ls  s ie  e in  B eleg stü ck , w elch es der

1) Піе Angelegenheiten, io denen die Vermittlung de* Rechtsanwalts erlMlich ist, 
nnd : die Klagen wegen Machtüberechreitung, Klagen in Sachen betreffend Wahlen, Steuern, 
und 1 enaioniemngen.



G egner ohne B erech tig u n g  h in tan h ielt, vorw eisen k on n te; und sch ließ lich  fa lls  

die Ö ffen tlichk eit der V erhandlung, sow ie  ein ige durch d ie  V erordnungen der  

J ah re  Ш І  und IS45 vorgeschriebenen F o rm a litä ten , nicht in n egeh a lten  
w orden sind.

B e f u g n i s s e  d e s  S t a a t s r a t s .  D ie  B efugn isse  des S ta a tsra ts  können  

in drei G ruppen g e te ilt  w erden: richterliche, g esetzgeb erich e  und V erw altu n gs
befugnisse.

1. R i c h t e r l i c h e  B e f u g n i s s e .  A uch unter d iesen  sind U n tersch ied e  

zu m achen, da d er S taaterat bald als G erich tsh of erster und le tz te r  Instanz, bald  

a ls  A ppellationsgerichtshof. bald als K assationshof fungiert.

A . B e f u g n i s s e  d e s  S t a a t s r a t s  a l s  G e r i c h t s h o f s  e r s t e r  u n d  

l e t z t e r  I n s t a n z .  A ls so lch er erled ig t er vor allem  fo lgende A n gelegen 

h e iten : G esuche um N ich tigk eitserk läru n g  von V erfügungen der V erw altungs

behörden, a u f Grund von M achtiibersrhreitnng; Interpretation  von adm in i

s tra tiv en  V erfügungen, fa lls  s ie  zu verschiedener A uslegung Anlaß g eb en ; 

P ro te ste , die geg en  d ie  W ahlen za  den G eneralräten  erhoben w erden . 

A ufforderungen , ihr A m t n iederzu legen , die a u f V orstellung des M inisters d es  

Innern gegen  M itg lieder von «conseils généraux e t d'arrondissem ent“, w elch e  

ihren P flichten  nachzukom m en versäum en, besch lossen w erden; K lagen von  

Unternehm ern, denen d ie  P räfek te  d ie  G enehm igung zur E rrich tu n g  von g e 

fäh rlich en  oder gesu ndheitssch äd lichen  U nternehm en verw eigern , oder eine  

bereits  erte ilte  zurücknehm en : V erstöße gegen  die G esetze und B estim m ungen , 

d ie  den B etrieb  der Banque de F rance regeln.

B . B e f u g n i s s e  d e s  S t a a t s r a t s  a l s  A p p e l l a t i o n s g e r i c h t s h o f s .  

B ei dem S taa tsra t kann B erufung gegen  a lle  E ntscheidungen der P iä fe k tu r -  

räte  e in g e leg t w erden; als Grund dürfen V erstöße geg en  d ie  Form  sow ie  

gegen  den In h alt angegeben  werden.

C. B e f u g n i s s e  d e s  S t a a t r a t s  a l s  K a s s a t i o n s g e r i c h t s h o f s .  D er  

S taatsrat b esitzt über die E ntscheidun gen  der niederen V erw altungsgerichte  

dieselben  K a.ssationsbefugnisse, w ie der K assationshof über d iejen igen  der  

ordentlich en  G erichtshöfe. E r  kann diese E ntscheidungen aufheben, d arf s ie  

aber n icht durch andere ersetzen  Besondere Gesetze, haben es dem S taa tsra t 

g e s t a t te t  die E ntscheidun gen  der R ech nungskam m er') und der R ev is io n srä te J) 

w egen  V erletzu n g  oder falscher In terpretierun g des G ese tzes  aufzuheben.

2 . A d m i n i s t r a t i v e  B e f u g n i s s e .  Der S taa tsra t g ib t  ein  G ut

ach ten  über d ie  V erw altungsverordnungen und die D ekrete, die in  Form  von  

V erw altungsverordnu ngen  erlassen  w erden, ab („règlem ents d’adm inistration  

publique e t  d écrets en form e de règlem ent d’adm inistration publique14!. E r  

wird um seine A n sich t über die Gründung von öffentlichen und gem einnü tzigen  

E inrichtu ngen  b efrag t; er  trifft d ie E ntscheidun g über Gesuche, um K onzession  

zur E röffnung von B ergw erk en , usw .

Außer d iesen  ihm durch das G esetz ausdrücklich znerkannten  B efug

nissen , b es itz t der S taa tsra t noch w e itere : so g ib t er sein  G utachten  über



D ek retsen tw ü rfe  ab, sow ie  über a lle  F rä sen , d ie  ihm von dem  Präsidenten  

der R epublik  oder von den M in istem  vorgele.pt w erd en 'i. Ü b rigen s besitzt  

die M einungsäuß erun g des S ta a tsra ts  k e in er le i b indende K raft.

3 . G e s e t z g e b e r i s c h e  B e f u g n i s s e .  In  gese tzg eb erisch en  A n gelegen 

heiten  b es itz t der S ta a tsra t m ir äuß erst beschränkte B efu gn isse. Kr äußert 

sein e  M einung über a lle  G ese tzesen tw iir fe , die der S en at und d ie  D eputierten- 

kam raer ihm  vorzu legen  für an g eb ra ch t halten , und über G esetzesvorlagen , die  

durch e in  sp ez ie lle s  D ek ret ihm  v o r g e le g t  w e r d e n 2).

D ie  A nteiln ahm e des S ta a tsra ts  an der A usarb eitu n g  von G esetzen  ist 

som it n ich t ob ligatorisch , sondern nur fa k u lta tiv , und zw ar gere ich t es zum  

größ ten  Schaden der R edaktion  d er  G esetze . V orgesch rieb en  is t  se in e  M einungs

äuß erun g  nur über G esetzesp ro jek te  betreffend d ie  E rschaffung neuer G em einden  

und die  Eröffnung von B ah n liu ien , d ie  e in e  L ok a lb ed eu tu n g  haben.

§ S (in fine) d es G esetzes vom 24. Mai 1S72 b estim m t daß die R egierun g  

d ie  M itg lied er  des S ta a tsra ts  beau ftragen  kann, G esetzesvorlagen , d ie  dem  S ta a ts 

ra t u n terb reite t w orden sind, vor den K am m ern zu verte id ig en ; das G esetz  vom  

16. J u li 1875 g e sta tte t  es den M in istern , s ich  bei D ebatten  über G esetzes

vorlagen  oder E n tw ü rfe  von K om m issaren , d ie  durch p résid en tie lle s  D ek ret  

ern an n t w erden , u n terstü tzen  zu lassen . In fo lged essen  können M itg lied er  des  

S ta a tsr a ts  m it der V erte id ig u n g  von G esetzesvorlagen  b eauftragt w erden , d ie  

dem  S ta a tsr a t n ich t zur P rüfung  v o r g e leg t w orden sind.

§ 121. D ie  „ C o u r  d e s  C o m p te s ” . ( K e c h n u n g s k a n im e r .)  Um die Ü ber

s ich t der V erw a ltu n g sg er ich te  zu besch ließen , se ien  h ier  e in ig e  W orte über 

d ie  R ech nungskam m er g e sa g t;  ihre e in geh en d e E rörterung  g eh ö rt in das G ebiet 

d es V erw a ltu n g srech ts  D ennoch is t  e in e  k u rze  Ü b ersich t h ier  n ich t un an

g eb rach t, w eil s ie  e in e  w ich tig e  S tü tz e  des P arlam en ts bei der K on tro llieru n g  

d er A usfüh ru ng des B u d gets  durch die M inister ist, und w eil die Kammern  

erst nach erfo lg ter  P rü fu n g  se iten s  d er  R ech nungskam m er das G esetz , w elch es  

d as vorjährige B u d get e n d g ü ltig  er led ig t, d ie  sogen an n te  „loi des co m p tes“, 

annehm en.

D ie  M itg lieder der R ech nungskam m er w erd en  durch D ek rete  ernannt. 

D ie  R ech nungskam m er b e steh t a u s : einem  E rsten  P räsidenten  und drei 

K am m erpräsidenten  (P rem ier  P résid en t e t P résid en ts  de cham bre); 18 ,co n -  

seillers -m a itres“. d ie  a lle in  beratende Stim m e b esitzen : 86 „conseillers-réferen- 

d a ir e s“, w elch e die R echnungen und die B elegstü ck e  prüfen und den einzelnen  

K am m ern der R ech nungskam m er B erich t e rs ta tten ; 25 A uditoren , d ie  in zw ei  

K lassen  g e te ilt  w erden und d ie  B er ich ter sta tter  bei ihren A rbeiten un ter

stü tzen . D ie S ta a tsa n w a ltsch a ft w ird  durch einen  O b ersta a tsa n w a lt, einen  

S ta a tsa n w a lt und e inen  S u bstitu ten  v ertre ten .

D ie  M itg lied er  der R ech nungskam m er sind  unabsetzbar, es ist d ieses  

ein e  B ed in gu n g der K ontrolle, d ie  sie über die M in ister  auszuüben berufen sind.

D ie  R echnungskam m er b esitz t über R ech nungsbeam te g e w isse  r ich ter lich e  

B efugn isse, d ie sich  in der P rü fu n g  der R ech nungen  über E in k ü n fte  und A us



gaben äußern. Ein Berichterstatter oder ein Rat führt die Prüfung 

aus. und nach erstattetem Bericht faßt die zuständige Kammer einen provi
sorischen oder endgültigen Beschluß; einen provisorischen, falls sie einen Irrtum 

oder eine Unregelmäßigkeit wahrnimmt — darauf wird der Beschluß dem 
betreffenden Beamten zwecks Berichtigung oder Rechtfertigung mitgeteilt. 

Der endgültige Beschluß stellt das Vorhandensein der Bilanz, eines Überschusses 
oder Fehlbetrags fest. Im letzteren Falle wird der Beamte zum Ersatz der 

Differenz verurteilt; in den zwei anderen wird er für entlastet erklärt, der 
Staat ist aber durch keine Bestimmung verpflichtet, dem Beamten das von 

ihm vorgestreckte Geld zurückzuerstatten; der Rechnungsbeamte bat beim 
Finanzminister die Begleichung seines Guthabens zu erwirken.

Die Beschlüsse der Rechnungskammer werden in letzter Instanz gefaßt. 

Protest kann nur auf einem der folgenden zwei Wege erhoben werden: l. eine 
Klage wegen Machtüberschreitung, Unzuständigkeit oder Verletzung der 
gesetzlich vorgeschriebenen Formen wird an den Staatsrat gerichtet.

Der Staaterat darf den Beschluß nnr autbeben, und in diesem Falle 
wird die Angelegenheit einer anderen Kammer der Rechnungskammer 
überwiesen.

2. Die Kammer, welche den Beschluß gefaßt hat, kann um Revision 
angegangen werden, falls Belegstücke aus Versehen ihr nicht von Anfang an 
unterbreitet worden sind.

Die Rechnungskammer besitzt das Recht der Kontrolle den Ministern 
und ihren direkten Untergebenen gegenüber, die das Recht haben, Ausgaben 
anzuordnen (den «ordonnateurs“) : sie untersucht, ob sie nicht Ausgaben ange

ordnet haben, die die parlamentarisch bewilligten Kredite Übersteigen, und ob 

diese Ausgaben im Einklang mit dem Budgetgesetz und mit den von ihr ge

nehmigten Rechnungen der Beamten sich befinden. Jede Kammer der Rech
nungskammer erkennt selbständig auf Übereinstimmung mit dem Gesetz, und 
die, vereinten Kammern erklären, daß die Anordnungen der zuständigen Behörden 
(„ordonnateurs“) mit den von der Rechnungskammer geprüften Abrechnungen 

übereinstimmen.
Die Kontrolle seitens der gesetzgebenden Gewalt äußert sich in der 

„loi des comptes“, die auf Grund des Beschlusses der Rechnungskammer ange

nommen wird. le ide r aber wird dieses Abrechnungsgesetz manchmal erst 
zelm Jahre nach der Ausführung des betreffenden Budgets angenommen, und 
somit ist diese Äußerung der parlamentarischen Kontrolle nur noch wenig 

wirksam.
Die Rechnungskammer richtet alljährlich an den Präsidenten der Republik 

einen Bericht über die Finanzverwaltung und die Reformen, die wünschens

wert erscheinen.



Viertes Buch.

Erstes Kapitel.
Die individuellen Rechte.

§ 122. Allgemeine«!. Die Erörterung der individuellen Rechte ist 

aufs engste mit der Lehre des Verfassungsrechts verknüpft. Da.« Verfassungs
recht ist keineswegs jener Teil des öffentlichen Rechts, welcher sich lediglich 

mit der Form der Regierung und der oberen Staatsorgane befaßt: es hat. 
außerdem die Betätigung der Souveränetät, die Bestimmung der Schranken 

der Gewalt des Staates dem einzelnen gegenüber, zum Gegenstand, und 

infolgedessen ist die Anerkennung und die Sicherung der individuellen Rechte 
eine, seiner vornehmsten Aufgaben.

In jeder organisierten Gesellschaft ist es notwendig, daß der einzelne 
Mensch nicht unbedingt frei sei: w ill man nicht in Anarchie verfallen, so muß 

die Freiheit beschränkt werden. Es soll daraus offenbar nicht gefolgert 

werden, daß der Staat unbegrenzte Gewalt dem einzelnen gegenüber besitzt: 
gewisse Rechte, gewisse Freiheiten sind sozusagen natürlich, sie dürfen nicht 
beschränkt, nicht vom Staat« verletzt werden: es sind dieses die politischen 
Freiheiten, die individuellen Rechte.

Unter dem Ancien Régime waren die individuellen Rechte vielfach ver
kannt; gewisse Juristen nnd Publizisten vertraten die Theorie der absoluten 

Gewalt des Monarchen, und das Königtum wandte sie in der Praxis an; der 

König war alles, das Individuum nichts. Dennoch trat um das 17. Jahrhundert 

die Lehre von den individuellen Rechten immer deutlicher zutage und kam 

zu einer außerordentlichen Entwicklung in den Werken von Locke, Voltaire 

und Rousseau. Sie beruhte auf der Theorie vom Naturzustände und vom 
gesellschaftlichen Vertrage: Die Menschen, die frei geboren sind und sich 

durch einen Vertrag zur Gesellschaft vereinigt haben, veräußern bloß einen 
Teil ihrer natürlichen Freiheit; der Teil, den sie davon behalten, ist älter 

und höher als die Ansprüche des Staats, und bildet den Bestand der indivi

duellen Rechte, deren Genuß den Bürgern durch den Staat gesichert werden 

soll. Diese Theorie war, obwohl sie auf die Lehre vom gesellschaftlichen 

Vertrage sich stützte — eine Lehre, die seitdem für irrtümlich anerkannt und 
verlassen worden ist — während des achtzehnten Jahrhunderts außerordentlich 

verbreitet und hat die Nationalversammlungen der Revolution in ihren prin
zipiellen Erklärungen oft begeistert.

Die Begründung der individuellen Rechte liegt ganz einfach im folgenden: 
Der Mensch ist naturgemäß vor allem frei, weil er ein vernünftiges und ver-



antwoitiii'.bes Wesen ist; der Staat hat sich zu dem Zwecke gebildet, ihm die 

treie Entwicklung seiner natürlichen Fähigkeiten zu sichern. Die natürliche 
Freiheit des Menschen darf nur in dem Maße beschränkt werden, in welchem 
es für den geordneten Gang des Staatslebens notwendig ist.

I»ie Revolution hat die philosophischen Prinzipien des achtzehnten Jahr
hunderts über die individuellen Rechte in der Erklärung der Menscheu- und 
Bürgerrechte Yom 26. August 1789. die der Verfassung vom 3 — 14. Septem

ber 17И voranging, in geheiligter Form ausdrückt. Es seien hier die haupt
sächlichen Punkte dieser Verfassung der individuellen Rechte erwähnt:

„I. Die Menschen kommen zur Welt und bleiben frei und mit den gleichen 
Rechten ausgestattet. Die gesellschaftlichen Unterschiede können nur zu 
Zwecken des allgemeinen Nutzens bestehen.

II. Der Zweck jeder politischen Vereinigung ist die Wahrung der natür

lichen und unveräußerlichen Menschenrechte. Diese Rechte sind die Freiheit, 
das Eigentum, die Sicherheit und der Widerstand gegen die Unterdrückung.

III. Der Ursprung der Souveränetät beruht im Volke. Keine Körper
schaft und kein Individuum darf eine Autorität ausüben, die nicht vom Volke 

ausdrücklich verliehen worden ist.

IV. Die Freiheit besteht in dem Rechte, alles das tun zu dürfen, was 

dem anderen nicht schadet. Infolgedessen können den natürlichen Rechten 
des Menschen keine anderen Grenzen gesteckt werden, als diejenigen, welche 

den übrigen Mitgliedern der Gesellschaft den Genuli derselben Rechte sichern. 
Diese Schranken können nur durch das (jesetz bestimmt werden.

V. Das Gesetz darf nur solche Handlungen verbieten, die der Gesellschaft 
schädlich sind. Alles was nicht durch das Gesetz ausdrücklich verboten ist, 

kann nicht untersagt werden, und keiner darf gezwungen werden, das zu tun. 
was das Gesetz nicht vorschreibt.

VI. Das Gesetz ist der Ausdruck des allgemeinen Willens, alle Bürger 

haben das Recht, an einer Ausarbeitung persönlich oder durch Vertreter teil- 
zunehnien. Das Gesetz soll für alle gleich sein, sei es daß es schützt oder 

daß es bestraft. Da alle Bürger vor dem Gesetz gleich sind, so sind sie alle, 

je nach ihrer Befähigung, berechtigt, alle öffentlichen Würden. Ämter und 

Stellen einzunehmen. Ausschlaggebend sind nur ihre Tugenden (яvertus“ ) 

und Talente.
VII. Keiner darf in anderen als den gesetzlich bestimmten Fällen ange

klagt, verhaftet oder gefangen gehalten werden, und das nicht in anderer als 

in der von dem Gesetz vorgeschriebenen Form.

VIII. Das Gesetz soll nur offenbar und äußerst notwendige Strafen ver

hängen, und keiner darf anders bestraft werden, als auf Grund eines Gesetzes, 

welches vor der Verübung seiner Tat beschlossen oder verkündet worden ist 

und in vorgeschriebener Form geliandhabt wird.

X. Keiner darf auf Grund seiner Meinungen, auch der religiösen, be

helligt, werden, falls deren Äußerung die gesetzlich geschützte öffentliche 

Ordnung nicht stört.



X L  Der freie Austausch von Gedanken und Meinungen i>t eines der 

kostbarsten Menschenrechte; jeder Bürger darf beliebig sprechen, schreiben» 

drucken, ist aber verpflichtet, sich in den gesetzlich bestimmten Fällen für 
den Mißbrauch dieser Freiheit zn verantworten.

XII. Die Sicherung der Menschen- und Bürgerrechte erfordert das Vor
handensein einer öffentlichen Macht, folglich wird diese Macht zum Zweck des 

allgemeinen Besten errichtet, nicht nur derjenigen, denen sie anvertraut ist.

XIII. Eine allgemeine Besteuerung ist für den Unterhalt der öffent

lichen Macht und die Bestreitung der Verwaltungskosten notwendig; die Ab
gaben sollen gleichmäßig unter allen Bürgern, je nach ihrer Leistungsfähigkeit, 
verteilt werden.

XV I. Eine Gesellschaft, in welcher die Rechte nicht gesichert sind, oder 

die Teilung der Gewalt nicht durchgeführt ist, besitzt keine Verfassung.

XV II. Da das Eigentnm ein unverletzliches und heiliges Recht bedeutet, 
darf keiner dessen beraubt werden, außer wenn der gesetzlich anerkannte 

öffentliche Nutzen es notwendig verlangt, aber auch dann nur unter der Be
dingung einer vorherigen gerechten Entschädigung*1.

Anch die Verfassung vom *24. Jun i 1793 enthielt eine Erklärung der 
Menschen- und Bürgerrechte und P f l ic h t e n ,  ebenso die Verfassung vom 

Jahre III. Die Verfassung d. J. 1S48 setzte in ihrer Einleitung die Theorie 
der Hechte und Pflichten des Bürgers fest.

Was die Verfassung d. J. Ы 5  betrifft, so verhält sie sich in bezug auf 
individuelle Rechte schweigsam. Es darf aber nicht außer acht gelassen werden, 
daß diese Verfassung aus mehreren Gesetzen besteht; es soll auch daran 

erinnert werden, unter welchen Umständen und inmitten welcher Schwierig

keiten sie, angenommen worden ist: die Nationalversammlung hat, sich nicht 
mit prinzipiellen Fragen befaßt, außerdem haben die Prinzipien d. J. П^Э 

einen derartigen Anklang in Frankreich gefunden, sie eröffneten so neue 

Horizonte nach der Ara des monarchischen Regiments, welches auf dem Lande 
gelastet hatte; sie haben sich in den französischen Geistern so fest eingebürgert, 

daß die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte noch immer als die 
typische Darlegung der individuellen Rechte bestehen bleibt-

Summa summarum können die individuellen Rechte in zwei große Kate
gorien geteilt werden: Die bürgerliche Gleichheit und die Freiheit.

§ 123. Bürgerliche G le ichheit. Die bürgerliche Gleichheit ist durch 
den ersten Paragraphen der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 

anerkannt worden, und später bestimmte die Verfassung vom 5. Fructidor 
d. J. III: „Die Gleichheit besteht darin, daß das Gesetz fiir alle das gleiche 

ist* sei es, daß es schützt, oder daß es straft“. Die Anwendungen des Prinzips 
der Gleichheit sind die folgenden:

1. G le ic h h e it  vo r dem G ese tz . — Es besteht nur eine einzige 
Klasse von Bürgern, die alle ohue Unterschied der Person von ein und 

demselben Gesetz regiert werden. Unter dem „Ancien Régime“ dagegen 
bestanden verschiedene Klassen von Untertanen —  der Adel, der Klerus, der



§ ш

Bürgersland („roturiers*) und die Leibeigenen. Je uach der Person waren 

auch die Gesetze betreffend das Eigentum an Grund und Boden und nament

lich betreffend Erbschaften verschieden. Auch vom strafrechtlichen Stand
punkte aus besaß der Adel gewisse Privilegien, so z. B. wurden Strafen wie 
körperliche Züchtigung und Tod durch den Strang niemals gegen seine An

gehörigen verhängt. Sie erhielten auch mit crößter Leichtigkeit Begnadigungen 
(«lettres d’abolition et de pardon“ ), die sie von der Verbüßung der verhängten 
Strafe befreiten.

2. G le ic h h e it  vo r de r J u s t iz .  Ls besteht keine Ausnahmejustiz fiir 
Privilegierte mehr. Ei-schienen in früherer Zeit adelige Angeklagte vor den 

Parlamenten, so sollte die sogenannte „Grand’ chambre* zu Gericht sitzen über 
sie, nicht die «Tournelle“ genannte Kammer, die für sonstige Verbrechen zu

ständig war. In Zivilsachen besaßen sie das Vorrecht, daß ihre, Angelegen
heiten nicht von den „prévois“, sondern von den Richtern höheren Grades, 
den „baillis“ und „sénéchaux“ erledigt wurden.

3. G le ic h h e it  fü r  d ie  B e fä h ig un g  zu a lle n  ö f fe n t l ic h e n  
S te llu n g e n  (für alle Bürger, die die gesetzlich vorgeschriebenen Vorbe

dingungen erfüllen). Auch dieses Prinzip ist durch die Erklärung der Menschen- 
und Bürgerrechte in ihrem § 6 niedergelegt worden, und die Verfassung vom 

Jahre III. die es aufnahm, bestimmte folgendermaßen: „A lle Bürger haben die 
gleichen Rechte in bezug auf Erlangung von öffentlichen Würden. Freie Völker 
kennen bei ihren Erwählten keine anderen Vorzüge, als die durch Tugenden 
und Talente verliehenen“.

Unter dem „Ancien Hégin:eu dagegen gehörtengewisse Ämter und Würden 

zu den ausschließlichen Vorrechten des Adels. Unter anderem bestimmte eine 

Verordnung vom 22. Mai 1781, daß zur Erlangung eines Offiziersgrades der 
Nachweis eines durch vier Generationen ererbten Adels erforderlich sei.

4. G le ic h h e it  in b e zu g  au f ö ffe n t lic h e  L a s te n , d. h. Gleichheit 
vom Standpunkte der Besteuerung und der Wehrpflicht

Vor der großen Revolution waren es nicht alle Bevölkerungsklassen, die 
direkte Steuern entrichteten. Die „tailleu (Steuer) wurde nur von Leibeigenen 

und Bürgerlichen gezahlt, die .capitation“ (Kopfsteuer), welche von allen 

Untertanen des Königs geleistet werden sollte, wurde ausschließlich von den 
niederen Bevölkerungsklassen getragen — der Klerus wurde von dieser Abgabe 

befreit, und der Adel erwirkte ohne Schwierigkeit Entlastungen und Be
freiungen; bei den «vingtièmes* („Zwanzigstel“ ) wurden auch gewisse P riv i
legien dem Adel und dem Klerus eingeräumt. Diese unerträgliche Ungerech
tigkeit wurde von der Revolution beseitigt. Die Gleichheit in bezug auf 
Besteuerung wurde in die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte auf

genommen t§ 13) und durch die Verfassung vom 5. Fructidor des Jahres III 

in ihrem § lt> wie folgt anerkannt: «Alle Abgaben werden zu gemeinnützigen 
Zwecken erhoben : sie müssen unter den Besteuerten je nach ihrer Leistungs

fähigkeit verteilt werden“.
Dieses System wird gegenwärtig auch angewendet: alle Bürger werden 

je nach ihrer Leistungsfähigkeit besteuert. In der Tat, die Einkünfte von



unbeweglichen Gütern werden durch die Hodensteuer belastet, Wertpapiere 

(außer der Rente) durch die Besteuerung der Hinkünfte von beweglichen Gutem; 

der Gewinn bei gewerblichen Unternehmen und Handelsunternehmen — durch 
die Patentsteuer (die je nach A rt der Unternehmen und nach Große des Orts, 

in dem sie betrieben werden, variiert;: und schließlich das Pauschaleinkomnien — 

durch die Wohnungssteuer („impôt mobilier- , „cot* mobilier«“, die. dem Miets
zins der Wohnung angemessen ist), und durch die Besteuerung der Türen und 
Fenster.

Was die Gleichheit inbezug auf die Wehrpflicht betrifft, so wurden ihre 
Grundlagen durch das Gesetz vom 15. Ju li lsS9 befestigt: durch dessen Be

stimmungen wurde die allgemeine Militärpflicht für alle Franzosen, ausgenommen 

die Unfähigen, die Krüppel und die Unwürdigen, eingeführt: die Dauer des 
aktiven Dienstes betrug drei .Jahre: doch wurde diese Frist um zwei Jahre 

für folgende Personen verkürzt: für junge Leute, die ihre Familie zu unter

stützen habeo (unter gewissen Bedingungen,', für Lehrer, Mitglieder des Klerus 

und für die Inhaber gewisser Diplome, wie der Lizenz für Literatur oder Wissen
schaften, des Doktorats medicinae oder iuris usw.

Dieses Gesetz bedeutete einen großen Fortschritt, besonders im Vergleich 
mit den früheren Systemen, so z. B. mit demjenigen, welches durch das Gesetz 

vom 21. März 1632 eingeführt worden war und im folgenden bestand : es werden 
außer den freiw illig den Dienst Annehmeudeu, Rekruten ausgehoben, dabei war 

aber die Vertretung gegen Geldentschädigung zulässig; oder im Vergleich mit 

dem Gesetz vom 26. April 1S55, wonach jeder Mann, der dem Militärdienste 
entgehen wollte, eine gewisse Summe au die Heereskasse zu zahlen hatte, aus 

diesen Geldern sollten Prämien für Soldaten, die zum zweitenmale Dienst an- 
nahmen. bestritten werden. Das Gesetz vom 27. Ju li 1872 hatte gewisse Re

formen gebracht, indem es die Möglichkeit des völligen Loskaufs aufhob und 

die Allgemeinheil der Wehrpflicht einführte: jeder Franzose sollte Dienst im 
Heere leisten, aber die Gleichheit war noch nicht erreicht worden. Das Kon

tingent wurde in zwei ungleiche Hälften geteilt: die eine sollte fünf Jahre, 

die andere ein Jahr dienen: das Los bestimmte, in welche der beiden der 

Rekrut eingereiht werden sollte. Außerdem war das Volontariat gestaltet : 
junge Leute, die sich zum Dienste vor dem Lose meldeten, eine bestimmte Vor

bildung nachweisen konnten und die Summe von I50U Fr. entrichteten, leisteten 
nur ein Jahr aktiven Dienst. Volle Befreiung wurde Leuten gewährt, die ihre 

Familien zu unterstützen hatten, außerdem Schülern gewisser Anstalten, an
gehenden Klerikern, usw.

Diese Ungleichheiten, die das Gesetz vom Jahre 1889 teilweise aufgehoben 
hatte, wurden endgültig durch das neue Gesetz vom 21. März 1905, wonach 
der aktive Dienst im Heere auf zwei Jahre herabgesetzt worden ist, vernichtet. 

Die Prinzipien der Allgemeinheit der Wehrpflicht und ihrer Gleichheit für alle 
kommen da deutlich zum Ausdruck:

§ 1: .Jeder Franzose hat persönlichen Heeresdienst zu leisten“.
5 2: „Der Heeresdienst ist fü r  a l le  g le ic h . Außer den Fällen von 

phjsischer Infähigkeit bestehen k e in e r le i A u sn a h m en “.



Dieses Gesetz hat Kritiken und Vorwurfe hervorgerufen, die nicht ganz 
selbstlos waren. Die Angehörigen der bemittelten Stände, wurden vor allem 
durch die Tatsache unangenehm berührt, daß es ihnen fortan unmöglich sein 

sollte, bloß dadurch, daß sie gewisse Diplome erworben hatten, nur ein Jahr 

Dienst zu leisten: diese Unzufriedenheit wurde in den Einwand eingekleidet, 
wonach das höhere Studium, welches auf Grund des neuen Gesetzes auf zwei 
Jahre unterbrochen werden mußte, unter dieser Unterbrechung beträchtlich 
leiden sollte; die Behauptung trifft jedoch nicht zu, denn das Gesetz hat be

stimmt. daß Aufschub bis zum 2.'>. Lebensjahr jungen Leuten gewährt wird, 

die jährlich diesbezügliche (Jesuche im In te re sse  ih re s  S tu d iu m s  einreichen 

und nachweisen, daß es wünschenswert sei, sie nicht sofort ihrer Arbeit zu 
entziehen (§ 211. Aufschub kann auch jungen Leuten, die ihre Familie zu unter
stützen haben, gewährt werden.

Fs sei hier eine Bestimmung angeführt, die die künftigen Offiziere be
trifft: „Junge Leute, die in die Kriegsschule („école spéciale militaire/; und 

die polytechnische Schule aufgenonimen worden sind, müssen vor ihrem E in tritt 
in diese Anstalten während eines Jahres Dienst bei einem Trupper.corps unter 
den gewöhnlichen Bedingungen leisten“ (§ 23).

Das gegenwärtige System weist tatsächlich eine vollständige Gleichheit auf.

§ 124. Freiheit. 1. Individuelle Freiheit. — Die typische Definition 
der individuellen Freiheit ist in der Erklärung der Menschen- und Bürger

rechte gegeben worden. Auch die Verfassung vom 3. — 4. September 1791 
erkannte prinzipiell ,.die Freiheit jedes Menschen“ an. ..zu tun, zu lassen und 

zu gehen, ohne dafür anders als in den gesetzlich vorgesehenen Fällen be

helligt zu werden". Diese Prinzipien sind so selbstverständlich und natürlich, 
daß es beinahe überflüssig erscheint, sie ausdrücklich auszusprechen ; doch war 

es anders darum bestellt, als die Revolution mit den Widergesetzlichkeiten des 

r Ancien Rézime“ aufräumte, namentlich mit den von ihm verübten Verletzungen 
der individuellen Freiheit — den ..lettres de cachet“; es waren dieses mit dem 

königlichen Siegel versehene Briefe, die von einem Staatssekretär unterzeichnet 
wurden und Haftbefehle ohne jegliche Prozeßform enthielten. Dabei herrschte 

schreiendste W illkür und einflußreiche Persönlichkeiten konnten sich sehr leicht 
solche geheime Verhaftsbriefe mit der Unterschrift eines Staatssekretärs, in denen 
dev Xante des zu Verhafteten nicht ausgefüllt war. verschaffen, ohne daß der 

König von diesen Befehlen etwas erfuhr.
Gegenwärtig verhängt das Gesetz strenge Strafen gegen Personen, welche 

die individuelle Freiheit anderer gefährden. Mit Degradation wird jeder 

öffentliche Beamte, jeder Agent oder Kommissar der Regierung bestraft, welcher 
einen Haftbefehl, ohne dazu berechtigt zu sein, erlassen haben sollte, oder der 
sein Recht, Verhaftungen zu veranlassen, in ungesetzlicher Weise ansgeiibt 

hätte, sowie jeder Träger der öffentlichen Macht, der ohne Betugnis oder ge
setzliche Vorschrift eine Verhaftung ausführt. —  außerdem kann aal Schadens

ersatz geklagt werden icode pénal. I § 11). Schließlich bietet der „code d in
struction criminelle*4 Schutz gegen willkürliche Entziehung der breiheit. indem 

er den Aufsehern der Gefängnisse besondere Pflichten auflegt. § 341 des code



]>énal bestimmt seinerseits, daß »Personen, welche ohne Vorschrift der zu

ständigen Behörde und außer den Fällen, in denen das Gesetz die Verhaftung 
der Beschuldigten vorschreibt, irgendwelche Personen verhaftet, in Haft be

halten oder der Freiheit beraubt haben — mit Zwangsarbeit bestraft werden. 

Ebenso bestraft werden diejenigen, die Räumlichkeiten für die Einkerkerung 
oder Freiheitsberaubung zur Verfügung gestellt haben“.

Die Unverletzlichkeit der Wohnung kann als Ausfluß des Begriffs der 
individuellen Freiheit betrachtet werden. Der code pénal verhängt eine Freiheits

strafe von sechs Tagen bis zu einem Jahr und eine Geldbuße von 16-500 Fr. 

über jeden Verwaltungs- oder Gerichtsbeam ten, jeden Befehlshaber oder Träger 

der öffentlichen Macht, welcher auf Grund seiner Amtsbefugnisse gegen den 
Willen eines Bürgers gewaltsam in dessen Wohnung eingedrungen ist -  auße r 

den F ä l le n ,  wo es von dem G e se tze  v o rg e s ch r ie b e n  w orden  ist 

und d ie  g e s e tz lic h e n  F o r m a l it ä t e n  in n e g e h a lte n  w erden (§ 184. 
Abs. 1). Absatz 2 desselben Paragraphen bestraft mit Haft von sechs Tagen bis zu 

drei Monaten und mit Geldbuße von 16 bis 200 Fr. jede Privatperson, welche 
unter Anwendung: von Drohungen oder von Gewalt in die Wohnung eines 
Bürgers eingedrungen ist. Die Erörterung der Fälle, in denen das Eindringen 
in eine Wohnung strafbar ist. gehört nicht in den Rahmen dieses Werks: es 

genüge hier zu bemerken, daß Agenten der Autorität, nachts in Privathäuser 

nur in Fällen von Feuers- oder Wassersnot und wenn Rufe aus dem Innern 

des Hauses erfolgen, eindringen dürfen. (Gesetz vom 5 Fructidor d. J. III. 
§ 359 und Gesetz vom 22 Frimaire d. J. VIII, § 76). Ausnahmen werden 
für loka le  wie Kaffeehäuser. Wirtschaften, usw. gemacht, zu denen jedermann 
Zutritt hat, sowie für Spiel- und Unzucbtsliäuser. in welche Polizeiofiiziere 
jederzeit eindringen können. Zur T a t z e i t  können Beamte in Ausübung 

ihres Amts unter den vorher erwähnten Bedingungen in Privatwohnungen 

eindringen: ferner ist es zulässig, auf Grund der besonderen Gesetzesbestim

mungen, die den V ertretern der Gerichtsbarkeit gestatten, Haussuchungen und 

Verhaftungen vorzunehmen und zu bewerkstelligen: ebenso auf Grund von 
Bestimmungen betreffend die Finanzgesetze, die gewissen Agenten des Staates 

das Recht erteilen, zwecks V eranstaltung von Kontrolle oder Nachforschungen 
in Privatwolmungen einzudringen.

§ 125. Freiheit des Handels, der Arbeit und des Gewerbes. — 
l.nter dem „Ancien Régime“ wurden die verschiedenen Berufe durch eine kleine 

Anzahl von Meistern ausgeübt, die zu Körperschaften oder Zünften vereinigt 

waren und das Monopol der Herstellung oder des Verkaufs ihrer Erzeugnisse 

besaßen. Die Betriebsorganisation sowie die Arbeitsbedingungen waren genau 
geordnet. Ein durch Turgot im Jahre, 1776 erlassenes Edikt hob die Organi

sation der Zünfte und die dadurch entstehenden Hemmnisse auf, und gestattete 
es allen, selbst Ausländern, innerhalb des Königreichs beliebige Berufe auszu- 

üben. Nach dem Sturze Turgots wurden die Zünfte wieder gebildet, aber die 
Reglementierung der Betriebe und der Berufe wurde dennoch im Jahre 1779 
aufgehoben. Das endgültige Verschwinden der Korporationen fand in der 
Revolutionszeit stau, das Dekret vom 2.— 17. März 1791 lautete folgender



mallen: ,Es steht jedermann frei, beliebige Berufe, Künste. Gewerbe und 
Handel auszuüben“ (§ 7). Im  das Wiederaufleben der Zünfte zu verhindern 

verbot es das Dekret vom 14.-17. Juni 1701 Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
einer Proiession, Vereine zu bilden, sowie Verbünde zum Zwecke der Änderung 

der Arbeitsbedingungen zu veranstalten. Übrigens bestrafte der code pénal die 
Arbeitervereine weitaus strenger, als die Vereine von Arbeitgebern, letztere 
wurden sogar nur dann bestraft, wenn sie zu sehr überhand nahmen („deve
naient abusives“) — ein sehr weiter und viel zu dehnbarer Begriff! Die 
Gleichheit in bezug auf Strafe wurde durch das Gesetz vom Jahre I$49 ein- 

geführt. später hob das Gesetz vom 25. Marz 1S64 den strafbaren Charakter 
der Koalition auf, und änderte die §§414 und 415 des code pénal: gegen

wärtig wird Strafe angedroht nur noch wegen Drohungen, Gewalttätigkeit, 

Körperverletzung oder unlauterer Handlungen seitens der Arbeitgeber und 
Arbeiter denjenigen gegenüber, die an der Koalition nicht teilnehmen.

Schließlich hat das (Jesetz vom 21. llä rz  1 SSI Arbeitern und Arbeit
gebern gestattet, Berufsvereine („syndicats professionnels“) zu bilden. Aus dem 
Prinzip der Freiheit des Handels, der Industrie und der Arbeit folgt es, daß 

jedermann den ihm beliebigen Beruf ausüben darf, daß keinerlei Zwang be
züglich с er Betriebsorganisation oder der Preise von Waaren bestehen. Es 
sei hier bemerkt, daß die Freiheit der Betriebe eine —  übrigens sehr gerecht
fertigt erscheinende, — Einschränkung insoweit erfährt, als die Erfinder neuer 
Produkte oder neuer Betriebsverfahren einen gewissen Schutz genießen. Gegen 
die Entrichtung einer verhältnismäßig sehr geringen Summe und Hinterlegung 
der Beschreibung der Erfindung, erhalten die Erfinder ein Patent ;„brevet 
d invention“ ), welches ihnen das Recht der ausschließlicher, Benutzung der E r

findung auf fünfzehn Jahre sichert. Aus ähnlichen Gründen wird den Ver

fassern von literarischen oder künstlerischen Werken das Urheberrecht, zu- 
gesicliert.

Das Prinzip der Handelsfreiheit erfährt auch darin eine gewisse E in

schränkung, daß in einigen Zweigen, wie z. B. beim Verkauf von Fleisch und 
Brot, die Gemeinden das Recht haben, dem Preis dieser Lebensmittel eine 

Grenze zu setzen. Doch machen die Gemeinden von diesem ihnen durch das 
Gesetz vom 19.-22. Ju li 1791 verliehenen Rechte nur wenig Gebrauch, und 
das Gesetz selbst ist beinahe obsolet geworden.

Was die Freiheit der Arbeit betrifft, so besteht sie in Frankreich kraft 

der Prinzipien der großen Revolution nicht nur für Inländer, sondern in 

gleichem Maßte auch für Fremde. Ausländer dürfen in Frankreich sowchl 
Arbeit nehmen wie selbst Unternehmer werden. Da gewisse Länder sich 

französischen Arbeitern gegenüber weniger duldsam verhalten, so ist eine er.t- 
sprechende Behandlung der fremden Arbeiter des öfteren verlangt worden, 

das Parlament hat aber diesen Weg niemals einschlagen wollen; es hat ledig

lich am \ August 1393 ein Gesetz angenommen, dessen Überschrift lautet: 

.Gesetz betreffend den Aufenthalt der Ausländer in Frankreich uud den Schutz 
der nationalen Arbeit“.

Diese Überschrift ist aber trügerisch, sie bietet der nationalen Arbeit



keinen Schutz. Die frühere Freiheit bleibt auch weiter bestehen! Die Aus

länder, die nach Frankreich kommen, um da einen Beruf auszuiiben, müssen 

einfach eine .déclaration de séjour“, Aufenthaltserklänmg, absrtben. und jeder 
Franzose, der Ausländer beschäftigt, ist verpflichtet, von ihnen ein „certificat 

d'immatriculation*1, d. h. die Bescheinigung, daß sie ihrer Anmeldepflicht nach

gekommen sind, zu verlangen.
W irkliche Einschränkungen erleidet die Gewerbefreiheit, sie werden aber 

dadurch gerechtfertigt, daß der Staat sie zum allgemeinen Nutzen verhängt. 

So z. B. erläßt die Regierung besondere Regeln bezüglich gesandheit.sschädlicher 

oder gefährlicher Betriebe, wie die Herstellung gewisser chemischer Produkte, 
oder Explosivstoffe; diese Regeln betreffen sowohl die Gesuche uni Erlaubnis 

der Eröffnung wie der Einrichtungsbedinerungen '). Das Gesetz vom 12. Ju li 

1693 hat besondere Vorkehrungen für die Sicherung der Hygiene in Werk

stätten getroffen; das Gesetz vom *2. November 1892, teilweise durch dasjenige 

vom 30. März 190» geändert, hat der Arbeit von Frauen und Kindern in 
Werkstätten Grenzen gezogen; seit dem 31. März 1904 dürfen Jugendliche 

bis zn 18 Jahren und Frauen nicht mehr als zehn Stunden täglich beschäftigt 

werden, die Nachtarbeit ist prinzipiell untersagt.

Es bestehen auch besondere Bestimmungen für die Ausübung gewisser 
Berufe, wie derjenigen eines Arztes. Wund- und Zahnarztes, Hebamme. Apo

thekers und Rechtsanwalts. Seit dem Gesetz vom 30. November 1892 darf 

in Frankreich keiner die medizinische Praxis ausüben, falls er nicht im Be

sitze eines, durch die französische Regierung auf Grund einer vor einer staat
lichen höheren medizinischen Lehranstalt bestandenen Prüfung, ausgestellten 
Diploms eines Doktors der Medizin sich befindet (§ 1). Fm die zahnärztliche 

Praxis ausüben zu dürfen, ist das Diplom eines Dr. med. oder „chirurgien 
dentiste“ (Wund- und Zahnarzt) erforderlich (§ 2). Auch Hebammen müssen 

eine besondere Prüfung ablegen <§ 3). Die Doctores Medicinae, Zahnärzte und 
Hebammen sind verpflichtet, binnen einem Monate nach ihrer Niederlassung 
ihre Titel in die Register der Präfektur und des Sekretariats des Zivilgerichts 
ihres Arrondissements eintragen zu lassen.

Die Ausübung des Apothekerberufs ist ebenfalls von der Ablegung einer 
besonderen Prüfung abhängig2«.

Die für die Ausübung des Berufs eines Rechtsanwalts notwendigen Vor
bedingungen sind bereits erwähnt worden.

M on opo le , die schwerste Einschränkung der Gewerhefreijieit. seien hier 
an letzter Stelle erörtert. Dem Staatsmonopol gegenüber, heißt es, kann keine 

Konkurrenz standhalten, infolgedessen ist auch keine Erniedrigung im Preise, 
kein Fortschritt in der Herstellung möglich.

Einer gewissen Begründung entbehrten diese Einwände nicht, namentlich 
in betreff der Höhe der durch Monopole bedingten Preise; aber der Staat be
sitzt das Monopol nur weniger Produkte, die dabei nicht, wie etwa der Tabak,

1) Dekrete vom 15. Oktober 1SI0 und 2Ь. M&rz 1*52. 
i i Gesetz vom 21 Germinal — 1 Floréal de* Jahre» XI (§ 251.



der Befriedigung der ersten Lebensbedürfnisse dienen, und sie führen der 
Staatska»e beti äclitliclie Einnahmen in der Form von indirekten Steuern zu; 
infolgedessen sind auch die Monopole des Staates ganz erträglich. Sie er

strecken 'ich hauptsächlich auf Tabak, Streichhölzer, Schießpulver und Salpeter.
Das Monopol der Herstellung und des Verkaufs von Tabak ist, durch 

das Dekret vom 20. Dezember 18Hl zugunsten des Staates eingefiirt worden: 
zweifelsohne ist es die einträglichste indirekte Steuer.

Das Monopol der Herstellung und des Verkaufs von Zündhölzern ist erst 
im Jahre 1372 eingeführt worden. Infolge von Budgetsorgen hatte das Ge
setz vom 4. September 1871 die Erhebung einer Steuer über Zündhölzer, die 
in Frankreich hergestellt oder vom Auslande importiert werden, angeordnet; 
darauf gewährte das Gesetz vom 2. August 1S72 dem Staate das ausschließ

liche Recht. Zündhölzer herzustellen nnd zu verkaufen; dieses Monopol wird 
durch Vermittlung einer an dem Betrieb interessierten „compagnie de régie“ 

eiploitierr.
Das Monopol der Herstellung von Schießpulver und Salpeter ist. eher 

mit Rücksicht auf die öffentliche Sicherheit, als auf Staatseinnahmen einge- 

f iih n  worden.
Schließlich besteht noch im allgemeinen Interesse ein Monopol für Post

um! Telegraphen wesen.
§ Г26. F re ihe it dps Eigentums. — Die Freiheit des Eigentums ist 

durch die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte geheiligt worden; ,,Da 

das Eigentum ein unverletzliches und heiliges Recht bedeutet, so darf keiner 

dessen beraubt werden, außer wenn der gesetzlich anerkannte ö f fe n t l ic h e  
Nutzen es notwendig verlangt, und auch dann nur unter der Bedingung einer 

vorherigen gerechten Entschädigung". Folglich war die einzige Ausnahme, 
die die Revolution zuließ, die Expropriation; aber auch diese durfte ausschließ

lich im allgemeinen Interesse und gegen Entschädigung vorgenommen werden. 
Der code civil setzt dasselbe Prinzip durch, aber indem er den Begriff von 

der notwendig v e r la n g te n  Enteignung zu dem der Nützlichkeit erweitert.

§ 545 des code civil lautet; „Keiner darf gezwungen werden sein Eigentum 
abzutreten, außer wenn es zum allgemeinen Vorteil und gegen vorherige ge

rechte Entschädigung geschieht“.
Das gegenwärtig geltende Gesetz bezüglich der Expropriation ist am

3. Mai 1S41 angenommen worden.
In den Grundzügen besteht es darin, daß ein Gesetz oder ein Dekret 

den allgemeinen Vorteil als vorhanden erklären kann; die Enteignung wird 
durch einen Gerichtshof beschlossen und die Höhe der Entschädigung durch 

eine Jury, an deren Spitze ein Richter steht, bestimmt.
§ 127. Versammlungsfreiheit. — ..Der freie Austausch von Gedanken 

und Meinungen ist eines der kostbarsten Mer.schengüter“, sagte die E r

klärung der Menschen- und Bürgerrechte; die Verfassung vom 3.— 14. Sep

tember 1791 sicherte den Bürgern das Recht, sich ^friedlich und unbe
waffnet. gemäß den polizeilichen Bestimmungen, zu versammeln“ . Da zu 

der Zeit keine diesbezüglichen Bestimmungen vorhanden waren, so waren



die Versammlungen vollständig frei Die .K lubs- mißbrauchten diese Fre i

heit. Ein Dekret vom 0 Fructidor des Jahres III verbot die Gründung von 

politischen Vereinen und Klubs nnd schloß die bereit bestehenden; das Dekret 
vom 7 Thermidor des Jahres \ hob alle Vereine, die sich mit politischen Fragen 

befaßten, auf. l'nter dem Konsulat, dem Kaiserreich und de:- Restauration 

blieben die. öffentlichen Versammlungen verboten. Das Recht, Versammlungen 

abzuhalten, wurde durch die zweite Republik am 19. April ISIS wiedereinge

führt: „Die Klubs1*, hieß es, „sind für die Republik ein Bedürfnis, und für die 
Bürger ein Recht“ .

Aber kurz darauf mußten Einschränkungen für diese allzuarroße Freiheit 
getroffen werden und erst das Dekret vom 2s. Juni 1948. später das (Jesetz 

vom 19. Juni IS 19 gewährten der Regierung das Recht, jede öffentliche Ver

sammlung zu verbieten: die Gesetze vom 6. Juni 1S5(J und vom 21. Juni IS51 

verlängerten die \\ irkungen dieses Gesetzes, welches nur provisorisch hätte 

sein sollen. In ter dem zweiten Kaisen eich durften Versammlungen von mehr 
als zwanzig Personen nur noch mit Erlaubnis der Regierung abgehalten werden; 

begründet wurde diese Bestiinmuug durch das Dekret vom 25. M än 1S52, welches 
auf die öffentlichen Versammlungen diebetreffenden Paragraphen des code pénal 

und das Gesetz тот 10. April I S31 anwandte, —  letzteres verbot aber die B il

dung von Vereinen mit mehr als zwanzig Mitgliedern. Als das Kaiserreich am 

Ende seines Bestehens sich genötigt sah, der liberalen Partei Zugeständnisse 
zu machen, gestattete es die Abhaltung von öffentlichen Versammlungen ohne 
vorherige Erlaubnis doch war dieses Gesetz, wie die meisten sogenannten 
^liberalen“ Maßnahmen des Kaiserreichs, eitel Lug und Trug. Гп der Tat, 

einerseits sollte dieses Gesetz auf Versammlungen, deren Zweck die Erörte

rung politischer oder religiöser Fragen war, nicht anwendbar sein; anderer

seits gestattete es den Präfekten, Versammlungen, die „geeignet erschienen“, 
die Ruhe zu stören, zu vertagen, und Ministern gar, sie zu verbieten. Diese 

heuchlerische Formel ermöglichte die Äußerung der schlimmsten W illkür.

Gegenwärtig bestehen in bezug auf öffentliche Versammlungen die, wie 
uns scheint, sehr genügend liberalen Bratimmungen des Gesetzes vom 30. Juni 

lSS l, die durch das Gesetz vom 29. März 1907 bis zu einem (trade geändert 

worden sied. Das Gesetz vom Jahre 1881, dessen Wortlaut hier angegeben 

wird, hat so gut wie keine Schwierigkeiten bei seiner Handhabung verursacht. 

§ 1 lautet: „Die Abhaltung von öffentlichen Versammlungen ist frei. — Sie 

dürfen ohne jegliche vorherige Erlaubnis stattfinden . . Es werden nur ge

wisse Bedingungen für die Kontrolle seitens der Verwaltungsbehörden und für 
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe vorgeschrieben:

Jeder öffentlichen Versammlung muß eine Erklärung über Ort, Tag und 

Stunde vorangehen. Diese Erklärung muß von mindestens zwei Personen unter
schrieben werden, die die bürgerlichen und politischen Rechte besitzen und 
von denen die eine in der Gemeinde, wo die Versammlung stattfinden soll, 

wohnhaft ist. In Paris werden diese Erklärungen dem Polizeipräfekten, in



den Hauptstädten von Departements dem Präfekten, in Hauptorten von Arron
dissements dein Suhpräfekten nnd in den Gemeinden dem Bürgermeister ge
macht. Die Vei-sammlung darf erst viernndzwanzig Stunden nach Abgabe 

der Erklärung stattfinden. Ein Verwaltungsbeamter, meistenteils ein Polizei- 

koiiiinissar kann den Auftrag erlialten, der Versammlung beizuwohnen.

Die Versammlungen dürfen nicht auf öffentlichen Verkehrsstraßen, son

dern nur in geschlossenen Räumlichkeiten stattrinden ; es muß ein Präsidium 
von mindestens drei Mitgliedern gewählt werden, dessen Aufgabe es ist, Ord

nung zu erhalten, jede Zuwiderhandlung dem Gesetze gegenüber zu verhindern 
und jede Rede zu verbieten, deren Inhalt gegen die öffentliche. Ruhe oder die 

unten Sitten verstößt, oder eine Aufforderung zu einer strafbaren Tat ent
hält; für Verletzungen dieses Gesetzes haften die Mitglieder des Präsidiums.

Der Vertreter der Regierung kann die Versammlung nur dann auflösen. 
wenn er von dem Präsidium dazu aufgefordert wird, oder wenn Zusammen
stöße u:id Tätlichkeiten Vorkommen.

Die Wahlversammlungen, das heißt solche, die zum Zwecke der Bestim

mung des Kandidaten oder seiner Vorstellung abgehalten werden, dürfen 
während der Wahlperiode, zwei Stunden nach Abgabe der Erklärung statt
finden; sie können sogar am Tage der Wahl Stattfinder., falls es sich dabei 

um Wahlen handelt, bei denen an ein und demselben Tage mehrere Wahl
gänge. vorgenonimen werden, wie z. B. bei den iSenatorenwahleti Das Gesetz 

vom 29. März 1907 hat in dasjenige vom 3o. Juni I8S1 nur eine Änderung, 

aber eine recht wichtige eingebracht: „Alle öffentlichen Versammlungen“, heißt 
es da, rkönnen, gleichviel welches ihr Zweck sei, ohne vorherige Anmeldung 
stattfinden4*.

Dieses Gesetz ist angenommen worden, um die Ausübung der öffentlichen 
Kulte zu erleichtern: in der Tat, das Gesetz vom 0. Dezember 1905 betreffend 

die Trennung von Staat und Kirche, verlangte von den Kultusgemeinschaften 
(«associations cultuelles1*) eine jährliche Erklärung bezüglich der Abhaltung 
von Kultusversammlungen. Diese Bestimmung hatte heftigen Widerspruch er
regt, infolgedessen verhängte § 2 des Gesetzes vom 29. März 1907 die Auf
hebung derjenigen Bestimmungen des Gesetzes vom '1. Dezember 1905, welche 
im Gegensatz zum § 1 des neuen Gesetzes standen.

§ 12S. Yereinsfreiheit. — Die Versammlung trägt einen zufälligen 
und temporären Charakter, der Verein dagegen eir.en ständigen und dauern
den. Obwohl der Hang der menschlichen Natur die Bildung von Vereinen 

bedingt, hat der Staat bis zum Jahre 1901 dieselbe streng bestraft: Da er die 
Macht einiger von ihnen zu betürcliten hat. zwingt ihn sein eigenes Interesse, 

sich dagegen zu wehren. Bis zum Gesetze vom 1. Ju li 1901 galten in bezug 

darauf die §§ 291 und folgende des code pénal, durch das Gesetz vom 10. April 

1S34 vervollständigt. § 291 lautete: „Keine Vereinigung von mehr als zwanzig 

Personen, deren Zweck es ist. sich alle Tage oder an bestimmten Tagen zu 

treffen, um sich mit religiösen, literarischen, politischen oder anderen Sachen 

zu befassen, darf ohne Genehmigung seitens der Regierung, und anders als 

unter den Bedingungen, die die Regierung für nötig erachten w ird ,—  ge



bildet werden. Die Personen, welche in dem Hause, wo die Vereinigung zu- 
sanmientreten will, wohnhaft sind, gehört 11 nicht in die Zahl der im vor
liegenden Paragraphen erwähnten zwanzig Menschen". Das Gesetz vom 
10. April t S31 fii^te hinzu, daß auch Vereinigungen, die in Sektionen mit 

geringerer Mitgliederzahl geteilt waren und nicht an bestimmten Tagen zu

sammentreten. der Wirkung des § 2УІ unterlagen. Die Genehmigung der 
Regierung konnte jederzeit zurückgezogen werden.

Das Gesetz vom 1. Ju li НИМ dagegen hat die Vereinsfreiheit. außer 

für die religiösen Vereinigungen, ab allgemeines Prinzip aufgestellt. .Persön

liche Vereinigungen14, heißt es im §2. .dürfen anstandslos ohne vorherige Ge

nehmigung oder Erklärung gebildet werden“. Jede Vereinigung aber, deren 
Zweck ein unzulässiger, gegen die Gesetze oder die guten Sitten verstoßender, 

ist, oder die gebildet wird, um gegen die Ganzheit des Nationalterritoriums 

oder die republikanische Form der Regierung einen Anschlag zu verüben, ist 
null und nichtig (§

Um einer Vereinigung die Fähigkeit zu verleihen, als juristische Person 

zu handeln, muß eine Erklärung an die Präfektur oder Subpräfektur des 

Arrondissements, in welchem der Vorstand der Vereinigung seinen Sitz hat, 
abgegeben werden, sowie Angaben über den Namen und Zweck des Vereins, 

den Sitz seines Organs und die Namen. Berufe und Wohnungen der mit seiner 
Verwaltung Beauftragten gemacht werden. Dieses Gesetz wird durch die 
Androhung schwerer Strafen sanktioniert.

In den durch § 3 erwähnten Nichtigkeitsfällen wird die Auflösung der 
 ̂ereinigung durch das Zivilgericht verhängt, falls etwaige Interessenten oder 

die Staatsanwaltschaft es beantragen, oder falls Verstöße gegen die Bestim

mungen, die der Vereinigung juristische Persönlichkeit verleihen, verübt 
werden.

Das Gesetz erwähnt ausdrücklich, daß an den Bestimmungen betreffend 
die Berufsvereine, Handelsgesellschaften und solche für gegenseitige Hilfe 
nichts geändert wird.

Dasselbe Gesetz ist bei weitem strenger, sobald es sich um religiöse 

Vereinigungen („congrégations*4), deren geheime Macht immer zu befürchten 
ist, handelt.1) — .Keine religiöse Vereinigung darf ohne Zustimmung eines 

Gesetzes gebildet werden, welches die Bedingungen ihrer Tätigkeit bestimmt. 

— Ohne ein im Staatsrat beschlossenes Dekret dürfen religiöse Vereinigungen 
keine neue Einrichtungen gründen. — Die Auflösung der Vereinigung oder die 

Schließung ihrer Einrichtungen kann durch ein im Ministerrat beschlossenes 
Dekret verfügt werden- *).

Die Kongregationen, die zu der Zeit der Promulgation dieses Gesetzes 
ohne vorherige Krlaubnis oder Anerkennung bestanden, mußten binnen drei 

Monaten den Beweis erbringen, daß sie die notwendigen Schritte, zur E r-

I) Titel III des Gesetzes vom 1. Juli 1901 betreffend die religiösen Vereinigungen ist 
durch die Gesetze vom 4. Deicmbcr 1902 und vom IT. Juli !<M peändort worden.

2i (io«etz vom 1. Juli 1901, § 13.



langtir.g dieser Anerkennung gemacht hatten, sonst wurden sie als aufgelöst 

Mrachtet. ebenso wie die Vereinigungen, denen das Gesuch um Anerkennung 
abschlägig beschieden worden war.

Seit dieser Zeit ist ein neues Gesetz, dasjenige vom 7. Ju li 1‘iüJ, ange

nommen worden; sein Zweck ist, die Kongregationsschulen aufzuheben: „Den 
Kongregationen wird in Frankreich die Erteilung von Unterricht in jeder 

Form untersagt. -  Die Kongregationen, die als ausschließlich zum Zweck der 

Erteilung von Unterricht genehmigt worden waren, werden binnen höchstens 
zehn Jahren aufgelöst14 § \\ Diese Maßregel bedeutet einen großen .'Schritt 
zur Einführung des Universitätsmonopols, d. h. zum tatsächlich freien Unter

richt. in dem Sinne, daß der durch die staatlichen Schulen erteilte Unterricht 
rein wissenschaftlich ist, und in keinem Verhältnis zu irgendeiner Konfes
sion stellt.

§ 129. Fre ihe it «1er Fresse. — Unter dem .Ancien Régime“ war die 
Preßfreiheit gar nicht vorhanden, zur Ausübung des Druckerbernfes bedurfte 
es eines besonderen „Privilegiums des Königs“ ; mit diesem ..privilège du roi“ 
ve^ehen. erschien die erste französische Zeitung, die „Gazette de France“ 

(1MI;. Die Behörden erwiesen sich Druckern. Verfassern, Verlegern gegen

über unerbittlich streng, und die Gefängnisstrafen wegen „Preßdeükten“ wurden 
ungezählt und willkürlich verhängt.

Die Freiheit der Presse, durch die Erklärung der Menschen- und Bürger
rechte eingeführt, wurde in die Verfassung vom Jalire 1791 aufgenommen: 

„Jeder Bürger darl mit voller Freiheit reden, schreiben, drucken, muß aber 

für den Mißbrauch dieser Freiheit verantwortlich sein“, beit dieser Zeit hat 

die Freiheit der Presse vielerlei Drangsale erfahren. Bald wurde die Presse 

fiskalischen Präventivmaßregeln unterzogen, wie der Hinterlegung einer Kaution 
und der Entrichtung einer besonderen Steuer („impôt du timbre-), bald mußte 
sie zensuriert werden; unter dem zweiten Kaiserreich bestanden so viele 
präventive, repressive und fiskalische Bestimmungen in bezug auf die. Presse, 
daß deren Freiheit gar.z illusorisch wurde. Ulme auf die Erörterung dieser 

verschiedenen Maßregeln einzugehen, sei hier gleich das gegenwärtig geltende 
Gesetz vom 29. Ju li 184 dargelegt.

Dieses Gesetz (29. Ju li ib sn  hat die präventiven Einschränkungen auf
gehoben; es hat eine freiheitliche Ära für die Presse eingeführt, und die von 
ihm getroffenen Einschränkungen wirken gar nicht als solche: ihr einziger 
Zweck ist es. dem Mißbrauch dieser Freiheit Grenzen zu stecken.

Vor allem erklärt das Gesetz, daß „Druck und Verlag ganz frei sind- (§ l). 

Aber damit vorkommendenfalls die Verantwortung von den zuständigen Personen 
getragen werden könne, muß jede Druckschrift Angaben über den Namen und 

Wohnort des Verlegers enthalten: bei Nichtbeachtung dieser Bestimmung wird 
Geldstrafe, im Wiederholungsfälle Gefängnis angedroht. Außerdem ist jeder 

Verleger verpflichtet, beim Erscheinen der Druckschrift zwei Exemplare der
selben. die den Nationalsanimlungen zugute kommen, zu hinterlegen, und zwar 

in Paris beim Ministerium des Inneren, in der Provinz bei der Präfektur, der



Subpräfektur oder dem Bürgermeisteramt'? '„mairie“ i. Es bestehen keine 
weiteren Bestimmungen für Druck und Verlag der nichtperiodischen Presse.

Die periodische Presse, das heißt die Zeitungen und Zeitschriften, er

scheinen ohne jegliche vorherige Genehmigung und ohne Hinterlegung einer 
Kaution. Das Gesetz verlangt nur. daß dem zuständigen Staatsanwalt vor

herige Angaben gemacht werden, und zwar über die Überschrift der Zeitung 

oder Zeitschrift, die A rt und Weise ihres Erscheinens, den Namen und Wohn
ort des verantwortlichen Redakteurs i,gérant“ ) und den Namen des Ver

lags, in welchem sie gedruckt wird. Bei dent Erscheinen jeder Nummer müssen 

zwei Exemplare derselben bei der Staatsanwaltschaft hinterlegt werden, und 
in den Orten, wo kein Zivilgericht vorhanden ist, bei dem Bürgermeisteramt.

Der verantwortliche Redakteur ist unter Strafandrohung verpflichtet, 

alle Berichtigungen oder Widerlegungen, die ihm von Personen, welche in seinem 

Organ genannt oder bezeichnet worden sind, eingeschickt werden, zu ver

öffentlichen. Die eingesandte Berichtigung oder Widerlegung darf einen 

zweimal so großen Umfang haben, wie der Aufsatz, der sie hervorgerufen hat1).

V e rb re ch e n  und D e lik te ,  d ie  v e rm it t e ls  d e r P re s s e  v e rü b t 
w erden.

Die Journalisten besitzen ein ausnahmsweises und übermäßiges Vorrecht : 

Nicht die Amtsgerichte, sondern die Schwurgerichte sind zuständig bei Preß- 
delikten. Gewisse Journalisten mißbrauchen diesen Vorzug, da sie sicher 

sind, daß die Geschworenen sie freisprechen —  dieses geschieht oft. und a ll

zuoft aus Angst vor der Presse. Alle Preßdelikte ohne Ausnahme sollten der 
Gerichtsbarkeit der Amtsgerichte unterliegen, deren parteilose und über alle 
politischen Zwistigkeiten erhabene Strenge viele Journalisten zum Anstand 
mahnen würde. Übrigens sind diese allzumilden Bestimmungen teilweise 

schon aufgehoben worden: Das Gesetz vom 2. August 1 SS‘2 hat die Bestrafung 

der Verstöße gegen die guten Sitten, durch die periodische Presse (aber nicht 

durch Büchen verübt, der allgemein üblichen Gerichtsbarkeit der Amtsge

richte unterstellt; das Gesetz vom 1 G. März 1S93 hat dieselbe Bestimmung 

auf die Delikte der öffentlichen Beleidigung fremder Staatsoberhäupter und 

fremder diplomatischer Agenten erstreckt; und das Gesetz vom 2У. Ju li 1S‘»4 hat 
den Amtsgerichten die Zuständigkeit für Delikte der anarchistischen Pro
paganda zuerkannt

Das Gesetz vom Jahre 18S1 unterscheidet: 1. die Anstiftung zu Ver
brechen und Delikten, 2. die Delikte gegen die res publica, 3. Delikte Privat

personen gegenüber, 4. Delikte fremden Staatsoberhäuptern und diplomatischen 

Agenten gegenüber und 5. verbotene Veröffentlichungen.

Der Zuständigkeit des Schwurgerichts unterliegen unter anderem: Die 
Anstiftung zu einem Verbrechen oder einem Delikt, falls ihr Folge gegeben 
worden ist, oder auch nur ein Versuch, es durchzuführen, stattgefunden hat; 

Anstiftungen — auch wenn ihnen keine Folge gegeben worden ist — zu Mord,

1) Du Geeetz vom 29. Juli 1S81 befaßt sich Euch mit Affiebicrung, Kolportage und 
Verkauf von DruekachrifUn auf öffentlichen Verkehrestrtßen.



Kaub. Brandstiftung: oder zu einem Verbrechen gegen die Sicherheit des Staate 
(Gesetz vom 12. Dezember 1S93); Anstiftung von Militärpersonen, ihren Vor
gesetzten den Gehorsam zu verweigern; Beleidigung des Präsidenten der 

Kepublik; Verstoß gegen die guten Sitten (durch ein Buch'; Verleumdung oder 
Beleidigung von Gerichtshöfen, Heer oder Flotte, gesetzgebenden Körperschaften 

und öffentlichen Behörden; Verleumdung von Ministern, Mitgliedern des Parla
ments, öffentlichen Beamten, Vertretern der öffentlichen Autorität. Bürgern, 

die mit einem öffentlichen Dienst oder Mandat beauftragt werden —  falls sie 
wegen ihrer Amtshandlung angegriffen werden.

Das Gesetz vom Jahre 1SS1 überweist der Gerichtsbarkeit der Amts

gerichte unter anderem folgende Delikte: Übertretungen der Bestimmungen 

bezüglich der Hinterlegung von Pflichtexemplaren oder bezüglich der Redaktion 

von Z ;,itangen und Zeitschriften: Verstoß gegen die guten Sitten durch Zeich
nungen oder Druckschriften (nicht in Buchform) (Gesetz vom 2. April 15S2) 

Verleumdung oder Beleidigung von Privatpersonen1): die Veröffentlichung von 
Berichten über Verhandlungen der Kriminalgeriehte vor ihrer Verlesung in 
Memlicher Sitzung; die Veröffentlichung von Protokollen bei Verleumdungs- 
prozessec, in denen die Erbringung des Beweises nicht gestattet ist.

Der Gerichtsbarkeit der Polizeigerichte unterliegen: Die Nichterwähnung 
des Namens und Wohnorts des Verlegers einer veröffentlichten Druckschrift: 
Übertretungen von Bestimmungen bezüglich Affichierung und Kolportage; 
nicht öffentliche Beleidigungen.

Dieses sind die Grundzüge des Gesetzes vom 29. Ju li 1581, welches die 

Freiheit der Presse sichert. Die von ihm getroffenen Einschränkungen dürften 
Einwendungen nur seitens der Nörgler, der unruhigen Köpfe hervorrufen; 

die vernünftigen Geister können nicht anders urteilen, als daß die Freiheit 
der Presse in Frankreich vollständig gesichert ist, und der Definition der Frei

heit vollkommen entspricht: r Die Freiheit l>esteht in dem Recht, das za tun, 
was den anderen nicht schadet“.

§ 130. Gewissensfreiheit. — Auch dieses individuelle Recht wurde 
von dem .Ancien Régime“ nicht anerkannt: damals herrschte die Hegemonie 
der Staatsreligion, der Katholizismus.

Als die Reformation in Frankreich ihren Einzug hielt, wurden ihre An
hänger wegen Ketzerei strafrechtlich verfolgt. Im Jahre 159* gewährte 

Heinrich IV. den Protestanten gewisse Freiheiten, das Edikt von Nantes 

schützte sie vor Verfolgungen wegen ihres Glaubens, die öffentliche Abhaltung 

ihres Gottesdienstes aber wurde ihnen nur in einigen Orten gestattet: zu Paris 

selber und in einem Umkreis von fünf Meilen durfte kein protestantischer 
Tempel errichtet werden. Den Protestanten wurden alle bürgerlichen Rechte 

zuerkannt, sie wurden nunmehr zur Bekleidung aller öffentlichen Ämter und

1) Bei Verleumdung von Privatpersonen ist die Erbringung des Ikwei?es vor den Amte
gerichten nicht zulässig; bei Verleumdung von Beamten dagegen dirf der Bewei» vor den 
Schwurgerichten erbracht werden, und falls die Bofchuldigungen begründet erscheinen, muß 
der Angeklagte frei gesprochen werden.



Würden berechtigt. — Im Jahre lt»S5 widerrief Ludwig XIV . das Nanter 
Edikt, welches de facto seit geraumer Zeit nicht mehr angewandt wurde; alle 

durch dasselbe gewährten Privilegien wurden aufgehoben. Ks wurde den ^Refor
mierten* untersagt, selbst iu Privathausern zum Zwecke d**r Abhaltung ihres 
Gottesdienstes zusammenzutreten; alle Tempel sollten zerstört werden; die 

öffentlichen Ämter blieben den Protestanten nunmehr verschlossen. Später 
wurden sie schlankweg wie Katholiken betrachtet, und waren gezwungen ihre 

Khen vor katholischen Priestern einzugehen '); da die meisten sich weigerten 

es za tun. so galten ihre Verbindungen für ungesetzlich und ihre Kinder für 
unehelich.

Dieser Zustand wurde in mancher Hinsicht durch ein Edikt Ludwigs XVI. 
vom 28 November 17S7 geändert; Der K in iggewährte den Protestanten zwar 

nicht die Freiheit, ihren Kultus öffentlich auszuiiben. er gab ihnen aber das 

Hecht, .ihre Geburten, Trauungen und Todesfälle gesetzlich konstatieren zu 
lassenu.

Was die Juden betrifft, so besaßen sie unter dem , Ancien Régime" nicht 
die vollen bürgerlichen Rechte. Sie wurden wiederholt ans Frankreich aus
gewiesen, aber die diesbezüglichen Verordnungen verfolgten eher fiskalische 
Zwecke, denn jeder Ausweisbefehl verhängte gleichzeitig die Konfiskation ihrer 

Güter und ihrer noch ausstehenden Guthaben.

l ’ nter der Revolution wurde die Gewissensfreiheit proklamiert und, wie 

erwähnt, stellte die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte fest, daß „keiner 
auf Grund seiner Meinungen, selbst der religiösen, behelligt werden darf, falls 

deren Äußerung die öffentliche Ruhe nicht stört“ . Ihrerseits sicherte die Ver- 
fassung vom Jahre 1791 jedem Bürger das Recht zu. seinem Glauben frei 
nachzugehen. Dennoch verletzte die „Assemblé-? Constituante'1 die von ihr er

klärte Gewissens- und Kultusfreiheit, indem sie den Klerus der , constitution 

civile du clergé* unterwarf, wonach die Pfarrer und die Bischöfe durch das 

Volk gewählt werden sollten. Auch verlangte die,.Constituante“ von den An

gehörigen des Klerus die Leistung des bürgerlichen Eides („serment civique“). 

Da sehr viele diese Forderung ablehnten, entstand eine Art Schisma; neben 

dem beeidigten oder .konstitutionellen“ Klerus bestand der widerspenstige, 
nicht beeidigte. Napoleon I. knüpfte von neuem Beziehungen mit Rom an. 

und unterschrieb im Jahre 1*01 einen Vertrag mit dem Papst, das K o n k o r 
da t. welches den katholischen Kultus anerkannte; die „articles organiques“ 

vom IS. Germinal des Jahres X  trafen Bestimmungen betreffend die Verwal

tung dieses Kultus und erkannten auch den protestantischen an ; der israelitische 

Glaube wurde durch das Dekret vom 17. März 1808 anerkannt. Das Kon
kordat und die anderen Gesetze, die die Frage, des Kultus in Frankreich ge

regelt hatten, blieben bis zum Gesetz vom 9. Dezember 1905 bezüglich der 

Trennung von Staat und Kirche bestehen. Das Konkordat war ein Vertrag, 
der gegenseitige Verpflichtungen schuf; Die Freiheit des katholischen Kultus

l i Bi» tu der groBen Revolution wurden die Zivilstandsakten von den Priestern ge
führt; »o ?.. B. galten die Taufscheine als Geburtsscheine. Erst der code civil führte die 
standesamtlichen Bücher ein.



war u n w  den Schutz der Verwaltungsgesetze Frankreichs gestellt; die Erz- 
Ьы -I.öfe und Bischöfe wurden durch die Regierung ernannt, und erhielten später 

vom Papste die kanonische Institution: Kirchen waren den Bedürfnissen des 
Kultus wiederum zur Verfügung gestellt worden, und den Priestern ein an
gemessener Gehalt zugesichert; andererseits erkannte das Konkordat die Ge
setzlichkeit der Verkäufe der Kirchengüter („ventes nationales“), die wahrend 
der Revolution stattgefunden hatten, an.

Bis zum Trenmmgsgesetz vom Jahre 1905 wurde unter den anerkannten 
und den nicht anerkannten K u lte n  unterschieden, letztere erfreuten sich nicht 
der durch den Staat den erstcren gewahrten Vorrechte. Der hauptsächliche 
Unterschied bestand darin, daß die Geistlichen der anerkannten Kulten eine 

staatliche Besoldung erhielten, von der Verpflichtung, als Geschworene zu 
wirken, befreit waren, und unter der Herrschaft des Jlilitärgesetzes vom Jahre 
1SS9 nur ein Jahr aktiven Dienst leisteten. Außerdem wurden den anerkannten 

Kulten seitens der Gemeinden oder selbst des Staates Zuschüsse zum Zwecke 
der Instandhaltung vor. Kirchen und Tempeln gewährt. Schließlich genossen 
sie die Versammlungsfreiheit für ihren Gottesdienst und manchmal sogar die 
Freiheit, äußere Kundgebungen zu veranstalten.

Das Gesetz vom 0. Dezember 1905 betreffend die Trennung von Staat 

und Kirche gefährdet die Gewissensfreiheit in keiner Weise, im Gegenteil, es 
proklamiert sie ausdrücklich und sichert die freie Ausübung der Kulte, nur 

kenn: der Staat keinen Kultus mehr, und besoldet die Geistlichen nicht weiter: 

1. Die Kepublik sichert die Gewissensfreiheit. Sie sichert ebenfalls 

die freie Ausübung der Kulte unter den weiter erwähnten Bedingungen, die 
im Interesse der öffentlichen Ordnung vorgeschrieben werden.

§ 2. Die Republik erkennt weder irgend einen Kultus an. noch besoldet 
oder unterstützt sie ihn. Infolgedessen werden vom 1. Januar des Jahres, 
welches der Veröffentlichung vorliegenden Gesetzes folgen wird, alle sich auf 

die Ausübungen von Kulten beziehenden Ausgaben von dem Budget des Staates, 

der Departements und der Gemeinden gestrichen. Doch können in die oben

erwähnten Budgets Ausgaben aufgenommen werden, die die freie Ausübung 
von Kulten in öffentlichen Einrichtungen, wie Lyceen. Gymnasien. Schulen, 
Hospizen, Asylen und Gefängnissen ermöglichen. Die öffentlichen Kultus

einrichtungen werden aufgehoben.*

Nach diesen prinzipiellen Erklärungen bestimmte das Gesetz, daß die 
Einrichtungen, deren Aufhebung es anordnete, vorerst gemäß den früheren 

Gesetzen funktionieren sollten, bis die Kultusgemeinschaften („associations cul

tuelles), die das nämliche Gesetz organisierte und die für die Kosten, den 
Unterhalt und die öffentliche Ausübung der Kulte aufkommen sollten, die 

Güter der betreffenden Einrichtungen übernommen hatten. § :i traf tolgende 
Vorkehrungen bezüglich der Übergabe der Güter der früheren kirchlichen Ein

richtungen an die Kultusgemeinschaften: .Sofort nach \ eröffentlichung des 
vorliegenden Gesetzes, werden Beamte der Domänenverwaltung das beschreibende 

und abschat2 ende Inventarium vornehmen, und zwar:



1. Der beweglichen and unbeweglichen Gii'.er der obenerwähnten Ein
richtungen;

*2. der dem Staate, den Departements und Gemeinden gehörend»1» Güter, 
deren Nutznießung diesen kirchlichen Einrichtungen zugute kommt *

.Dieses doppelte Inventarium wird entweder in liegen wart der -reset z- 

lichen Vertreter der kirchliche» Einrichtungen, oder nachdem jene i:i ge
bührender Form vorgeladen worden sind, vorgenommen. — Die mit der Aus

führung des Inventariums beauftragten Kommissare haben das Recht, sich alle 

für ihr Geschäft erforderliche» Papiere und Dokumente vorlegen zu lasst»».* 

Diese anscheinend unschuldigen Maßregeln, die leicht und anstandslos von 
den Vertretern des protestantischen und des israelitischen Glaubens ange

nommen Wurden sind, haben die beinahe allgemeine Entrüstung der Angehörigen 

der katholischen Kirche erregt und wurden als Kirchenraub betrachtet: in 

einigen Ortschaften entstanden sogar während der Inventarisierung Unruhen. 

Doch waren die Anschuldigungen von Kirchenraub durch nichts gerechtfertigt, 
die Inventarisierungen hatten nur die Bedeutung eines Vorspiels zu der gesetz

lichen Übergabe der Kirchengüter an die Kultusgemeinschaften; diesbezüglich 
lautet § t: „Rinnen einem Jahre von der Veröffentlichung vorliegenden Gesetzes 

an werden alle beweglichen und unbeweglichen Güter der Tafelgüter, Fabrik
räte (.conseils de fabrique- ), Presb vteria I rit te, Konsistorien, und anderen öffent

lichen Kultuseinrichtungen, samt allen auf ihnen ruhenden Lasten und Schulden 
und unter Beibehaltung ihrer besonderen Bestimmungen von den gesetzlichen 

\ertretern dieser Einrichtungen an die Gemeinschaften übergeben, welche 

unter Anlehnung an die allgemeinen Organisationsbestimmungen des Kultus, 
dessen Ausübung sie, sichern wollen, sich gesetzlich gebildet haben werden.“ 

Diese Kultusgemeinschaften müssen als einzigen Zweck die Ausübung 
eines Kultus haben; sie bestehen in Gemeinden mit weniger als tausend E in

wohnern aus sieben Mitgliedern, aus fünfzehn in Städten mit tausend bis 

zwanzigtausend Einwohnern, und aus fünfundzwanzig in solchen mit mehr als 

zwanzigtausend. Die Kultusgemeinschaften dürfen untereinander Vereinigungen 
mit einem Zentralbureau oder -Verwaltung bilden.

Fa lls nach Verlauf von einem Jahre nach Veröffentlichung des Gesetzes 
die kirchlichen Einrichtungen ihre Güter nicht an die Kultusgemeinschaften 
übergeben haben werden, so werden diese Güter, laut § S, unter Sequester 

gesetzt, und deren Übergabe vermittels Dekrets bewerkstelligt. Fa lls keine 

Kultusgemeinschaften zum Zwecke der Empfangnahme der kirchlichen Güter 
sich gebildet haben werden, so werden die Güter durch ein Dekret den wohl

tätigen Einrichtungen überwiesen, die sich im Bereiche der betreffenden kirch
lichen Bezirke befinden.

Was soll aber aus den Kultusgebäuden werden? Laut dem Gesetz vom 
18. Germinal des Jahres X  sind und bleiben alle Gebäude, die den Kulten zur 
Verfügung gestellt worden waren, Eigentum des Staates, der Departements 

und Gemeinden. Sie werden unentgeltlich samt dem in ihnen etwa vorhandenen 

Mobiliar den Kultusgemeinschaften zur Verfügung gestellt. Die bischöflichen 
und erzbischöflichen Räumlichkeiten werden den öffentlichen Kultuseinrichtungen



'den früher bestehenden) auf zwei Jahre nach Veröffentlichung des Gesetzes 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt, die Pfarrhäuser. Seminarien und iheolo- 
logischen Fakultäten (protestantisch) auf fünf Jahre.

In seinem Titel V befaßt sich das Gesetz mit der Regelung der äußeren 
Kultusangelegenheiten.

Die Öffentlichkeit bei den Gottesdiensten in den den Kultusgemeinschaften 
gehörenden oder zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten wird für zulässig 
erklärt. Diese Versammlungen werden von den Formalitäten, die das Gesetz 

vom 30. Juni 1 SS 1 für die öffentlichen Versammlungen vorschreibt, befreit, 
namentlich von der Verpflichtung, ein aus mindestens drei Mitgliedern be
stehendes Bureau zu wählen; im Interesse der öffentlichen Ruhe werden sie 
jedoch unter die Aufsicht der Behörde gestellt. Bis zum Gesetz vom 29. März 

1907 durften sic nur nach Abgabe einer von zwei Personen unterschriebenen 
Erklärung, die die Räumlichkeiten, in denen die Versammlung abgehalten 
werden sollte, bezeichnet«, stattfinden: im Gegensatz zu den sonstigen Ver
sammlungen. genügte eine einzige Erklärung für die Gesamtheit der im Laufe 

des Jahres zu Kultuszwecken abzuhaltenden Versammlungen. Seit dem Gesetze 

vom 29. Marz 1907 ist diese Erklärung nicht mehr erforderlich.
Die Kundgebungen, Prozessionen usw. werden nach wie vor durch die 

Bestimmungen des Gemeindegesetzes vom 5. April 1 SS 1 geregelt, wonach die 
Bürgermeister durch Polizeiverordnung jede Zeremonie außerhalb des Knltns- 
gebäudes verbieten können.

Ruhegehälter freilich sehr geringfügige - werden den znr Zeit der 

Promulgation des Gesetzes vom 9. Dezember im Amt befindlichen Geistlichen 

gewährt. Bis zu einem gewissen Grade entspricht die Höhe dieser Pensio
nierungen der Amtsdauer des betreffenden Geistlichen.

Bezüglich der Handhabung des Gesetzes vom 9. Dezember 1905 sind 
Dekrete am 29. Dezember 1905. am 19. Januar 1906 und am 16 März 1906 
erlassen worden. Am 2. Januar 1007 ist ein Gesetz veröffentlicht worden» 

welches dem Staate, den Departements und Gemeinden die Verfügung über 
alle kirchlichen Räumlichkeiten endgültig übertrug, die ihnen gehörten und 

während des .Jahres nach Veröffentlichung des Gesetzes vom 9. Dezember von 

den Kultusgemeinschaften nicht beansprucht worden waren (§ 1 dieses Gesetzes). 
In seinem § 2 bestimmte das Gesetz vom 2. Januar, daß binnen einem Monate 

die Vergütungen an Geistliche eingestellt werden sollten, die ihr Amt in den 

kirchlichen Bezirken, wo die gesetzlich vorgeschriebenen Bedingungen bezüg

lich der öffentlichen Ausübung von Kulten nicht innegehalten worden waren, 

weiter ausübten. Schließlich hat ein Gesetz vom 13. April 190S die Gesetz

gebung über die Materie vervollständigt.

Dieses sind die Grundzüge des Gesetzes über die Trennung von Staat und 

Kirche. Es ist behauptet worden, daß durch dieses Gesetz die Gewissens

freiheil verletzt sei. und daß, da es keinen Kultus anerkenne, es sich auch in 
die inneren Verwaltungsangelegenheiten desselben nicht einzumischen habe 

und sich mit der Ausübung der polizeilichen Aufsicht begnügen müsse. Es 

muß zugegeben werden, daß diese K rit ik  in theoretischer Hinsicht einer gewissen



Begründung nicht entbehrt, man darf aber nie versessen, wa> für Kümpfe 
früher zwischen der Staatsgewalt und dem Klerus gewütet haben und mit 
welchen Schwierigkeiten es der Monarchie gelingen war. die k irchli.iie Vor

mundschaft abzuschütteln. Reminiszenzen an diese hinge sind шкіі nicht 
abgestorben und haben sicher auf die Geister der Gesetzgeber gewirkt. 

Übrigens mutt anerkannt werden, daß die Bestimmungen des Trennungs

gesetzes geeignet scheinen, die öffentlichen Rechte zu sichern und daß. wenn 
sie auch gewisse Einschränkungen für die freie Ausübung des Kultus be
deuten, sie dennoch die Gewissensfreiheit in keiner Weise gefährden.

Z w e ite s  K a p ite l.

Sicherung der individuellen Rechte.

§ 131. Die im Torhergehenden Kapitel erwähnten verschiedenen indivi
duellen Rechte werden durch die. Verfassung des Jahres 1S75 nicht einzeln 

erklärt, w ir wissen aber bereits, daß diese Verfassung keine Prinzipien auf
stellt und die Ideen des Jahres 17S9 implicite anerkennt. Übrigens werden 

Rechte nicht dadurch am besten gesichert, daß sie in einer Erklärung oder 
Verfassung genannt werden. Eine derartige Garantie wäre eher theoretisch, 

denn de facto könnte nichts den Gesetzgeber hindern, den aufgestellten Prin 

zipien widersprechende Gesetze, anzunehmen. Vor einiger Zeit galt neben 
der Berufung an den Staatsrat das Recht. Petitionen an die Kammern 
zu richten, als wirksamster Schutz der individuellen Rechte. Die Verfassung 

vom Jahre, 1S73 enthält keine ausdrücklichen Bestimmungen über das Petitions- 

recht, es ist aber ein althergebrachter Brauch, der übrigens durch die Ge

schäftsordnungen der Kammern und durch das Gesetz vom 22. Juli h79 aus

drücklich anerkannt wird.

Das P e t it io n s r e c h t .  Die Ausübung dieses Rechts wird nicht nur 

Peisonen, die sich im Vollbesitz der bürgerlichen Rechte befinden, sondern 

auch Frauen und Ausländern zugesichert. Die Petitionen können individuell 
oder kollektiv sein, sie müssen schriftlich vorgebracht und unterzeichnet werden 

und Angaben über den Wohnort des oder der Unterzeichneten enthalten, die 

Unterschriften müssen beglaubigt sein; die Petitionen werden dem Präsidenten 
des Senats oder dem Präsidenten der Deputiertenkammer eingereicht. Im 

Senat können sie auch einem der Sekretäre durch einen Senator überreicht 

werden, der darüber eine unterschriebene Randbemerkung macht; in der 
Deputiertenkammer kann sie ein Abgeordneter dem Generalsekretär des 

Präsidiums einhändigen. Die Geschäftsordnungen beider Kammern bestimmen, 

daß Petitionen, welche durch einen Menschenauflauf auf offener Verkelirsstraße 
gebracht oder überreicht werden, von dem Vorsitzenden und dem Präsidium 

nicht entgegengenommen werden können. Das Gesetz vom 22. Ju li 1S79 be
treffend den Sitz der öffentlichen Gewalten befaßt sich mit der nämlichen Frage 
und verhängt die nämlichen Verbote:

-§ ü. Jede Petition an eine der Kammern kann nur auf schriftlichem 
VN ege eingereicht werden. Es ist verboten, sie persönlich vorzubringen.



§ 7. Jede l'bertretung der Bestimmungen des vorigen Paragraphen, jede 
Anstiftung durch öifentlich gehaltene Reden oder durch affichierte und ver
teilte Schriften und Drucksachen zur Abhaltung von Versammlungen oder zum 

Zustandekommen von Aufläufen auf offener Verkehrsstraße, deren Zweck die 

Erörterung, die Verfassung oder die Überbringung (an eine oder beide Kammern' 
von Petitionen, Erklärungen oder Adressen ist, — wird mit den durch § 5. 
Absatz I des Gesetzes vom 7. Juni 1S4S (betreffend Auf laufe)') vorgesehenen 
Strafen geahndet.“

Die gemäß den Gesetzlichen Bestimmungen vorgebrachten Petitionen 
werden in eine allgemeine Liste eingetragen, je nach der Reihe ihrer Ein

reichung. und dann der allmonatlich zum Zwecke der Prüfung von Petitionen 

durch die Bureaus zu ernennenden Kommission überwiesen. Diese Kommission 
entscheidet, oh die von ihr geprüften Petitionen dem zuständigen Minister

! i Der Wortlaut dieses Paragraphen ist wie folgt: .Wer an einem nicht bewaffneten 
Auflaufe teilnimmt und ihn nach dem Trommelschlaf:, welcher der zweiten Aufforderung, 
auseinander zu treten, vorangeht, nicht verläßt, wird mit Gefängnis von vierzehn Tagen bis 
zu drei Monaten bestraft.*

Früher durften Petitionen im Parlamente persönlich vorgebracht werden.
Das Dekret vom U. Dcicmber 1789 bestimmte in seinem Paragraphen 62: ,Uie aktiven 

Bürger besitzen das Recht, friedlich und unbewaffnet in Privatversammlungen zusammen- 
zutreten, um Adressen und Petitionen auszuarbeiten, die entweder der Gemeindevertretung 
<и1ег den Departements- und Distriktsbehörden. oder dem gesetzgebenden Körper, oder dem 
König eingereicht werden; die städtischen Beamten müssen von Ort und Stunde der Ver
sammlung unterrichtet werden, und es dürfen nicht mehr als zehn Rürgcr zum Zweck der 
fberreichtinp dieser Petitionen usw. abgeordnet werden.“

Die Geschäftsordnung der „Constituante*' lautete: „Petitionen, Gesuche. Schreiben, Ein
gaben und Adressen werden der Vereammlung durch diejenigen unter ihren Mitgliedern, die 
damit beauftragt werden, überreicht. Fremde Personen, die Petitionen unverzüglich an die 
Versammlung zu richten wünschen, müssen sich bei einem der Türsteher melden; dieser führt 
sie hinein, und ein von ihm benachrichtigter Sekretär nimmt die Petionen direkt entgegen.“ 
Auch die „Assemblée legislative“ ließ die direkte Einreichung von Petitionen zu. Im § 7 des 
Dekrets vom H. November 1792 hieß es: „Jedermann, der dem Hause eine Petition direkt 
vorcubringen wünscht, muß sich beim Komitee der Petitionen melden, um den Gegenstand 
seiner Eingabe damilegcn und sich vormerken zu lassen. Die Reihe der Zulassung der Per
sonen, die Petitionen vorzubringen wünschen, zum Wort entspricht der Reibe, in der sie in 
den Registern vorgemerkt sind; Ausnahmen werden nur für wiche gemacht, die außerhalb 
Pane wohnen.“ Die Konvention gewährte ebenfalls das Recht der direkten Vorbringung 
von Petitionen. Das „Directoire ‘ gestattete nur noch die Einreichung von individuellen Ge
suchen an den Tribunat; dieses Recht wurde unter dem Kaiserreich aufgehoben und durch 
die Verfassung des Jahres 1SU wieder eingeführt: Die Petitionen durften nur noch schriftlich 
vorgebracht werden, die persönliche Einreichung war verboten; mit geringfügigen Änderungen 
dauerte dieser Zustand bis zum zweiten Kaiserreich; durch das Dekret vom 14. Januar 185Î 
wurde es untersagt, Petitionen an den gesetzgebenden Körper zu richten, nur an den Senat 
waren sie noch zulÄseig.

Die gegenwärtigen Bestimmungen, die die persönliche Vorbringung von Petitionen 
untersagen, sind recht vernünftig; die persönliche Vorbringung bedingt keine Beschleunigung, 
»ie kostet eher der Versammlung Zeit Die durch das Gesetz vom 22. Juli 1879 getroffenen 
Vorkehrungen suchen die Wiederholung peinlicher Szenen zu verhindern, die seit der Revolution 
mehrere Male stattgefunden haben, als die Monge unter dem Vorwand, Petitionen vorzubringen, 
das Parlament gestürmt hatte.



überwiesen werden, oder ob sie der Kammer zwecks Prüfung voi gelegt werden, 
oder ob die ..question préalable* (V erfrage, s. o. § >‘2i aufgeworfen werden müsse. 

E in  besonderes Verzeichnis (feu illeton“) wird unter den Mitgliedern der Kam
mern verteilt, und zwar einmal im Monate im Senate, und sogar jede Woche 

in der Deputiertenkammer, falls Notwendigkeit vorliegt; das ..feuilleton“ 

enthält Angaben über Namen und Wohnungen von Personen, die die Petitionen 

unterzeichnet haben, sowohl wie über den liegenstand der Petitionen und den 
von der Kommission gefaßten Entschluß. Rinnen einem Monat nach der Ver

teilung des Verzeichnisses kann jedes Mitglied des Hauses die Erstattung eines 

Berichts über eine Petition in öffentlicher Versammlung verlangen: nach Ab
lauf dieser Frist werden die Beschlüsse der Kommission, falls kein Mitglied 

des Hauses von dem ihm zu Gebote stehenden Rechte Gebrauch gemacht hat, 
als endgültig betrachtet und als solche im „Journal Officiel“ erwähnt. Die 

Minister sind verpflichtet, binnen sechs Monaten über die Folge zu berichten, 
die sie den ihnen überwiesenen Petitionen gegeben haben.

Dieses Petitionsrecht wird in seiner Bedeutung als Garantie der indivi
duellen Rechte immer weniger gehandh&bt; es darf behauptet werden, daß die 

individuellen Rechte gegenwärtig ihren besten Schutz in den so verbreiteten 
und so gut unterrichteten Zeitungen finden.

F ä lle ,  in  denen d ie  A u süb u ng  de r in d iv id u e l le n  R ech te  sus

p e n d ie r t  w erden  kann . In Fällen von inneren I nruhen oder von drohender 
Gefahr feindlichen Einbruchs darf die gesetzgebende Gewalt unter bestimmten 

Bedingungen im Interesse der öffentlichen Ruhe oder der Landesverteidigung 
den Belagerungszustand in Städten oder befestigten Plätzen verhängen. Eine 

Konsequenz des Belagerungszustandes ist es, daß die Militärbehörden gewisse 
Befugnisse besitzen, die sonst den Zivilbehörden zukommen, und daß die 

Ausübung einiger individueller Rechte auf eine Zeitlang suspendiert wird.

Die Verfassung vom M. September 1791 hatte für den Pall von inneren 

l.nruhen dem König das Recht zugestanden, unter Verantwortung des Ministe

riums die notwendigen Vorkehrungen für die Wiederherstellung der öffent
lichen Ruhe zu treffen, legte ihm aber die Pflicht auf. in einem derartigen 

balle das ..Corps Législatif* davon in Kenntnis zu setzen, falls es zur Zeit 
tagte, und es sofort zu berufen, falls es in den Ferien war. Das Gesetz vom 

I'j. I4ructidor des Jahres V  gestattete es dem,.Directoire1' im Falle von drohender 

innerer Gefahr den Kriegszustand, allerdings mit Genehmigung seitens des 
..Corps Législatif*1, zu verhängen. Unter dem ersten Kaiserreich konnte der 

Belagerungszustand durch kaiserliches Dekret erklärt werden. Unter der 

zweiten Republik wurde das Gesetz vom 9. August 1849 angenommen, wonach 
der Belagerungszustand im Prinzip nur durch die Nationalversammlung ver

hängt werden durfte. Unter dem zweiten Kaiserreich lag die Erklärung des 

Belagerungszustands in der Gewalt des Kaisers, der deu Senat davon in kür
zester P rist zu benachrichtigen hatte. Nach dem Sturz des Kaiserreichs kam 

dieses Recht der Nationalversammlung zu, welche es am 28. April 1871, aber 
nur auf drei Monate, auf das Oberhaupt der vollziehenden Gewalt übertrug. Die 
V erfassung vom Jahre 1875 sprach sich über diese Frage nicht genauer aus,



und das Gesetz vom 'i. April 1S78 erkannte dem Parlament das Recht zu, den 
Belagerungszustand zu erklären. Dieses Gesetz hebt einige Bestimmungen 
desjenigen vom 9. August 1Ы9 auf, läßt dagegen andere in Kraft,

J )e r Belagerungszustand“ , heißt es im ersten Paragraphen des Gesetzes 
vom 'Л. April 1S7S, „darf nur im Falle von unmittelbarer Gefahr verhängt 

werden, falls sie durch einen Krieg oder einen bewaffneten Aufstand droht. 
Nur ein Gesetz kann diesen Zustand erklären; dasselbe muß genau die Ge
meinden. Arrondissements und Departements bezeichnen, in denen er eingefiihrt 
wird und die Zeit seiner Dauer bestimmen. Nach Ablauf derselben wird der 
Belagerungszustand de iure aufgehoben, falls kein neues Gesetz seine Dauer 
inzwischen verlängert hat/

ln  Ausnahmefällen darf der Präsident der Republik nach eingeholtem 
Rat des Ministerrats den Kriegszustand verhängen, falls die Kammern 
zurzeit vertagt sind, aber dann versammeln sich diese binnen zweier Tage 
ohne besondere Berufung seitens des Präsidenten der Republik.

Im Falle der Auflösung der Deputiertenkammer darf der Belagerungs

zustand vom Präsidenten der Republik nicht einmal provisorisch verhängt 
werden. Nur beim Ausbruch eines Krieges dürfte der Präsident der Republik 
nach eingeholtem Rat des Ministerrata den Belagerungszustand in den vom 
Feinde bedrohten Orten erklären, müßte aber dann in kürzester Frist die 
Wahlkollegien berufen und die Kammern zusammentreten lassen.

In Algerien herrschen die nämlichen Bestimmungen, im Falle jedoch, d&ü 

die Verbindung nach Frankreich unterbrochen werden sollte, besäße der Gou
verneur das Recht, den Belagerungszustand über das ganze Land oder einen 
Teil desselben zu verhängen.

Ein gesetzlich erklärter Belagerungszustand dauert bis zu dem von 

diesem Gesetze bestimmten Tage; ist er durch den Präsidenten der Republik 
in Abwesenheit der Kammern erklärt worden, so hängt es von dem Parlament 
ab, nach seinem Zusammentreten diesen Zustand zu verlängern oder aufzuheben.

Für die Kolonien bleiben die Bestimmungen des Gesetzes vom 9. August 
in Kraft: der Belagerungszustand wird durch den Gouverneur der Kolonie 
verhängt, der die Regierung sofort davon in Kenntnis setzen muß. Es ist 

ganz berechtigt, dem Gouverneur in den von der Metropole so weit entfernten 

Ländern das Verfügungsrecht zu überlassen. Soll der Belagerungszustand die 
erwünschten Resultate haben, so muß er in aller Schnelligkeit eingeführt werden. 

Findet der Präsident der Republik, daß die Aufhebung des Belagerungszustandes 

unangebracht ist, so beantragt er unverzüglich dessen Verlängerung vor dem 
Parlament.

Das Gesetz vom .lahre 1S78 spricht nur von Städten, die weder Festungen 
noch Garnisonen sind; für diese bleiben die Bestimmungen des Gesetzes vom 
Jahre 1819, welches sich mit ihnen befaßte, in Kraft: in den Festungen und 

Garnisonen, die entweder in der Nähe der Grenze oder auch im Innern des 

Landes gelegen sind, darf der militärische Befehlshaber in folgenden Ausnahme- 

fällen den Belagerungszustand verhängen: bei Okkupierung durch das feindliche 
Heer, bei innerem Aufstand, und beim Zustandekommen von unerlaubten bewaff



neten Aufläufen in einem Umkreis von zehn Kilometern. — Der militärische 

Befehlshaber soll die Regierung über die von ihm ergriffenen Maßnahmen un

verzüglich in Kenntnis setzen; falls die Regierung es fur unangebracht hält 

den Belagerungszustand aufzuheben, so beantragt sie de.ssen Aufrechterhaitang 

beim Parlament.

Die Wirkungen des Belagerungszustandes sind die folgenden (Gesetz vom 

9. Augast 1849):
„§ 7. Sobald der Belagerungszustand verhängt worden ist, kommen 

alle Befugnisse, die die Zivilbehörden zwecks Aufrechterhaltung der Ordnung 

und Rahe ausüben, der Militärgewalt zu. Die Zivilbehörden fahren jedoch 

fort, diejenigen Befugnisse auszuüben, deren sie die Militärgewalt nicht ent
lastet h&t.

§ 8. Die Militärgerichte sind bei Verfahren wegen Vergehen und Ver

brechen gegen die Sicherheit der Republik, gegen die Verfassung, gegen den 

öffentlichen Frieden und Ruhe zuständig, unabhängig von dem Stande der 
Täter und ihrer Komplizen.

§ 9. Die Militärgewalt besitzt das Hecht: zu jeder Tages- und Nachtzeit 
Haussuchungen bei den Bürgern vorzunehmen; Vorbestrafte und Personen, die 
nicht ihren ständigen Wohnort im Bereiche der dem Belagerungszust&nde 

unterworfenen Ortschaften haben, auszuweisen: die Auslieferung von Waffen 

und Munitionen zu verlangen, und deren Fahndung und Konfiskation zu ver

fügen; Veröffentlichungen und Versammlungen zu verbieten, die sie für geeig
net hält, die Unordnung zu schüren oder zu erhalten.“

Im Kriegsfälle bedingt die Verhängung des Belagerungszustandes in 
Garnisonen außer den soeben erwähnten Wirkungen noch weitere, die durch 

das Gesetz vom 10. Ju li 1791 nnd das Dekret vom 24. Dezember 1811 bestimmt 
sind; sie werden aber hier nicht erörtert, denn sie beziehen sich auf den Kriegs
zustand.



Anhang.

Lois Constitutionnelles.

Loi du 25— 2* février 1875, re la tiro  à l'organisation des pouvoirs publics.

Art. 1. Le pouvoir législatif s’exerce par deux assemblées: la Chambre dee 
députés et le Sénat. La Chambre des députés est nommée par le suffrage universel, 
dans les conditions déterminées par la lui électorale. — La composition, le mode de 
nomination et les attributions dn Sénat seront réglés par une loi spéciale.

Art. 2. Le Président de la Képnbliqn  ̂est élu à la majorité, absolue des suffrages
par le Sénat et par la Chambre des députés réunis en assemblée nationale. Ii est
nommé pour sept ans; il est rééligible.

Art. 3. Le Président de la Répnbliqne a l’initiative des lois, concurremment avec 
les membres des deux Chambres; il promulgue les lois lorsqu’elles out été votées
par les denx Chambres; il en surveille et en assure l’exécution. — Il a le droit de
faire grîce; les amnisties ne peuvent être accordées que par une loi. —  11 dispose 
de la force armée. Il nomme à tous les emplois civils et militaires. — Il préside 
aux solennités nationales; les envoyés et les ambassadeurs des puissances étrangères 
sont accrédités auprès de lui. — Chacun des actes du Président de la République 
doit être contresigné par on ministre.

A rt 4. Au fur et à mesure des vacances qui se produiront à partir de la pro
mulgation de la présente loi, le Président de la République nomme, en conseil de« 
ministres, h>s conseillers d’Etat en service ordinaire. Les conseillers d’Etat ainsi 
nommés ne pourront être révoqué« que par décret rendu en conseil des ministres.
Les conseillers d’Etat nommés en vertn de la loi du 24 mai 1S72 ne pourront, jusqu’à 
l’expiration de leurs pouvoirs, êire moqués que dans !a forme déterminée par cette 
loi. - -  Après la séparation de l ’Assemblée nationale, la révocation ne pourra être 
prononcée que par une résolution du Sénat.

A rt 5. Le Président de la République peut, snr l ’avis conforme du Sénat, 
dissoudre la Chambre des députés avant l’expiration légale de son mandat. — En
ce cas les collèges électoraui sont convoqués pour de nouvelles élections dans le
délai de trois mois.

Art. 6. Les ministres sont solidairement responsables, devant les Chambres, 
de la politique générale du gouvernement, et individuellement de leurs actes per
sonnels. —  Le Président de la République n’est responsable que dans le cas de 
haute trahison.

A rt 7. En cas de vacance par décès ou pour toute autre cause, les deux Chambres 
réunies procèdent immédiatement à l'élection d’un nouveau Président — Dans 
l ’intervalle, le conseil des ministres est investi du pouvoir exécutif.

A r t 8. Les Chambres auront le droit, par délibérations séparées, prises dans 
chacune à la majorité, absolue des voix, soit spontanément, soit sur la demande du 
Président de la République, de déclarer qu’il y a lieu de réviser les lois consti
tutionnelles. — Après que chacune des deux Chambres aura pris cette résolution, 
elles se réuniront eu Assemblée nationale pour procéder à la révision. —  Les dé-



liberations portant révision des lois innstitntionnelb's en tou: ou en partie, devront 
être prisée à la majorité absolue des membres composant l'Assemblée nationale. — 
Toutefois, pendant la durée, des pouvoirs (oniérés par la l"i du 2n novembre 1S73
à Monsieur le Maréchal de Mac-Mahon. cette révision lie p-ut avoir lien que snr
la proposition dn Président de la République.

Art. 9. Le siège du pouvoir exécutif et des deux Chambres es* à Versailles.
(Abrogé. Voir Loi dn 21 Jnin 1879;.

Loi du 24— 28 février 18Î5, relative à l'organisation du Sénat \i.
Art. 1. Le Sénat se compose de trois cents membres; deux cent vingt

cinq élus par les départements et les colonies, et soixante-quinze élus par l ’Assemblée 
nationale.

Art. 2. Les départements de la Sein? et dn Nord éliront chacun ciii'j sénateurs.
—  Lee départements de la Seine-Inférienre, Pas-de-Calais. Gironde. Rhône, Finistère. 
Côtes-du-Nord, chacun quatre sénateurs. — Les départements de la I>ire-Inférieure, 
Saone-et-Loire, Ille-eM ilaine, Seine et-Oise, Isère, Puy-de-Dôme. Somme, Bouches- 
du-Rhône. Aisne, Loire, Manche, Maine-et-Loire, Morbihan, Dordogne, Haute-Garonne, 
Charent*-Inférieure, Calvados, Sarthe, Hérault, Baases-Pyrénées, Gard, Aveyron,
Vendée. Orne, Oise. Vosges. Allier, chacun trois sénateurs. — Tons Іея antres départe 
raents chacun deux sénateurs. — Le territoire de Belfort, les trois départements de 
l’Algérie, les quatre colonies de la Martinique, de la Guadeloupe, de la Réunion et 
et des Indes françaises, éliront chacun nn sénatenr.

Art. î|. Nul ne peut être sénateur s’il n'est Français, âgé de 40 ans au moins,
et s'il ne jouit de ses droits civils et politiques.

A rt 4. Les Sénateurs des départements et des colonies sont éins à la majorité 
absolue, et quand il y a Heu, au scrutin de liste par un collège rénni au chef-lieu 
dn département on de la colonie et composé: tu des députés; 2о des conseillers 
généraux; 3 ’  des conseillers d’arrondissement; 4 ° des délégués élus, nn par chaque
conseil municipal, parmi les électeurs de la commune. — Dans l'Inde française les
membres dn conseil colonial on des conseils locaux sont substitués aux conseils
généraux, aux conseillers d arrondissement et aux délégués des conseils municipaux.
— Ils votent an chef-lieu de chaque établissement

A r t  i». Les sénateurs nommée par l’Assemblée sont élus au scrutin de liste et 
à la majorité absolue des suffrages.

A r t  tt. Les Sénateurs des départements et des colonies sont élus pour neuf 
années et renouvelables par tiers, tons les trois ans. — Au début de la première 
session, les départements seront divisés en trois séries contenant chacune un égal 
nombre de sénateurs: il sera procédé, par la voie dn tirage au sort, à la désignation 
de* séries qui devront être renouvelées à l ’expiration de la première e* de la seconde 
période triennale.

Art. 7, Les sénateurs élus par l ’Assemblée sont inamovibles. — En cas de va
cance par décès, démission on autre cause, il sera, dans les deux mois, pourvu an 
remplacement par le Sénat lui-même.

Art. 8. Le Sénat a, concurremment avec la Chambre des députés, l’initiative 
et la confection des lois. — Toutefois les lois de ânauces doivent être, en premier 
lieu, présentées à la Chambre des députés et votées par elle.

Art. 9. Le Sénat peut être, constitué en cours de justice pour juger soit le 
Président de la République, soit les ministres, et pour connaître des attentats commis 
contre la sûreté, de l’Etat.

■ . " .И " . article* 1 à 7 de cette loi qni avaient cessé d’avoir le caractère constitutionnel
lepmg la loi dn 14 août 1SS4, юпі abroçés depuis la Ici dn 9 décembre IS*h4.



Art. 10. Ii ' îa procédé à l'élection da Sénat un mois avant l'époque fixée 
par l'Assemblée nationale ponr sa séparation. Le .Sénat entrera en fonctions et se 
constituera le j 'Ui теше où l'Assemblée nationale se séparera.

Art. 11. La présente loi ne pourra être promulguée qu'après le vote définitif 
de la loi sur les pouvoir? publics.

Loi constitutionnelle du Kl—1S juillet 1SÎ5 sur les rapports 
des pouvoirs publics.

Art. 1. Le Sénat et la Chambre des députés se réunissent chaque année, le 
second mardi de janvier, à moins d'une convocation antérieure faite par le Président 
de la République. Les deux ( hambres doivent être réunies en session cinq mois 
au moins chaque année. La session de l'une commence et finit en même temps que 
celle le l’autre. — Le dimanche qui suivra la rentrée, des prières publiques seront 
adressées à Dieu dans les églises et dans les temples pour appeler son secours sur 
les travaux des Assemblées1).

Art. 2. Le I*ré«ident de la République prononce la clôture de la session. Il 
a le droit de convoquer extraordinairement les Chambres. Il devra les convoquer si 
la demande en est faite, dans l'intervalle des sessions, par la majorité absolue des 
membres composant chaque Chambre. — Le Président peut ajourner les Chambres. 
Toutefois l ’ajournement ne pent excéder le terme d'un mois, ni avoir li“n plus de 
deux fois dans la même session.

Art. 3. Un mois an moins avant le terme léga! des pouvoirs du Président de 
la République, les Chambres devront être réunies en Assemblée national-' pour 
procéder à l'élection du nouveau Président — A défaut de convocation, cette rénnion 
aura lieu de plein droit le quinzième jour avar.t l’expiration de ces pouvoirs.
Kn cas de décès ou d>‘ démission dn Président de la République, les deux Chambres 
se réunissent immédiatement et de plein droit, ■ Dans le cas où. par application 
de l ’article о de la loi dn 25 février 1S75. la Chambre des dépntés se trouverait 
diseonte an moment où la Présidence de la République deviendrait vacante, les 
collèges éiectoraux seraient aussitôt convoqués, et le Sénat se réunirait de plein droit.

Art. 4. Toute assemblée de l'une des deux Chambres qui serait tenue- hors du 
temps de la session commune est illicite et nnlle de plein droit, sauf le cas prévu 
par l'article précédent et celui ou le Sénat est réuni comme cour de justice; et dans 
ce dernier cas il ne peut exercer que des fonctions judiciaires.

A rt Г). Les séances du Sénat et celles de la Chambre des dépntés sont publiques 
— Néanmoins, chaque Chambre peut se former en comité secret sur la demande 
d'un certain nombre de ses membres, fixé par le règlement. — Elle décide ensuite, 
à la majorité absolue, si la séance doit être reprise en public sur le même sujet.

Art. 6. Le Président de la République communique avec les Chambres par des
messages qui sont lus à la tribune par nn ministre. — Les ministres ont leur entrée 
dans les deux Chambres et doivent être entendus quand ils le demandent Ils peuvent 
se faire assister par des commissaires désignés, pour la discussion d'un projet de loi 
déterminé, par décret du Président de la République.

A rt ?. Le Président de la République promnlgne les lois dans le mois qui 
snit la transmission au Gouvernement de la loi définitivement adoptée. 11 doit 
promulguer dans les trois jours les lois dont la promulgation, par tin vote exprès 
dans l'une et l'autre Chambre, aura été déclarée urgente. — Dans le délai fixé pour 
la promulgation, le Président de la République p̂ nt. par nn message motivé, demander 
anx deux Chambres une nouvelle délibération qui ne peut être refusée.

'.I Ce dernier paragraphe л été abrogé, voir, infra, Loi 14 aofit Ш4.



Art. S. Le President de 1» République négocie et rati!ie les traités J1 en 
donne connaissance aux Chambres aussitôt que l'intérêt et la Mireté d» l’Etat le 
permettent. — Les traités de paix, de commerce, les traités qui engagent les finances 
de l ’Etat, ceux qni sont relatifs à l'état des personnes et au droit de propriété des 
Français à l'étranger. ne sont définitifs qu'après avoir été votés par les deux 
Chambres. Nulle cession, nnl échange, nulle adjonction de territoire ne peut avoir 
lieu qn’en vertu d'uue loi.

Art. 9. \a Président de la République ne peut déclarer la guerre sans lasseiri- 
ment préalable des deur Chambres.

Art. 10. Chacune des Chambre« est juge de l'éligibilité Je ses membres et Je 
la régularité de leur élection, elle peut seule recevoir leur démission.

A rt 11. Le bureau de chacune des deux Chambres est élu chaque année pour 
la durée de la session, et pour toute session extraordinaire qui aurait lieu avant la 
session ordinaire de l ’année suivante. — Lorsque les deux Chambres se réunissent 
eu Assemblée nationale, leur bureau se compose des présidents, vice présidents et 
secrétaires du Sénat.

A rt 12. Le Président de la République ne peut être mis en accusation que 
par la Chambre des députés et ne peut être jugé que par le Sénat. — Les ministres 
peuvent être mis en accusation par la Chambre des députés pour crimes commis daus 
l'exercice de leurs fonctions. En ce cas ils sont jugés par le Sénat — Le Sénat 
peut être constitué en cour de justice par nn décret du Président de la République, 
rendu en conseil des ministres, pour juger toute personne prévenue d’attentat commis 
contre la sûreté de l’Etat. — Si l ’instruction est commencée par la justice ordinaire, 
le décret de convocation du Sénat peut être rendu jusqu’à l'arrêt de renvoi.-- Une 
loi déterminera le mode de procéder pour ’.'accusation, l'instruction et le jugement.

Art. 13. Aucun membre de l'une ou de l'antre Chambre ne peut être poursuivi ou 
recherché à l'occasion des opinions ou votes émis par lui dans l'exercice de ses fonctions.

Art. 14. Aucun membre de l ’une ou de l ’autre Chambre ne pent, pendant la 
durée de la session, être poursuivi ou arrêté en matière criminelle ou correctionnelle, 
qu’avec l ’autorisation de la Chambre dont il fait partie, sauf le cas de flagrant 
délit. — La détention ou la poursuite d'un membre de lune on de l’autre Chambre 
est suspendue, pendant la session, et pour route sa durée, si la Chambre le requiert.

Loi du 21— 22 juin 18Î9, portant abrogation de l’article 9 de la loi 
constitutionnelle du 25 février 1K75.

Loi dn 14 août 1884, portant révision partielle des lois 
constitutionnelles.

A rt 1. Le paragraphe 2 de l ’article 5 de la loi constitutionnelle du 2Ъ lévrier 1Ь7Ь. 
relative à l’organisation des pouvoirs publics, est modifié ainsi qu’il suit: —  «En ce 
cas. les collèges électoraax sont réunis pour de nouvelles élections dans le délai de 
deux mois et la Chambre dans les dix jours qui suivront la clôture des opérations 
électorales.«

A rt 2. Le paragraphe 3 de l ’article 8 de la même loi du 25 février 1875
est complété ainsi qu'il suit: — »La forme républicaine du Gouvernement ne peut
faire 1 objet dnne proposition de révision. Les membres des familles ayant régné
sur la l  rance sont inéligibles à la Présidence de la République.«

Art. Les articles 1 a 7 de la loi constitutionnelle du 24 février 1875,
îelative a 1 organisation du Sénat, n’auront plus le caractère constitutionnel.

Art. 4. Le paragraphe 3 de l ’article 1 de la loi constitutionnelle du 16 juillet 1S75, 
sur les rapports des pouvoirs publics, est abrogé.



Rapport du Président du Coaseil au Président de la République, con
cernant la créatiou et l'organisation du ministère du travail.

Paris le 2ü octobre I90t>.
Monsieur le Président.

Eu vous soumettant, à titre de projet, la création d'un ministère dn travail, le 
gouvernement s'est proposé de réaliser une réforme accomplie, déjà, en certain» pays 
et réclamée, depnis près d'un demi-siècle, par la démocratie française.

S'il est bon, en effet, de rappeler que le ministère du travail existe déjà en 
Belgique et en Nouvelle Zélande on ne ‘aurait oublier que l’initiative an moins 
théorique de cette création est due à la République de 1848. C'est Louis Blanc qui 
demanda a l ’Assemblée Constituante d'instituer nn ministère du progrès et du travail. 
Emportée par la réaction politique de 1849, cette proposition ne fut pas discutée.
Elle tut reprise en ISSti par M. Camille Kaspail, sans succès.

M. Vaillant et quelques-uns de ses collègues !a présentèrent à nouveau en 1894,
en 1898 en 1903, avec des justifications nouvelles. A son tonr M. l'abbé Lemire 
s'en déclara partisan. Enfin, au Sénat la commission des finances dans le rapport 
spécial du ministère de 1 intérieur ponr l'exercice 1906, donna son adhésion explicite 
à l’institution d'uu ministère du travail.

A la vérité, le ministère du travail n'est pas à créer, il existe, mais il existe
à l’état dispersé, sous espèces de services rattachés à des services différente, et qui,
pour le plus grand dommage de l'administration et de l’action gonvernementale, n’ont 
entre eux aucun lien de vie. Il sagit donc simplement de constituer le nouvel
organisme par la réunion des parties préexistantes, ou, en d’autres termes, de réunir 
des services épars ponr former une administration distiucte.

Le ministère dn travail doit grouper tont ce qni concerne:
â  la réglementation du travail (heures de travail, repos, hygiène, sécurité 

etc . . .):
b) les relations entre employeurs et employés (contrat de travail, associations

professionnelles, différends collectifs et conciliation, etc . . .);
c) les conditions d’eiistence des travailleurs en cas de maladie, d'accidents du 

travail, de chômage, d’invalidité, de vieillesse, et. en général les institutions d’épargne 
et de prévoyance qui les intéressent plus particulièrement;

d) les statistiques et les enquêtes relatives à tons ces objets.
En nn mot le ministère doit s’occuper de tout ce qui concerne les travailleurs 

envisagés comme tels, c’est-à-dire comme liés par un contrat de travail envers d’autres 
personnes; dans ses attributions, doit rentrer la formation de ce contrat, ainsi que 
les conditions dans lesquelles il dnit s'exécuter peur ne compromettre ni la santé, ni 
la sécurité, du travailleur.

En même temps il doit chercher à ménager à celni qnl n'a à sa disposition que 
sa force de travail, les moyens de subsister quand celle-ci vient à lui faire défaut 
momentanément ou dcfinitivetr-eut.

Les ouvriers de l ’industrie ne rentrent d’ailleurs pas seuls dans cette définition 
du travailleur; elle comprend les employés de l’industrie et du commerce, elle comprend 
enfin les ouvriers de l ’agriculture qui. après s’étre longtemps tenus à l’écart du 
mouvement syndical, paraissent de plus en plus disposés à faire appel aux facultés 
que leur offre la loi de 18S4 pour la défense de leurs intérêts professionnels.

Par contre, restent en dehors de l’action du ministère du travail, tei que nous, 
venons de le définir, les conditions économiques de la production et de l’échange, le 
commerce, l ’industrie et l ’agriculture proprement dite.

Nous vous proposoi.s. en conséquence, de composer comme suit le ministère du 
travail:

Il comprendrait les deux directions qui, dans l’ancien ministère du commerce, 
de l’industrie et du travail, s’occupaient des questions de travail et de prévoyance;



I.a direction du travail et la direction de l’as«nranoe et de la prévoyance social'*;
A ces dem directions s'ajouteraient la direction de la Mutualité, distraite du 

Ministère de 1 intérieur, et la partie du service des mines, actuellement au ministère 
des travaux publics, qui a pour objet la réglementation >lii travail dans les exploi
tations minières, les secours de maladie et les retraites des ouvriers mineurs.

On 8 est demandé s il ne conviendrait pas de rattacher entièrement au nouveau 
ministère le service des mines. Mais, en dehors des questions Je travail j-ripremeut 
dites, le service des mines s'occupe des recherches de mines, de concessions, des 
redevances, de la sécurité de la Rurface et de la conservation de la mine, et d'autres 
questions qui ne rentrent pas nécessairement dans 1? cadre que nous avons tracé 
pour le futur ministère du travail.

La sécurité des ouvriers mineurs est, d'autre part, liée si intimement à la 
sécurité de la surface et à la conservation de la mine, qu'une distinction entre l ’une 
et les antres n'a раз paru possible; elles sont d'ailleurs visées par le même texte 
dans la loi de 1Ы 0.

La réglementation dn travail peut au contraire être rattachée sans inconvénient 
au ministère du travail qui, depuis 1S92, a d'ailleurs la surveillant des exploitations 
minières à ce point de vue, en ce qui coucerne les enfants et les femmes.

Quant à la loi sur les délégués mineurs de 1S90, à celles de 1SS4 et de 1M3 
sur les caisses de secours et de retraite des ouvriers mineurs, il est logique qu'elles 
ressortissent au ministère du travail.

L'action du ministre du travail sur les conditions d'attribution de ia propriété 
minière et les stipulations du cahier des charges, qui peuvent avoir une portée sociale, 
seraient garanties par le fait que les décrets de concession devraient porter la signature 
du ministre du travail en même temps que celle dn ministre des travaux publics.

П antre part, ponr assurer l’action du ministre dn travail sur les ingénieurs 
des raines, chargée sous son autorité de la réglementation du travail, les tableaux 
d avancement et les nominations devraient être arrêtés de concert entre les deux 
ministres.

La direction de la mutualité serait rattachée au ministère du travail et de la 
prévoyance sociale telle quelle est organisée par le décret du 21 octobre 1900. Les 
directions du travail et de l'assurance et de la prévoyance sociales conserveraieut 
dans l'ensemble leurs attributions actuelles auxquelles s'ajouteraient, pour la première, 
le contrôle des lois sur la durée du travail et ies délégués mineurs, et, pour la 
seconde, celai des lois relatives aux secours de maladie et aux retraites des ouvriers 
mineurs.

I elles sont, Monsieur le Président, les attributions que je vous propose de donner 
au ministère du travail.

Sans doute, la création de ce nouveau département ne résoudra pas les multiples 
questions que soulève la condition actuelle des travailleurs, mais elle en facilitera 
1 étude et, par cela même, la solution.

Ce sera le même esprit qui présidera désormais au progrès de la législation 
sociale, quelle que soit la catégorie de travailleurs auxquels elle s'appliquera. Par 
la sera rendue plus cohérente la législation ouvrière, plus rapide sa réforme, pins 
tangible la sollicitude que le gouvernement de la République témoigne anx travailleurs.

Si vous approuvez ces propositions je vous prie de vouloir bien signer le décret 
suivant.

Veuillez aggréer, monsieur le Président, l ’hommage de mon profond respect.

Le président du conseil, 

ministre de l'intérieur.

G. (,'lémenceau.
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